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1 ÄNDERUNG DER RAHMENBEDINGUNGEN  

ELER-Verordnung Art. 82 (2) a) 

Die positive wirtschaftliche Entwicklung der Bundes-

republik hielt im Berichtsjahr weiter an. Trotz zusätzli-

cher Belastungen durch die finanzielle Hilfe infolge 

des Hochwasserereignisses im Sommer 2013, wur-

den weniger neuen Schulden aufgenommen als ur-

sprünglich geplant. Brandenburg konnte seinen Fi-

nanzhaushalt durch ein erneutes Plus an Einnahmen 

weiter konsolidieren. Trotz der wirtschaftlich guten La-

ge und der bundesweit steigenden Erwerbstätigen-

zahlen ging im Berichtsjahr die Anzahl an sozialpflich-

tig Beschäftigten in Brandenburg, wie auch in den 

anderen ostdeutschen Ländern, leicht zurück.  

 

Der demografische Wandel wie auch die Abwande-

rung vor allem aus strukturschwachen Gebieten er-

schweren die Situation auf dem Arbeitsmarkt. Es wird 

für Unternehmen in den ostdeutschen Ländern zu-

nehmend schwieriger freie Stellen mit qualifiziertem 

Personal zu besetzen.  

 

Politisch prägte das Jahr 2013 die Neuwahl des 

Deutschen Bundestages. In deren Ergebnis ging die 

CDU/CSU als größte Fraktion mit der SPD eine Koali-

tion ein. Der Koalitionsvertrag beinhaltet die Einigung, 

dass mit der nationalen Umsetzung der GAP insbe-

sondere die wirtschaftliche, soziale und ökologische 

Entwicklung ländlicher Räume gefördert wird. 

 

Auf europäischer Ebene wurde im Juni des Berichts-

jahres eine politische Einigung über die Reform der 

Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) für die Zeit nach 

2013 erzielt. Die Neugestaltung der GAP soll zu einer 

ausgewogeneren Verteilung der Direktzahlungen 

führen, die Stellung der Landwirte stärken und die 

GAP insgesamt effizienter und transparenter gestal-

ten.  

 

Die Hochwasser im Sommer des Jahres an vielen 

Flüssen in der Bundesrepublik haben enorme finanzi-

elle Schäden verursacht, sowohl in Siedlungsgebie-

ten, als auch auf landwirtschaftlichen Flächen. Die 

Landwirte in Brandenburg erzielten trotz der schwieri-

gen Wetterverhältnisse eine zufriedenstellende Ernte. 

Die wirtschaftliche Situation der Betriebe hat sich im 

Berichtsjahr deutlich verbessert. Grund dafür waren 

die guten Preise auf den Agrarmärkten für Getreide 

und die steigende Nachfrage nach Milch aus dem 

Ausland. 

 

(Die Endnoten verweisen ausschließlich auf Quellen-

angaben am Ende des Berichts.) 

 

 

Sozioökonomischer Rahmen 

 

Bevölkerung 

 

Der Bevölkerungsstand des Landes Brandenburg ist 

zwischen 2002 und 2011 kontinuierlich um 0,3 - 

0,5 % pro Jahr zurückgegangen. Am 31. Dezember 

2012 wurden rund 2,45 Mio. Einwohner erfasst (zen-

susbereinigt). Dieser Rückgang wird insbesondere 

durch die natürliche Bevölkerungsbewegung ver-

ursacht. Denn auch wenn die Zahl der Lebendgebo-

renen in den vergangenen zehn Jahren insgesamt 

um 4,4 % zugenommen hat, ist im selben Zeitraum 

die Zahl der Sterbefälle um 7,7 % gestiegen. Im Jahr 

2012 wurden 18.475 Kinder geboren, zugleich sind 

28.403 Menschen gestorben.
1, 2, 3

 

 

Die regressive Bevölkerungsentwicklung kann ge-

genwärtig nicht durch Zuwanderungen ausgeglichen 

werden, auch wenn der Wanderungssaldo Bran-

denburgs im Vergleich zu den vergangenen zehn 

Jahren einen deutlichen Zuwachs verzeichnete 

(2012: + 5.729 Personen). Die Zuzüge erfolgten zu 

70,4 % aus den anderen Bundesländern, 29,6 % der 

Zugewanderten stammten aus dem Ausland. Regio-

nal auffällig differenziert ist diese Entwicklung hin-

sichtlich der an Berlin angrenzenden Landkreise, die 

alle einen positiven Wanderungssaldo verzeichneten, 

während die Bilanz aus Zu- und Fortzügen in den 

übrigen Landkreisen des Landes negativ ausfiel. Das 

Berliner Umland stellt somit weiterhin einen wesentli-

chen Anziehungspunkt in Ostdeutschland dar.
4, 5

 

 

Auch in Berlin selbst nimmt die Bevölkerung stetig zu: 

Am 31. Dezember 2012 zählte die Hauptstadt rund 

3,38 Mio. Einwohner. Der Bevölkerungszuwachs 

resultierte hier sowohl aus kontinuierlich wachsenden 

Zuwanderungsgewinnen (2012: + 41.324 Personen) 

als auch aus einem positiven Geburtensaldo von 

2.460 Lebendgeborenen.
6, 7, 8
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Das Bundeskabinett hat 2012 die Demografiestrate-

gie „Jedes Alter zählt“ beschlossen. Die Strategie 

beschreibt Ziele, Handlungsfelder und Maßnahmen 

hinsichtlich der abnehmenden Bevölkerungszahl 

sowie der voranschreitenden Alterung der Bevölke-

rung und wird in Zusammenarbeit von Bund und 

Ländern umgesetzt. Erste Ergebnisse wurden auf den 

Demografiegipfeln im Oktober 2012 sowie im Mai 

2013 vorgestellt. Die Arbeitsgruppe „Regionen im 

demografischen Wandel stärken“ hat eine Metho-

dik entwickelt, mit der eine Abgrenzung einzelner 

Regionen in Ausmaß und Umfang ihrer Betroffenheit 

vom demografischen Wandel ermöglicht wird. Für 

Brandenburg wurde ein flächendeckender Hand-

lungsbedarf in der Daseinsvorsorge und Wirtschafts-

kraft identifiziert. Besonders hoch sind die Herausfor-

derungen zu Stärkung der Wirtschaftskraft im Land-

kreis Uckermark und dem Märkisch Oderland nahe 

der polnischen Grenze, im südlichen Teil des Land-

kreises Teltow-Fläming und im Oberspreewald (siehe 

Grafik rechts).
 9,

 
10

   

 

Weitere wichtige Ergebnisse für die Fortentwicklung 

der Demografiestrategie wurden bei der Veranstal-

tung „Regionale Schrumpfung gestalten“ im Okto-

ber 2013 in Berlin erzielt, an der rund 70 Fachleute 

teilnahmen. Dabei wurde u. a. die Einführung soge-

nannter Regionaletats, die Fördermittel aus verschie-

denen Politikressorts bündeln, sowie der Einsatz von 

"Dorfmanagern" diskutiert.
11

 

 

Die vom Sachgebiet "Strukturen der Daseinsvor-

sorge in ländlichen Räumen" in der Bundesanstalt 

für Landwirtschaft und Ernährung (BLE) konzipierte 

Begleitveranstaltung auf dem Zukunftsforum Ländli-

che Entwicklung des BMELV in Berlin widmete sich 

im Berichtsjahr der Beteiligung von Jugend und Un-

ternehmen an der Regionalentwicklung sowie der 

interkommunalen Kooperation – bezogen auf die 

Themen regionale Wirtschaft, Mobilitätssicherung und 

Leerstandsbekämpfung. Zu den Themen wurden 

verschiedene Projekte vorgestellt und Beispiele auf-

gezeigt, wie z. B. die Etablierung eines internet- und 

handygestützten Mitfahrsystems oder die Einrichtung 

eines Leerstandchecks und einer Grundstücks- und 

Gebäudevermittlungsbörse für ländliche Räume.
12

 

 

 

Ländliche Versorgung 

 

Ende des Berichtsjahres startete ein vom Bunde-

landwirtschaftsministerium gefördertes Projekt des 

ostdeutschen Sparkassenverbandes mit dem ein Auf-

bau wirtschaftlich tragfähiger Versorgungsnetze 

im ländlichen Raum angestrebt wird. Sparkassenfili-

alen, die infolge des demografischen Wandels aus 

wirtschaftlichen Gründen durch eine Schließung be-

droht sind, sollen mit neuen Modellen geöffnet blei-

ben. Betroffene Filialen und andere Gebäude sollen 

gemeinsam mit Kooperationspartnern wie Sozialak-

teuren und Kommunal- und Gemeindeverwaltungen 

ausgebaut werden und im Zuge dessen auch Anreize 

für neue Dienstleistungen geschaffen werden.
13

 

 

Mitte des Jahres 2013 konnte bundesweit eine nahe-

zu flächendeckende Internetversorgung mit Band-

breiten ≥ 1 Mbit/s verzeichnet werden (99,8 % aller 

Haushalte in Deutschland). Die Versorgung mit ≥ 50 

MBit/s für hochleistungsfähige Breitbandanschlüsse 

Durchschnittlich 

Überdurchschnittlich 

Stark überdurchschnittlich 

Bedarf zur Stär-
kung der Wirt-
schaftskraft 

Regionen im demografischen Wandel – Herausfor-
derungen bei der Wirtschaftskraft 

Breitbandverfügbarkeit mit ≥ 50 Mbit/s (Mitte 2013) 

> 95 – 100 % 

> 50 – 95   % 

> 10 – 50   % 

      0 – 10   % 

Versorgung (in % 
aller Haushalte) 
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lag Mitte des Jahres im bundesweiten Durchschnitt 

bei rund 58 % – in städtischen Gebieten bei 79 %, in 

halbstädtischen bei 39 % und in ländlichen Räumen 

bei 14 %. Gegenüber 2010 hat sich die Breitbandver-

fügbarkeit ≥ 50 Mbit/s um nahezu 50 % erhöht.
14

 

 

Ziel der Bundesregierung ist die Erreichung der Ver-

fügbarkeit von Bandbreiten mit ≥ 50 Mbit/s für 75 % 

der Haushalte bis zum Jahr 2014. Bis 2018 wird eine 

flächendeckende Verfügbarkeit angestrebt.
15

 

 

In Brandenburg lag die Versorgung mit ≥ 1 Mbit/s 

Bandbreiten Mitte 2013 bei 98,5 %; die Versorgung 

mit ≥ 50 Mbit/s bei rund 24 % – in städtischen Gebie-

ten bei knapp 57 % und in halbstädtischen bei 18 %. 

In ländlichen Räumen ist die Versorgung mit ≥ 50 

Mbit/s gegenüber 2012 um knapp fünf Prozentpunkte 

auf rund 9 % angestiegen (vgl. Grafik vorherige Seite 

unten). In Berlin kann eine flächendeckende Verfüg-

barkeit (100% der Haushalte) mit Bandbreiten von 

≥ 1Mbit/s verzeichnet werden. Die Versorgung mit 

≥ 50 Mbit/s ist 2013 gegenüber dem Vorjahr um etwa 

sechs Prozentpunkte auf rund 88 % angestiegen.
16

  
 
 

* Definition in Anlehnung an DESTATIS und Eurostat: 

· Städtisch: Gemeinden mit einer Bevölkerung  

≥ 500 Einwohner/km² 
· Halbstädtisch: Gemeinden mit einer Bevölkerung  

≥ 100 Einwohner/km² und < 500 Einwohner/km² 

· Ländlich: Gemeinden mit einer Bevölkerung  
< 100 Einwohner/km² 

 

 

Wirtschaft 
 

Arbeitsmarkt 
 

Die Anzahl der Erwerbstätigen im Inland ist 2013 

gegenüber dem Vorjahr um 0,6 % gestiegen, d. h. 

die Wirtschaftsleistung wurde im Jahresdurchschnitt 

von 41,8 Mio. Erwerbstätigen erbracht. Die Zahl der 

Erwerbstätigen in Deutschland erreichte damit das 

siebte Jahr in Folge einen neuen Höchststand,
17

 

wurde aber ausschließlich von den alten Bundes-

ländern ohne Berlin getragen. In Brandenburg ver-

zeichnete der Arbeitsmarkt 2013 erstmals seit sie-

ben Jahren eine negative Beschäftigungsentwick-

lung. Im Vergleich zum Vorjahr wurden 0,4 % weni-

ger Erwerbstätige gezählt. Berlin dagegen hatte den 

größten Zuwachs an Erwerbstätigen im ganzen 

Bundesgebiet. Im Vergleich zum Vorjahr stieg die 

Zahl um 1,9 %. In Brandenburg nahm die Zahl der 

Erwerbstätigen am stärksten im Verarbeitenden 

Gewerbe und bei den öffentlichen Dienstleistungen 

ab. In der Land- und Forstwirtschaft sowie Fischerei 

sank die Zahl um 0,1 %. In Berlin verlor dieser Wirt-

schaftsbereich über 17 % der Erwerbstätigen. Ins-

gesamt waren 2013 in der Land- und Forstwirtschaft 

sowie Fischerei im gesamten Programmgebiet rund 

32.000 Personen tätig.
18

 

 

Die Arbeitslosenquote in Deutschland ist im Be-

richtsjahr gegenüber 2012 um 0,1 Prozentpunkte 

(53.000 Personen) auf 6,9 % gestiegen. Im Jahres-

durchschnitt betrug die Zahl der registrierten Ar-

beitslosen 2,95 Mio.
19

 In Brandenburg lag die Ar-

beitslosenquote für das gesamte Jahr 2013 mit 

9,9 % um 0,3 Prozentpunkte niedriger als im Vor-

jahr. In Berlin sank die Quote im Berichtsjahr um 0,5 

Prozentpunkte auf 11,7 % (vgl. Grafik rechts).
20

 

Trotz der vergleichbar hohen Arbeitslosenquote wird 

in den neuen Bundesländern die Suche nach quali-

fiziertem Personal immer schwieriger. Der Einbruch 

der Geburten vor zwanzig Jahren in Ostdeutschland 

macht sich auf dem Arbeitsmarkt bemerkbar. Die 

Dauer der Personalsuche für eine offene Arbeits-

stelle lag 2012 in Ostdeutschland bei 61 Tagen. Das 

waren zehn Tage mehr als noch im Vorjahr und 

16 Tage mehr als im Jahr 2010. Verglichen mit 

Westdeutschland dauerte die Personalsuche elf 

Tage länger. In den beiden Jahren zuvor lag der 

Unterschied bei der Dauer der Personalsuche zwi-

schen Ost- und Westdeutschland noch bei einem 

Tag. Insbesondere die geringe Anzahl an Bewer-

bungen machte 2012 in Ostdeutschland eine Neu-

besetzung von freien Stellen schwierig.
21

 

 

Entwicklung der Arbeitslosenquote (in % der zivilen 
Erwerbspersonen) 

0

5 %

10 %

15 %

2005 2007 2009 2011 2013

  Berlin

  Brandenburg

  Deutschland



EPLR Brandenburg / Berlin  2007 – 2013 

Kapitel 1: Änderung der Rahmenbedingungen 

 

6 

Im Vergleich zum Rest der Bundesrepublik nehmen 

Erwerbstätige in Brandenburg oft längere Wege zu 

ihren Arbeitsstätten in Kauf. Der durchschnittliche 

Weg zur Arbeit für Pendler in Brandenburg beträgt 

25 km. Im Bundesvergleich ist dies der längste 

Weg. Im Jahr 2011 pendelten 48 % der sozialversi-

cherungspflichtig Beschäftigten in Brandenburg 

über die Kreisgrenzen zum Arbeitsort.
22

  

 

 

Wirtschaftliche Entwicklung 

 

Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) ist 2013 gegen-

über dem Vorjahr leicht angestiegen (preisbereinigt 

+0,4 % auf 2.735,8 Mrd. €. In den beiden Vorjahren 

war das Wachstum deutlicher (2011: 3,3 %, 2012: 

0,7 %). Bei den Exporten konnte gegenüber dem 

Vorjahr ein Anstieg von 0,6 % verzeichnet werden, 

bei den Importen ein Plus von 1,3 %. Der Außen-

beitrag (Differenz zwischen Exporten und Importen 

von Waren und Dienstleistungen) zum BIP bremste 

mit -0,3 Prozentpunkten das Wachstum.
23,

 
24

 In 

Brandenburg stieg das BIP gegenüber 2012 um 2 % 

auf 23.751 € je Einwohner und in Berlin um 4 % auf 

30.642 € je Einwohner (vgl. Grafik rechts)
.25

 

 

Die Verbraucherpreise in Deutschland sind 2013 

im Vergleich zum Vorjahr um 1,5 % gestiegen. Die 

Jahresteuerungsrate war damit niedriger als 2012 

(+2 %). Am stärksten wurde die Teuerungsrate 

durch Preissteigerungen im Nahrungsmittelbereich 

geprägt (+4,4 %), insbesondere bei Gemüse und 

Obst. Auch im Energiesektor zeigte sich weiterhin 

eine ansteigende Preisentwicklung (+1,4 %), in den 

Vorjahren wurden jedoch deutlich höhere Teue-

rungsraten für diesen Bereich verzeichnet.
26,

 
27

 

 

Die Ernährungsindustrie in Deutschland erwirtschaf-

tete 2013 einen Umsatz von rund 175 Mrd. €, davon 

rund ein Drittel im Ausland. Im Vergleich zum Vor-

jahr entspricht das einem Plus von 2,6 %. Insge-

samt waren 556.000 Personen in der Ernährungsin-

dustrie beschäftigt, das waren rund 1.000 Beschäf-

tige mehr als im Jahr zuvor.
28

 

 

 

Fremdenverkehr 

 

Im Berichtsjahr wurden bundesweit rund 411,8 Mio. 

(+1,1 % gegenüber 2012) Übernachtungen in- und 

ausländischer Gäste in Beherbergungsbetrieben 

verzeichnet. Die Anzahl der Gästeankünfte erhöhte 

sich um 1,6 % auf etwa 155,2 Mio. Damit wurden 

2013 neue Rekordwerte erreicht.
29

 In Berlin stiegen 

die Übernachtungszahlen stärker als im Bundes-

durchschnitt (um 8 % gegenüber dem Vorjahr) und 

lagen bei fast 27 Mio. In Brandenburg stieg die Zahl 

der Übernachtungen um 0,3 % auf 11,5 Mio. Den 

größten Zuwachs an Übernachtungen erreichten die 

Reisegebiete Dahme-Seenland (+4,7 %) und die 

Uckermark (+3,0 %) (vgl. Grafik).
30,

 
31

 

 

Die Flutkatastrophe im Mai und Juni des Berichts-

jahres wirkte sich negativ auf das Tourismusge-

schäft aus. Infolge hoher Wasserstände und der 

damit in Verbindung stehenden hohen Fließge-

schwindigkeit und erhöhten Gefahr durch Treibgut 

wurden zunächst Wasserläufe des Unterspreewald 

und wenige Tage später auch die Fließe im Ober-

spreewald für Kähne und Boote gesperrt.
32

 Die 

Sperrung wurde rund eine Woche aufrechterhalten. 

Im Nachgang der Flut verzeichneten Hoteliers und 

Gastwirte im Spreewald Stornierungen von bis zu 

20 %. In anderen Gebieten Brandenburgs, wie der 

Prignitz, waren es bis zu 100 %.
33

 Die Zahl der 

Übernachtungen in der Region ging im Juni 2013 im 

Vergleich zum Vorjahresmonat um rund 15 % zu-

rück.
34
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Von Ende 2011 bis Anfang 2013 fand das Projekt 

„Tourismusperspektiven in ländlichen Räumen“ des 

Bundesministeriums für Wirtschaft und Technologie 

(BMWi) in Kooperation mit dem Deutschen Reise-

verband e. V. (DRV) statt. Ziel war es, konkrete 

Potenziale herauszuarbeiten und Handlungsemp-

fehlungen für die entsprechenden Akteure abzulei-

ten. Im Laufe des Projektes wurden Schlüsselstra-

tegien zu verschiedenen Handlungsfeldern, darun-

ter Produktinszenierung und Markenbildung, entwi-

ckelt. Die Ergebnisse sind in dem Leitfaden „Tou-

rismusperspektiven in ländlichen Räumen“ zusam-

mengefasst und wurden im Januar 2013 im Rah-

men der Grünen Woche vorgestellt.
 35, 36

 

 

In der Tourismusbranche ist das Image einer Regi-

on oder Stadt von besonderer Bedeutung. Die Stadt 

Schwedt unterstützt den Nationalpark Unteres 

Odertal bei Veranstaltungen und fördert die touristi-

sche Nutzung des Großschutzgebietes, z. B. durch 

ein Leitsystem vom Bahnhof der Stadt bis zur Nati-

onalparkgrenze. Für dieses Engagement erhielt die 

Stadt Schwedt bereits 2008 den Ehrentitel „Natio-

nalparkstadt“. Infolge einer Änderung des Landes-

gesetzes im Berichtsjahr ist es Kommunen offiziell 

erlaubt einen Zusatztitel zu tragen. Die Kommunal-

vertreter der Stadt Schwedt entschieden daher den 

Titel „Nationalparkstadt“ offiziell anzunehmen. 

Schwedt ist damit die erste Nationalparkstadt 

Deutschlands.
37, 38 

 

Eine besondere Auszeichnung erhielt im Berichts-

jahr die Region Uckermark. Die Region gewann den 

Bundeswettbewerb „Nachhaltige Tourismusregion 

2012/ 2013“. Insgesamt hatten sich 34 Regionen, 

darunter auch drei weitere in Brandenburg, um den 

Titel beworben. Von der Jury hervorgehoben wurde, 

dass die Region trotz schwieriger Bedingungen, wie 

dem Bevölkerungsrückgang, Nachhaltigkeit als 

Chance für die Destinationsentwicklung genutzt 

hat.
39

 

 

Im Berichtsjahr gab es in Brandenburg 15 Groß-

schutzgebiete, darunter 11 Naturparks. Die Groß-

schutzgebiete befinden sich überwiegend in struk-

turschwachen und ländlichen Regionen und stellen 

ein wichtiges Element der Erholungsvorsorge dar. 

Im Berichtsjahr erhielten drei brandenburgische 

Naturparks das Gütesiegel „Qualitätsnaturpark“. 

Schwerpunkte der Prüfung waren neben Natur-

schutz und nachhaltiger Regionalentwicklung auch 

die Etablierung eines nachhaltigen Tourismus mit 

anspruchsvoller Umweltbildung. Das Qualitätssiegel 

wir für fünf Jahre verliehen. Insgesamt gibt es in 

Brandenburg acht ausgezeichnete Naturparks.
40

 

 

 

Öffentliche Haushalte 
 

Der Deutsche Bundestag hat am 28. Juni 2013 das 

Nachtragshaushaltsgesetz beschlossen. Damit 

wurden die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen 

zur Zahlung von 8 Mrd. € an den Fonds „Aufbauhil-

fe“ geschaffen, der zur Beseitigung der Schäden 

durch das Hochwasser im Juni 2013 errichtet wor-

den ist. Infolge dessen stieg die Ermächtigung zur 

Nettokreditaufnahme im Haushaltsjahr von 17,1 

Mrd. € auf 25,1 Mrd. €.
41

 

  

Der Abschluss des Bundeshaushalts 2013 ergab 

eine Neuverschuldung von 22,1 Mrd. €. Damit wur-

den trotz der Sonderbelastung durch die Fluthilfe 

3 Mrd. € weniger neue Schulden aufgenommen als 

geplant (vgl. Grafik oben).  

 

Die strukturelle Nettokreditaufnahme lag im Be-

richtsjahr bei einem Wert von 0,23 % des BIP und 

fiel damit nicht nur deutlich geringer aus als im 

Vorjahr (0,32 %), sondern lag auch unter der Ober-

grenze von 0,35 % (gemäß der Regelung zur Schul-

denbremse).  

 

Die Ausgaben des Bundes lagen 2013 bei 307,8 

Mrd. € und damit 2,2 Mrd. € unter dem vorgesehe-

nen Sollwert. Die Steuereinnahmen betrugen 

259,8 Mrd. € und fielen ebenfalls niedriger aus als 
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geplant (0,8 Mrd. € unter dem Sollwert).
 42 

Die Ein-

nahmen des Landes Brandenburg beliefen sich im 

Berichtsjahr auf 10,8 Mrd. € und lagen damit um 

10 % höher als im Vorjahr. Die Ausgaben stiegen 

mit 0,2 % geringfügig auf 10,1 Mrd. €, sodass zum 

Jahresende ein Finanzierungssaldo von plus 

710 Mio. € verzeichnet werden konnte. Damit blieb 

Brandenburg das dritte Jahr in Folge ohne Neuver-

schuldung. In Berlin stiegen die öffentlichen Ein-

nahmen nur gering um 0,8 % auf 22,7 Mrd. € und 

die Ausgaben um 1,5 % auf 22,3 Mrd. €. Das Fi-

nanzierungssaldo fiel im Berichtsjahr in Berlin mit 

480 Mio. € geringer aus, als im Vorjahr.
43,44

 

 

Der Agrarhaushalt des Bundes verringerte sich 

2013 im Vergleich zum Vorjahr um rund 11 Mio. € 

(-0,2 %) auf etwa 5,27 Mrd. €. Für die Gemein-

schaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur 

und des Küstenschutzes“ wurden wie im Vorjahr 

rund 600 Mio. € vorgesehen.
45

 

 

 

Landwirtschaft 
 

Agrarstruktur 
 

Infolge von Starkregenereignissen im Mai und Juni 

2013 kam es in Teilen des Programmgebiets zu 

Hochwasser. In Brandenburg mussten 10.000 ha
46

 

landwirtschaftliche Fläche in den Havelpoldern 

geflutet werden, um eine Absenkung des Hochwas-

serpegels in den Regionen nördlich des Havellan-

des zu erreichen. Insgesamt waren 306 Betriebe mit 

37.000 ha landwirtschaftlicher Fläche
47

, davon rund 

ein drittel Grünland
48

, von Hochwasserschäden 

betroffen.
49, 50 

 

Zur Bewältigung der Folgen des Hochwassers im 

land-, forst- und fischereiwirtschaftlichen Sektor 

unterstützte das Bundesministerium für Ernährung 

und Landwirtschaft (vormals auch Verbraucher-

schutz) betroffene Betriebe durch Soforthilfen für 

hochwasserbedingte Überschwemmungsschäden 

an Ernte und Wirtschaftsgütern. Das dafür bundes-

weit zur Verfügung stehende Budget betrug rund 

62 Mio. € als 50 % Finanzierung von Landesmitteln. 

In Brandenburg standen 2 Mio. € Soforthilfe zur Ver-

fügung.
51, 52

 

 

Im August beschloss die Landesregierung die Richt-

linie zur Durchführung des Hilfsprogramms Hoch-

wasser 2013 für landwirtschaftliche und gartenbau-

liche Unternehmen. Die Summe der benötigten 

Mittel belief sich auf rund 20 Mio. €. Das Programm 

läuft bis Ende 2016, Bewilligungen werden bis Ende 

2015 verfügt. Einkommensminderungen durch Er-

lösausfälle gartenbaulicher und landwirtschaftlicher 

Betriebe werden bis zu einer Höhe von 80 %, in 

Härtefällen bis zu 100 % ausgeglichen. Darüber 

hinaus stehen den Unternehmen folgende finanziel-

le Hilfen des Bundes zur Verfügung:  

 Günstige Darlehen der landwirtschaftlichen Ren-

tenbank, 

 Stundung von Sozialversicherungsbeiträgen und 

 Aussetzen der Pachtzahlungen an die Boden-

verwertungs- und -verwaltungs GmbH. 

 

Weiterhin können landwirtschaftliche Betriebe von 

allgemeinen Maßnahmen, die nicht nur landwirt-

schaftlichen Betrieben zur Verfügung stehen, Ge-

brauch machen. Dazu zählen u. a. finanzielle So-

forthilfen für Privathaushalte und steuerliche Erleich-

terungen.
53, 54, 55

 

 

Die überwiegende Betriebsform in der Landwirt-

schaft Brandenburgs ist das Einzelunternehmen. 

Rund 25 % der gesamten landwirtschaftlichen Flä-

che wurde 2013 von landwirtschaftlichen Unter-

nehmen mit dieser Betriebsform bewirtschaftet. Die 

übrige Fläche wurde von ca. 700 Personengesell-

schaften (ca. 18 % der Landwirtschaftsfläche) und 

1.000 Betrieben mit der Betriebsform juristische 

Person (ca. 57 % der Landwirtschafsfläche) bewirt-

schaftet. In Berlin gab es 2010 insgesamt 66 land-

wirtschaftliche Betriebe. 

 

Die Flächennachfrage nimmt weiter zu. 2013 lagen 

die Pachtpreise in Brandenburg bei 121 €/ha und 

waren damit um 23 % höher als 2010. Bei neuen 

Pachtverträgen lagen die Preise mit 161 €/ha deut-

lich höher. Ca. 70 % der landwirtschaftlichen Flä-

chen wurden verpachtet. Im Vergleich der letzten 10 

Jahre geht der Anteil der Pachtflächen zurück.
56

 

 

Angebaut wurde in Brandenburg vorrangig Roggen, 

dessen Anbaufläche sich im Programmjahr im Ver-

gleich zu 2012 um 9 % auf 229.000 ha vergrößerte. 

Erweitert wurde auch der Anbau von Winterweizen 

(+16 %, insg. 146.300 ha) und Wintergerste (+6 %, 

insg. 75.000 ha). Der Anbau von Triticale verringer-

te sich geringfügig auf 37.300 ha. Die Anbauflächen 

von Sommergerste, Sommerweizen und Hafer 

verringerten sich deutlich auf 5.300, 3.500 und 

10.400 ha. Die seit 2006 jährlich steigende Anbau-
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fläche für Mais ist 2013 um 6 % auf 182.900 ha 

zurückgegangen. Die Anbaufläche für Winterraps 

erhöhte sich um 3 % auf 131.100 ha (vgl. Grafik 

unten).
57

 

 

Deutschlandweit wurden 2013 auf insgesamt 

2,4 Mio. ha Energiepflanzen angebaut. Gegenüber 

dem Vorjahr verkleinerte sich die Anbaufläche nur 

geringfügig (-2 %). Der Flächenverlust ist haupt-

sächlich auf den Rückgang des Anbaus von Pflan-

zen für Bioethanol und Rapsöl für Biodiesel bzw. 

Pflanzenöl zurückzuführen. Die Fläche für den An-

bau von Pflanzen für die Gewinnung von Biogas 

blieb nahezu gleich und nimmt unter den Anbauflä-

chen für Energiepflanzen den größten Anteil ein 

(55 %).
58

 Ebenso wie 2012 wurde im Berichtsjahr 

auf rund einem Drittel der deutschlandweiten 

Maisanbaufläche Energiemais für Biogasanlagen 

angebaut.
59

 

 

Der Flächenumfang des ökologischen Landbaus 

betrug zum 31.12.2012 in Deutschland 

1.034.355 ha. Das entspricht 6,2 % der landwirt-

schaftlich genutzten Fläche. Die Anzahl der Betrie-

be lag bei rund 23.000 (7,7 %).
60

 Im Berichtsjahr 

stieg der Anteil ökologisch bewirtschafteter Flächen 

in Brandenburg um 0,74 % auf 10,9 %, das ent-

spricht 143.836 ha.
61

  

 
24 Betriebe in Berlin hielten 2012 rund 660 Rinder, 

davon acht Betriebe Milchkühe. Im Berichtsjahr 

stieg die Anzahl der Betriebe auf 25, wobei ein 

milchkuhhaltender Betrieb weniger gezählt wurde. 

Die Zahl der Rinder stieg bis November 2013 auf 

721 Tiere.
62,

 
63

 In Brandenburg ist die Zahl der rind-

erhaltenden Betriebe von 4.442 im Jahr 2012 auf 

4.420 im Berichtjahr gesunken. Die Zahl der Rinder 

stieg im selben Zeitraum um rund 2 % auf 561.503 

Tiere.
 64

 

 

Die Zahl der Schafe in Brandenburg sank im Be-

richtsjahr auf 72.500 Tiere. Dies war die niedrigste 

Anzahl an Schafen seit dem Jahr 1991. Im Ver-

gleich zum Vorjahr nahm die Zahl um 9 % ab. Ins-

gesamt 250 Schafe haltende Betriebe (mit mehr als 

20 Tieren) gab es 2013 in Brandenburg, das waren 

20 weniger als noch im Jahr zuvor. Gründe für den 

Rückgang der Betriebe sind vor allem der Mangel 

an Betriebsnachfolgern, die teils zu geringen Erlöse 

und steigende Bodenpreise.
65

 

 

Seit dem 1. Januar 2013 sind alle Sauen haltenden 

Betriebe verpflichtet, die Gruppenhaltung von 

Sauen nach EU-RL 2001/88/EG einzuhalten. Bis 

Ende des Jahres erfüllten 99 % aller Sauen halten-

den Betriebe in Deutschland die vorgegebenen An-

forderungen.
66

 

 

Die geänderten Vorschriften zur Haltung von 

Zuchtsauen führten zu verstärkten strukturellen 

Veränderungen bei den betroffenen Betrieben. In 

Deutschland nahm die Anzahl der Betriebe im Be-

richtsjahr um ca. 13 % ab. Besonders häufig betrof-

fen waren Betriebe mit weniger als 50 Sauen 

(-23 %). Nur die Anzahl großer Betriebe (500 Sauen 

und mehr) blieb gleich. Diese Betriebe stallten rund 

16.000 Sauen mehr ein. Insgesamt ging infolge der 

großen Anzahl an Betriebsaufgaben im Berichtsjahr 

die Zahl der Sauen in Deutschland um 3 % zurück. 

Im Vergleich zu Mai 2012 und Mai 2013 ging die 

Anzahl an Zuchtsauen in Brandenburg um rund 5 % 

auf 88.300 Schweine zurück. Bis November des 

Berichtsjahres erholten sich die Bestände wieder 

und stiegen auf 88.500. Die Anzahl der Schweine 

Entwicklung der Anbaufläche in Brandenburg 
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im Programmgebiet insgesamt stieg im Berichtsjahr 

leicht um 1,6 % auf 777.500.
67

 

 

Im Mai 2013 trat die Änderung der Geflügelpest-

Verordnung in Kraft. Seit diesem Zeitpunkt ist die 

Haltung von Geflügel im Freiland ohne Ausnahme-

genehmigung wieder möglich.
68

 Die Stallpflicht für 

Geflügel wurde 2005 eingeführt, um Nutztiere vor 

Ansteckung mit dem Vogelgrippevirus durch Wild-

vögel zu schützen. 

 

 

Erzeugung und Agrarmarkt 
 

Die Bruttowertschöpfung der Land- und Forstwirt-

schaft sowie der Fischerei lag 2013 bei rund 

18,75 Mrd. €. Im Vergleich zum Vorjahr bedeutet 

dies ein Minus von etwa 1,25 Mrd. €.
69

  

 

Die Einkommen der deutschen Landwirte lagen im 

Wirtschaftsjahr 2012/2013 leicht über dem Niveau 

des Vorjahres. Zurückzuführen ist dies auf die z. T. 

höheren Erlöse, v. a. bei Getreide, Raps und Kartof-

feln.
70

 Im Bundesdurchschnitt wurden je Betrieb 

62.535 € und je Arbeitskraft 35.548 € Einkommen 

erzielt. In Brandenburg entwickelte sich das Ein-

kommen der landwirtschaftlichen Haupterwerbsbe-

triebe überdurchschnittlich gut. Im Durchschnitt aller 

Betriebsformen stieg das Einkommen (Gewinn + 

Personalaufwand) pro Arbeitskraft im Vergleich zum 

Vorjahr um 39 %. Besonders gut war die Situation 

bei den Ackerbaubetrieben. Das Einkommen in 

diesen Betrieben stieg von 24.872 €/AK im Wirt-

schaftsjahr 2011/12 auf 40.846 € AK in 2012/13 

(+64 %). Grund dafür waren sowohl höhere Ernte-

mengen als auch höhere Preise bei fast allen 

pflanzlichen Produkten. Gleichzeitig verteuerten 

sich die Preise für Saatgut, Dünger, Pflanzenschutz 

und Energie vergleichsweise nur geringfügig (vgl. 

Grafik oben).
71

 

 

Der späte Vegetationsbeginn und das zu trockene 

Frühjahr stellten keine optimalen Bedingungen für 

die Fruchtentwicklung im Berichtsjahr dar. Ein Teil 

des dadurch hervorgerufenen Vegetationsrück-

stands holten die Bestände im Mai und Juni auf. 

Regional kam es infolge von Starkniederschlägen 

im Mai und Juni zu großflächigen Überschwem-

mungen und Schädigungen der landwirtschaftlichen 

Flächen.  

 

Die ungünstigen Wetterverhältnisse führten auch zu 

einem niedrigen Ertrag bei der Apfelernte in Bran-

denburg. Der Hektarertrag im Berichtsjahr lag rund 

ein Drittel unter dem Ernteertrag des Vorjahres.
72

 

Die Erträge beim Getreide und Raps in Branden-

burg waren im Berichtsjahr trotz der schwierigen 

Wetterverhältnisse auf Rekordniveau. Bei allen 

Getreidesorten sowie beim Raps wurde ein höherer 

Ertrag als im Vorjahr erreicht. Die Erntemengen bei 

Getreide und Raps stiegen im Vergleich zum Vor-

jahr jeweils um rund ein Drittel auf 3,06 Mio. t (Ge-

treide) und 0,5 Mio. t (Raps).
73

 Die Erntemenge bei 

Mais lag deutlich unter dem Vorjahreswert (ca. 

-16 %), bei nahezu gleichbleibender Anbaufläche.
74

 

Ende des Wirtschaftsjahres 2012/13 gingen die 

Preise für landwirtschaftliche Erzeugnisse zurück. 

Grund dafür waren weltweit große Erntemengen an 

Getreide und Ölsaaten. In Deutschland profitierten 

die Produzenten von guten Exportmöglichkeiten für 

Weizen, Gerste und Körnermais. Dies verhinderte 

starke Preisrückgänge auf dem nationalen Getrei-

demarkt.
75

  

 

Der Index der Erzeugerpreise landwirtschaftli-

cher Produkte stieg im Berichtsjahr im Vergleich zu 

2012 um 1,5 %. Für den Bereich Pflanzliche Erzeu-

gung wurde eine Veränderungsrate von -4,8 % und 

für den Bereich Tierische Erzeugung von +5,9 % 

gegenüber dem Vorjahr verzeichnet (vgl. Grafik auf 

der folgenden Seite).
76

 Die Preise für Futtermittel 

für Nutztiere stiegen im Vergleich zu 2012 um 

2,8 %.
77

 

 

Die Fleischproduktion in Deutschland stieg nach 

den rückläufigen Zahlen im Vorjahr 2013 wieder 

leicht an. Im Berichtsjahr wurden insgesamt knapp 

8,1 Mio. t Fleisch produziert, d. h. etwa 36.000 t 
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(+0,4 %) mehr als im Jahr zuvor. Die Schlachtmen-

ge der Schweine nahm im Berichtsjahr zu (+0,7 %), 

während die Rindfleischerzeugung rückläufige 

Schlachtmengen verzeichnete (-3,4 %). Die Erzeu-

gung von Geflügelfleisch erhöhte sich gegenüber 

2012 um 2 % auf knapp 1,5 Mio. t. Seit 1991 ist die 

Produktion beinahe auf das Dreifache angestie-

gen.
78

 Der Pro-Kopf-Verbrauch von Geflügel in 

Deutschland erhöhte sich 2013 gegenüber dem 

Vorjahr um 0,5 kg auf 19,3 kg.
79

 

 

In Folge gesunkener Futtermittelkosten und gestie-

gener Erzeugerpreise konnte Mitte des Berichtsjah-

res die wirtschaftliche Situation der Schweinemäs-

ter als gut eingestuft werden. Bis zum Jahresende 

verschlechterte sich die Lage vor allem durch ab-

nehmende Schlachterlöse.
80

  

 

Die Erzeugerpreise für Rindfleisch fielen Anfang 

des Jahres deutlich, erholten sich jedoch bis zum 

Jahresende. Der Export von Rindfleisch hat im Ver-

gleich zu den Vorjahren abgenommen, was u. a. auf 

die sinkende Nachfrage aus den südeuropäischen 

Ländern zurückzuführen ist.
81

 

 

Der Export von Milch und Milchprodukten entwi-

ckelte sich 2013 deutlich positiv. Die hohen Preise 

auf dem Weltmarkt wurden größtenteils durch die 

starke Nachfrage aus China bestimmt.
82

 Im Bundes-

durchschnitt stiegen die Milchpreise im Oktober 

2013 auf über 40 Cent je kg (vgl. Grafik rechts).
83

 

Aufgrund einer Hitzewelle im Juli und August, kam 

es zu einem deutlich geringeren Milchaufkommen 

in den Sommermonaten.
84

 

 

Im Vergleich zu den hohen Preisen in 2012 sanken 

die Erzeugerpreise für Eier im Berichtsjahr deut-

lich.
85

 Am häufigsten werden von Verbrauchen Eier 

aus Bodenhaltung nachgefragt (64 %). Etwa ein 

Viertel der konsumierten Eier stammt aus Freiland-

haltung und 10 % aus Bio-Produktion.
86

 

 

Die deutschen Haushalte gaben im Berichtsjahr 

insgesamt rund 7,55 Mrd. € für Biolebensmittel und 

-getränke aus. Gegenüber 2012 erzielte der deut-

sche Biomarkt ein Umsatzplus von 7 %.
87

 Der 

Umsatz des Einzelhandels mit Bioprodukten stieg 

im Berichtsjahr in der Region Berlin-Brandenburg 

um mehr als 10 %. Die regionale Biobranche konnte 

ein Umsatzplus von 6 % verzeichnen.
 88

 

 

Im Oktober 2013 wurden die Verhandlungen über 

ein Freihandelsabkommen zwischen der EU und 

Kanada erfolgreich abgeschlossen. Chancen für 

den europäischen Hersteller ergeben sich bei 

Milchprodukten und Wein. Unmittelbarer Freihandel 

wurde für höher veredelte Produkte wie Gebäck, 

Nudeln und Schokolade beschlossen. Getreide-

märkte werden nach einer Übergangszeit von sie-

ben Jahren vollständig von allen Zollabgaben be-

freit. Beschränkungen der Zollfreiheit wird es für 

sensible Produkte wie Rind- und Schweinefleisch 

aus Kanada und Käse aus der EU geben. Darüber 

hinaus stimmte Kanada zu, die in der EU geschütz-

ten Ursprungsbezeichnungen zu respektieren.
89

 

Forstwirtschaft 
 

Der Bundesrat hat am 22. März 2013 die Änderung 

des Holzhandels-Sicherungs-Gesetzes (HolzSiG) 

sowie des Bundesjagdgesetzes (BJagdG) be-

schlossen (Gesetzesvorhaben des Bundesministe-

riums für Ernährung, Landwirtschaft und Verbrau-

cherschutz).
90
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Im Mai des Berichtsjahres ist das neue HolzSiG in 

Kraft getreten. Mit der Änderung wird nunmehr Holz 

aus allen Ländern – einschließlich der EU – erfasst 

sowie die Kontrollbefugnisse der zuständigen Be-

hörden und die Voraussetzungen für die Beschlag-

nahmung von Holz geregelt. Für erstmals in den 

Handel eingebrachtes Holz und Holzprodukte be-

steht nun zudem eine Informationspflicht zur Art, 

Herkunft und Einschlagskonzession. Der Handel mit 

illegal geschlagenem Holz soll damit verhindert 

werden.
91

 

Die beschlossene Novellierung des BJagdG passt 

das deutsche Recht der EU-Gesetzgebung an. Die 

zentrale Änderung sieht vor, dass Grundeigentümer 

unter bestimmten Voraussetzungen die Einrichtung 

eines befriedeten Bezirkes auf der Eigentumsfläche, 

auf welcher dann Jagdruhe herrscht, beantragen 

können. Des Weiteren werden die Wildfolge, das 

Aneignungsrecht und der Wildschadensausgleich 

für die befriedeten Flächen geregelt.
92

 

 

 

Umwelt 
 

Wald 

 

Wälder ohne forstliche Nutzung und Pflege tragen zur 

Entwicklung der biologischen Vielfalt bei. In Deut-

schland war im Berichtsjahr auf 213.145 ha, d. h. auf 

1,9 % der gesamten deutschen Waldfläche, natürli-

che Waldentwicklung möglich. Ziel der Nationalen 

Strategie zur biologischen Vielfalt ist die Erhöhung 

des Flächenanteils der Wälder mit natürlicher Wald-

entwicklung auf 5 % der Gesamtwaldfläche (bzw. auf 

10 % der Waldfläche der öffentlichen Hand) bis 

2020.
93

 In Brandenburg war der Flächenanteil von 

Wäldern mit natürlicher Waldentwicklung mit rund 

3,5 % überdurchschnittlich hoch.
94

 

 

Seit 2004 nahm die Verbreitung des Eichenprozess-

spinners (ESP) in Brandenburg immer weiter zu. 

Infolge großflächiger Schädlingsbekämpfungsmaß-

nahmen im Berichtsjahr konnte eine weitere Verbrei-

tung und die Zunahme von Fraßschäden verhindert 

werden. Waren 2012 noch fast 6.000 ha Wald vom 

Fraß betroffen, so verzeichnete die Landesregierung 

2013 auf weniger als 5.000 ha Schäden durch den 

ESP. Insgesamt wurde auf 3.300 ha Siedlungsfläche, 

8.700 ha Wald, an 176 km Straße und 30.000 Einzel-

bäumen eine Schädlingsbekämpfung vorgenommen. 

Die Kosten für dieses Vorhaben betrugen 4,5 Mio. €. 

Vom Befall am stärksten betroffen waren die Regio-

nen im Nordwesten Brandenburgs.
95

 

 

Der Waldzustand in Deutschland hat sich 2013 ge-

genüber dem Vorjahr leicht verbessert – die mittlere 

Kronenverlichtung sank von 19,2 % auf 18,8 %. 39 % 

der Bäume wiesen leichte Schäden der Baumkronen 

auf und 23 % deutliche Kronenverlichtungen. Die Ei-

che zeigte eine leichte Verbesserung, allerdings blieb 

sie mit einer mittleren Kronenverlichtung von 27 % 

wieterhin die am stärksten verlichtete Baumart in 

Deutschland. Die Hauptursache für den anhaltenden 

hohen Verlichtungswert in den vergangenen Jahren 

sind Fraßschäden durch Eichenprozessionsspinner 

und andere Insekten. Die Erholung der Buche setzte 

sich im Berichtsjahr weiter fort und auch der Zustand 

der Fichte verbesserte sich im Vergleich zu 2012. Le-

diglich die Kiefer zeigte eine leichte Verschlechte-

rung. Die Baumart weist jedoch bereits seit den 90er 

Jahren ein geringeres Verlichtungsniveau auf als die 

anderen Baumarten (2013: 15,1 %).
96

 

 

In Brandenburg hat sich Waldzustand gegenüber 

dem Vorjahr geringfügig verschlechtert: 53 % der 

Waldflächen sind ohne sichtbare Schäden, das sind 

4 Prozentpunkte weniger als 2012. Der Anteil mit 

deutlichen Schäden hat um 3 %-Punke auf 11 % 

zugenommen. Von den drei Hauptbaumarten Bran-

denburgs zeigte vor allem die Kiefer deutliche Schä-

den, während sich der Zustand der Eiche und vor 

allem der Buche stark verbesserte.
97

  

 

In Berlin konnte eine Verbesserung des Waldzu-

stands verzeichnet werden. Der Anteil der Waldfläche 

mit deutlichen Schäden verringerte sich im Vergleich 

zum Vorjahr um 5 Prozentpunkte auf 21 %. Die Wald-

fläche ohne Schäden hat einen Anteil von 33 % 

(+2 Prozentpunkte im Vergleich zu 2012). Eichen, die 

20 % der Waldfläche in Berlin ausmachen, befinden 

sich überwiegend in einem schlechten Zustand. Die 

Fläche ohne Schäden hat, wie bereits im Vorjahr, 

einen Anteil von 4 %. Die Fläche mit deutlichen 

Schäden ging auf 8 % der Eichenbestände zurück. 

Der Flächenanteil mit Warnstufe betrug im Berichts-

jahr 31 %.
98

   

 

Im Sommer des Programmjahres waren 45 ha Wald 

in Brandenburg von Waldbrand betroffen. Insgesamt 

wurden 125 Brände verzeichnet. Sowohl die Anzahl 

der Brände als auch deren Umfang lag deutlich unter 

den Werten von 2012 (235 Brände, 76 ha).
99

 
100
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Der Bundesrat hat im Dezember 2013 die Verord-

nung über Erhebungen zum forstlichen Umwelt-

monitoring (ForUmV) beschlossen. Mit der Verord-

nung stellt das forstliche Umweltmonitoring keine 

freiwillge Leistung mehr dar, sondern eine gesetzliche 

Aufgabe für den Bund und die Länder.
101, 102

 

 

 

Energie 
 

Im März 2013 fand der Energiegipfel von Bund und 

Ländern statt. Die wichtigsten Ergebnisse waren: 

 EEG-Reform zu Beginn der neuen Legislaturperi-

ode, 

 keine Kürzung der bereits rechtlich verbindlich 

zugesagten Vergütungen für Bestandsanlagen, 

 Überprüfung der Ausnahmen der EEG-Umlage 

anhand sachgerechter Kriterien, 

 Prüfung möglicher Beiträge zur Kostenreduktion 

bei Neuanlagen und 

 Prüfung der Senkung der Stromsteuer sowie 

zeitnahe Stärkung des europäischen Emissions-

handels.
103

  

 

Der Bundesrat stimmte im Juni des Berichtsjahres 

dem Bundesbedarfsplangesetz (BBPlG) zu. Der im 

Vorjahr vorgestellte Netzentwicklungsplan (NEP) für 

den Ausbau und die Modernisierung der Stromüber-

tragungsnetze diente hierfür als Grundlage. Sämtliche 

Vorhaben des NEP wurden in das Gesetz übernom-

men. Geplant sind der Ausbau von 2.800 km Neu-

bautrassen und 2.900 km Optimierungsmaßnahmen 

an bestehenden Trassen.
104

 Landwirte, deren Flä-

chen von dem Netzausbau betroffen sind, erhalten 

eine einmalige Dienstbarkeitsentschädigung in Höhe 

von 10 bis 20 % des Verkehrswertes.
105

  

 

Im Oktober 2013 gaben die Übertragungsnetzbetrei-

ber die Höhe der EEG-Umlage ab 1. Januar 2014 

bekannt. Demnach erhöht sich die Umlage für die 

nach dem Erneuerbare Energien Gesetz vergütete 

Stromeinspeisung auf rund 6,2 ct/kWh. Bis Ende 

2013 betrug die Umlage rund 5,3 ct/kWh.
106

 

 

Im Dezember des Berichtsjahres eröffnete die EU-

Kommission ein Prüfungsverfahren hinsichtlich der 

Förderung stromintensiver Unternehmen in Deutsch-

land durch die Teilbefreiung von der EEG-Umlage. 

Die Prüfung wurde eingeleitet, um festzustellen, ob 

die Teilbefreiung mit den EU-Beihilfevorschriften im 

Einklang steht.
107

 

 

Der Anteil der erneuerbaren Energien an der 

Stromerzeugung in Deutschland stieg 2013 gegen-

über dem Vorjahr um 0,6 Prozentpunkte auf 23,4 % 

und erreichte damit einen neuen Höchstwert. Zur 

Deckung des Stromverbrauchs in Deutschland trug 

Windenergie mit 8 % (-0,1 %), Photovoltaik mit 4,5 % 

(+0,3 %) und Biomasse mit 6,8 % (+0,5 %) bei.
108

  

 

Die bundesweite Neuinstallation von Solarstromleis-

tung sank im Berichtsjahr im Vergleich zu 2012 um 

rund 55 %. Von 2010 bis 2012 wurden jährlich Pho-

tovoltaik-Anlagen mit einer Leistung von etwa 

7.500 MW zugebaut; 2013 waren es rund 3.300 MW. 

Die Preise für neue Solarstromanlagen haben in den 

vergangenen zwei Jahren zwar um ca. 25 % nachge-

lassen, allerdings ist auch die Solarstromförderung im 

gleichen Zeitraum im Rahmen mehrerer Gesetzesän-

derungen deutlich gesunken (um etwa 50 %).
109

 

 

In Brandenburg und Berlin wurden im Berichtsjahr 

insgesamt 4.230 Photovoltaik-Anlagen mit einer 

Gesamtleistung von 191 MW neu installiert; im Vor-

jahr lag der Zubau bei 5.533 Anlagen mit einer Leis-

tung von insgesamt 986 MW. Die durchschnittliche 

Größe der Anlagen hat in Brandenburg von 204 kWp 

in 2012 auf 50 kWp in 2013 und in Berlin von 20 kWp 

auf 11 kWp je Anlage abgenommen.
110

 

 

Die bundesweit installierte Leistung Windenergie 

stieg 2013 gegenüber dem Vorjahr um rund 9 % auf 

33.700 MW.
111

 Die Anzahl der neu installierten Wind-

energieanlagen lag in Brandenburg 2013 bei 106. 

Insgesamt wurden rund 3.200 Anlagen verzeichnet. 

Die installierte Leistung betrug etwa 5.000 MW.
112

  

 

Die Förderung von kleinen Kraft-Wärme-Kopplungs-

Anlagen (KWK-Anlagen) bis 20 kW el. Leistung wur-

de im April 2012 neu aufgelegt. Bis Mitte des Be-

richtsjahres wurden rund 4.300 Anlagenbetreiber (da-

von 107 in Brandenburg und 89 in Berlin) mit insge-

samt 9 Mio. € gefördert. Das Förderprogramm leistet 

einen Beitrag zur Erreichung des Ziels der Bundesre-

gierung, den Anteil der KWK-Stromerzeugung an der 

gesamten Stromproduktion bis 2020 auf 25 % zu 

erhöhen. 2012 betrug der Anteil noch 16 %, Mitte 

2013 waren es etwa 19 %.
113, 114

 

 

In Eberswalde eröffnete im April 2013 das Zentrum 

für erneuerbare Energien – Hermann Scheer. Zum 

Angebot des Zentrums gehört die deutsch-polnische 

Beratung zu Themen der Holzenergie, Solarenergie 

und anderer erneuerbarer Energieträger. Die Betrei-

ber des Zentrums rechnen mit jährlich 1.400 Einzel-

beratungen.
115
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Verlangsamung des Klimawandels 
 

Der im Berichtsjahr veröffentlichte 5. Sachstandsbe-

richt des UNO-Klimarats IPCC (Intergovernmental 

Panel on Climate Change) beinhaltet die Kernaus-

sage, dass die Erwärmung des Klimasystems eindeu-

tig ist. Die Hauptmerkmale hierbei sind die Erwär-

mung der Atmosphäre und Ozeane, der Rückgang 

der Schnee- und Eismengen, der Anstieg des Mee-

resspiegels sowie die Zunahme der Konzentration der 

Treibhausgase. Der IPCC veröffentlicht seit 1990 in 

regelmäßigen Abständen Sachstandsberichte über 

die wissenschaftlichen, technischen und sozioökono-

mischen Kenntnisse, die relevant für das Verständnis 

menschenerzeugter Klimaänderung, potenzieller Fol-

gen sowie der Möglichkeiten zur Minderung und An-

passung sind.
116, 117 

 

Im November des Berichtsjahres fand die 19. Konfe-

renz der Vertragsparteien der UN-Klimarahmen-

konvention in Warschau statt. Nachdem das Kyoto-

Protokoll 2012 ausgelaufen ist, machen nur noch 

wenige Staaten verbindliche Zusagen für 2020. Ziel 

der UN-Klimaverhandlungen ist ein Nachfolgeabkom-

men mit verpflichtenden Zielen zur Treibhausgasre-

duktion nach 2020. Auf der Konferenz konnte erreicht 

werden, dass bis 2015 – auch von Entwicklungs- und 

Schwellenländern – neue Reduktionsziele benannt 

werden sollen.
118

 

 

Die Bundesregierung hat sich zum Ziel gesetzt, die 

Treibhausgasemissionen in Deutschland bis 2020 

um 40 %, bis 2030 um 55 %, bis 2040 um 70 % und 

bis 2050 um 80-95 % zu reduzieren (jeweils im Ver-

gleich zu 1990).
119

 Der Nationale Inventarbericht 

2014 zum deutschen Treibhausgasinventar 1990-

2012 zeigt für 2012 einen Wert von knapp 25 % unter 

dem Niveau von 1990. Die Landwirtschaft verursach-

te 2012 rund 7,5 % der deutschen Treibhausgasemis-

sionen.
120, 121

 

 

Mit dem Ziel der Erhöhung des Beitrags des deut-

schen Waldes zum Klimaschutz, hat die Bundesregie-

rung Mitte des Berichtsjahres den Waldklimafonds 

auf den Weg gebracht. Schwerpunkte, in denen Maß-

nahmen gefördert werden, sind u. a.: 

 Anpassung der Wälder an den Klimawandel, 

 Sicherung der Kohlenstoffspeicherung und Erhöh-

ung der CO2-Bindung von Wäldern,  

 Erhöhung des Holzproduktspeichers sowie der 

CO2-Minderung und Substitution durch Holzpro-

dukte.
122

 

 

Die Umsetzung erfolgt in Zusammenarbeit zwischen 

dem Bundeslandwirtschafts- und dem Bundesumwelt-

ministerium. Finanziert wird der Waldklimafonds aus 

dem Energie- und Klimafonds – insgesamt stehen 34 

Mio. € zur Verfügung.
123 

Bis Ende 2013 sind für 19 

Vorhaben 52 Einzelanträge auf Fördermittel in einem 

Umfang von etwa 24 Mio. € eingegangen. Einen 

hohen Anteil nehmen dabei länderübergreifende Ver-

bundvorhaben ein.
124

 

 

 

Hochwasser 

 

Dauerregenfälle (z. T. 250 – 300 % des monatlichen 

Niederschlagsolls) führten Mitte Mai bis Juni 2013 in 

mehreren Bundesländern zu schweren Hochwasser-

ereignissen. Von der Naturkatastrophe waren Gebie-

te in acht Bundesländern betroffen. In Brandenburg 

kam es zu Hochwassern an der Schwarzen Elster, 

Havel, Neiße, Oder und Elbe. Besonders die Hoch-

wassersituation an der Elbe nahm Anfang Juni dra-

matische Ausmaße mit extremen Hochwasserlagen 

an. Die Elbhochwasserscheitelwelle erstreckte sich 

über eine Länge von rund 40 km und übte über meh-

rere Tage hohen Druck auf die Deiche aus. Deichbrü-

che an der Elbe in Sachsen-Anhalt und die erfolgrei-

che Flutung der Havelpolder entschärften die Hoch-

wassersituation in der Region Prignitz und in den 

elbabwärts liegenden Regionen der Bundesländer 

Niedersachsen, Schleswig-Holstein und Mecklen-

burg-Vorpommern.
125

 Infolge der Flutung der Havel-

polder stieg durch den Rückfluss der Havel der Pegel 

des Flusses. Zur Entlastung wurde an mehreren 

Wehren in Brandenburg und Berlin die Stauhaltung 

angehoben.
126

 Die Flutung der Havelpolder war mög-

lich auf Grundlage eines Staatsvertrages der Elban-

rainer und des Bundes.
127

 

 

Nach einem Sinken der Pegelstände an den Flüssen 

Schwarze Elster, Spree und Neiße Anfang Juni kam 

es am 10. Juni erneut zu einem Anstieg der Wasser-

stände. Verursacht wurde dies durch wieder eintre-

tende starke Regenfälle im Einzugsgebiet der Flüs-

se.
128

 

 

In Ausdehnung und Gesamtstärke übertraf das 

Hochwasser im Mai und Juni das Augusthochwasser 

im Jahr 2002. Die deutschlandweit verursachten 

Schäden summierten sich auf ca. 6,7 Mrd. €, davon 

92 Mio. € in Brandenburg. 

 

Der Bund stellte rund 460 Mio. € Soforthilfen als 50 % 

Finanzierung zu den finanziellen Hilfsmitteln der Län-

der zur Verfügung. Für die mittel- und langfristige 

Unterstützung beim Aufbau beschloss die Bundesre-

gierung das Gesetz zur Einrichtung eines Sonder-

vermögens „Aufbauhilfe“, welches am 19. Juli 2013 in 
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Kraft trat. Das Budget des Fonds „Aufbauhilfe“ beträgt 

8 Mrd. € von denen 3,25 Mrd. € von den Ländern 

getragen werden. Die für den Fond erforderlichen 

Mittel wurden in einem Nachtragshaushalt für 2013 

beschlossen.
129

 

 

Anlässlich der Hochwasser beschlossen die Umwelt-

mister der Länder die Erarbeitung eines nationalen 

Hochwasserschutz-Programms. Bis Herbst 2014 soll 

die Bund-Länder-Arbeitsgemeinschaft Wasser (LA-

WA) in Zusammenarbeit mit den Flussgebietsge-

meinschaften Vorschläge zur Harmonisierung des 

Hochwasserschutzes erarbeiten. Besonderes Au-

genmerk liegt auf der Identifizierung bundesweit wich-

tiger Projekte zu Flutungspoldern und Deichrückver-

legungen.
130

 

 

Die europäische Hochwasserrisikimanagementricht-

line (RL 2007/60/EG) verpflichtete alle Mitgliedsstaa-

ten zur Veröffentlichung von Hochwassergefahren- 

und Hochwasserrisikokarten bis zum 22. Dezember 

2013. In Brandenburg wurden bis Ende 2013 insge-

samt knapp 3.000 Karten der Öffentlichkeit vorge-

stellt.
 131

 

 

 

Wasser 
 

Bis zum 1. März 2013 mussten alte Wasserrechte (in 

den alten Bundesländern mit Genehmigung vor dem 

1. März 1960, in den neuen Bundesländern mit Ge-

nehmigung vor dem 1. Juli 1990) bei der Unteren 

Wasserbehörde angemeldet werden. Wurde diese 

Frist nicht eingehalten, erlöschen die Rechte am 

1. März 2020. Bei den Wasserrechten kann es sich 

um Rechte am Grundwasser oder an oberirdischen 

Gewässern handeln, wie Brunnenrechte oder Ge-

nehmigungen zum Betrieb von Mühlen.
132

 

 

Im August 2013 wurde die Neufassung der Trink-

wasserverordnung bekanntgemacht. Die Neufas-

sung berücksichtigt u. a. die im Dezember 2012 in 

Kraft getretenen Änderungen. Wichtige Änderungen 

sind, die Einführung eines Grenzwertes für Uran und 

die Senkung des Höchstwerts für Blei im Trinkwasser 

ab dem 1. Dezember 2013.
133

 
134

  

 

Im Berichtsjahr verzeichnete das Landesamt für 

Ländliche Entwicklung, Landwirtschaft und Flurneu-

ordnung (LELF) eine positive Entwicklung beim Ge-

wässerschutz in der Region Uckermark. Die in dieser 

Region aufgrund der topographischen Eigenschaften 

häufig vorkommenden abflusslosen Gewässer (Sölle) 

waren im Jahr 2011 durch Pflanzenschutzmittelein-

träge belastet worden. Im Jahr 2012 veröffentlichte 

deshalb das LELF ein Faltblatt mit Hinweisen zur 

Bewirtschaftung von Flächen mit starker Hangnei-

gung und führte Schulungen sowie gezielte Beratun-

gen der betroffenen Betriebe durch. In 12 der 15 

stichprobeweise 2013 überprüften Gewässer wurden 

Rückstände von Pflanzenschutzmitteln nachgewie-

sen. Bei einer der Proben überschritten die Werte die 

Umweltqualitätsnorm; 2012 betraf das vier Proben bei 

insgesamt 14 Beprobungen.
135,

 
136

 

 

 

Boden, Luft 
 

Am 20. September des Berichtsjahres ist das „Gesetz 

zur Stärkung der Innenentwicklung in den Städten 

und Gemeinden und weiteren Fortentwicklung 

des Städtebaurechts“ in Kraft getreten, mit dem das 

Baugesetzbuch (BauGB) und die Baunutzungsver-

ordnung (BauNVO) geändert wurden. Ziele der No-

velle sind die Stärkung der Innenentwicklung von 

Städten und Gemeinden und die Reduzierung der 

Flächeninanspruchnahme. Mit der Änderung erhalten 

Gemeinden mehr Einfluss bei der Landwirtschafts-

entwicklung – Bauvorhaben für gewerbliche Tierhal-

tungsanlagen ab einer bestimmten Größe (z. B. 1.500 

Mastschweine) werden nunmehr ausschließlich auf 

der Grundlage einer kommunalen Bauleitplanung 

realisiert. Die Privilegierung für Landwirtschaftsbetrie-

be gemäß § 201 BauGB ist erhalten geblieben.
137,

 
138

 

 

In den vergangenen zehn Jahren konnte ein kontinu-

ierlicher Rückgang der Flächeninanspruchnahme 

verzeichnet werden. Im Jahr 2000 lag der Wert bei 

129 ha pro Tag, 2010 waren es 77 ha und 2012 

74 ha. Im Rahmen der Nachhaltigkeitsstrategie hat 

die Bundesregierung die Verringerung des Anstiegs 

der Siedlungs- und Verkehrsfläche auf täglich 55 ha 

bis 2015 und auf 30 ha bis 2020 als Ziel festgelegt.
139

 

 

2012 lag der Anteil der Siedlungs- und Verkehrsflä-

che an der Landesfläche in Brandenburg bei 9,3 % 

und damit um 1,1 Prozentpunkte höher als im Jahr 

2000. Im selben Jahr betrug die Neuinanspruchnah-

me von Siedlungs- und Verkehrsfläche 3,6 ha/Tag 

und lag um 0,4 ha/Tag höher als im Vorjahr.
140

 

 

Das Bundeskabinett hat am 24. April 2013 eine Ver-

ordnung über die Kompensation von Eingriffen in 

Natur und Landschaft (Bundeskompensationsver-

ordnung – BKompV; nach § 15 Abs. 7 BNatSchG) 

verabschiedet. Ziel ist die Vereinheitlichung von Stan-

dards und Vorgehensweisen bei der Eingriffsrege-

lung, sodass mehr Transparenz, eine Beschleunigung 

von Verfahren, vergleichbare Investitionsbedingungen 

und eine Verringerung der Flächeninanspruchnahme 
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erreicht werden. Mit der Verordnung werden agrar-

strukturelle Belange stärker berücksichtigt. Für die 

Landwirtschaft besonders geeignete Böden werden 

seither nur dann zur Kompensation herangezogen, 

wenn der Ausgleich oder Ersatz bei Eingriffen nicht 

durch Maßnahmen zur Entsiegelung, Wiedervernet-

zung von Lebensräumen oder durch Bewirtschaf-

tungs- und Pflegemaßnahmen erbracht werden 

kann.
141, 142 

 

Mit den beschlossenen Protokollnotizen zu den 

BVVG-Privatisierungsgrundsätzen vom 26. April 2013 

reagierte der Bund auf die in den letzten Jahren ver-

änderten Rahmenbedingungen des Bodenkaufs und 

die Wünsche der ostdeutschen Bundesländer, die im 

Januar bei dem BVVG-Bilanzgespräch vorgebracht 

wurden. Wesentliche Änderungen in der Verkaufs- 

und Verpachtungspraxis des BVVG, die zunächst für 

die Jahre 2013 und 2014 gelten, sind: 

 Um einen erleichterten Erwerb oder eine erleich-

terte Pacht von Flächen zu ermöglichen, wird die 

Obergrenze der zur Ausschreibung vorgesehe-

nen Lose von 50 auf 25 ha heruntergesetzt,  

 Junglandwirte können sich an den beschränkten 

Ausschreibungen beteiligen, deren Flächenum-

fang von 5.000 auf 7.500 ha steigt,  

 Teilnehmen können an den beschränkten Aus-

schreibungen nunmehr auch Personen, die noch 

keinen eigenen Betrieb haben, aber ein glaubhaf-

tes Betriebskonzept vorlegen können.
143

 

 

Der Jahresmittelwert für Feinstaub (PM10-Schweb-

staub) blieb 2013 bei den Messungen im ländlichen 

Hintergrund im Vergleich zum Vorjahr unverändert 

(Durchschnitt: 17 µg/m³). Die Anzahl der Tage mit 

Tagesmittelwerten von > 50 µg/m³ nahm hingegen 

leicht zu (Durchschnitt 2013: 8,7 Tage; 2012: 6 Ta-

ge).
144, 145 

 

 

Biologische Vielfalt 
 

Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit 

(EFSA) hat auf Anfrage der EU-Kommission Unter-

suchungen zu Neonicotinoid-Insektiziden sowie dem 

Insektizid Fipronil durchgeführt und hierzu im Januar 

und Mai 2013 Berichte veröffentlicht. Daraus geht 

hervor, dass Neonicotinoide eine Reihe von Risiken 

für Bienen verursachen und Fipronil ein hohes aku-

tes Risiko für Bienen darstellt.
146, 147

 

 

Im April und August 2013 hat die Europäische Kom-

mission zwei Durchführungsverordnungen be-

schlossen (Nr. 485/2013 und 781/2013), die zum 

Schutz von Bienen die Zulassung und Anwendung 

von Neonicotinoiden sowie Fipronil europaweit 

deutlich einschränken. Die Verordnung zu Neonico-

tinoiden ist am 1. Dezember 2013 und die Verord-

nung zu Fipronil am 1. März 2014 in Kraft getre-

ten.
148, 149,

 
150

   

 

Im Juli sowie September 2013 fanden BMEL-Fach-

tagungen zu dem Thema „Bienen in der Kulturland-

schaft – Perspektiven für die Bienenhaltung in 

Deutschland“ statt. Im Rahmen der Veranstaltungen 

wurden Akteure aus den Bereichen Imkerei, Land-

wirtschaft, Wissenschaft und Politik mit dem Ziel 

zusammengebracht, gemeinsam konkrete Maßnah-

men zugunsten der Imkerei sowie zum Schutz der 

heimischen Bienenvölker zu erörtern und entwi-

ckeln.
151, 152

  

 

Die Bundesregierung hat im November 2007 die 

Nationale Strategie zur biologischen Vielfalt be-

schlossen. Mit der Strategie soll bis 2020 der Rück-

gang der Biodiversität aufgehalten und der Trend 

umgekehrt werden. Zu dem Umsetzungsstand wird in 

jeder Legislaturperiode ein Bericht vorgelegt – erst-

malig ist dies mit dem Rechenschaftsbericht 2013 

erfolgt. Dem Bericht ist zu entnehmen, dass zwar vie-

le Ziele erreicht wurden bzw. im Zeitplan sind, es bei 

einigen Zielen jedoch schwierig wird, diese fristge-

recht zu verwirklichen. Das Indikatorenset der Stra-

tegie zeigt, dass bei dem überwiegenden Anteil der 

Indikatoren die Werte noch weit bzw. sehr weit vom 

Zielbereich entfernt liegen. Bei einer gleichbleibenden 

Entwicklung können die Zielwerte aller Voraussicht 

nach nicht erreicht werden.
153

 

 

Im Berichtsjahr wurden zwei neue Naturschutzgebiete 

in Brandenburg ausgewiesen. Das Naturschutzgebiet 

„Damerower Wald, Schlepkower Wald und Jagen-

bruch“ im Landkreis Uckermark umfasst eine Fläche 

von rund 670 ha. Die dort liegenden Laubwälder, 

offenen Grünflächen, kleinen Moore und Gewässer 

bieten Lebensräume für zahlreiche Arten der FFH- 

und der Europäischen Vogelschutzrichtlinie. In Zu-

kunft sollen 146 ha der Fläche als Naturentwick-

lungsgebiet sich selbst überlassen werden.
154

 Das 

neu ausgewiesene Naturschutzgebiet „Oberes Rhin-

luch“ liegt in den Landkreisen Ostprignitz-Ruppin und 

Oberhavel. Auf den 2.764 ha des Naturschutzgebie-

tes befinden sich eine ausgeprägte Niederungsland-

schaft mit Feucht- und Nassgrünland, kleinflächigen 

Au- und Moorwäldern sowie ein 400 ha großes Teich-

gebiet. Die Teiche und das umliegende Grünland 

bilden einen bedeutenden Kranichrastplatz.
155
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Einheimische Nutztiere werden durch die steigende 

Globalisierung und Intensivierung der Landwirtschaft 

zunehmend verdrängt. Von den 74 in Deutschland 

vorkommenden einheimischen Nutztierrassen der 

Großtiere (Pferd, Ziege, Schaf, Schwein und Rind) 

wurden im Berichtsjahr 52 (70 %) als gefährdet ein-

gestuft (siehe Grafik oben). Seit der letzten Erhebung 

im Jahr 2010 verbesserte sich die Situation bei drei 

Schafrassen und einer Pferderasse. In der Schweine-

zucht nimmt der Einsatz von Hybridsauen aus inter-

nationalen Zuchtunternehmen immer mehr zu. Zwei 

noch vor wenigen Jahren häufige Schweinerassen 

wurden nunmehr als bedroht eingestuft. Bei der Hüh-

nermast und Eierproduktion werden in Deutschland 

nur noch wenige wirtschaftliche Zuchtlinien genutzt. 

Die 45 alten einheimischen Hühnerassen wurden fast 

vollständig durch spezialisierte Mast- und Legehühner 

ersetzt.
 156,

 
157, 158 

 

Der Zustand agrargeprägter Lebensräume mit hohem 

Naturwert in Brandenburg hat sich in den vergange-

nen vier Jahren verschlechtert. Im Erfassungsjahr 

2009 betrug der Wert des High-Nature-Value-Farm-

land-Indikators (HNV-Farmland-Indikator) für Bran-

denburg 16,6 %. Im Jahr 2013 verschlechterte sich 

der Wert um 3,2 Prozentpunkte.
159

 

 

 

 

Entwicklungen in Politik und Verwaltung 

 

Politischer Rahmen 
 

Am 22. September 2013 wurde der 18. Deutsche 

Bundestag gewählt. Die größte Fraktion blieb die 

CDU/CSU mit 41,5 % der Zweitstimmen.
160

 Am 16. 

Dezember 2013 unterzeichneten die Parteivorsitzen-

den der CDU, CSU und SPD den gemeinsamen Koa-

litionsvertrag.
161

  

 

Der Koalitionsvertrag umfasst u. a. folgende Punkte 

zu dem Bereich „Landwirtschaft und ländlicher 

Raum“: 

 Förderung der wirtschaftlichen, sozialen und öko-

logischen Entwicklung ländlicher Räume mit der 

nationalen Umsetzung der Gemeinsamen Agrar-

politik, 

 Weiterentwicklung der „Gemeinschaftsaufgabe 

Agrarstruktur und Küstenschutz“ zu einer „Ge-

meinschaftsaufgabe ländliche Entwicklung“, 

 Entwicklung einer nationalen Tierwohl-Offensive 

(Zusammenführung des Tiergesundheitsgesetzes 

und des Tierarzneimittelrechts in einem einheitli-

chen Rechtsrahmen), 

 unbürokratische und praxisnahe Umsetzung der 

gesetzlichen Regeln zur Verringerung des Antibio-

tika-Einsatzes, 

 Umsetzung des Nationalen Aktionsplans Pflan-

zenschutz.
162

 

 

Das Kabinett der großen Koalition setzt sich aus fünf 

Ministern der CDU, drei der CSU und sechs der SPD 

zusammen.
163

 Am 17. Dezember 2013 trat Hans-

Peter Friedrich die Nachfolge von Ilse Aigner im Bun-

desministerium für Ernährung und Landwirtschaft 

(vorher Bundesministerium für Ernährung, Landwirt-

schaft und Verbraucherschutz) an.
164 

Im Februar 

2014 wurde er von Christian Schmidt abgelöst. Bun-

desministerin für Umwelt, Naturschutz, Bau und Re-

aktorsicherheit (vorher Bundesministerium für Um-

welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit) ist seit dem 

Gefährdete einheimische Nutztierrassen Deutschland 

 

Pferd 

Rind 

Schwein 

Schaf 

Ziege 

Anzahl einheimischer Nutztierrassen und deren Gefährdung 
Gefährdung einheimischer 

Rassen insgesamt 

7%

24%

39%

30%

Nicht gefährdet

Beobachtungs-
population

Erhaltungs-
population

Phänotypische
Erhaltungs-
population
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18. Dezember 2013 Barbara Hendricks. Mit ihrem 

Amtsantritt löste sie Peter Altmaier ab.
165

 

 

Im Zuge der Bundestagswahl wurden mehrere Mini-

sterien neu zugeschnitten: 

 Das Verkehrsministerium ist nunmehr auch für die 

digitale Infrastruktur zuständig,   

 der Bereich Bau wurde vom Verkehrsministerium 

in das Umweltministerium verlegt, 

 für die Energiewende trägt nun – anstatt des Um-

weltministeriums – das Wirtschaftsministerium die 

Verantwortung,  

 das Justizministerium hat den Bereich Verbrau-

cherschutz aus dem Landwirtschaftsministerium 

erhalten.
166

 

 

Auch im Programmjahr kamen Vertreter der Zivilge-

sellschaft und staatlichen Institutionen zum 3. Runden 

Tisch „Bildung für nachhaltige Entwicklung“ zu-

sammen. Themenschwerpunkt war in diesem Jahr 

„Von Netzwerken zu nachhaltigen Bildungslandschaf-

ten“. Die erste Fortschreibung des Landesaktions-

plans (LAP) Bildung für nachhaltige Entwicklung wur-

de im Dezember 2013 von einem Arbeitsgremium des 

Runden Tisches, bestehend aus zivilgesellschaftli-

chen und staatlichen Akteuren vorgelegt. Die wesent-

lichen Ergebnisse aus dem Dialog zwischen den 

Teilnehmern des Runden Tisches und der Fortschrei-

bung des LAP – Bildung für nachhaltige Entwicklung 

flossen in den Prozess zur Gestaltung der Landes-

nachhaltigkeitsstrategie ein. 

 

 

Verbraucherschutz 
 

Zu Beginn des Jahres wurde ein europaweiter Fall 

von Verbrauchertäuschung bekannt: Ein niederlän-

discher Fleischhändler vertrieb als Rindfleisch ge-

kennzeichnetes Pferdefleisch in mehrere europäi-

sche Länder. Das falsch deklarierte Fleisch wurde 

zwischen Januar 2011 und Januar 2013 auch an 124 

deutsche Betriebe verkauft.
167

 Nach zahlreichen Pro-

benahmen, wurde bei zwei Lebensmittelherstellern in 

Brandenburg Pferdefleisch in als Rindfleisch gekenn-

zeichneter Ware nachgewiesen.
168

 Im April waren 

durch einen erneuten Fall von nicht deklariertem 

Pferdefleisch fünf brandenburger Lebensmittelher-

steller betroffen.
169

 

 

Als Konsequenz aus dem Pferdefleischskandal er-

stellten die Verbraucherschutzminister des Bundes 

und der Länder einen Nationalen Aktionsplan „Auf-

klärung – Transparenz – Information – Regionali-

tät“. Neben Sofortmaßnahmen zur Untersuchung und 

Aufklärung der Lebensmitteltäuschung, forderten die 

Minister in dem Aktionsplan u. a. eine bessere Nach-

verfolgbarkeit von Lebensmitteln, härtere Strafen für 

Verbrauchertäuschung und bekräftigten ihre Unter-

stützung für den Vertrieb regionaler Produkte.
170

 

 

Mit Aflatoxin verunreinigtes Futter wurde im März 

bei acht brandenburgischen Betrieben festgestellt. 

Aflatoxin ist ein Schimmelpilzgift, das eine krebser-

zeugende Wirkung hat. Das Futtermittel lieferte ein 

Mischfuttermittelhersteller aus Niedersachsen, wel-

cher den dafür verwendeten und verunreinigten Mais 

aus Serbien erhielt. Neben Betrieben in Brandenburg 

erhielten vor allem zahlreiche landwirtschaftliche 

Unternehmen in Niedersachsen Futtermittel mit dem 

verunreinigten Mais. Die Konzentration in den Fut-

termittelproben in Brandenburg lag aber deutlich 

unter der einzuhaltenden Höchstgrenze. Die vorläufi-

ge Sperrung des Futtermittels wurde bereits nach 

wenigen Tagen aufgehoben.
171, 172

 

 

Der Bundesrat hat am 22. März 2013 die Änderung 

des Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuches 

(LFGB) beschlossen (Gesetzesvorhaben des Bun-

desministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und 

Verbraucherschutz). Das LFGB bildet den Gesetzes-

rahmen zur Gewährleistung der Lebensmittelsicher-

heit in Deutschland. Infolge der Lebensmittelskandale 

in den letzten Jahren wurden im Wesentlichen die 

nachstehend aufgeführten Neuerungen vorgenom-

men: 

 Information der Öffentlichkeit auch bei Lebens-

mitteltäuschungen, 

 gesetzliche Sicherung der Informationsübermitt-

lung für eine bessere länderübergreifende Zu-

sammenarbeit der Behörden bei Lebensmittelkri-

sen sowie 

 Verpflichtung von bestimmten Futtermittelherstel-

lern zur Versicherung gegen Schäden, welche 

durch die Verfütterung des eigens hergestellten 

Mischfutters entstehen.
173

 

 

In Deutschland wurden im Jahr 2012 rund 1.600 t 

Antibiotika an Tierärzte in Deutschland abgegeben. 

Das waren 87 t weniger als im Vorjahr. Die Menge an 

Reserveantibiotika für die Humanmedizin, welche für 

die Verwendung an Tieren eingesetzt wurde, stieg im 

selben Zeitraum um 2 t.
174

 

 

Am 5. Juli 2013 stimmte der Bundesrat dem neuen 

Arzneimittelgesetz (AMG) zu. Das Gesetz verpflich-

tet Tierhalter zu größerer Sorgfalt beim Einsatz von 

Antibiotika. Bei Betrieben mit hohen Mittelgaben kön-

nen die Landesbehörden Maßnahmen zur Reduzie-

rung des Antibiotikaeinsatzes anordnen. Das Gesetz 

ist am 1. April 2014 in Kraft getreten.
175
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Agrarpolitik und Agrarrecht 
 

Am 12. Dezember 2012 wurde der GAK-Rahmen-

plan 2013 beschlossen. Die Förderungsgrundsätze 

des Rahmenplans 2012 wurden 2013 fortgesetzt. Die 

einzige Änderung erfolgte für die Maßnahme im 

Förderbereich 1 „Integrierte ländliche Entwicklung" – 

die Maßnahme wurde um die Aspekte demografische 

Entwicklung und Reduzierung des Flächenverbrauchs 

ergänzt.
176

  

 

In der Sitzung des Planungsausschusses für Agrar-

struktur und Küstenschutz (PLANAK) im Dezember 

2012 wurde zudem die Neuausrichtung der GAK für 

den Zeitraum 2014 – 2017 eingeleitet. Die Förder-

maßnahmen sollen künftig konzentriert werden; 

insgesamt soll eine Reduzierung von 87 auf 48 Maß-

nahmen stattfinden.
177

 In folgenden Bereichen gibt es 

entscheidende Änderungen im Rahmenplan 2014: 

Integrierte ländliche Entwicklung, Einzelbetriebliche 

Investitionsförderung, Diversifizierung, Beratung, 

Verbesserung der Vermarktungsstrukturen, Markt- 

und Standortangepasste Landbewirtschaftung, Gene-

tische Ressourcen und Forstwirtschaft.
178

  

 

Aus dem Entwurf zum neuen Rahmenplan geht zu-

dem hervor, dass an die Stelle der bisherigen Re-

gelförderung im Agrarinvestitionsförderprogramm 

(AFP) eine Basisförderung (Fördersatz max. 20 %) 

bzw. eine Premiumförderung (Fördersatz max. 40 %) 

tritt. Für die Inanspruchnahme der Förderung müssen 

bestimmte bauliche Anforderungen an eine tierge-

rechte Haltung erfüllt werden.
179

 

 

Am 20. April 2013 hat der Bundestag das Gesetz zur 

Weiterentwicklung der Marktstruktur im Agrar-

bereich (Agrarmarktstrukturgesetz - AgrarMSG) be-

schlossen. Mit dem Inkrafttreten des Gesetzes am 25. 

April 2013 wurde das Marktstrukturgesetz (MStrG) 

aufgehoben. Die entsprechende Verordnung (Ag-

rarMSV) mit weiteren Durchführungsbestimmungen 

ist am 28. November 2013 in Kraft getreten. Das 

AgrarMSG regelt die staatliche Anerkennung von 

Erzeugerorganisationen und deren Vereinigungen 

sowie deren Freistellung vom Kartellverbot. Aus den 

nach MStrG anerkannten Erzeugergemeinschaften 

wurden durch die Änderung Erzeugerorganisatio-

nen (vorbehaltlich der Erfüllung der Anerkennungsvo-

raussetzungen nach der AgrarMSV bis zum 29. Mai 

2015). Erforderlich wurde die Gesetzesänderung  

v. a. durch die Einführung des sogenannten Milch-

paketes durch die VO (EU) Nr. 261/2012, die die EU-

weite Anerkennung von Milch-Erzeugerorganisatio-

nen und deren Vereinigungen regelt.
180,

 
181

  

 

Die Bundesregierung hat am 10. April 2013 den neu-

en Nationalen Aktionsplan zur nachhaltigen An-

wendung von Pflanzenschutzmitteln beschlossen. 

Neben den globalen Zielen, die Anwendung von 

Pflanzenschutzmitteln (PSM) auf das notwendige 

Maß zu begrenzen und die Sicherheit im Umgang mit 

PSM sowie die Öffentlichkeitsinformation zu verbes-

sern, werden auch umfangreiche spezifische Ziele für 

die Bereiche Land-, Forstwirtschaft, Gartenbau sowie 

Nichtkulturland und Haus- und Kleingartenbereiche 

aufgeführt, darunter: 

 Erarbeitung von Leitlinien zum integrierten Pflan-

zenschutz (bis 2018) und die Erhöhung des An-

teils landwirtschaftlicher und gartenbaulicher Be-

triebe, die nach diesen Leitlinien arbeiten (auf 

30 % drei Jahre und 50 % fünf Jahre nach Veröf-

fentlichung) und 

 Senkung der Inlandsabgabe besonders bedenkli-

cher Wirkstoffe (bis 2018). 

 

Darüber hinaus werden Ziele in vom PSM-Einsatz 

betroffenen Bereichen (Anwenderschutz, Verbrau-

cherschutz, Naturhaushalt) benannt, wie z. B.: 

 Senkung der Quote der Rückstandshöchstgehalte 

in allen Produktgruppen unter 1 % (bis 2021), 

 Schaffung von Gewässerrandstreifen an Gewäs-

sern in sensiblen Gebieten (80 % bis 2018, 100 % 

bis 2023) und 

 Erhöhung des Anteils von Lebens- und Rückzugs-

räumen in der Agrarlandschaft, wie Hecken, Bra-

chen und Blühstreifen für Nutz- und Nichtzielorga-

nismen (je nach Agrarlandschaft 3-7 % bis 2018, 

bzw. 5-10 % bis 2023).
182

 

 

Am 1. Januar 2013 ist das Gesetz zur Neuordnung 

der Organisation der landwirtschaftlichen Sozial-

versicherung in Kraft getreten. Das Gesetz sieht die 

Errichtung eines Bundesträgers für landwirtschaftliche 

Sozialversicherungen vor. Übergeordnete Aufgaben, 

wie das Personal- oder Finanzwesen, die zuvor von 

den Verwaltungsgemeinschaften eigenständig betreut 

wurden, werden nun gebündelt. Zudem werden Be-

lastungsunterschiede durch regional differenzierte 

Beiträge der Unfall- und Krankenversicherung für 

Landwirte schrittweise ausgeglichen.
183, 184 

 

Der besondere Steuersatz von 0,02 % auf Versiche-

rungsprämien für eine Hagelversicherung in der 

Landwirtschaft stieg Anfang 2013 auf 0,03 %. Der 

besondere Steuersatz wird nunmehr auch auf Versi-

cherungsprämien, die Absicherung gegen andere 

Wetterrisiken, wie Sturm, Starkfrost und -regen sowie 

Überschwemmungen bieten, angewendet. Bisher lag 

der Steuersatz bei diesen Versicherungen bei 

19 %.
185
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Bisher galt Gülle, die in Biogasanlagen vergoren wird, 

als Abfall. Landwirtschaftliche Betriebe mit Bio-

gasanlagen unterlagen somit abfallrechtlichen Aufla-

gen und Genehmigungsverfahren nach dem Kreis-

laufwirtschaftsgesetz (KrWG). Seit der neuen Aus-

legung des Gesetzes im Rahmen der Vollzugshinwei-

se des KrWG im Februar 2013 wird die in Biogasan-

lagen vergorene Gülle als Nebenprodukt der Tierhal-

tung eingestuft, wenn eine ordnungsgemäße Ver-

wendung als Düngemittel nachgewiesen werden 

kann.
186

  

 

Am 22. März 2013 hat der Bundesrat das Tier-

gesundheitsgesetz (TierGesG) beschlossen (Geset-

zesvorhaben des Bundesministeriums für Ernährung, 

Landwirtschaft und Verbraucherschutz). Mit dem 

TierGesG wurde das Tierseuchengesetz grundlegend 

überarbeitet. Die Novellierung umfasst u. a. neue 

Regelungen zum vorbeugenden Schutz vor Tierseu-

chen, zur besseren Bekämpfung sowie zur Verbesse-

rung der Überwachung. Mit den neu eingeführten 

Vorschriften erhöhen sich die Anforderungen an Tier-

haltungsbetriebe.
187, 188

 

 

Im November fanden zwischen Vertretern der Kom-

mission, des Bundes und der Länder sowie der In-

dustrie, Verbänden und Wissenschaft Gespräche 

zum ersten Entwurf für die neuen Regelungen beim 

Inverkehrbringen von Düngemitteln in Europa statt. 

Es wurde festgestellt, dass ein Nebeneinander der 

verschiedenen Regelungen sich bisher nicht bewährt 

hat. Daher wurde angeregt eine Vollharmonisierung 

für das Inverkehrbringen mit Ablösung des jeweiligen 

nationalen Rechts zu erreichen. Davon ausgenom-

men sind die Regelungen zu Aufbringmengen. Eine 

Neuerung ist, dass auch gehandelte Wirtschaftsdün-

ger in das EU-Recht aufgenommen werden. Das 

neue Gesetz soll Zertifizierungssysteme, Schadstoff-

grenzwerte in drei Klassen, mitgliedsstaatenindividu-

elle Schadstoffgrenzwerte und eine Typenliste als 

Hilfe enthalten. Das Gesetz soll eine unmittelbare 

Gefahrenabwehr gewährleisten aber auch Möglich-

keiten für Innovationen offen lassen. 2014 wird dazu 

ein Vorschlag der Kommission erwartet. Voraussicht-

lich wird die Verordnung 2017 Inkrafttreten.  

 

 

Künftige Gemeinsame Agrarpolitik  
 

Im Berichtsjahr wurden kleinere technische Anpas-

sungen (u. a. Verlängerung der Agrarumweltmaß-

nahmen) der ELER-Durchführungsverordnung für 

den Übergang in die Förderperiode 2014 – 2020 

vorgenommen. Die Änderung war erforderlich gewor-

den, da sich die Entscheidungen zur Gemeinsamen 

Agrarpolitik (GAP) ab 2014 auf EU-Ebene verzöger-

ten. Die Europäische Kommission verabschiedete die 

Durchführungsverordnung (EU) Nr. 335/2013, die die 

frühere Verordnung (EG) Nr. 1974/2006 ändert, am 

12. April 2013.
189,

 
190

 

 

Am 26. Juni 2013 wurde nach knapp zweijährigen 

Verhandlungen zwischen Kommission, Europäischem 

Parlament und Rat eine politische Einigung über die 

Reform der GAP für die Zeit nach 2013 erzielt.  

Mit der Reform werden die Direktzahlungen ausge-

wogener zwischen Mitgliedstaaten, Regionen und 

Landwirten verteilt, die Stellung der Landwirte inner-

halb der Lebensmittelversorgungskette gestärkt und 

die GAP insgesamt effizienter und transparenter ge-

staltet.
191,

 
192

  

 

Folgende Eckpunkte zur Umsetzung der GAP-Reform 

in Deutschland beschlossen die Agrarminister am 4. 

November 2013 auf der Sonder-Agrarminister-

konferenz in München: 

 Ausgestaltung der Direktzahlungen: Bundes-

einheitlicher Zuschlag in Höhe von 50 €/ha für die 

ersten 30 ha und 30 € für weitere 16 ha (Verzicht 

auf Degression und Kappung) ab 2014 und Um-

schichtung von 4,5 % der Direktzahlungen (220 

Mio. €) in die 2. Säule ab 2015, zweckgebunden 

für eine nachhaltige Landwirtschaft, 

 Junglandwirteregelung: Zusätzliche Förderung 

von bis zu 90 ha in der 1. Säule in Höhe von 

50 €/ha, 

 Kleinerzeugerregelung: Einführung einer Klei-

nerzeugerregelung; die Förderhöhe je Betrieb 

richtet sich nach den jeweiligen Förderansprüchen 

in den einzelnen Stützungsregelungen und ist auf 

1.250 € pro Betrieb begrenzt, 

 Greening- und Basisprämie: Bundeseinheitliche 

Höhe der Greening-Prämie (30 % der Direktzah-

lungen) ab 2015 und Einführung einer bundesein-

heitlichen Basisprämie für alle förderfähigen Flä-

chen in Deutschland in drei gleichen Schritten bis 

2019 (2017 – 2018 – 2019), 

 Umsetzung Greening: Umsetzungsoptionen aus 

der Liste der ökologischen Vorrangflächen; pro-

duktive Flächennutzungen mit wirkungsvollen Bei-

trägen zu Umwelt-, Natur- und Klimaschutz sowie 

die Nutzung der Aufwüchse der ökologischen Vor-

rangflächen sollen möglich bleiben, 

 Verteilung ELER-Mittel: Grundsätzliche Anwen-

dung des Verteilungsschlüssels der alten Förder-

periode (2007 – 2013); zusätzliche Festlegung: 

jedes Land erhält mindestens 50 €/ha LF – Nie-

dersachsen, Bremen und Rheinland-Pfalz erhal-

ten 52 €/ha LF, 
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 Aufstockung GAK-Mittel: Ausgleich der Kürzun-

gen in der 2. Säule durch Aufstockung der Ge-

meinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar-

struktur und des Küstenschutzes“ um jährlich 200 

Mio. €.
193, 194

 

 

In die Koalitionsvereinbarung der CDU, CSU und 

SPD für die 18. Legislaturperiode hat die Aufstockung 

der GAK-Mittel keinen Eingang gefunden. Die Ver-

einbarung umfasst zwar die Weiterentwicklung der 

GAK zu einer „Gemeinschaftsaufgabe ländliche Ent-

wicklung“, allerdings bleibt offen, ob dies mit zu-

sätzlichen Bundesmitteln einhergehen wird.
195,

 
196

  

 

Nachdem das Europäische Parlament am 20. No-

vember 2013 vier Grundverordnungen für die Re-

form der GAP sowie den Übergangsregeln für das 

Jahr 2014 zugestimmt hat, wurden diese am 16. 

Dezember 2013 durch den Rat der Landwirtschafts-

minister der EU verabschiedet.
 197

 Am 20. Dezember 

2013 sind die Verordnungen mit der Veröffentlichung 

im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft getre-

ten: 

 VO 1305/2013: ELER-Verordnung
198

,  

 VO 1310/2013: ELER-Übergangsverordnung
199

, 

 VO 1306/2013: Verordnung zur Verwaltung und 

zum Kontrollsystem der GAP
200

, 

 VO 1307/2013: Direktzahlungs-Verordnung
201

,  

 VO 1308/2013: Verordnung zur gemeinsamen 

Marktordnung
202

. 

 

Auf Bundesebene fehlen noch die Gesetzesgrundla-

gen für die Umsetzung der GAP ab 2014. Ein Entwurf 

für das nationale Gesetz zur Umsetzung der Direkt-

zahlungs-VO vom BMEL liegt seit Februar 2014 vor. 

Eine erste Länderanhörung fand noch im gleichen 

Monat statt, weitere Beratungen folgen. Sind national 

alle Gesetzesentwürfe für die Umsetzung der GAP 

beschlossen, müssen diese vom EU-Parlament ge-

nehmigt werden. Ohne klare gesetzliche Rahmenbe-

dingungen können auf Ebene der Mitgliedsstaaten 

sowie im Land Brandenburg und Berlin keine weite-

ren Schritte zur Umsetzung der GAP ab 2014 erfol-

gen.  
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2 STAND DER PROGRAMMDURCHFÜHRUNG 

Anhand von Output- und Ergebnisindikatoren gemessener Stand der Programmdurchführung bezogen auf die gesetzten Ziele, 
ELER-Verordnung Art. 82 (2) b) 

Mit dem Programm stehen der Region Brandenburg 

und Berlin für den Programmzeitraum 2007 bis 2013 

rund 1,5 Mrd. €, einschließlich der Mittel aus Health 

Check und EU-Konjunkturprogramm, für die Entwick-

lung des ländlichen Raumes zur Verfügung. Die EU 

beteiligt sich daran mit ca. 1,1 Mrd. €. Auf das Nicht-

konvergenzgebiet Berlin entfallen 3,9 Mio. € der ge-

samten Mittel (davon 2 Mio. € EU-Mittel).  

 

Im Budget sind zusätzliche Mittel von 94,8 Mio. € 

enthalten, die im Rahmen des Health Check und des 

Europäischen Konjunkturprogramms zur Bewältigung 

der neuen Herausforderungen (gemäß ELER-Ver-

ordnung Art. 16a) zur Verfügung gestellt werden, 

davon 85,3 Mio. € EU-Mittel. Das entspricht 6 % des 

Gesamtbudgets (zur Verteilung der zusätzlichen 

Mittel siehe Kapitel 2 A).  

 

Bevor die Mittel aus dem Health Check und dem EU-

Konjunkturprogramm in den Finanzplan aufgenom-

men werden konnten, war eine Budgetkorrektur durch 

eine Neuverteilung der Mittel zwischen den Bundes-

ländern erforderlich. Für Brandenburg und Berlin 

bedeutete dies einen Abzug in den Jahren 2010 -

 2013 von 8,1 Mio. €. Die Kürzung um 1,2 % war in 

den Schwerpunkten 1, 3 und 4 sowie in der Techni-

schen Hilfe vorgenommen worden. 

 

Die für die Umsetzung des Programms zur Verfügung 

stehenden Fördermittel werden eingesetzt für Maß-

nahmen aus den vier Schwerpunkten 

 Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit der Land- 

und Forstwirtschaft (Schwerpunkt 1), 

 Verbesserung der Umwelt und der Landschaft 

(Schwerpunkt 2), 

 Verbesserung der Lebensqualität im ländlichen 

Raum und Förderung der Diversifizierung der länd-

lichen Wirtschaft (Schwerpunkt 3), 

 LEADER (Schwerpunkt 4), 

die die übergeordneten Ziele der Politik der Europäi-

schen Union gemäß der ELER-Verordnung umset-

zen, sowie für die Technische Hilfe. 

Seit Programmbeginn 2007 wurden rund 1,16 Mrd. € 

EU- und Kofinanzierungsmittel sowie rund 38,9 Mio. € 

zusätzliche nationale Beihilfen gemäß Art. 89 der 

ELER-Verordnung (Top-ups) und damit insgesamt 

etwa 1,20 Mrd. € öffentliche Mittel ausgezahlt. Das 

entspricht 79 % des Gesamtplafonds. Allein im Be-

richtsjahr erfolgten Zahlungen in Höhe von knapp 

212,3 Mio. € sowie rund 7,7 Mio. € Top-ups (insge-

samt knapp 220 Mio. €). Große Teile der bisher aus-

gezahlten Mittel (ink. Top-ups) entfielen auf Agrarum-

weltmaßnahmen (EU-Code 214; etwa 21 %) sowie 

Maßnahmen zum vorbeugenden Hochwasserschutz 

(EU-Code 126; etwa 13 %) (vgl. Kapitel 3).  

 

Neben der Darstellung der finanziellen Umsetzung 

werden die Fortschritte des Entwicklungsprogramms 

zur Erreichung der Zielvorgaben in den folgenden 

Abschnitten des Kapitels maßnahmenbezogen an-

hand des jeweiligen Outputs beschrieben, der durch 

Begleitindikatoren ermittelt wird (Maßgeblich sind da-

bei die Ziele und Mittelansätze entsprechend der 

EPLR-Fassung vom 11.12.2012 nach der im März 

2013 genehmigten sechsten Programmänderung. Auf 

die weiteren Anpassungen im Rahmen des im Sep-

tember 2013 eingereichten siebten Änderungsantra-

ges wird in der Darstellung der einzelnen Maßnah-

men im Kapitel 2 jeweils hingewiesen. Die Genehmi-

gung des siebten Änderungsantrages lag zum Ende 

des Berichtsjahres noch nicht vor und erfolgte mit 

Schreiben der Kommission vom 20.01.2014.).  
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2 A PROGRAMMANPASSUNGEN ALS REAKTION AUF  
DIE NEUEN HERAUSFORDERUNGEN

Aus dem Health Check und dem Europäischen Kon-

junkturprogramm stehen Brandenburg und Berlin zu-

sätzliche Mittel für Ausgaben für die neuen Heraus-

forderungen Klimawandel, erneuerbare Energien, 

Wasserwirtschaft, biologische Vielfalt sowie für Maß-

nahmen zur Begleitung der Umstrukturierung des 

Milchsektors (gemäß ELER-Verordnung Art. 16a), in 

Höhe von insgesamt 94,8 Mio. € zur Verfügung (da-

von 85,3 Mio. € EU-Mittel).  

 

Unter Beachtung des Beschlusses des Landtages 

Brandenburg vom 18.12.2008 werden die Mittel aus 

dem Health Check so eingesetzt, dass sie den Agrar-

betrieben zugutekommen und damit die Wirtschafts-

kraft der Unternehmen erhalten sowie Arbeitsplätze 

im ländlichen Raum sichern. Mit der Einführung der 

neuen Agrarumwelt-Untermaßnahme „Anbau von 

Zwischenfrüchten oder Untersaaten“ wird ein weiterer 

Beitrag zur Verbesserung von Umwelt und Land-

schaft geleistet. Die „neuen“ Mittel werden in den 

Jahren 2010 bis 2013 in den Schwerpunkten 1 und 2 

verwendet: 

 

Im Schwerpunkt 1 sind 40,5 Mio. € (davon 36,5 Mio. € 

EU-Mittel) für die Maßnahme zur Modernisierung 

landwirtschaftlicher Betriebe (EU-Code 121) vor-

gesehen. Dadurch wird im Rahmen der neuen Her-

ausforderungen der Ausstieg aus den Milchquoten 

unterstützt. Die Milchviehhaltung hat einen wesentli-

chen Anteil an der Erhaltung der Landwirtschaft und 

des Landschaftsbildes im ländlichen Raum Branden-

burgs, der aufgrund der überwiegend schwachen 

natürlichen Standortbedingungen für intensive Be-

wirtschaftungsformen kaum Möglichkeiten bietet. Die 

Milchviehhaltung bindet zudem im Vergleich zu ande-

ren Veredlungszweigen in hohem Maße Arbeitskräfte. 

Mit der Erhöhung des Mitteleinsatzes soll das hohe 

agrarpolitische Interesse des Landes Brandenburg an 

der Erhaltung bzw. Steigerung der wirtschaftlichen 

Gesamtleistung der Milchvieh haltenden Unterneh-

men Brandenburgs umgesetzt werden. Erste Zahlun-

gen aus zusätzlichen Mitteln für die Maßnahme 121 

waren im Jahr 2010 erfolgt. Bis Ende 2013 konnte die 

Summe der in diesem Bereich verausgabten Health 

Check-Mittel auf insgesamt rund 32,3 Mio. € gestei-

gert werden (siehe Kapitel 3 A). 

In Schwerpunkt 2 werden rund 54,2 Mio. € (davon 

48,8 Mio. € EU-Mittel) verwendet. Als neue Unter-

maßnahme innerhalb der Agrarumweltmaßnahmen 

wurde im Zuge der zweiten EPLR-Änderung (2009) 

die Förderung von Zwischenfruchtanbau und Unter-

saaten (Winterbegrünung, EU-Code 214 B4) einge-

führt und mit 7,2 Mio. € EU-Mitteln ausgestattet. Die-

se Untermaßnahme soll der Verbesserung der Was-

serqualität dienen, indem Nährstoffausträge durch 

Erosionsminderung und die Bindung von Nährstoffen 

auf dem Acker vermindert werden. Auch die Unter-

maßnahme 214 B5 (Freiwillige Gewässerschutzleis-

tungen) zielt auf die Wasserqualität: durch effiziente-

ren und/oder reduzierten Stickstoffdüngereinsatz wird 

die Auswaschung von Nitrat in Grund- und Oberflä-

chenwasser verringert. Die Untermaßnahme 214 A1 

(Gesamtbetriebliche extensive Grünlandnutzung) leis-

tet durch Reduzierung von Treibhausgas-Emissionen 

über Einsparung von Stickstoffdünger und Begren-

zung des Tierbesatzes u. a. einen Beitrag zur Verrin-

gerung des Klimawandels. Nachdem für Agrarum-

weltmaßnahmen erstmals im Jahr 2011 zusätzliche 

Health Check-Mittel ausgezahlt worden waren, haben 

sich die Ausgaben im Berichtsjahr um weitere rund 

14 8 Mio. € auf insgesamt knapp 47 Mio. € erhöht 

(siehe Kapitel 3 A). 

 

Über die mit zusätzlichen Health-Check-Mitteln aus-

gestatteten Maßnahmen hinaus haben weitere Maß-

nahmen im EPLR mit einem Budget von insgesamt 

mehr als 200 Mio. € eine Wirkung auf die neuen Her-

ausforderungen, darunter v.a. Untermaßnahmen zur 

Agrarumwelt (EU-Code 214). Weitere Wirkungen ge-

hen von Maßnahmen des Landschaftswasserhaus-

haltes (125) und des Hochwasserschutzes (EU-Code 

126) aus, von Zahlungen im Rahmen von Natura 

2000 (EU-Code 213), von Maßnahmen für standort-

gerechte Wälder (EU-Code 227) sowie zur Erhaltung 

und Verbesserung des Naturerbes (EU-Code 323). 

 

Auf Beschluss des Landtages Brandenburg vom 

18.12.2008 war im Jahr 2009 eine Mittelumschich-

tung in Höhe von 52 Mio. € (davon 41,6 Mio. € EU-

Mittel) zugunsten der Ausgleichszahlungen für be-

nachteiligte Gebiete (EU-Code 212) erfolgt.  
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Schwerpunkt 1: 
Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit der Land- und Forstwirtschaft 

Ziel des Schwerpunktes 1 ist die Verbesserung der 

Wettbewerbsfähigkeit der Land- und Forstwirtschaft 

durch Verbesserung des Wissensstandes der hier 

Beschäftigten, durch Umstrukturierung und Entwick-

lung des Sachkapitals sowie Innovationsförderung.  

 

Das für den Schwerpunkt 1 vorgesehene Budget war 

zunächst mit der vierten Programmänderung (2011) 

zugunsten des Schwerpunkts 3 verringert und zuletzt 

im Zuge der fünften Programmänderung (2012) durch 

Verstärkung der Maßnahme 126 insgesamt wieder 

erhöht worden. Seitdem stehen für die Maßnahmen 

zur Stärkung der Wettbewerbsfährigkeit im gesamten 

Förderzeitraum rund 518,5 Mio. € öffentliche Mittel 

zur Verfügung (Nettobetrag, davon etwa 395 Mio. € 

EU-Mittel). 40,5 Mio. € dieser Mittel kamen im Rah-

men von Health Check und EU-Konjunkturprogramm 

für die Jahre 2010 bis 2013 hinzu und wurden zur 

Unterstützung des Milchsektors für die Maßnahme 

121 eingeplant. Zur Finanzierung der Mehrwertsteuer 

in den Maßnahmen 125 und 126 werden außerdem 

zusätzliche nationale Mittel (Top-ups) in Höhe von 

36,7 Mio. € eingesetzt. Auf den Schwerpunkt 1 entfal-

len damit etwa 34 % der gesamten Programmmittel.  

(Mit der im September 2013 eingereichten siebten 

Programmänderung wurden finanzielle Umschichtun-

gen beantragt, die – bei Ansatzreduzierung im EU-

Code 125 und Aufstockung im Code 126 – insgesamt 

zu einer Reduzierung des Schwerpunktbudgets um 

rund 26 Mio. € öffentliche Mittel führen.) 

 

Die Verteilung der Fördermittel auf die Schwerpunkte 

und die einzelnen Maßnahmen im Schwerpunkt 1 

sind im Tortendiagramm (rechts) dargestellt. Ein 

hoher Stellenwert wird der Maßnahme zur Verbesse-

rung der landwirtschaftlichen Infrastruktur (EU-Code 

125) sowie Wiederaufbaumaßnahmen nach Naturka-

tastrophen (EU-Code 126) beigemessen, auf die 

13 % bzw. 12 % des Gesamtbudgets (einschließlich 

Top-ups) entfallen. Infolge der Aufstockung des Maß-

nahmenbudgets mit der fünften Programmänderung 

hat der Code 126 damit gegenüber der Maßnahme 

zur Modernisierung landwirtschaftlicher Betriebe (EU-

Code 121) an Gewicht gewonnen. Deren Anteil an 

den Programmmitteln liegt nun bei 10 %. Die verblei-

benden Fördermittel im Schwerpunkt 1 sind für Be-

rufsbildungs- und Informationsmaßnahmen (EU-Code 

111), für die Erhöhung der Wertschöpfung (EU-Code 

123) sowie für die Zusammenarbeit bei der Entwick-

lung neuer Produkte (EU-Code 124) vorgesehen. 

 

Die Summe der seit Programmbeginn verausgabten 

öffentlichen Mittel im Schwerpunkt 1 beläuft sich auf 

rund 428,7 Mio. € (inkl. Top-ups in Höhe von 

36,5 Mio. € und 32,3 Mio. € Health Check-Mittel). 

Knapp 68,2 Mio. € (inkl. 7,2 Mio. € Top-ups) wurden 

davon allein im Jahr 2013 ausgezahlt. Damit waren 

zum Ende des Berichtsjahres etwa 77 % des insge-

samt veranschlagten Schwerpunktbudgets (inkl. Top-

ups) ausgeschöpft. 40 % der Ausgaben entfallen auf 

Maßnahmen zum vorbeugenden Hochwasserschutz 

(EU-Code 126), 30 % der Zahlungen wurden für Vor-

haben zur Verbesserung der Infrastruktur (EU-Code 

125) getätigt und 27 % für die Förderung der Moder-

nisierung landwirtschaftlicher Betriebe (EU-Code 121) 

(vgl. Kapitel 3). 

Budgetverteilung der öffentlichen Mittel  

(inkl. Top-ups) 
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Berufsbildungs- und Informationsmaßnahmen 

EU-Maßnahme-Code 111: Berufsbildungs- und Informationsmaßnahmen, einschließlich der Verbreitung wissenschaftlicher 

Erkenntnisse und innovativer Verfahren, für Personen, die in der Land-, Ernährungs- oder Forstwirtschaft tätig sind (ELER-
Verordnung Art. 20 a (i)  i.V.m. Art. 21) 

Mit berufsbezogenen Informationen und Weiterbil-

dungsveranstaltungen sollen die Menschen, die in 

Land-, Ernährungs- und Forstwirtschaft tätig sind, bei 

der Bewältigung der wachsenden und sich verän-

dernden Anforderungen in den Bereichen Wirtschaft, 

Technologie und Umwelt unterstützt werden. Die 

Abwicklung der Maßnahme erfolgt gemäß der Richtli-

nie Ländliche Berufsbildung (LBb-Richtlinie). Die Gül-

tigkeit der Richtlinie wurde nach Ende des Berichts-

jahres im Januar 2014 bis zum 31.12.2015 verlängert. 

 

Das ursprünglich für die Maßnahme veranschlagte 

Budget wurde mit der vierten und fünften Programm-

änderung jeweils reduziert, weil sich gezeigt hatte, 

dass das Weiterbildungsangebot von den im Agrarbe-

reich Beschäftigten nicht im ursprünglich erwarteten 

Umfang angenommen wird. Für die gesamte Förder-

periode sind seitdem insgesamt ca. 9,9 Mio. € öffent-

liche Mittel vorgesehen. Auch die Ziele wurden im 

Zuge der Budgetanpassungen korrigiert. Danach 

sollen insgesamt ca. 12.000 Teilnehmende (davon 

2.400 Frauen) aus Land-, Forst- und Ernährungswirt-

schaft in 30.000 Ausbildungstagen gefördert werden.  

 

Nach anfänglichen Verzögerungen in der Umsetzung 

der Maßnahme, die auf die späte Programmeinfüh-

rung zurückzuführen waren, hatte sich die Nachfrage 

in den Jahren 2009 und 2010 deutlich erhöht und liegt 

seitdem auf stabilem Niveau. Bis Ende 2013 konnten 

insgesamt 18.365 Personen in 21.214 Schulungsta-

gen gefördert werden (berücksichtigt werden nur ab-

geschlossene Maßnahmen). Darunter sind 16.421 

Teilnehmende aus der Landwirtschaft und 1.944 aus 

der Forstwirtschaft. Etwa ein Drittel der Teilnehmen-

den (5.456) waren Frauen und knapp 70 % bzw. 

12.673 der geförderten Personen älter als 40 Jahre. 

Im Vordergrund stand der Themenbereich „Betriebs-

führung, Verwaltung, Vermarktung“ mit 9.900 Teilneh-

menden. Weitere Veranstaltungen wurden u. a. im 

Bereich „Informations- und Kommunikationstechnolo-

gie“ mit 1.989 sowie zum Thema „Umweltschutz“ mit 

846 Teilnehmenden durchgeführt (siehe Grafik). Zu 

den „sonstigen“ Inhalten gehörten u. a. auch die The-

men „Produktqualität“ (966 Teilnehmende), „Neue 

Normen“ (549 Teilnehmende) und „Neue technische 

Verfahren und Maschinen“ (278 Teilnehmende). Aus-

gezahlt wurden dafür bisher insgesamt 6,3 Mio. € 

öffentliche Mittel (4,7 Mio. € EU-Mittel) und damit 64% 

des angepassten Budgets. Auf das Jahr 2013 ent-

fielen 1,2 Mio. € (0,9 Mio. € EU-Mittel), die zur För-

derung von 3.906 Personen in 969 Schulungstagen 

eingesetzt wurden. 73 % bzw. 2.856 der Teilneh-

menden kamen dabei aus dem landwirtschaftlichen 

Bereich und 1.050 Personen aus der Forstwirtschaft.  

 

Die Strategie schwerpunktmäßig Bildungsträger als 

Antragsteller in den Blick zu nehmen, hat sich positiv 

auf das Bildungsangebot im Agrarbereich ausgewirkt. 

Den Empfehlungen der Halbzeitbewertung folgend 

wurden die Planung und Durchführung von Maßnah-

men für junge Beschäftigte landwirtschaftlicher Un-

ternehmen über den Landesverband für Weiterbil-

dung im ländlichen Raum initiiert. Das entsprechende 

Angebot der Brandenburgischen Landwirtschaftsaka-

demie (BLAk - Fachbereich der Heimvolkshochschule 

am Seddiner See) hat sich offenbar etabliert. Zur Be-

gleitung der Umsetzung werden durch das Ministeri-

um oder Mitglieder des Fachbeirates Kontrollen im 

Datenverarbeitungssystem profil c/s, Besuche der 

Bewilligungsbehörde sowie Hospitationen in geförder-

ten Maßnahmen durchgeführt. Neue Antragsteller 

stellen sich und die Bildungsmaßnahme im Fachbei-

rat vor. Informationen zum Förderangebot erfolgen 

vor allem im Rahmen von Beratungen zu Projekt-

ideen, die einen Bezug zur beruflichen Bildung auf-

weisen. 
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Beispielprojekt zur Maßnahme „Berufsbildungs- und Informationsmaßnahmen“(EU-Code 111) 

Bereits im Jahr 2008 haben sich acht inhabergeführte 

Einzelhandelsgärtnereien im Land Brandenburg zur 

EFRA-Gruppe Einzelhandelsgärtner zusammenge-

schlossen, um den Erfahrungsaustausch zu pflegen 

und ihre spezifischen beruflichen Qualifikationen in 

Seminaren zu verbessern. 

Ein gemeinsames Logo, 

ein Flyer und ein Internet-

auftritt unterstreichen den 

kooperativen Ansatz der 

ERFA-Gruppe. 

 

Mit Fördermitteln im Rah-

men der Maßnahme 111 

wird die ERFA-Gruppe bei 

der Durchführung von Se-

minaren und Fachexkursi-

onen für Mitarbeiter und 

Führungskräfte der Einzel-

handelsgärtnereien unterstützt. Die spezifischen Bil-

dungsthemen werden dabei in der Gruppe selbst be-

stimmt. So wird sichergestellt, dass die Bildungsarbeit 

an die konkreten Bedingungen in den teilnehmenden 

Betrieben anknüpft. Zum Themenspektrum zählen 

z. B. Betriebswirtschaft, Betriebsführung und Marke-

ting, Verbesserung der Kundenorientierung und Ver-

kaufsflächengestaltung. Jährlich finden etwa sechs 

Seminare und eine Fachexkursion zu innovativen 

Betrieben in anderen Bun-

desländern statt. Darüber 

hinaus werden auch ge-

meinsame Aktionen orga-

nisiert, im Jahr 2013 u. a. 

eine Gemeinschaftsaus-

stellung der ERFA-Gruppe 

im Rahmen der Landesgar-

tenschau in Prenzlau.  

 

Aus Fördermitteln des 

EPLR wurden der ERFA-

Gruppe für die Durchfüh-

rung von Seminaren und 

Fachexkursionen insgesamt 48.874 € bereitgestellt 

(davon 36.656 € ELER-Mittel und 12.218 € Landes-

mittel). Die bewilligten Gesamtkosten liegen bei 

57.499 €. 
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Modernisierung landwirtschaftlicher Betriebe 

EU-Maßnahme-Code 121 (ELER-Verordnung Art. 20 b (i)  i.V.m. Art. 26) 

Die Maßnahme zielt auf die Modernisierung landwirt-

schaftlicher Betriebe und damit auf die Steigerung der 

wirtschaftlichen Gesamtleistung ab. Zur Sicherung 

des Berufsnachwuchses sollen Junglandwirte bei der 

Niederlassung und der strukturellen Anpassung ihrer 

Unternehmen gezielt gefördert werden. Vor dem Hin-

tergrund der Liberalisierung des Milchmarktes sollen 

insbesondere Investitionen in der Milchviehhaltung 

unterstützt werden. Mit Hilfe zusätzlicher Mittel aus 

Health Check und EU-Konjunkturprogramm gilt des-

halb seit 2009 ein höherer Fördersatz für besonders 

tiergerechte Haltungsverfahren. Die Förderung erfolgt 

nach der zuletzt mit Wirkung von 14.03.2011 geän-

derten Richtlinie über die Gewährung von Zuwendun-

gen für einzelbetriebliche Investitionen in landwirt-

schaftlichen Unternehmen (Richtlinie EBI). Außerhalb 

der Nationalen Rahmenregelung werden als Landes-

maßnahmen Investitionen in den Bereichen Direkt-

vermarktung, umwelt- und tiergerechte Haltungsver-

fahren, umweltschonende gärtnerische Produktion 

sowie Bewässerung gefördert.  

 

Das für die Maßnahme 121 veranschlagte Budget 

war zuletzt aufgrund eines sich abzeichnenden Min-

derbedarfs mit der fünften Programmänderung (2012) 

um 12,3 Mio. € reduziert worden. Der für die Agrarin-

vestitionsförderung im gesamten Förderzeitraum ein-

geplante Mittelansatz umfasst seitdem knapp 

156,0 Mio. € öffentliche Mittel. Darin enthalten sind 

zusätzliche Mittel im Rahmen des Health Check und 

des EU-Konjunkturprogramms in Höhe von rund 

40,6 Mio. €.  

 

Mit der Genehmigung des sechsten Änderungsan-

trags im März 2013 wurde ein revolvierender Fonds 

als ergänzendes Finanzierungsinstrument für den 

EU-Code 121 eingerichtet. Aus diesem Fonds sollten 

– in Ergänzung zur Gewährung der Fördermittel in 

Form von Zuschüssen – zinslose Nachrangdarlehen 

ausgereicht werden, um die Eigenkapitalquote der 

landwirtschaftlichen Unternehmen zu erhöhen. Eine 

Kombinierung bzw. Doppelförderung wurde dabei 

ausgeschlossen. Die Etablierung des revolvierenden 

Fonds konnte jedoch abschließend nicht erfolgen, 

weil die dafür veranschlagten Mittel in Höhe von 

10 Mio. € im Rahmen des KULAP (EU-Code 214) be-

nötigt werden. Mit der im September 2013 eingereich-

ten siebten Programmänderung wurde eine entspre-

chende Umschichtung beantragt. Gleichwohl bleibt 

das Interesse am Einsatz alternativer Finanzierungs-

instrumente im folgenden Programmzeitraum unein-

geschränkt bestehen.  

 

Mit der Einführung des revolvierenden Fonds waren 

zunächst auch die quantifizierten Ziele in zwei Teilbe-

reiche 121 a (Zuschussbereich) und 121 b (Darle-

hensbereich) gegliedert worden. Diese Differenzie-

rung soll im Zuge der beantragten siebten Program-

mänderung wieder aufgehoben werden.  

 

Als Ziel für die Maßnahme 121 wurde die Förderung 

von 1.880 Unternehmen definiert. Das geplante Ge-

samtinvestitionsvolumen beträgt rund 484,2 Mio. €, 

rund 404,2 Mio. € sollen dabei auf Investitionen in 

bauliche Maßnahmen entfallen. 

 

Im Gesamtblick lag die Inanspruchnahme des För-

derangebotes unter den ursprünglichen Erwartungen. 

Die Zahl der insgesamt unterstützten Vorhaben zur 

Modernisierung hat sich bis Ende 2013 auf 1.237 er-

höht, das Gesamtinvestitionsvolumen beträgt knapp 

429,4 Mio. €. 94 der bisherigen Anträge und damit 

8 % der bisher geförderten Vorhaben sind dem öko-

logischen Landbau zuzuordnen (siehe Grafik). 

Schwerpunktmäßig wurden Investitionen in Gebäude 

getätigt. Insbesondere im Bereich der Milchviehha-

ltung standen Investitionen zur Verbesserung der 

Haltungsbedingungen, des Tierschutzes und der Tier-

hygiene im Mittelpunkt. Die Mehrzahl der geförderten 

Betriebe (957) waren Mischbetriebe (Ackerbau und 

Viehhaltung). 74 % der antragstellenden landwirt-

schaftlichen Betriebe waren juristische Personen. Die 

für die beschriebenen Maßnahmen bis Ende 2013 

getätigten Ausgaben belaufen sich auf 115,1 Mio. €, 

das entspricht etwa 74 % des angepassten Budgets. 
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Rund 32,3 Mio. € wurden dabei aus zusätzlichen 

Mitteln im Rahmen von Health Check und EU-Kon-

junkturprogramm finanziert und für 381 Vorhaben im 

Milchsektor eingesetzt (davon 13 im ökologischen 

Landbau). 

 

Im Berichtsjahr 2013 erfolgten Zahlungen in Höhe 

von knapp 19,2 Mio. € (15,7 Mio. € EU-Mittel) für 159 

Vorhaben, davon 8 im ökologischen Landbau. Eines 

der Vorhaben wurde im Nichtkonvergenzgebiet Berlin 

im Sektor Gartenbau umgesetzt. In den jährlichen 

Ausgaben enthalten sind 9,2 Mio. € Health Check-

Mittel, die für 74 Investitionsbeihilfen für die Milcher-

zeugung und 11 sonstige Vorhaben zur Abfederung 

der Umstrukturierung des Milchsektors verwendet 

wurden (darunter ein Vorhaben im ökologischen 

Landbau). Das Gesamtinvestitionsvolumen der im 

Jahr 2013 unterstützten Vorhaben beläuft sich auf 

etwa 53,3 Mio. €. Ein Großteil (93 % bzw. knapp 

50,0 Mio. €) wurde von in Gebäude investiert.  

 

Der in der Richtlinie festgelegte Antragstermin 30.09. 

wurde im Berichtsjahr aufgrund der verbleibenden 

Zeit für Neubewilligungen auf den 30.06.2013 vorver-

legt, ohne den 30.09. auszuschließen. Um die Aus-

schöpfung der vorhandenen Mittel zu gewährleisten, 

wurden fünf Projektauswahltermine durchgeführt (im 

Vorjahr waren es drei). Der für Teil II der Richtlinie 

(Förderung außerhalb GAK) seit 2012 bestehende 

Antragsstopp wurde bis zum 31.05.2013 aufgehoben. 

 

Die fachaufsichtlichen Prüfungen und Vor-Ort-Kon-

trollen wurden auch im Berichtsjahr durchgeführt. 

Darüber hinaus erfolgten mehrere Prüfungen durch 

den Europäischen Rechnungshof (ERH) und die 

Bescheinigende Stelle. 

___________________________________________ 

Über die planmäßigen ELER-Mittel hinaus wurden für 

die Umsetzung von Maßnahmen zur Diversifizierung 

des Zuckermarktes Mittel im Rahmen der Zuckerdi-

versifizierungsbeihilfe zur Verfügung gestellt. Die 

ELER-Zahlungen wurden solange ausgesetzt, bis 

diese Mittel gebunden waren. Im Jahr 2011 wurden 

Zuckermittel in Höhe von 2,9 Mio. € für den EU-Code 

121 gebunden. Die Ausgaben erfolgten in den Jahren 

2011 und 2012 und beliefen sich auf rund 2,2 Mio. €. 

Da es sich dabei nicht um ELER-Mittel handelt, fallen 

diese Zahlungen nicht unter die ELER-Berichtspflicht 

und werden hier nicht dargestellt. 

Beispielprojekt zur Maßnahme „Modernisierung 

landwirtschaftlicher Betriebe“ (EU-Code 121) 

Die Agrarprodukte Dedelow GmbH im Landkreis 

Uckermark betreibt einen Milchviehbetrieb mit 5.100 

Rindern, darunter 2.600 Milchkühe. Mit Unterstützung 

im Rahmen der Maßnahme 121 hat die GmbH in den 

Neubau einer Lauf- und Liegehalle sowie eines 

neuen Melkzentrums investiert und damit die Hal-

tungsbedingungen der Tiere verbessert.  

 

Die neue Liegehalle für rund 500 Kühe umfasst etwa 

4.000 m² und ermöglicht die Ausdünnung des Be-

standes in der vorhandenen Stallanlage und damit 

einen höheren Komfort für alle Tiere. Jede Kuh kann 

sich frei bewegen, fressen oder ruhen. Auch das 

neue helle Melkzentrum mit einem Karussell für 72 

Kühe trägt durch moderne Technologie und Ausstat-

tung zur Verbesserung des Tierwohls bei. Es hat eine 

Melkkapazität von 360 Kühen pro Stunde bzw. 

65.000 Liter Milch am Tag. Bevor die Melkzeuge an-

gesetzt werden, wird jedes Euter mit einem frischen 

Lappen gereinigt.  

 

Durch die beiden Neubauten und deren technische 

Ausstattung haben sich nicht nur die Haltungsbedin-

gungen des Tierbestandes verbessert, auch die 100 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und die 12 Lehrlinge 

profitieren von den optimierten Arbeitsbedingungen.  

 

Die zuwendungsfähigen Gesamtkosten für den Neu-

bau der Liegehalle und des Melkzentrums belaufen 

sich auf 2.380.236 €. Aus Fördermitteln wurden ins-

gesamt 616.013 € bereitgestellt (davon 554.412 € 

ELER-Mittel, 36.961 € Bundes- und 24.640 € Landes-

mittel).  
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Erhöhung der Wertschöpfung der land- und forstwirtschaftlichen Erzeugnisse 

EU-Maßnahme-Code 123 (ELER-Verordnung Art. 20 b (iii)  i.V.m. Art. 28) 

Die Maßnahme gliedert sich in die beiden Teilmaß-

nahmen zur Erhöhung der Wertschöpfung bei land-

wirtschaftlichen (123 a) und forstwirtschaftlichen Er-

zeugnissen (123 b). Im Jahr 2011 wurde die Förde-

rung beider Teilmaßnahmen eingestellt. Gründe dafür 

waren einerseits die positive Entwicklung der Branche 

- wie auch die Halbzeitbewertung festgestellt hatte - 

und zum anderen erforderliche Einsparungen von 

Landesmitteln. Neuanträge werden seitdem nicht 

mehr bewilligt, alle Vorhaben wurden bis Ende 2012 

abgeschlossen.  

 

Das für beide Teilmaßnahmen ursprünglich vorgese-

hene Gesamtbudget war im Zuge der Einstellung der 

Förderung mit der vierten Programmänderung (2011) 

von rund 46 Mio. € auf knapp 7 Mio. € öffentliche 

Mittel verringert worden. Mit diesen Mitteln sollten ins-

gesamt 100 Betriebe gefördert und ein Gesamtinves-

titionsvolumen in Höhe von 124,4 Mio. € ausgelöst 

werden. In 60 Betrieben sollten neue Produkte oder 

Techniken eingeführt werden. Die Umsetzung erfolgte 

nach der Richtlinie zur Förderung im Bereich der 

Marktstrukturverbesserung sowie der Richtlinie zur 

Gewährung von Zuwendungen für die Förderung 

forstwirtschaftlicher Maßnahmen. 

 

Nachdem schon 2012 nur noch Restzahlungen erfolgt 

waren, sind im Berichtsjahr keine weiteren Mittel 

mehr geflossen. Seit Programmbeginn wurden damit 

insgesamt 6,8 Mio. € öffentliche Mittel an 31 Kleinun-

ternehmen, drei mittelgroße und zwei Großunterneh-

men ausgezahlt. Das Budget ist damit zu 99 % aus-

geschöpft. Umgesetzt wurden 42 Projekte mit einem 

Gesamtinvestitionsvolumen in Höhe von 34,4 Mio. €. 

Erhöhung der Wertschöpfung bei landwirtschaft-

lichen Erzeugnissen (123 a) 

Ziel der Teilmaßnahme 123 a war die Verbesserung 

der Verarbeitung und Vermarktung von landwirt-

schaftlichen Primärprodukten. Geplant war die Förde-

rung von 50 Unternehmen und die Unterstützung 

eines Gesamtinvestitionsvolumens von 70 Mio. €.  

 

Nachdem im Jahr 2008 zwei Betriebe der Ernäh-

rungswirtschaft, 2009 fünf und 2010 neun Betriebe im 

Bereich Verarbeitung und Vermarktung Fördermittel 

erhalten hatten, erfolgten im Berichtsjahr 2012 - wie 

schon im Vorjahr - lediglich noch Restzahlungen. 

Verausgabt wurden noch 96.000 € (72.000 € EU-

Mittel). Neubewilligungen werden aufgrund der Ein-

stellung der Förderung bereits seit 2011 nicht mehr 

ausgesprochen. Die Summe der seit Programmbe-

ginn getätigten Ausgaben beläuft sich Ende 2013 

damit auf insgesamt rund 57,2 Mio. € (42,9 Mio. € 

EU-Mittel). Unterstützt wurden mit diesen Mitteln 16 

Unternehmen der Ernährungswirtschaft bei der Um-

setzung von 18 Projekten mit einem Gesamtinves-

titionsvolumen von 31,6 Mio. €. Zwei Projekte sind 

dem ökologischen Landbau zuzuordnen. 

Erhöhung der Wertschöpfung bei forstwirtschaft-

lichen Erzeugnissen (123 b) 

Die Teilmaßnahme 123 b zielte auf die Verbesserung 

der Verarbeitung und Vermarktung forstwirtschaftli-

cher Primärprodukte um die Wertschöpfung in der 

Region zu erhöhen. Im Fokus standen dabei die För-

derung der Erschließung nachwachsender Rohstoffe 

sowie die Verbesserung der überbetrieblichen Zu-

sammenarbeit zur Vertiefung der Verarbeitungsstufen 

von Produkten des Waldes. 

 

Geplant war die Förderung von ca. 50 Unternehmen 

und eines Gesamtinvestitionsvolumens von 55 Mio. €. 

 

Erste Zahlungen waren im Jahr 2009 an 11 forstwirt-

schaftliche Betriebe erfolgt. 2010 waren weitere 8 und 

2011 noch ein letztes Unternehmen gefördert worden. 

Mit Hilfe der bis Ende 2011 verausgabten öffentlichen 

Mittel in Höhe von rund 1,1 Mio. € (0,8 Mio. € EU-

Mittel) setzten die insgesamt 20 unterstützten Forst-

betriebe 24 Vorhaben um. Das Gesamtinvestitions-

volumen beläuft sich auf knapp 2,8 Mio. €. Neubewil-

ligungen werden aufgrund der Einstellung der Förde-

rung bereits seit 2011 nicht mehr ausgesprochen. 
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Zusammenarbeit bei der Entwicklung neuer Produkte 

EU-Maßnahme-Code 124: Zusammenarbeit bei der Entwicklung neuer Produkte, Verfahren und Technologien in der Land- und 
Ernährungswirtschaft sowie im Forstsektor (ELER-Verordnung Art. 20 b (iv)  i.V.m. Art. 29) 

In einem Kontext zunehmenden Wettbewerbs soll die 

Maßnahme dazu beitragen, die Land-, Forst- und 

Ernährungswirtschaft durch die Verbreitung inno-

vativer Methoden und Konzepte für die Entwicklung 

neuer Produkte, Verfahren und Technologien in die 

Lage zu versetzen Marktchancen besser zu nutzen. 

Damit sollen Wertschöpfung und Wettbewerbsfähig-

keit von Unternehmen im ländlichen Raum verbessert 

werden. Die Förderung erfolgt über die Richtlinie zur 

Gewährung von Zuwendungen für die Zusammen-

arbeit bei der Entwicklung neuer Produkte, Verfahren 

und Technologien in der Land- und Ernährungswirt-

schaft sowie in der Forstwirtschaft.  

 

Das für die Maßnahme 124 eingeplante Budget war 

zuletzt angesichts des zögerlichen Mittelabflusses mit 

dem fünften Änderungsantrag (2012) um rund 

1,7 Mio. € verringert worden, die in die Maßnahme 

126 umgeschichtet wurden. Im gesamten Programm-

zeitraum stehen seitdem 2,2 Mio. € öffentliche Mittel 

zur Verfügung. Entsprechend der im Zuge der Um-

schichtung ebenfalls angepassten Zielwerte sollen mit 

diesen Mitteln insgesamt 15 Initiativen (davon 12 im 

Sektor Landwirtschaft und drei in der Ernährungswirt-

schaft) gefördert werden. Das angestrebte Gesamtin-

vestitionsvolumen beträgt ca. 4,2 Mio. €.  

 

Erste Zahlungen in der Maßnahme 124 waren erst im 

Jahr 2009 für vier Kooperationsinitiativen erfolgt, 

nachdem die Möglichkeit zur Verlängerung des Pro-

jektdurchführungszeitraumes auf maximal fünf Jahre 

geschaffen und die „De minimis“-Regelung aufgeho-

ben worden war. Vorausgegangen waren außerdem 

umfangreiche konzeptionelle Arbeiten, konsultative 

Phasen und ein zweistufiges Antragsverfahren. Im 

Jahr 2011 wurden eine weitere und 2012 zwei weitere 

Initiativen gefördert. Im Berichtsjahr kam keine weite-

re Kooperation hinzu (Zwei Projektvorschläge lagen 

zwar vor, deren Laufzeit bis Ablauf der Förderperiode 

erschien jedoch als zu kurz). Für die in den Vorjahren 

begonnenen Kooperationsinitiativen erfolgten noch 

Zahlungen in Höhe von knapp 97.600 Mio. € (davon 

73.200 € EU Mittel). Die noch laufenden Projekte 

werden bis Ende 2014 abgeschlossen, der Mittelabruf 

erfolgt nach Realisierungsstand und ist deshalb nicht 

planbar. 

 

Die Summe der bisher insgesamt verausgabten öf-

fentlichen Mittel hat sich damit auf ca. 901.000 Mio. € 

(rund 676.000 € EU-Mittel) erhöht. Gefördert wurden 

7 Kooperationsinitiativen, davon zielten 5 auf die Ent-

wicklung neuer Techniken im landwirtschaftlichen 

Bereich und 2 auf die Entwicklung neuer Erzeugnisse 

in der Ernährungswirtschaft. 

 

Trotz der vorgenommenen Ansatzreduzierung liegt 

der Mittelabfluss hinter den Planungen. Ursachen für 

die hinter den Erwartungen gebliebene Inanspruch-

nahme dafür liegen einerseits im geforderten Min-

destinvestitionsvolumen von 50.000 €, das die finan-

ziellen Möglichkeiten vieler Unternehmen zur Kofi-

nanzierung der Förderung übersteigt. Andererseits ist 

die Kooperation von Unternehmen der Wirtschaft mit 

Wissenschaftseinrichtungen noch wenig entwickelt. 

Außerdem verzögern die notwendigen rechtlichen 

Vorgaben und Prüfungen im Lebensmittel, Tier-

schutz- und Umweltbereich den Bewilligungsprozess. 

Nicht jedes vorgeschlagene Vorhaben konnte außer-

dem zur Bewilligung gelangen – u. a. aufgrund nicht 

ausreichender Innovations- bzw. Neuheitsgrade – so 

dass die Unternehmen sich bereits in der Antragstel-

lungsphase wieder zurückziehen. 

 

Auch im Berichtsjahr fanden die erforderlichen fach-

aufsichtlichen Prüfungen und für eines der fünf bewil-

ligten Vorhaben die Vor-Ort-Kontrolle statt. 
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Verbesserung und Ausbau der Infrastruktur 

EU-Maßnahme-Code 125: Verbesserung und Ausbau der Infrastruktur im Zusammenhang mit der Entwicklung und Anpassung 
der Land- und Forstwirtschaft (ELER-Verordnung Art. 20 b (v)  i.V.m. Art. 30) 

Ziel der Maßnahme ist die Verbesserung der länd-

lichen Infrastruktur im Zusammenhang mit der Erhö-

hung der Wettbewerbsfähigkeit der Land- und Forst-

wirtschaft. Auf Grundlage der Nationalen Rahmenre-

gelung werden Vorhaben innerhalb der Verfahren zur 

Flurneuordnung nach Flurbereinigungsgesetz und 

Landwirtschaftsanpassungsgesetz gefördert. Darüber 

hinaus können als Landesmaßnahmen auch Verfah-

rens- und Vermessungskosten innerhalb der Flurneu-

ordnung sowie Maßnahmen zur Verbesserung des 

Landschaftswasserhaushaltes unterstützt werden.  

 

Die Förderung erfolgt über die Richtlinien zur Gewäh-

rung von Zuwendungen zur Förderung  

 der Verbesserung des Landschaftswasserhaus-

haltes und der Bewirtschaftung der Wasserres-

sourcen im ländlichen Raum (zuletzt geändert am 

20.12.2013 zur Verlängerung bis 31.12.2014), 

 der Flurbereinigung, sowie eine entsprechende 

Verwaltungsvorschrift (FlurbFördRL) ( zuletzt ge-

ändert am 23.12.2013 zur Verlängerung bis 

31.12.2015), 

 der integrierten ländlichen Entwicklung (ILE) und 

LEADER (zuletzt geändert mit Wirkung vom 

23.12.2013 zur Verlängerung der Richtlinie bis 

zum 31.12.2015). 

 

Die Förderung von Maßnahmen zur Verbesserung 

des Landschaftswasserhaushaltes zielt darauf ab, 

Niederschlagswasser länger in der Landschaft zu 

halten und damit die Wasserverfügbarkeit für Natur, 

Land- und Forstwirtschaft sowie sonstige Wasser-

nutzer zu verbessern, indem wasserwirtschaftliche 

Anlagen und die Strukturvielfalt der Gewässer opti-

miert werden. Bis zum Ende der Programmlaufzeit 

wird die Unterstützung von 1.000 entsprechenden 

Vorhaben angestrebt. Dabei sollen u. a. 800 Stauan-

lagen umgebaut und Gewässer auf einer Länge von 

200 km renaturiert werden (im Zuge der mit der sieb-

ten EPLR-Änderung vorgesehenen Ansatzreduzie-

rung ist eine Anpassung der Zielwerte vorgesehen, 

s. u.).  

 

Im Rahmen des Flurbereinigungsgesetzes sollen 145 

und im Rahmen des Landwirtschaftsanpassungsge-

setzes 950 Flurbereinigungsverfahren gefördert 

werden. In beiden Verfahrensarten zusammen soll 

dies eine Fläche von 265.000 ha betreffen. Bis zum 

Ende der Förderperiode ist der Abschluss von 90 

Verfahren nach dem Flurbereinigungsgesetz und 900 

Verfahren nach dem Landwirtschaftsanpassungsge-

setz geplant. Dann sollen 135.000 ha Fläche in den 

neuen Besitzstand eingewiesen sein. Das Zusam-

menlegungsverhältnis von alten zu neuen Besitzstü-

cken soll 3:1 betragen (mit den Mittelumschichtungen 

im Zuge der siebten EPLR-Änderung ist eine Anpas-

sung der Zielwerte vorgesehen, s. u.).  

 

Der ländliche Wegebau ist in Brandenburg Teil der 

Integrierten ländlichen Entwicklung und wird im Rah-

men gebietsbezogener lokaler Entwicklungsstrategien 

gefördert. Bis zum Ende der Förderperiode sollen 155 

Vorhaben zum Wegeaus- bzw. -neubau auf 85 km 

Länge gefördert werden (die Ziele werden im Zuge 

der Ansatzreduzierung mit der siebten EPLR-Ände-

rung angepasst, s. u.).  

 

Das für die Maßnahme 125 ursprünglich veranschlag-

te Budget an öffentlichen Mitteln infolge der vierten 

EPLR-Änderung (2011) zunächst um rund 29,1 Mio. € 

erhöht worden, bevor mit der fünften EPLR-Änderung 

(2012) eine Reduzierung der für den Teilbereich 

Landschaftswasserhaushalt vorgesehenen Mittel um 

knapp 26,7 Mio. € erfolgte, die angesichts des gerin-

gen Mittelabflusses in den EU-Code 125 umgeschich-

tet wurden. Der Mittelansatz für die Maßnahme 125 

umfasst seitdem insgesamt rund 182,3 Mio. € EU- 

und Kofinanzierungsmittel. Zur Finanzierung der 

Mehrwertsteuerbeträge in den Bereichen Flurbereini-

gung und Verbesserung des Landschaftswasserhaus-

haltes stehen seit 2009 darüber hinaus 15,4 Mio. € 

zusätzliche nationale Mittel (Top-ups) zur Verfügung. 

Damit soll ein Gesamtinvestitionsvolumen in Höhe 

von rund 211 Mio. € gefördert werden (Angesichts 

des zögerlichen Mittelabflusses vor allem in den Be-

reichen Flurneuordnung und Landschaftswasserhaus-

halt ist im Zuge der siebten EPLR-Änderung eine Re-

duzierung des Maßnahmenbudgets um insgesamt 

rund 20 Mio. € öffentliche Mittel (15 Mio. € EU-Mittel) 

vorgesehen. Die frei werdenden Mittel werden in die 

EU-Codes 126, 214, 323 und 413 umgeschichtet. Da-

mit verbunden sind auch Anpassungen der Indikato-

renzielwerte). 

 

Im Berichtsjahr wurden mit Fördermitteln in Höhe von 

knapp 19 Mio. € (ohne Top-ups) 168 Vorhaben mit 

einem Gesamtinvestitionsvolumen von 22,3 Mio. € 

unterstützt. Ein Vorhaben dient dabei der Wasserver-

sorgung, 3 Vorhaben tragen zur Erschließung land-

wirtschaftlicher Flächen bei und 164 Maßnahmen ha-

ben die Zusammenlegung und Verbesserung von Flä-

chen zum Ziel. Zur Finanzierung der Mehrwertsteuer 



EPLR Brandenburg / Berlin 2007 – 2013 

Kapitel 2: Stand der Programmdurchführung 

32 

in den Bereichen Flurbereinigung und Verbesserung 

des Landschaftswasserhaushaltes wurden im Jahr 

2013 außerdem etwa 1,1 Mio. € Top-ups ausgezahlt. 

 

Die im Code 125 seit Programmbeginn bis Ende 2013 

getätigten Ausgaben summieren sich auf knapp 

129,2 Mio. € (inkl. 7,3 Mio. € Top-ups), das entspricht 

65 % des eingeplanten Budgets. Umgesetzt wurden 

insgesamt 1.100 Vorhaben, davon 115 Erschlie-

ßungsmaßnahmen, 149 Vorhaben zur Verbesserung 

der Wasserversorgung und 836 Maßnahmen zur Flä-

chenzusammenlegung (siehe Grafik). Das unterstütz-

te Investitionsvolumen liegt bei knapp 14,3 Mio. €.  

 

Die Förderung im Bereich Wegebau wurde den Pla-

nungen entsprechend angenommen. Weiterhin be-

steht Bedarf beim Ausbau der ländlichen Infrastruktur. 

Im Berichtsjahr wurden jedoch keine weiteren Bewilli-

gungen mehr ausgesprochen. Das zuletzt mit der 

vierten Programmänderung (2011) aufgestockte 

Budget war bereits Ende 2012 ausgeschöpft.  

 

Der Mittelabfluss in der Teilmaßnahme Flurneuord-

nung blieb dagegen hinter den Erwartungen zurück. 

Die immer knapper werdenden Eigenmittel der Kom-

munen sowie der Teilnehmergemeinschaften führen 

dazu, dass die Mittel nicht wie erwartet in Anspruch 

genommen werden. Nachdem das für die Flurneuord-

nung vorgesehene Budget entsprechend den Emp-

fehlungen der Halbzeitbewertung mit der vierten Pro-

grammänderung (2011) zunächst erhöht worden war, 

hatte sich der Mittelabfluss vor dem Hintergrund der 

Überarbeitung des Flurneuordnungskonzeptes zöger-

lich entwickelt. Mit der siebten EPLR-Änderung 

(2013) wurde deshalb eine Umschichtung in die EU-

Codes 323 und 413 (LEADER) beantragt (s. o.). 

 

Sechs Bodenordnungsverfahren wurden im Berichts-

jahr einer Fachaufsichtsprüfung unterzogen. Im Rah-

men der Öffentlichkeitsarbeit fand u. a. ein Basisse-

minar für Flurneuordnung am 15./16.04.2013 in der 

Heimvolkshochschule am Seddiner See statt. Wichti-

ge Informationen zur Flurneuordnung sind außerdem 

auf den Internetseiten des Ministeriums für Infrastruk-

tur und Landwirtschaft sowie des Verbandes für 

Landentwicklung und Flurneuordnung Brandenburg 

(VLF) einsehbar. 

 

Die Umsetzung des Förderprogramms zur Verbesse-

rung des Landschaftswasserhaushaltes verlief im 

Berichtsjahr 2013 erwartungsgemäß. Um noch mög-

lichst viele Anträge entgegennehmen und bewilligen 

zu können wurde der Antragstermin vom 31.03. auf 

den 30.09.2013 verschoben. Mit Blick auf die gesam-

te Förderperiode und die ursprünglich definierten Zie-

le entsprach der Mittelabfluss jedoch nicht den Pla-

nungen. Ursächlich waren hier u. a. Verzögerungen 

gesetzlich vorgeschriebener Genehmigungsverfahren 

(Planfeststellungsverfahren) für bereits angekündigte 

Projekte. Weil die veranschlagten Mittel bis zum Ende 

der Förderperiode deshalb nicht mehr gebunden 

werden konnten, wurde mit der siebten Programmän-

derung eine Verringerung des Ansatzes zugunsten 

der Codes 126 und 214 beantragt (s. o.).  

 

Seit der ersten Richtlinienänderung 2011 ist das För-

derangebot in die Teilbereiche A und B unterteilt. In-

folge der zweiten Änderung der Richtlinie 2012 sind 

auch kulturbautechnische Maßnahmen zur Minderung 

der Folgen etwaiger künftiger Vernässungen durch 

extreme Niederschlagsereignisse förderfähig (z. B. 

Revitalisierung und Neubau von Gräben, Rohrleitun-

gen, Durchlässen). Die Maßnahmen müssen von er-

heblichem Landesinteresse sein, Entwässerungs-

maßnahmen auf Niedermoorstandorten sind von der 

Förderung ausgeschlossen. Mit dieser zweiten Richt-

linienerweiterung hatte die Landesregierung auf die 

Veränderung der klimatischen Verhältnisse reagiert, 

um bei künftigen Niederschlagsextremen Schäden zu 

mindern. Neben Trockenheit und Wassermangel 

waren in den letzten Jahren immer häufiger Extrem-

niederschläge aufgetreten, insbesondere in Niede-

rungsgebieten konnte der Wasserüberschuss nicht 

mehr schadlos abgeführt werden. Weitläufige Überflu-

tungen und lang anhaltende Vernässungen führten 

z. T. zu großen Schäden in der Landwirtschaft und 

ländlichen Siedlungsstrukturen.  

Anzahl der geförderten Vorhaben 
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Beispielprojekt zur Teilmaßnahme „Landschaftswasserhaushalt“ (EU-Code 125)

Das Mühlenwehr in der Dömitz am ehemaligen 

Standort in Streckenthin (Landkreis Prignitz) war 

schon seit etwa 1920 außer Betrieb und die Überfahrt 

zur Querung der Dömitz aufgrund des maroden Zu-

stands des Bauwerks nicht mehr möglich. Auch für 

Fische stellte die Wehranlage mit einer Höhendiffe-

renz von 70 cm ein Hindernis dar, das Wanderbewe-

gungen zu Laichgewäs-

sern im Wege stand.  

 

Mit Hilfe von Förderung im 

Rahmen des EPLR konnte 

das brüchige Mühlenwehr 

zu einer 85 m langen 

Sohlgleite umgebaut wer-

den. Gleichzeitig wurde ein 

Durchlass mit einer Breite 

von 2,45 m und einer 

Höhe von 1,80 m errichtet.  

 

Seit November 2012 ist die 

Durchgängigkeit für die aquatische Fauna und die 

Passierbarkeit für den landwirtschaftlichen Verkehr 

über die Dömitz wieder gewährleistet. Der sich an-

schließende ländliche Weg würde im Anschluss von 

der Stadt Pritzwalk neu gebaut.  

 

Die neue Sohlgleite dient der Stabilisierung des Ab-

flussgeschehens und vermindert weitere Erosion und 

Sedimentverlagerungen. Für die Aufwertung der Ge-

wässersohlstruktur wurden Natursteine in unter-

schiedlichen Größenstufen 

verwendet. Begleitende 

Pflanzmaßnahmen leisten 

außerdem einen Beitrag zur 

Verbesserung der floris-

tischen Strukturvielfalt ent-

lang Dömitz.  

 

Die zuwendungsfähigen Ge-

samtkosten für den Umbau 

der Wehranlage in eine 

Sohlgeite mit Herstellung 

des Durchlasses belaufen 

sich auf 184.749 €. Dieser 

Betrag wurde vollständig aus Fördermitteln bereitge-

stellt, davon 116.449 € ELER- und 68.300 € Landes-

mittel. 
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Wiederaufbau von durch Naturkatastrophen geschädigtem landwirtschaftlichen Pro-
duktionspotenzial 

EU-Maßnahme-Code 126: Wiederaufbau von durch Naturkatastrophen geschädigtem landwirtschaftlichen Produktionspotenzial 
sowie geeignete vorbeugende Aktionen (ELER-Verordnung Art. 20 b (vi)) 

Im Hinblick auf die Sicherung der Wettbewerbsfähig-

keit der Land- und Forstwirtschaft zielt diese Maß-

nahme auf den Schutz vor Hochwasser ab. Die För-

derung wird entsprechend der Nationalen Rahmenre-

gelung umgesetzt und umfasst konzeptionelle Vorar-

beiten, bauliche Maßnahmen zur Wiederherstellung, 

Erweiterung oder Neuerrichtung von Hochwasser-

schutzanlagen sowie Maßnahmen zum naturnahen 

Gewässerausbau zur Verbesserung des Wasserrück-

halts und der naturnahen Gewässerentwicklung. Zur 

Anwendung kommt dabei die Verwaltungsvorschrift 

für die Förderung von Hochwasserschutzmaßnahmen 

in Verbindung mit der Unterhaltungsverbändezustän-

digkeitsverordnung – Teil I (UVZV I). 

 

Das für die Maßnahme 126 eingeplante Budget war 

vor dem Hintergrund der in den letzten Jahren ge-

häuft auftretender Hochwasserereignisse und eines 

entsprechend gesteigerten Investitionsbedarfs zuletzt 

mit dem fünften Änderungsantrag (2012) um 

50 Mio. € öffentliche Mittel (davon 38 Mio. € EU-

Mittel) erhöht worden. Insgesamt umfasst der Mittel-

ansatz im Programmzeitraum seitdem 161,4 Mio. € 

EU- und Kofinanzierungsmittel. Seit der ersten Pro-

grammänderung stehen darüber hinaus zusätzliche 

nationale Mittel (Top-ups) in Höhe von 21,3 Mio. € für 

die Finanzierung der Mehrwertsteuer bereit. (Vor dem 

Hintergrund des Juni-Hochwassers 2013 (vgl. Kapitel 

1) wurde mit der im September 2013 eingereichten 

siebten Programmänderung eine weitere Budgeter-

höhung um 4 Mio. € öffentliche Mittel beantragt, die 

aus dem EU-Code 125 - Teil Landschaftswasser-

haushalt umgeschichtet werden). 

 

Mit den veranschlagten Mitteln sollen Deichverstär-

kungen auf 98 km durchgeführt und damit eine Flä-

che von ca. 260.000 ha* vor Hochwasser geschützt 

werden. Vorgesehen ist außerdem der Umbau von 88 

wasserbaulichen Anlagen, die Schaffung von Rück-

haltebereichen auf 730 ha sowie die Renaturierung 

von Gewässern auf einer Länge von 33,2 km (im Zu-

ge der beantragten Budgetaufstockung werden auch 

die Zielwerte angepasst).  

 

Erste Zahlungen mit EU-Beteiligung waren im Jahr 

2009 erfolgt, nachdem 2008 zunächst nur Bundes- 

und Landesmittel in Höhe von 29,8 Mio. € für 34 Pro-

jekte auf einer Fläche von 7.800 ha zum Einsatz ge-

kommen waren.  

Im Berichtsjahr entsprach die Umsetzung der Maß-

nahme aufgrund des Hochwasserereignisses nicht 

vollständig den Planungen, da der Hochwasserscha-

densbeseitigung Vorrang vor der Investitionstätigkeit 

eingeräumt werden musste. Ausgezahlt wurden rund 

21,6 Mio. € EU- und Kofinanzierungsmittel (davon 

16,2 Mio. € EU-Mittel) sowie 6,0 Mio. € Top-ups für 

11 Vorhaben zum vorbeugenden Hochwasserschutz. 

Die geschützte landwirtschaftliche Fläche umfasst 

10 ha (Hinweis zu diesem Indikator s. u.). 

 

Die Ausgaben seit Beginn der Förderperiode summie-

ren sich bis Ende 2013 damit auf knapp 170,4 Mio. € 

öffentliche Fördermittel (einschließlich 29,3 Mio. € 

Top-ups zur Finanzierung der Mehrwertsteuer). Ins-

gesamt 100 Vorhaben zum Bau von Hochwasser-

schutzanlagen wurden mit diesen Mitteln realisiert, 

denen eine vor Hochwasser geschützte Fläche von 

1.487 ha zugeordnet ist. Dieser – gemessen am Mit-

teleinsatz – relativ niedrige Wert erklärt sich daraus, 

dass die vor Hochwasser geschützte Fläche erst 

nach Abschluss aller Teilabschnitte eines Vorhabens 

als Maßnahmenergebnis gewertet wird. Zudem ist der 
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(Im Jahr 2008 ausschließlich aus Bundes- und Landes-

mitteln geförderte Vorhaben sind nicht berücksichtigt)  
 

* In der Berechnung des Zielwertes wurden auch die erst 

nach 2013 abzuschließenden Maßnahmen einbezogen. 

Im Hinblick auf die Zielerreichung ist zu berücksichti-

gen, dass die „vor Hochwasser geschützte Fläche“ in 

der Regel nicht einzelnen Projekten (Bauabschnitten) 

zugeordnet werden kann. Erst nach Abschluss aller 

Teilabschnitte eines Vorhabens wird die dadurch ge-

schützte Fläche als Ergebnis gewertet. 
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Rekonstruktion und Sanierung von Wehren keine vor 

Hochwasser geschützte Fläche zugeordnet.  

 

In der verwaltungsmäßigen Abwicklung bereitete wei-

terhin der Umgang mit dem Datenverarbeitungssys-

tem profil c/s Probleme. Die Daten für das Monitoring 

müssen manuell aufbereitet werden. 

 

 

Beispielprojekt zur Maßnahme „Wiederaufbau von durch Naturkatastrophen geschädigtem landwirt-

schaftlichen Produktionspotenzial sowie geeignete vorbeugende Aktionen“ (EU-Code 126) 

Das Schöpfwerk Karthane bei Wittenberge im Land-

kreis Prignitz zählt mit seinen 12 Pumpen zu den be-

deutendsten Hochwasserschutzanlagen des Landes 

Brandenburg. Bei Hochwasser entwässert die Anlage 

seit 1980 etwa 6.500 ha Wiesen und Ackerflächen 

und schützt tausende Anwohner und landwirtschaft-

liche Nutzflächen vor Über-

flutung. Zuvor war die Kar-

thane-Niederung regelmä-

ßig durch Rückstau der 

Elbe-Hochwässer über-

schwemmt worden, die 

Orte Garsedow bis Wils-

nack dann nur noch per 

Kahn erreichbar und die 

Landwirtschaft von Ernte-

ausfällen betroffen. Das 

dreigeschossige Kammer-

schöpfwerk als Absperr-

bauwerk leitet bei Hoch-

wasser von der Karthane 

zufließendes Eigenwasser über Pumpen in den Kar-

thanensee und damit in die Elbe über. In hochwasser-

freien Zeiten erfolgt der Abfluss der Karthane im 

freien Fließgefälle über zwei Freischleusen, die bei 

Elbhochwasser geschlossen werden.  

 

Anfang der 1990er Jahre waren erhebliche Beton-

schäden im Tiefbauteil festgestellt worden, die den 

Verlust der Tragfähigkeit befürchten ließen. Im Hin-

blick auf diese Vorschäden sowie das neue Bemes-

sungshochwasser (plus 70 cm) wurde 2009 mit der 

vollständigen Sanierung des Schöpfwerkes begon-

nen. Die Arbeiten umfassten vor allem die grundhafte 

Erneuerung des Betons, den kompletten Austausch 

der Pumpen-, Elektro- und Steuertechnik, die Errich-

tung einer Wellenschutzwand sowie die Sanierung 

des Hochbauteils. Außer-

dem wurde ein Fischpass 

eingebaut, der Fischen 

aus der Elbe das Aufstei-

gen in die Karthane er-

möglichen soll. Um den 

Hochwasserschutz wäh-

rend der etwa fünfjähri-

gen Bauphase, die Mitte 

2014 abgeschlossen sein 

soll, gewährleisten zu 

können, wurden zwei Ha-

variepumpen angeschafft 

und die Baugruben bei 

Hochwasser geflutet. 

Selbst bei den Elbe-Hochwässern 2011 und 2013 

konnte das Schöpfwerk dadurch seine Schutzfunktion 

erfüllen.  

 

Die Summe der bewilligten Mittel für die Sanierung 

des Schöpfwerkes sowie der Pumpen- und Elekt-

rotechnik beläuft sich auf 14.549.059 €. Aus För-

dermitteln wurden insgesamt 12.226.100 € bereitge-

stellt (davon 9.169.575 € ELER-Mittel, 1.833.915 € 

Bundes- und 24.640 Landesmittel). 
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Schwerpunkt 2: 
Verbesserung der Umwelt und der Landschaft 

Hauptgegenstand der Maßnahmen in Schwerpunkt 2 

sind die Umweltbelange. Eine nachhaltige flächen-

deckende Bewirtschaftung der landwirtschaftlichen 

Flächen soll die Biodiversität erhöhen, die Wasser- 

und Bodenqualität verbessern und das Klima schüt-

zen. Zentrales Instrument des Schwerpunktes 2 sind 

die Agrarumweltmaßnahmen (Maßnahme 214). 

 

Das für den Schwerpunkt 2 ursprünglich vorgesehene 

Budget hatte sich infolge von Mittelumschichtungen 

im Rahmen der vierten Programmänderung (2011) 

um knapp 35 Mio. € verringert und war zuletzt im 

Zuge der fünften Programmänderung (2012) noch-

mals um rund 0,9 Mio. € leicht reduziert worden (wei-

tere Anpassungen erfolgen mit der siebten EPLR-

Änderung, s. u.). Für den Schwerpunkt 2 sind damit 

insgesamt rund 446,3 Mio. € bzw. 30 % des Gesamt-

plafonds veranschlagt. Darin enthalten sind Health 

Check-Mittel in Höhe von etwa 54 Mio. €, die für die 

Jahre 2010 - 2013 hinzukamen. Der größte Teil der 

vorgesehenen Mittel im Schwerpunkt 2 entfällt auf die 

Agrarumweltmaßnahmen (EU-Code 214), die mit 

19 % des Gesamtbudgets auch auf Programmebene 

die finanzstärkste Maßnahme darstellen (mit der fünf-

ten Programmänderung hatte sich das Maßnahmen-

budget noch erhöht). Die verbleibenden Mittel werden 

für die Ausgleichszulage (EU-Code 212, 7 % des 

Programmbudgets), Natura-2000-Zahlungen (EU-

Code 213, 2 %) sowie für Forstmaßnahmen (EU-

Codes 226, 227, 2 %) verwendet (siehe Tortengrafik). 

(Im Zuge der 2013 eingereichten siebten EPLR-Ände-

rung wird der Mittelansatz im EU-Code 214 erhöht 

und gleichzeitig eine Ansatzreduzierung für die EU-

Codes 226 und 227 vorgenommen. Insgesamt ergibt 

sich damit eine Erhöhung des Schwerpunktbudgets 

um knapp 15 Mio. € öffentliche Mittel.) 

 

Die bisherigen Auszahlungen öffentlicher Mittel im 

Schwerpunkt 2 belaufen sich auf ca. 395,5 Mio. €, 

rund 52 Mio. € wurden dabei noch für Altverpflichtun-

gen verwendet. Ende 2013 waren damit 89 % des 

Schwerpunktbudgets ausgeschöpft. 65 % der Ausga-

ben entfielen auf die Agrarumweltmaßnahmen. Darin 

enthalten sind verausgabte Health Check-Mittel in 

Höhe von 47 Mio. €. Ein weiterer großer Teil der 

Mittel (24 %) wurde für die Ausgleichszulage ein-

gesetzt. Die restlichen Mittel verteilen sich auf die 

Forstmaßnahmen und den Natura 2000-Zahlungen.  

 

Die EU-Codes 212, 213 und vor allem 214 tragen zur 

Erreichung bestimmter Ergebnisindikatoren bei. In der 

Balkengrafik ist die Zielerreichung der im gemeinsa-

men Begleitungs- und Bewertungsrahmen vorgege-

benen Ergebnisindikatoren sowie des für das Bran-

denburger Programm spezifischen Indikators „Erhal-

tung der Kulturlandschaft“ dargestellt. Die Ziele sind 

bereits erreicht bzw. überschritten. 

Budgetverteilung der öffentlichen Mittel  
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Ausgleichszulage 

EU-Maßnahme-Code 212: Ausgleichszahlungen zugunsten von Landwirten in benachteiligten Gebieten, die nicht Berggebiete 
sind (ELER-Verordnung Art. 36 a (ii)  i.V.m. Art. 37 

Etwa drei Viertel der landwirtschaftlichen Nutzfläche 

im Programmgebiet sind aufgrund der naturräumli-

chen Bedingungen als benachteiligt eingestuft und im 

Rahmen des Codes 212 förderfähig. Die Förderung 

erfolgt auf Basis der Richtlinie zur Förderung von 

landwirtschaftlichen Unternehmen in benachteiligten 

Gebieten (AGZ-Richtlinie), die zuletzt am 10.06.2011 

geändert wurde (nach Ende des Berichtsjahres er-

folgte im Februar 2014 eine weitere Änderung zur die 

Anpassung der Richtlinie für den Übergangszeitraum 

01.01.2014 bis 31.12.2015).  

 

Das für die Maßnahme im Förderzeitraum ursprüng-

lich veranschlagte Budget war angesichts erforderli-

cher Einsparungen bereits mit der vierten Program-

mänderung (2011) um knapp 35 Mio. € verringert und 

nochmals mit der fünften Änderung (2012) um knapp 

4,4 Mio. € reduziert worden. Die Summe der im ge-

samten Programmzeitraum für die Ausgleichszulage 

eingeplanten öffentlichen Mittel beträgt seitdem 

knapp 98,7 Mio. €. 

 

Mit diesen Mitteln sollen 2.450 Unternehmen mit einer 

insgesamt 540.000 ha umfassenden Förderfläche in 

benachteiligten Gebieten unterstützt werden.  

 

Im Jahr 2013 wurden rund 18,5 Mio. € Ausgleichszu-

lage für 528.017 ha (inklusive Spreewald) an 2.558 

Betriebe gezahlt. Das Ziel, bis 2013 eine Fläche von 

540.000 ha zu erreichen, ist damit annährend erfüllt. 

Die Ausgaben seit Beginn der Förderperiode belaufen 

sich auf ca. 96,8 Mio. € öffentliche Mittel, mit denen 

2.688 Betriebe gefördert wurden. Das bis 2013 vor-

gesehene Budget ist damit zu 98 % ausgeschöpft. 

Die Flächen, für die seit Programmbeginn Ausgleichs-

zahlungen gewährt wurden, umfassen insgesamt 

539.766 ha, davon liegen 186.028 ha in Natura 2000-

Gebieten.  

 

Für die erschwerte Bewirtschaftung der Spreewald-

wiesen werden zusätzliche Zuwendungen gewährt 

(Ausgleichszulage Spreewald). Die Förderung er-

folgt auf Grundlage der Richtlinie über die Gewährung 

von Ausgleichzahlungen für naturbedingte Nachteile 

zugunsten von Landwirten im benachteiligten Gebiet 

Spreewald, die zuletzt zum 01.11.2012 geändert 

worden war (nach Ende des Berichtsjahres erfolgte 

im Februar 2014 eine weitere Änderung zur die An-

passung der Richtlinie für den Übergangszeitraum 

01.01.2014 bis 31.12.2015). Gefördert werden Stand-

weiden sowie Mähnutzung und – seit der fünften 

Programmänderung (2012) auch – Mähweiden mit 

Technikeinsatz und Landtransport. Für die Mäh-

nutzung von Flächen, die nur über den Wasserweg 

erreichbar sind, werden 180 €/ha gezahlt.  

 

Die Förderfläche im Jahr 2013 umfasste 2.266 ha. 

Ausgezahlt wurden rund 171.800 € (137.400 € EU-

Mittel) an 142 Betriebe. All diese Betriebe erhielten 

auch Ausgleichszulage für die Flächen im benachtei-

ligten Gebiet, die nicht mit spezifischen Spreewald-

maßnahmen verbunden sind. 

 

Mit Genehmigung der fünften EPLR-Änderung (2012) 

wurde das Verpflichtungsjahr auch für die Ausgleichs-

zulage Spreewald entsprechend der Änderung für 

Agrarumweltmaßnahmen (EU-Code 214) vom Wirt-

schafts- auf das Kalenderjahr umgestellt. In diesem 

Zusammenhang konnten bestehende Verpflichtungen 

mit der Antragstellung im Mai 2013 um ein einge-

schobenes halbes Förderjahr (01.07. - 31.12.2013) 

verlängert werden, bevor die Antragstellung im Herbst 

2013 erstmals auf Basis des Kalenderjahres erfolgte. 
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0

250.000 ha

500.000 ha

2007 2009 2011 2013

F
ö

rd
e

rf
lä

c
h

e Ziel: 540.000 ha



EPLR Brandenburg / Berlin 2007 – 2013 

Kapitel 2: Stand der Programmdurchführung 

38 

Natura 2000-Zahlungen 

EU-Maßnahme-Code 213: Zahlungen im Rahmen von Natura 2000 und Zahlungen im Zusammenhang mit der Richtlinie 
2000/60/EG (ELER-Verordnung Art. 36 a (iii) i.V.m. Art. 38) 

Brandenburg und Berlin tragen die Verantwortung für 

rund 340.000 ha FFH-Gebiete und 650.000 ha Vogel-

schutzgebiete im Netzwerk Natura 2000. Die Schutz-

gebietsverordnungen geben hier Einschränkungen 

der landwirtschaftlichen Nutzung vor, um den guten 

Zustand der Gebiete zu erhalten oder wiederher-

zustellen. Im Rahmen der Förderung erhalten Land-

wirte für entsprechende Auflagen einen Ausgleich 

zwischen 45 bis 200 € pro Hektar und Jahr, z. B. bei 

Einschränkungen oder Grünlandbewirtschaftung hin-

sichtlich Düngung oder Nutzungstermin. Die Förde-

rung erfolgt auf Grundlage der Richtlinie zum Aus-

gleich von Kosten und Einkommensverlusten für 

Landwirte in Natura 2000-Gebieten, die zuletzt am 

21.03.2011 aktualisiert wurde (nach Ende des Be-

richtsjahres erfolgte im März 2014 eine weitere Ände-

rung zur Anpassung der Richtlinie für den Über-

gangszeitraum 01.01.2014 bis 31.12.2015). 

 

Das für die Maßnahme 213 ursprünglich veranschlag-

te Budget war bereits mit der fünften Programmände-

rung (2012) um knapp 5,3 Mio. € öffentliche Mittel 

reduziert worden (Umschichtung in EU-Code 214 und 

313) und umfasst seitdem rund 28,3 Mio. € öffentliche 

Mittel. Die Kürzungen waren erfolgt, weil die Akzep-

tanz hinter den Planungen zurückblieb – u. a. auf-

grund von Verzögerungen bei der Ausweisung von 

Schutzgebieten bzw. der Aktualisierung der Schutz-

verordnungen.  

 

Im Zuge der Budgetkürzung waren auch die Ziele 

angepasst worden. Danach sollen insgesamt 650 

Betriebe mit 46.000 ha gefördert werden.  

 

Die Summe der seit Programmbeginn ausgezahlten 

Fördermittel hat sich bis Ende 2013 auf 24,5 Mio. € 

erhöht. Allein im Berichtsjahr 2013 erfolgten Zahlun-

gen in Höhe von knapp 3,3 Mio. €. Etwa 87 % des 

angepassten Budgets sind damit ausgeschöpft.  

 

Mit den bisher verausgabten Mitteln wurden 547 Be-

triebe für Einschränkungen auf 32.393 ha entschä-

digt. Das entspricht 70 % des angestrebten Flächen-

ziels (siehe Grafik). 

In Verbindung mit der Umstellung des Agrarumwelt-

verpflichtungsjahres vom Wirtschafts- auf das Kalen-

derjahr (siehe Code 214) war im Zuge der fünften 

EPLR-Änderung (2012) auch für Natura 2000-Zah-

lungen die Möglichkeit geschaffen worden, Verpflich-

tungen um ein eingeschobenes halbes Förderjahr 

(01.07.2013 bis 31.12.2013) zu verlängern. Die Aus-

zahlung der Förderung für dieses Halbjahr erfolgt im 

Frühjahr 2014. Ab dem 01.01.2014 gilt für alle laufen-

den und neuen Verträge das Kalenderjahr als Förder-

jahr. 
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Agrarumweltmaßnahmen 

EU-Maßnahme-Code 214: Zahlungen für Agrarumweltmaßnahmen (ELER-Verordnung Artikel 36 a (iv)  i.V.m. Art.39) 

Die Zuwendungsvoraussetzungen zur Umsetzung der 

Agrarumweltmaßnahmen sind in der Richtlinie zur 

Förderung umweltgerechter landwirtschaftlicher Pro-

duktionsverfahren und zur Erhaltung der Kulturland-

schaft der Länder Brandenburg und Berlin KULAP 

2007 zusammengefasst. Das Maßnahmenspektrum 

umfasst die in der Tabelle auf der folgenden Seite ge-

nannten Teilmaßnahmen. Die Richtlinie wurde zuletzt 

mit Erlass vom 30.01.2012 geändert (im Februar 

2014 erfolgte die Anpassung der Richtlinie für den 

Übergangszeitraum 01.01.2014 bis 31.12.2015). 

 

Das für diese Maßnahmen eingeplante Budget war 

zuletzt im Zuge der fünften Programmänderung 

(2012) um 8,8 Mio. € auf insgesamt 284,3 Mio. € 

öffentliche Mittel erhöht worden, damit auslaufende 

Agrarumwelt-Vereinbarungen bis Ende verlängert 

werden konnten. (Mit dem siebten EPLR-Änderung 

wurde eine weitere Aufstockung des Mittelansatzes 

um rund 21,3 Mio. € öffentliche Mittel beantragt, die 

durch Umschichtungen aus den EU-Codes 125, 226, 

227, 121 sowie der Technischen Hilfe realisiert wer-

den soll. Die erneute Ansatzerhöhung ist vor dem 

Hintergrund des verzögerten Einstiegs in die neue 

Förderperiode 2014 - 2020 erforderlich, um die Fi-

nanzierung weiterer Vertragsverlängerungen bis En-

de 2014 sicherstellen zu können, s. u.).  

 

Mit den zur Verfügung stehenden Mitteln gemäß Pro-

grammfassung nach der sechsten EPLR-Änderung 

(2012) soll eine Zielfläche mit Agrarumweltmaßnah-

men von 347.500 ha gefördert werden (Bruttofläche 

aus der Summe der Teilmaßnahmen, Netto-Förder-

fläche: 310.100 ha). Angestrebt wird der Abschluss 

von 3.940 Verträgen mit 2.830 Begünstigten (in Ver-

bindung mit der Budgeterhöhung im Zuge der siebten 

Programmänderung ist auch eine Anpassung der 

Zielwerte vorgesehen).  

 

Wie im Vorjahr konnten auch im Berichtsjahr 2013 

(im Mai) nur Auszahlungsanträge für laufende und 

Verlängerungsanträge für auslaufende KULAP-Ver-

pflichtungen gestellt werden. Neuverpflichtungen 

waren nicht möglich. 

 

Die Auszahlungen für Agrarumweltmaßnahmen 

im Jahr 2013 beliefen sich auf rund 35,5 Mio. € öf-

fentliche Mittel (knapp 30 Mio. € EU-Mittel). Darin 

enthalten sind Health-Check-Mittel in Höhe von 

14,8 Mio. € (13,4 Mio. € EU-Mittel), die für die Priori-

täten „Wasserqualität“ sowie „Abschwächung des Kli-

mawandels“ eingesetzt wurden.  

Die Summe der Ausgaben seit Programmbeginn 

stieg damit bis Ende 2013 auf rund 255,1 Mio. € ein-

schließlich knapp 47 Mio. € Health-Check-Mittel so-

wie 52 Mio. € für Altverpflichtungen. Auszahlungen für 

Altverpflichtungen aus dem Vorläuferprogramm  

(KULAP 2000) waren bereits Ende 2009 im Wesentli-

chen abgeschlossen. Im Jahr 2013 waren nur noch 

Rückforderungen in Höhe von knapp 4.500 € zu ver-

zeichnen. Gefördert wurden mit den bisher veraus-

gabten Mitteln insgesamt 2.663 am KULAP 2007 teil-

nehmende Betriebe. Das sind 94 % der bis zum Ende 

der Programmlaufzeit angestrebten Zahl der Betriebe 

(2.830). Die Förderfläche umfasst insgesamt 

330.127 ha (Bruttofläche; der Umfang der physischen 

Fläche beträgt 325.942 ha). Hier ist der Planwert 

(347.500 ha) zu 95 % erreicht. In den Angaben ent-

halten sind auch die mit Health-Check-Mitteln finan-

zierten Maßnahmen, die eine Förderfläche von 

163.831 ha betreffen (physische Fläche: 159.374 ha). 

Das entsprechende Ziel (127.800 ha) ist damit bereits 

überschritten (128 %). 

 

Der Umsetzungsstand im Jahr 2013, differenziert 

nach Teilmaßnahmen, ist in der folgenden Tabelle 

dargestellt. Zu einzelnen Teilmaßnahmen erfolgen 

z. T. weitere Erläuterungen im Anschluss an die Ta-

belle.  

 

Mit Genehmigung der fünften EPLR-Änderung (2012) 

erfolgte die Umstellung des Verpflichtungsjahres 

für Agrarumweltmaßnahmen vom Wirtschafts- auf 

das Kalenderjahr. Für die KULAP-Erstantragsjahre 

2007 und 2008 wurde deshalb in der zweiten Hälfte 

des Berichtsjahres ein Förderzeitraum von einem 

halben Kalenderjahr (01.07. bis 31.12.2013) einge-

schoben, Die Auszahlung für die halbjährlichen Ver-

pflichtungen erfolgt im Frühjahr 2014. Für Erstanträge 

aus 2009/2010 gilt weiterhin das Wirtschaftsjahr.  

 

Im Bereich des ökologischen Landbaus hatten die 

Antragsteller im November 2013 die Möglichkeit, 

einen neuen Förderantrag für die Beibehaltung oder 

den Einstieg in den Ökolandbau zu stellen. Im No-

vember 2014 können die Antragsteller gemäß Revisi-

onsklausel dann in das neue Förderprogramm für 

ökologischen Landbau wechseln bzw. sanktionslos 

aussteigen.  

 

Der Umstieg der Antragsteller mit Anträgen aus 2010 

wird letztmalig in 2014 ermöglicht. Für 2014 wurde 

die Antragstellung im Herbst 2013 erstmalig auf Basis 

des Kalenderjahres durchgeführt. Die infolge der 
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Umstellung bestehende Möglichkeit zur Verlängerung 

der Maßnahmen wurde nicht von allen Antragstellern 

in Anspruch genommen. Mit der siebten EPLR-Än-

derung (eingereicht im September 2013) ist eine 

weitere Verlängerung auslaufender Verträge bis Ende 

2014 vorgesehen. Damit sollen Brüche vermieden 

-  alle Angaben erfolgen jährlich für das angegebene Kalenderjahr (= Berichtsjahr) 

-  alle Angaben sind Auszahlungsdaten 

-  in den Untermaßnahmen können Betriebe und Flächen mehrfach enthalten sein  

   (Summenzeilen nur bei Anzahl Betriebe ohne Doppelzählung) 
-  die Angaben sind: 

 - nicht kumulierbar 

 - nicht mit anderen Auswertungen und dem Monitoring vergleichbar 
 - nicht unterscheidbar nach Antragsjahr = alle Verpflichtungen / Anträge im Betrachtungszeitraum 

 - nicht geeignet um daraus Stichproben für Kontrollen zu ziehen 

-  Die mit dem vierten Änderungsantrag (2011) neu eingeführte Untermaßnahme Brachflächen auf  
   Ackerstandorten (B6) konnte noch nicht angeboten werden. 

* Großvieheinheiten 

Umsetzung des KULAP 2007 im Jahr 2013 

geförderte 

Betriebe

geförderte

Fläche

 (Anzahl)   insg. (ha)     ELER (€)     insg. (€)   %

A1
Gesamtbetriebliche extensive 

Grünlandnutzung 1.239 91.742 9.602.670 10.650.974 30%

A2
Einzelflächenbezogene extensive Grünland-

nutzung bestimmter Grünlandstandorte 111 6.913 692.186 865.313 2%

A3
Späte und eingeschränkte Grünlandnut-

zung gemäß vorgegebenem Nutzungsplan 347 19.368 1.115.263 1.400.996 4%

A4
Pflege von Heiden und Trockenrasen 

mittels Beweidung 40 5.041 1.007.297 1.267.027 4%

A5 Pflege von Streuobstwiesen 94 354 214.356 271.054 1%

1.548 123.419 12.631.772 14.455.363 41%

B1 Kontrolliert-integrierter Gartenbau 75 5.926 653.775 817.219 2%

B2 Ökologischer Landbau 608 113.873 12.504.291 15.635.734 44%

B3
Anbau kleinkörniger Leguminosen auf 

Kippenrekultivierungsflächen 12 817 45.740 57.175 0,2%

B4
Anbau von Zwischenfrüchten oder 

Untersaaten im Ackerbau 595 52.647 3.182.418 3.536.094 10%

B5 Freiwillige Gewässerschutzleistung 27 7.169 413.126 459.029 1%

1.198 180.433 16.799.350 20.505.251 58%

C1
Züchtung und Haltung bedrohter lokaler 

Nutztierrassen 44 2.419 GVE* 416.802 521.371 1%

C2

Erhaltung regionaltypischer Kulturpflanzen-

arten und -sorten, die durch Generosion 

bedroht sind 13 131 17.225 21.548 0,1%

56 131 434.027 542.919 2%

 Summe für Verträge im KULAP 2007 2.461 303.983 29.865.149 35.503.533 100%

 Altverpflichtungen (KULAP 2000) -3.570 -4.462

 Gesamt Maßnahme 214 2.461 303.983 29.861.579 35.499.071

             

 Teil C:   Erhaltung genetischer Vielfalt

 Verträge für Agrarumweltmaßnahmen 

 mit Auszahlung im Jahr 2013

Öffentliche Ausgaben

im Jahr 2013

 Untermaßnahmen im KULAP 2007

 Teil A:   Umweltgerechte und den natürlichen Lebensraum erhaltende Bewirtschaftung 

               und Pflege des Grünlandes

 Teil B:   Umweltgerechter Acker- und Gartenbau sowie Sicherung reich strukturierter Feldfluren
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und eine Kontinuität bereits erzielter positiver Um-

welteffekte erhalten werden. Die Verlängerungsoption 

gilt für alle Teilmaßnahmen des KULAP – ausge-

nommen die Teilmaßnahme B1 (Ökologischer Land-

bau), die bereits mit Mitteln der neuen Förderperiode 

finanziert werden soll (Vorfinanzierung durch das 

Land) sowie die Teilmaßnahme B1 (Kontrolliert-inte-

grierter Gartenbau), die im neuen Programm nicht 

weitergeführt wird). 

 

Erläuterungen zu einzelnen Untermaßnahmen: 

 In der Untermaßnahme Pflege von Streuobst-

wiesen (A5) war mit der vierten Programmände-

rung (2011) eine Anpassung des Nutzungszeit-

raumes für das Grünland vorgenommen worden.  

 Für den Anbau von Zwischenfrüchten oder Un-

tersaaten im Ackerbau (B4) waren erstmals im 

Jahr 2011 Zahlungen erfolgt. Insgesamt war die 

Inanspruchnahme größer als erwartet. Im Jahr 

2013 verringerte sich jedoch der Flächenumfang 

gegenüber dem Vorjahr um 1,2 % (653 ha). 

 Die mit der dritten Programmänderung (2010) neu 

eingeführte Untermaßnahme mit freiwilligen Ge-

wässerschutz-Leistungen (B5) blieb im Umfang 

zunächst hinter den Erwartungen zurück. Sie soll 

die ursprünglich in Maßnahme 213 vorgesehene 

Umsetzung der Maßnahmenpläne der Wasser-

rahmenrichtlinie voranbringen. Die Betriebe müs-

sen bestimmte Auflagen (Messungen, Schulung) 

einhalten, erhalten aber zielorientiert nur dann ei-

ne Vergütung, wenn der Stickstoffsaldo im Zahl-

jahr oder im Mittel der Vertragsjahre nicht über 30 

kg N/ha (Einstiegssaldo > 45 kg N/ha) bzw. 20 kg 

N/ha (Einstiegssaldo > 30-45 kg N/ha) liegt. Die 

Durchführung ist mit hohem Aufwand verbunden, 

und die zielorientierte Honorierung ist manchen 

Betrieben zu riskant. Einige bereits gestellte An-

träge waren deshalb wieder zurückgezogen wor-

den. Im Jahr 2013 hat sich die Auszahlungsfläche 

gegenüber dem Vorjahr geringfügig um knapp 

200 ha auf 7.169 ha ausgeweitet, 27 Betriebe 

nahmen teil. Für das Jahr 2014 haben allerdings 

nur noch 19 Betriebe eine Förderung neu bean-

tragt. Die Umsetzung liegt damit weit hinter den 

definierten Zielen (200 Betriebe mit 30.000 ha).  

Im Rahmen eines aus Mitteln der Technischen 

Hilfe finanzierten Projekts waren im Jahr 2012 Be-

gleituntersuchungen zur Untermaßnahme B 5 

durchgeführt worden, die auch die Bedingungen 

einer verbesserten Akzeptanz klären sollen. Im 

Berichtsjahr wurde ein zweiter Zwischenbericht 

vorgelegt.  Die Empfehlungen gehen bereits in die 

Vorbereitung der neuen Förderperiode ein.  

 

Die Antragsbearbeitung sowie die Fachaufsicht im 

Rahmen der Agrarumweltmaßnahmen erfolgten im 

Berichtsjahr planmäßig. Die Teilmaßnahmen A 3, A 4 

und A 5 wurden in 2013 durch den Internen Revisi-

onsdienst geprüft.  
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Forstliche Maßnahmen 

Die forstlichen Schwerpunkte liegen auf vorbeugenden Maßnahmen gegen Waldbrand (v. a. Forstwegebau) und 

Umwandlung von Nadelwald in Laubwald als Maßnahme zur Erhöhung der Biodiversität im Wald.  

 

 

Vorsorgemaßnahmen gegen Waldbrand 

EU-Maßnahme-Code 226: Wiederaufbau des forstwirtschaftlichen Potenzials und Einführung vorbeugender Aktionen (ELER-
Verordnung Artikel 36 b (vi) i.V.m. Artikel 48) 

Im Rahmen des EU-Codes 226 erhalten Waldbesit-

zer in Gebieten mit mittlerem oder hohem Wald-

brandrisiko Unterstützung bei der Anlage von Lösch-

wasser-Entnahmestellen, Waldbrandriegeln und 

Laubholzstreifen sowie Wegen für vorbeugenden 

Waldbrandschutz und Waldbrandbekämpfung, so-

fern sie nach den Plänen der Forstverwaltung und 

des Katastrophenschutzes zur Erschließung der Wäl-

der für den Feuerwehreinsatz (Waldbrandschutzplä-

ne) erforderlich sind.  

 

Grundlage für die Umsetzung der Maßnahme 226 

sind die von den ehemaligen Ämtern für Forstwirt-

schaft erstellen Waldschutzpläne. Den Empfehlun-

gen der Halbzeitbewertung folgend, werden diese 

seit 2012 überarbeitet, um die Maßnahmenplanung 

auf Basis fachlicher Vorgaben vereinheitlichen zu 

können. Im Ergebnis der Überarbeitung ist eine wei-

tere Steigerung der Effizienz der Maßnahmen zu ver-

zeichnen. 

 

Die Abwicklung der Förderung erfolgt entsprechend 

der Richtlinie zur Gewährung von Zuwendungen für 

die Förderung forstwirtschaftlicher Maßnahmen (MIL-

Forst-RL), die zuletzt mit Wirkung vom 01.04.2012 

geändert wurde (nach Ende des Berichtsjahres er-

folgte im Februar 2014 eine weitere Änderung zur 

Verlängerung der Richtlinie bis zum 31.12.2015 

 

Das für die Maßnahme ursprünglich veranschlagte 

Budget war aufgrund starker Nachfrage für den 

Waldwegebau mit der vierten Programmänderung 

(2011) zunächst um 8,5 Mio. € aus EU-Code 227 

aufgestockt worden und umfasst seitdem knapp 

17,3 Mio. € öffentliche Mittel (mit der siebten EPLR-

Änderung wurde wieder eine Ansatzreduzierung um 

knapp 3,2 Mio. € öffentliche Mittel zugunsten des 

EU-Codes 214 beantragt). 

 

Als Ziel wurde die Förderung von 200 Vorhaben de-

finiert. Der für das Gesamtinvestitionsvolumen fest-

gelegte Zielwert von 17,3 Mio. € wird in Verbindung 

mit den Umschichtungen im Zuge der siebten Pro-

grammänderung angepasst (Verringerung auf rund 

14,1 Mio. €). 

 

Die Summe der im EU-Code 226 bis Ende 2013 

verausgabten öffentlichen Mittel beträgt rund 

11,2 Mio. € (davon 8,9 Mio. € EU-Mittel) – das ent-

spricht 65 % des Budgets gemäß EPLR-Fassung 

nach der sechsten Programmänderung (bzw. 79 % 

des Budgets gemäß der beantragten siebten EPLR-

Änderung). Gefördert wurden insgesamt 352 Projek-

te, die dem Waldbrandschutz auf 180.980 ha dienen 

(davon 130.287 ha in Privat- und 50.694 ha in öffent-

lichen Wäldern). 346 der Vorhaben sind infrastruktu-

relle Maßnahmen, 2 beinhalteten Investitionen in 

Neuanpflanzungen, 4 sind sonstige Maßnahmen. 

Das Investitionsvolumen liegt bei knapp 13,2 Mio. €.   

 

Im Berichtsjahr 2013 wurden knapp 1,5 Mio. € öffent-

liche Mittel (1,2 Mio. € EU-Mittel) für 46 Maßnahmen 

zum vorbeugenden Waldbrandschutz verausgabt. 

Die geschützte Fläche umfasst 23.721 ha.  

 

Im Gesamtblick weist die Maßnahme 226 damit 

einen hohen Umsetzungsstand auf. Der zu Beginn 

der Förderperiode unerwartet hohe Mittelabfluss hat 

sich jedoch zum Ende der Programmlaufzeit zöger-

lich entwickelt. Das zunächst aufgestockte Budget 

konnte nicht vollständig gebunden werden und wird 

infolge der siebten Programmänderung deshalb 

wieder verringert; s. o.). Eine Weiterbewilligung mit 

Mitteln der laufenden Förderperiode im Rahmen der 
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n+2-Regelung ist für den EU-Code 226 nicht vorge-

sehen. 

 

Zurückzuführen ist die stockende Entwicklung der 

Maßnahme zum Ende der Programmlaufzeit u. a. auf 

die Neuordnung der Forstverwaltung in den vergan-

gen Jahren. Zwar war die Bewilligungsstelle Forst 

nicht direkt betroffen, dennoch wirkt die erhebliche 

Vergrößerung der regionalen Strukturen auf die För-

dermaßnahme zurück: Die personellen und struktu-

rellen Neuzuschnitte – und damit auch für die Förde-

rung und Antragstellung wichtige Kontakte und Bera-

tungsoptionen – müssen sich infolge der Umstruktu-

rierung erst wieder entwickeln. Die fachliche Unter-

stützung der Antragsteller durch den örtlichen Förs-

ter ist von großer Bedeutung, jedoch erst möglich, 

wenn dieser sein neues Revier und die Waldeigen-

tümer kennt.  
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Naturnahe Waldbewirtschaftung 

EU-Maßnahme-Code 227: Beihilfen für nichtproduktive Investitionen (ELER-Verordnung Art. 36 b (vii) i.V.m. Art. 49) 

Im Rahmen der Maßnahme 227 wird vor allem der 

freiwillige Waldumbau zur Erhöhung von Artenvielfalt, 

Wasser- und Bodenqualität sowie die Einhaltung von 

Verpflichtungen im Rahmen von Umweltzielen geför-

dert. Die Umsetzung erfolgt – für die Anlage von 

Laubholz – entsprechend der Nationalen Rahmenre-

gelung. Seit dem 01.01.2011 wird die Maßnahme auf 

Basis der Richtlinie zur Gewährung von Zuwendun-

gen für die Förderung forstwirtschaftlicher Maßnah-

men (MIL-Forst-RL) abgewickelt, die zuletzt mit Wir-

kung vom 01.04.2012 geändert wurde (nach Ende 

des Berichtsjahres erfolgte im Februar 2014 eine 

weitere Änderung zur Verlängerung der Richtlinie bis 

zum 31.12.2015). Die mit Inkrafttreten der MIL Forst-

RL eingeführten und 2012 angepassten Festbeträge 

vereinfachen sowohl die Antragstellung als auch die 

Verwaltung und entsprechen den Empfehlungen der 

Halbzeitbewertung. Ausgewählt werden die Förder-

vorhaben entsprechend des standörtlichen Hand-

lungsbedarfes (Bestandeszieltypen für Brandenburg) 

unter besonderer Berücksichtigung der Umsetzung 

von Umweltzielen (z. B. Natura 2000, Naturschutz-

gebiete, Wasserschutzgebiete und Mooreinzugsge-

biete).  

 

Das ursprünglich eingeplante Maßnahmenbudget für 

Waldumbaumaßnahmen war aufgrund zögerlicher 

Inanspruchnahme bereits mit der vierten Program-

mänderung (2011) zugunsten der Maßnahme 226 um 

rund 8,5 Mio. € verringert worden. Seitdem stehen 

insgesamt rund 17,8 Mio. € öffentliche Mittel zur Un-

terstützung nichtproduktiver Investitionen bereit. Mit 

dem siebten EPLR-Änderungsantrag wurde eine wei-

tere Reduzierung um rund 3,3 Mio. € öffentliche Mittel 

beantragt, die in den EU-Code 214 umgeschichtet 

werden sollen. 

 

Auch die Zielwerte waren im Zuge der mit der vierten 

Programmänderung erfolgten Ansatzreduzierung an-

gepasst worden. Danach wird die Förderung von 

2.500 Waldbesitzern und der Umbau von 10.000 ha 

forstlicher Nutzfläche angestrebt. Das Gesamtinvesti-

tionsvolumen soll 31 Mio. € erreichen. In Verbindung 

mit der erneuten Budgetreduzierung im Rahmen der 

siebten EPLR-Änderung ist auch eine weitere Redu-

zierung der Ziele vorgesehen (2.000 Waldbesitzer, 

8.150 ha Förderfläche, 25 Mio. € Gesamtinvestitions-

volumen).  

 

In den Jahren 2008, 2009 und 2010 war die Umset-

zung der Maßnahme aufgrund der fehlenden Mög-

lichkeit der Förderung von Sachleistungen im ELER 

zunächst ausschließlich über Bundes- und Landes-

mittel in Höhe von insgesamt ca. 9 Mio. € erfolgt. Um 

den Einsatz von ELER-Mitteln zu ermöglichen und 

den Empfehlungen der Halbzeitbewertung folgend 

war im Jahr 2011 für diesen Bereich eine Festbe-

tragsfinanzierung eingeführt worden. Die Bewilli-

gungsstelle ist im Zuge der Umstrukturierung des 

Landesbetriebes Forst Brandenburg seit 2009 stabil 

besetzt. Die Förderung des Zaunbaus, die bislang 

noch optional möglich ist, wird für die Förderperiode 

ab 2014 kritisch überprüft und gegebenenfalls einge-

schränkt.  

 

Nachdem infolge der beschriebenen Änderungen 

erstmals im Jahr 2011 EU-Mittel verausgabt worden 

waren, haben sich die Zahlungen öffentlicher Mittel im 

Berichtsjahr 2013 um knapp 3,8 Mio. € (3,0 Mio. € 

EU-Mittel) erhöht. Gefördert wurden damit 185 Wald-

besitzer mit 543 Vorhaben. 

 

Die bisher getätigten Zahlungen mit Beteiligung von 

ELER-Mitteln summieren sich damit auf ca. 7,9 Mio. € 

öffentliche Mittel (davon 6,3 Mio. € EU-Mittel), das 

entspricht 44 % des Budgets gemäß Programm-

fassung nach der sechsten EPLR-Änderung (2012). 

Insgesamt 530 Waldbesitzer mit 1.229 Investitionen 

wurden mit diesen Mitteln unterstützt (siehe Grafik).  

 

Im Hinblick auf die ursprünglich definierten Zielindika-

toren und auch gemessen an der Ausschöpfung des 

Mittelansatzes ist die Umsetzung der Maßnahme da-

mit insgesamt hinter den Erwartungen zurückgeblie-

ben. Gründe für die verhaltene Akzeptanz des För-

derangebotes liegen vor allem in der erforderlichen 

* Mit der siebten Programmänderung wird der Zielwert  

  auf 2.000 Waldbesitzer reduziert.  

Anzahl unterstützter Waldbesitzer  
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Vorfinanzierung (Erstattungsprinzip) sowie dem kom-

plizierten Antrags- und Bewilligungsverfahren. Auch 

durch die 2011 ergriffenen Maßnahmen zur Vereinfa-

chung des Verfahrens (Festbeträge) konnte keine we-

sentliche Akzeptanzsteigerung erreicht werden. Ein 

weiterer, die Umsetzung hemmender Faktor, stellte 

außerdem die Strukturreform innerhalb des Landes-

betriebes Forst Brandenburg im Jahr 2012 dar. Infol-

ge der personellen und strukturellen Neuzuschnitte 

gingen bestehende Kontakte und Beratungsoptionen 

für potenzielle Antragssteller zunächst verloren und 

müssen neu aufgebaut werden (vgl. EU-Code 226).  

 

Die erneute Reduzierung des Mittelansatzes mit dem 

siebten Änderungsantrag zum EPLR trägt der insge-

samt zögerlichen Umsetzung des Förderangebotes 

Rechnung.  

 

 

Beispielprojekt zur „Naturnahen Waldbewirtschaftung“ (EU-Code 227) 

Im Rahmen eines ELER-Projekts der Stadt Münche-

berg, Landkreis Märkisch-Oderland, wurden der Um-

bau und die Verjüngung von Kiefernbeständen 

des Stadtforstes gefördert.  

 

Problematisch in dem etwa 

2.500 ha großen Stadtwald 

war nicht nur der – wie in 

den meisten Wäldern in 

Brandenburg – hohe Anteil 

an Kiefern, die gegenüber 

Forstschädlingen und Wald-

bränden besonders gefähr-

det sind. Viele Bäume wa-

ren außerdem durch Gra-

natsplittereinschüsse aus 

dem zweiten Weltkrieg be-

einträchtigt und damit nahe-

zu wertlos. Gravierend wa-

ren darüber hinaus die zum Teil nur leicht vom Laub 

bedeckten Munitionsfunde von insgesamt einer Ton-

ne. Alle zu verjüngenden Flächen mussten deshalb 

abgesucht und beräumt werden, bevor die Einschlag-

maßnahmen erfolgten konnten.  

 

Anschließend wurden mit dem Harvester auf rund 

11 ha Teile des Kiefernbestandes und auch die flä-

chig verbreitete Traubenkirsche gefällt. Je nach Eig-

nung im Sägewerk finden die Stämme Verwendung 

als Industrie- bzw. Energieholz (Hackschnitzel). Ver-

bleibende dünne Zweige wurden zu kleinen Wällen 

zwischen den Neuanpflanzungen aufgehäuft. Diese 

Bereiche dienen später als Rückegassen. Insgesamt 

56.800 Traubeneichen, 

9.700 Hainbuchen und 

10.450 Rotbuchen wurden 

neu gepflanzt und durch 

Wildschutzzäune gegen 

Verbiss gesichert.  

 

Die Maßnahmen dienen 

nicht nur der Sicherung 

des Stadtwaldes für nach-

folgende Generationen, 

auch Tourismus und Nah-

erholung im Gebiet des 

Naturparks Märkische 

Schweiz profitieren vom 

wachsenden Mischwald. Darüber hinaus wird die 

Grundwasserneubildung verbessert, die unter Kie-

fernreinbeständen bei dem gegenwärtigen Klima 

deutlich geringer ist als unter Buchen und Eichen. 

 

Für den Umbau und die Verjüngung des Stadtwaldes 

erhielt die Stadt Müncheberg einen Zuschuss an För-

dermitteln in Höhe von 55.721 € (davon 44.577 € 

ELER-Mittel, 6.686 € Bundes- und 4.458 € Landes-

mittel).  
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Schwerpunkt 3: 
Verbesserung der Lebensqualität im ländlichen Raum und  
Förderung der Diversifizierung der ländlichen Wirtschaft

Ziel des Schwerpunktes 3 ist es, die Lebensqualität in 

den ländlichen Räumen insgesamt zu verbessern und 

die Attraktivität der ländlichen Gebiete auch für nach-

kommende Generationen nachhaltig zu erhöhen. Die 

Förderung konzentriert sich deshalb auf die Schaf-

fung und Erhaltung von Beschäftigungs- und Ein-

kommensmöglichkeiten im außerlandwirtschaftlichen 

Bereich sowie die Gestaltung von angemessenen 

Grundlagen für ein langfristig stabiles Wirtschafts-

wachstum. Die an den Bedürfnissen und Lebensper-

spektiven der ländlichen Bevölkerung orientierte För-

derung beruht auf einer konsequent erweiterten Fort-

führung der Strategie der integrierten ländlichen Ent-

wicklung (ILE), die in Brandenburg bereits in den 

vergangenen Förderperioden eingeleitet wurde und 

das landesspezifische Entwicklungsziel verfolgt, die 

Bevölkerungsentwicklung im ländlichen Raum durch 

Verbesserung der Lebensqualität zu stabilisieren. Im 

Rahmen des fünften Änderungsantrags (2012) war 

die für die Maßnahmen im Schwerpunkt 3 festgelegte 

Gebietskulisse um vier Teilregionen Berlins erweitert 

worden. Seitdem können – neben den EU-Codes 

121, 212, 213 und 214 – auch die Maßnahmen 313, 

322 und 323 im Nichtkonvergenzgebiet Berlin geför-

dert werden.  

 

Das ursprünglich veranschlagte Schwerpunktbudget, 

war bereits im Zuge der vierten Programmänderung 

(2011) aufgestockt worden und hatte sich zuletzt 

infolge der Kulissenerweiterung 2012 nochmals um 

rund 3,3 Mio. € öffentliche Mittel erhöht (Mit der sieb-

ten Programmänderung ist eine erneute Aufstockung 

um 1,6 Mio. € öffentliche Mittel vorgesehen). Für 

Maßnahmen im Schwerpunkt 3 sind infolge dieser 

Anpassungen (die Ende 2013 noch nicht genehmigte 

siebte EPLR-Änderung ist hier noch nicht berücksich-

tigt) insgesamt knapp 420 Mio. € EU- und Kofinanzie-

rungsmittel vorgesehen. Darüber hinaus wurden na-

tionale Mittel (Top-ups) in Höhe von knapp 4,3 Mio. € 

bereitgestellt, die zur Finanzierung der Mehrwert-

steuer eingesetzt werden können. Auf den Schwer-

punkt 3 entfallen damit etwa 28 % des Gesamtpla-

fonds. Die Verteilung des Schwerpunktbudgets auf 

die Maßnahmen erfolgte unter der Maßgabe, dass ein 

ausgewogenes Verhältnis entsteht zwischen 

 der Förderung privatwirtschaftlicher Aktivitäten,  

 der Schaffung angemessener Rahmenbedin-

gungen für die ländliche Entwicklung durch Ver-

besserung der kommunalen Strukturen sowie  

 der Erhaltung des kulturellen und natürlichen Er-

bes im ländlichen Raum. 

 

Vor dem Hintergrund schwacher Gemeindehaushalte 

hatte sich im Laufe der ersten Förderjahre zunächst 

eine Verschiebung der Prioritäten hin zu Maßnahmen 

zur Verbesserung der Grundversorgung gezeigt. Mit 

der dritten Programmänderung (2010) waren deshalb 

erhebliche Mittelumverteilungen aus der ursprünglich 

finanzstärksten Maßnahme zur Erhaltung und Ver-

besserung des ländlichen Erbes (EU-Code 323) so-

wie aus der Maßnahme zur Dorferneuerung und  

-entwicklung (EU-Code 322) zugunsten der Förde-

rung von Dienstleistungseinrichtungen zur Grundver-

sorgung (EU-Code 321) erfolgt. Die Aufstockung des 

Schwerpunktbudgets mit der vierten Programmände-

rung (2011) diente ebenfalls der Verstärkung der 

Maßnahme 321 sowie der Maßnahme 313 (Förde-

rung des Fremdenverkehrs). Die mit der siebten 

EPLR-Änderung beantragten Ansatzerhöhungen be-

treffen dagegen die Maßnahmen 322 und 323, wäh-

rend das Budget für Diversifizierungsmaßnahmen 

(EU-Code 311) leicht reduziert werden soll. Eine 

Antragsanalyse Ende 2012 hatte einen gestiegenen 

Bedarf in den Bereichen Dorfentwicklung und Ländli-

ches Erbe (v. a. Kulturerbe) ergeben.  

 

Den größten Teil der zur Verfügung stehenden Mittel 

im Schwerpunkt 3 bzw. 8 % des Gesamtbudgets 

bindet die Förderung der Grundversorgung (EU-Code 

321). 7 % der Programmmittel entfallen auf die Förde-

rung des Fremdenverkehrs (EU-Code 313). Für die 

Erhaltung und Verbesserung des ländlichen Erbes 

(EU-Code 323) sind 6 % und für die Dorferneuerung 

(EU-Code 322) 5 % des Gesamtplafonds vorgese-

hen. Die Mittelansätze zur Unterstützung der Grün-

dung und Entwicklung von Kleinstunternehmen (Code 

Budgetverteilung der öffentlichen Mittel  
(inkl. Top-ups) 
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312), zur Förderung der Diversifizierung (EU-Code 

311) sowie für Bildung und Information (EU-Code 

331) haben insgesamt einen Anteil von 2 % am Pro-

grammbudget (siehe Tortendiagramm auf der vorher-

gehenden Seite). 

 

Die meisten Maßnahmen im Schwerpunkt 3 werden 

gemäß der im Juli 2012, im Dezember 2012 und 

zuletzt im Dezember 2013 geänderten Richtlinie zur 

Förderung der integrierten ländlichen Entwicklung 

(ILE) und LEADER umgesetzt, deren Geltungsdauer 

bis zum 31.12.2015 verlängert wurde. Die Abwicklung 

der Breitbandförderung erfolgt auf Grundlage der 

Richtlinie zur Förderung der Breitbandversorgung 

ländlicher Räume. ILE wird über gebietsbezogene 

lokale Entwicklungsstrategien durchgeführt, die bis 

2008 von Lokalen Aktionsgruppen (LAG) erarbeitet 

wurden.  

 

Die bis Ende 2013 erfolgten Zahlungen im Schwer-

punkt 3 summieren sich auf rund 317,7 Mio. € (ein-

schließlich Top-ups in Höhe von etwa 1,2 Mio. € zur 

Finanzierung der Mehrwertsteuer in der Maßnahme 

323). Im Berichtsjahr wurden knapp 73 Mio. € veraus-

gabt (davon 0,2 Mio. € Top-ups). Damit sind 75 % 

des für den gesamten Förderzeitraum eingeplanten 

Schwerpunktbudgets ausgeschöpft. Bei der Vertei-

lung der bisherigen Ausgaben auf die Maßnahmen 

hat weiterhin die Verbesserung der Grundversorgung 

(EU-Code 321) mit 34 % den größten Anteil. Auf die 

Förderung des Fremdenverkehrs (EU-Code 313) ent-

fallen 23 % der bisherigen Zahlungen, auf die Ver-

besserung des Ländlichen Erbes (EU-Code 323) 

21 % und auf Maßnahmen zur Dorferneuerung und -

entwicklung (EU-Code) 16 %. Die restlichen Mittel 

verteilen sich auf die EU-Codes 311, 312 und 331 

(vgl. Kap. 3). 

 

Erstmals erfolgten im Berichtsjahr auch Zahlungen für 

Vorhaben in der erweiterten Gebietskulisse im Nicht-

konvergenzgebiet, die sich bisher auf den Erhalt des 

Kulturerbes konzentrieren (Code 323). Um das seit 

Genehmigung der fünften Programmänderung neu 

bestehende Förderangebot in Berlin bekannt zu ma-

chen, war Anfang 2013 eine entsprechende Informa-

tionsveranstaltung in der Senatsverwaltung für Justiz 

und Verbraucherschutz durchgeführt worden, an der 

potenzielle Antragsteller sowie Wirtschafts- und Sozi-

alpartner teilnahmen. Nach Einführung einer Antrags-

frist aufgrund des zunächst unbefriedigenden Umset-

zungsstandes wurden weitere Förderanträge einge-

reicht und bewilligt. Ende 2013 waren 56 % des für 

Schwerpunkt 3-Maßnahmen im Nichtkonvergenzge-

biet vorgesehenen Budgets bewilligt. Der Auszah-

lungsstand lag mit knapp 0,3 Mio. € erst bei 9 %. Acht 

weitere Anträge konnten aufgrund ausgeschöpfter 

Landesmittel zur Kofinanzierung im Berichtsjahr nicht 

mehr bewilligt werden und sollen im Jahr 2014 umge-

setzt werden.  
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Diversifizierung hin zu nichtlandwirtschaftlichen Tätigkeiten 

EU-Maßnahme-Code 311 (ELER-Verordnung Art. 52 a (i)  i.V.m. Art. 53) 

Die Maßnahme zielt darauf, landwirtschaftliche Un-

ternehmen bei der Entwicklung zusätzlicher nicht-

landwirtschaftlicher Beschäftigungs- und Einkom-

mensmöglichkeiten zu unterstützen. Wachstumspo-

tenziale sollen so genutzt und die Anpassung an ge-

änderte Marktbedingungen sowie die Erschließung 

neuer Geschäftsfelder gefördert werden, um vorhan-

dene Kapazitäten auslasten zu können und den länd-

lichen Raum auch für künftige  Generationen attrakti-

ver zu gestalten.  

 

Die Bewilligung erfolgt über Teil III der Richtlinie über 

die Gewährung von Zuwendungen für einzelbetriebli-

che Investitionen in landwirtschaftlichen Unternehmen 

(EBI), die zuletzt mit Wirkung vom 14.03.2011 geän-

dert wurde. 

 

Das für die Diversifizierungsmaßnahmen veran-

schlagte Budget umfasst rund 9,2 Mio. € öffentliche 

Mittel. Mit der siebten Programmänderung ist eine 

Reduzierung des Mittelansatzes um 2 Mio. € vorge-

sehen, die in den EU-Code 322 umgeschichtet wer-

den.  

 

Als Ziel wurde die Förderung von 250 Zuwendungs-

empfängern definiert. Das geplante Gesamtinvestiti-

onsvolumen liegt bei knapp 21 Mio. €. In Verbindung 

mit der beantragten Reduzierung des Mittelansatzes 

erfolgt auch eine Anpassung der Indikatoren-Ziel-

werte. 

 

Seit Programmbeginn wurden mit rund 5,6 Mio. € 

öffentlichen Mitteln (davon 4,2 Mio. € EU-Mittel) etwa 

61% des insgesamt gemäß Finanzplan nach der 

sechsten EPLR-Änderung vorgesehenen Budgets 

ausgezahlt Die Umsetzung der Maßnahme bleibt 

insbesondere deshalb hinter den ursprünglich festge-

legten Zielen zurück, weil ein Teil der Vorhaben im 

Rahmen der Zuckerdiversifizierung finanziert wurde 

(s. u.). Mit der beantragten Verringerung des Budgets 

wird darauf reagiert (s. o.).  

 

Bis Ende 2013 wurden 90 Projekte mit einem Ge-

samtinvestitionsvolumen von rund 13,9 Mio. € geför-

dert. 13 dieser Projekte sind im Bereich „Landtouris-

mus“ angesiedelt, 12 im „Einzelhandel“, 4 Projekte 

sind dem handwerklichen Bereich zuzuordnen und 51 

sonstigen Bereichen (Pensionstierhaltung u. a. – 

siehe Grafik). 

 

Von den insgesamt 86 Begünstigten sind 50 natürli-

che Personen – darunter 14 Frauen (28 %) – und 36 

juristische Personen. Allein im Berichtsjahr 2013 wur-

den für 6 Projekte mit einem Gesamtinvestitionsvolu-

men von etwa 1,7 Mio. € Fördermittel in Höhe von 

knapp 0,5 Mio. € ausgezahlt, davon 0,4 Mio. € EU-

Mittel. 

 

Der in der Richtlinie festgelegte Antragstermin 

(30.09.) wurde im Berichtsjahr aufgrund der verblei-

benden Zeit für Neubewilligungen auf den 30.06.2013 

vorverlegt, ohne den 30.09. auszuschließen. Um die 

Ausschöpfung der vorhandenen Mittel zu gewährleis-

ten, gab es 2013 fünf – statt wie im Vorjahr drei – 

Projektauswahltermine. 

 

Im Rahmen der Fachaufsicht wurde im Berichtsjahr 

eine Vor-Ort-Prüfung durchgeführt. 

 

___________________________________________ 

Über die planmäßigen ELER-Mittel hinaus wurden in 

den Jahren 2011 und 2012 für Diversifizierungsmaß-

nahmen im Rahmen des EU-Codes 311 außerdem 

Mittel aus der Zuckerdiversifizierungsmittel in Höhe 

von 945.000 € verausgabt worden. Da es sich dabei 

nicht um ELER-Mittel handelt, fallen diese Zahlungen 

nicht unter die ELER-Berichts¬pflicht und werden hier 

nicht dargestellt. 

 

Anzahl geförderter Vorhaben zur Diversifizierung 

* Mit der siebten Programmänderung erfolgt im Zuge der  

  Ansatzreduzierung eine Anpassung des Zielwertes  
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Beispielprojekt zur Maßnahme „Diversifizierung hin zu nichtlandwirtschaftlichen Tätigkeiten“  

(EU-Code 311) 

In der Nähe des Ortes Paulinenaue (Landkreis Ostp-

rignitz-Ruppin), etwa eine halbe Stunde mit der Bahn 

vom Berliner Hauptbahnhof entfernt, hat ein landwirt-

schaftlicher Betrieb ein ehemaliges Bahngebäude 

zum Ferienhaus „Zur Stillen Pauline“ umgebaut.  

 

Das Gebäude war im Jahr 

1980 direkt an der ehema-

ligen Bahnlinie Neuruppin-

Nauen erbaut und bis Mitte 

der 1990er Jahre durch 

Bahnangestellte genutzt 

worden. Seit der Stillle-

gung der Bahnverbindung 

stand das Haus leer und 

wurde von einem landwirt-

schaftlichen Betrieb erwor-

ben. Mit Unterstützung aus 

dem ELER hat der neue 

Eigentümer hat das ehemalige Bahngebäude nach 

schwedischem Vorbild in ein gut ausgestattetes Feri-

endomizil mit acht Betten, Sauna, Whirlpool und ei-

nem großem Garten umgebaut. Zielgruppe sollen vor 

allem Familien mit Kindern sein.  

Direkt vor der Haustür verläuft der 19 km lange Rad-

weg „Stille Pauline“ Richtung Fehrbellin, der 2011 auf 

dem alten Bahndamm angelegt wurde und an den 

Havelland-Radwanderweg anschließt. Auch die All-

einlage mitten im Landschaftsschutzgebiet und die 

Nähe zu Berlin machen 

das neue Feriendomizil zu 

einem attraktiven touristi-

schen Angebot.   

 

Für den landwirtschaftli-

chen Betrieb stellt das Ein-

kommen aus der Vermie-

tung des Ferienhauses ein 

weiteres zusätzliches fi-

nanzielles Standbein dar.  

 

Die bewilligten Gesamt-

kosten für den Umbau des 

alten Bahngebäudes lagen bei 188.620 €. 84.879 € 

erhielt der Zuwendungsempfänger aus Fördermitteln, 

davon 63.659 € ELER- und 21.200 € Landesmittel. 

 

 



EPLR Brandenburg / Berlin 2007 – 2013 

Kapitel 2: Stand der Programmdurchführung 

50 

Unternehmensgründung und -entwicklung 

EU-Maßnahme-Code 312: Unterstützung der Gründung und Entwicklung von Kleinstunternehmen zur Förderung des Unter-

nehmergeistes und Stärkung des Wirtschaftsgefüges (ELER-Verordnung Art. 52 a (ii)  i.V.m. Art. 54) 

Ziel ist die Etablierung zusätzlicher Beschäftigungs- 

und Einkommensmöglichkeiten außerhalb der Land-

wirtschaft. Die Stärkung der ländlichen Wirtschaft soll 

Perspektiven für die ländliche Bevölkerung schaffen 

und dem Abwanderungstrend entgegenwirken. Damit 

wird ein Beitrag zur Verbesserung der Lebensqualität 

sowie der Zukunftsperspektiven im ländlichen Raum 

geleistet. Die Abwicklung der Maßnahme erfolgt über 

die Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen 

für die Förderung der integrierten ländlichen Entwick-

lung (ILE) und LEADER, die im Juli und Dezember 

2012 geändert und im Dezember 2013 bis zum 

31.12.2015 verlängert wurde (von den im Zuge der 

Änderungen für einige Maßnahmen erfolgten Auswei-

tung der Förderkulisse auf ländliche Gebiete Berlins 

war der EU-Code 312 nicht betroffen).  

 

Zur Förderung der Unternehmensgründung und -ent-

wicklung wurden im Rahmen des EU-Codes 312 

öffentliche Mittel in Höhe von knapp 18,5 Mio. € ver-

anschlagt. Infolge des siebten Änderungsantrags er-

folgt eine Reduzierung des Budgets um 2 Mio. € 

öffentliche Mittel.  

 

Angestrebtes Ziel ist die Förderung von insgesamt 

350 Vorhaben – davon 80 Unternehmensgründungen 

und 270 Projekte zur Unternehmensentwicklung. Das 

Gesamtinvestitionsvolumen dieser Vorhaben soll bei 

etwa 42 Mio. € liegen. Im Rahmen der Förderung 

sollen 125 Arbeitsplätze entstehen, davon 90 davon 

im Dienstleistungssektor und 35 im Bereich Verarbei-

tung und Vermarktung.  

 

Im Jahr 2013 wurden 14 Unternehmensgründungen 

und 37 Vorhaben zur Entwicklung von Kleinstunter-

nehmen mit insgesamt 2,3 Mio. € öffentlichen Mitteln 

unterstützt (davon 1,7 Mio. € EU-Mittel). Die Ausga-

ben seit Programmbeginn erhöhen sich damit auf 

rund 11,8 Mio. € (8,9 Mio. € EU-Mittel), das entspricht 

etwa 64 % des eingeplanten Budgets. Eingesetzt  

wurden diese Mittel zur Förderung von 105 Unter-

nehmensgründungen und 198 Maßnahmen zur Un-

ternehmensentwicklung (vgl. Grafik).  

 

Dabei konnten 293 Kleinstunternehmen unterstützt 

werden. In der Mehrzahl (75 %) handelt es sich um 

natürliche Personen, davon über die Hälfte (56 %) 

Frauen.  

 

Die Inanspruchnahme des Förderangebotes ist damit 

insgesamt hinter den ursprünglichen Erwartungen 

zurückgeblieben. Zurückgeführt werden kann die zö-

gerliche Umsetzung u. a. auf die zwischenzeitliche 

Konjunkturabschwächung, die sich auf die Risikobe-

reitschaft der Unternehmer auswirkte, sodass Investi-

tionen zunächst verschoben bzw. aufgrund fehlenden 

Eigenkapitals nicht umgesetzt werden konnten.  

 

Im Rahmen der Fachaufsicht wurden im Berichtsjahr 

2013 fünf Prüfungen durchgeführt. 
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Beispielprojekte zur „Unternehmensgründung 

und -entwicklung“ (EU-Code 312)  

 

Im Rahmen der Maßnahme 312 wurde die Sanie-

rung und Umnutzung der Mühle Tornow (Land-

kreis Oberhavel) gefördert. Das dreistöckige denk-

malgeschützte Mühlengebäude aus dem Jahr 1870 

beherbergt heute eine Pension und ein Restaurant.  

 

Der ursprüngliche Zustand der Wassermühle blieb im 

Zuge der Umbauarbeiten soweit wie möglich erhalten 

und wurde behutsam restauriert und modernisiert, 

der Walzenstuhl und die komplette Aufzugsanlage 

sind noch vollständig vorhanden und teilweise in das 

Restaurant integriert. Nachdem das Gebäudeensem-

ble zunächst von später hinzugefügten Anbauten und 

Schuppen befreit wurde, konnten auch die Innenräu-

me der neuen Nutzung entsprechend für Gastrono-

mie, Beherbergung, Wellness, Handel und Kultur um-

gestaltet werden.  

 

Entstanden sind ein stilvoll eingerichtetes Mühlenres-

taurant mit weitläufigem Sommergarten, eine Pensi-

on, ein Hofladen im ehemaligen Getreidespeicher so-

wie eine kleine Ausstellung über die Geschichte der 

Mühle. Im Restaurant werden überwiegend Produkte 

aus dem Umland verarbeitet, u. a. fangfrischer Fisch 

aus dem nahen Stolpsee und Kräuter aus dem eige-

nen Kräutergarten.  

 

Das neue touristische Angebot liegt in der wald- und 

seenreiche Umgebung rund um Tornow, unweit der 

Mühle führen der Europäische Radwanderweg und 

der Radwanderweg „Ruppiner Land“ entlang und die 

idyllische Wasserlandschaft bietet die Möglichkeit zu 

einem Ausflug auf einem motorisierten Floß.  

 

Die Gesamtkosten für die Sanierung des Gebäude-

ensembles Wassermühle Tornow und den Ausbau 

der Geschäftsräume betrugen 404.138 €. Bewilligt 

wurde ein Zuschuss in Höhe von 181.862 €, davon 

136.397 € ELER-Mittel und 45.465 € Landesmittel. 

 

Auf dem Gelände der „Alten Försterei“ im Ortszen-

trum von Kolpin (Landkreis Oder-Spree) ist mit Hilfe 

von ELER-Mitteln ein integratives Mehrgenerationen-

projekt „Alte Försterei Kolpin“ für junge Familien und 

Senioren in ländlicher Umgebung entstanden. Die 

seit 2008 leer stehenden Gebäude wurden im Rah-

men eines Familienprojekts mit einem hohen Anteil 

Eigenleistungen und insgesamt 85.000 € ELER-

Mitteln umgenutzt. Heute sind hier fünf bedarfsge-

rechte Wohneinheiten für Senioren und junge Fami-

lien, zwei Demenz-Wohngemeinschaften, Räume für 

kulturelle und sportliche Nutzung, ein Gästehaus mit 

zwei betreuten Jugendwohngruppen sowie ein Feri-

enhaus untergebracht.  

 

Die zweite Demenz-Wohngemeinschaft „Alten För-

sterei Kolpin“ war einer der zuletzt fertig gestellten 

Bausteine des Projekts. Mit großen hellen Zimmern 

zwischen 20 und 25 m², Wohnküche, Wohnzimmer 

und zwei behindertengerechten Bädern bietet sie 

Platz für acht an Demenz erkrankte Menschen, die 

einen Tagesablauf in ländlicher Umgebung fortführen 

wollen. Angehörige können gemeinsam wesentlichen 

Einfluss auf die Tagesgestaltung und die Art und 

Wiese des Zusammenlebens nehmen. Regelmäßige 

Treffen bieten die Möglichkeit für Austausch und ge-

genseitige Unterstützung.  

 

Im Rahmen einer ambulanten Pflege wird in Kolpin 

eine 24-Stunden-Betreuung gewährleistet. Auf den 

Freiflächen des Hofes können eigene Beete ange-

legt, die Werkstatt und die Küche können genutzt 

werden. Nachdem durch das Projekt bereits 23 Ar-

beitsplätze entstanden sind, kamen durch die zweite 

Demenz-WG acht weitere Vollzeitarbeitsplätze hinzu.  

 

Die förderfähigen Gesamtkosten für die Um- und 

Ausbauarbeiten zur neuen Demenz-Wohngemein-

schaft“ beliefen sich auf rund 86.318 €. Aus Förder-

mitteln wurden 38.302 € beigesteuert, davon 

28.727 € ELER-Mittel und 9.575 € Landesmittel. 
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Förderung des Fremdenverkehrs 

EU-Maßnahme-Code 313 (ELER-Verordnung Art. 52 a (iii)  i.V.m. Art. 55) 

Die Maßnahme 313 dient der Erschließung regionaler 

– insbesondere touristischer – Entwicklungsmöglich-

keiten und soll auch einen Beitrag zur Sicherung und 

Schaffung von Arbeitsplätzen leisten. Die Förderung 

erfolgt entsprechend der Nationalen Rahmenregelung 

mit Kofinanzierung durch Bund und Land. Ergänzend 

werden Maßnahmen zur Förderung der Vernetzung 

und Vermarktung land- und naturtouristischer Ange-

bote und Dienstleistungen angeboten, die nur vom 

Land kofinanziert werden. Die Abwicklung der Maß-

nahme erfolgt über die im Juli 2012, im Dezember 

2012 und zuletzt im Dezember 2013 geänderte Richt-

linie über die Gewährung von Zuwendungen für die 

Förderung der integrierten ländlichen Entwicklung 

(ILE) und LEADER. Die Änderungen beinhalteten 

u. a. der Ausweitung der Förderkulisse entsprechend 

der fünften EPLR-Änderung, die Ergänzung der Zu-

wendungsbestimmungen um die Berücksichtigung 

der Barrierefreiheit und den Nachweis der Klassifizie-

rung von Beherbergungseinrichtungen sowie zuletzt 

die Verlängerung bis zum 31.12.2015 (s. u.).  

 

Der für die Förderung des Fremdenverkehrs vorge-

sehene Mittelansatz war – v. a. auch im Hinblick auf 

die Empfehlungen der Halbzeitbewertung - bereits mit 

der vierten Programmänderung (2011) um rund 

26 Mio. € aufgestockt worden. Im Rahmen der fünften 

Programmänderung (2012) und der Erweiterung der 

Förderkulisse um vier ländliche Teilräume Berlins war 

eine weitere Budgeterhöhung um knapp 0,7 Mio. €. 

Seitdem ist die Umsetzung touristischer Projekte über 

die Maßnahme 313 auch im Nichtkonvergenzgebiet 

Berlin förderfähig und das Maßnahmenbudget um-

fasst insgesamt 106,4 Mio. €.  

 

Mit den Mittelumschichtungen waren auch die Ziele 

angepasst worden: Bis zum Ende der Programmlauf-

zeit ist danach die Umsetzung von 451 Tourismus-

vorhaben geplant, davon eins im Land Berlin. Ange-

strebt wird ein Gesamtinvestitionsvolumen in Höhe 

von 155,7 Mio. €. Die Besucherzahlen in den beteilig-

ten Gemeinden sollen um 50 % gesteigert werden 

und es sollen 162 Arbeitsplätze entstehen, davon 

zwei im Land Berlin.  

 

Die bis Ende 2013 getätigten Zahlungen belaufen 

sich auf etwa 73,6 Mio. € (davon 55,2 Mio. € EU-

Mittel). Gefördert werden konnten damit insgesamt 

936 touristische Projekte mit einem Gesamtinvestiti-

onsvolumen von knapp 116 Mio. €. Allein im Berichts-

jahr wurden 104 Vorhaben mit 15,8 Mio. € (davon 

11,8 Mio. € EU-Mittel) unterstützt. Von den bisher un-

terstützten Vorhaben (vgl. Grafik) sind  

 275 kleine Infrastrukturmaßnahmen,  

 274 Vorhaben zur Schaffung und Erneuerung von 

Erholungs- und Freizeitinfrastruktur  

 und 387 Projekte zur Entwicklung und Vermark-

tung von ländlichen Tourismusdienstleistungen  

 

Die Entwicklung der Maßnahme entspricht damit den 

Erwartungen. Vor allem im Bereich der touristischen 

Infrastruktureinrichtungen bzw. bei kommunalen An-

tragstellern ist die Nachfrage hoch. Der Finanzrah-

men war hier bereits im Vorjahr ausgeschöpft, sodass 

im Jahr 2013 kein Antragstermin mehr stattfinden 

konnte. Im Bereich der Landesmaßnahmen zur Ver-

netzung und Vermarktung land- und naturtouristischer 

Angebote und Dienstleistungen ist die Nachfrage sta-

bil. Im Berichtsjahr wurde der Finanzrahmen mit der 

ersten Antragsfrist ausgeschöpft. Dabei kamen die 

Projektauswahlkriterien zur Anwendung.  

 

Im Rahmen der Publizität wurden im Berichtsjahr u. a. 

verschiedene touristische Projekte in dem durch das 

Ministerium für Infrastruktur und Landwirtschaft (MIL) 

veröffentlichten „Jahrbuch für das Land 2013“ vorge-

stellt. Zur Einweihung des Wasserturms Zehdenick 

sowie zur Präsentation von Projekten im Rahmen der 

Bundesgartenschau 2015 in der Havelregion fanden 

Öffentlichkeitstermine statt. Im Zuge der Fachaufsicht 

wurden im Jahr 2013 vier Prüfungen durchgeführt. 
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Dienstleistungseinrichtungen zur Grundversorgung für die ländliche Wirtschaft und 
Bevölkerung 

EU-Maßnahme-Code 321 (ELER-Verordnung Art. 52 b (i)  i.V.m. Art. 56) 

Die Maßnahme zielt auf die Verbesserung der Grund-

versorgung für die ländliche Wirtschaft und Bevölke-

rung und soll damit zur Erhöhung der Lebensqualität 

in ländlichen Gebieten beitragen. Umgesetzt wird die 

Maßnahme auf Basis der im Juli und Dezember 2012 

geänderten und zuletzt im Dezember 2013 bis Ende 

2015 verlängerten Richtlinie für die Förderung der 

integrierten ländlichen Entwicklung (ILE) und LEA-

DER (von der im Zuge der Änderungen für einige 

Maßnahmen vorgenommenen Ausweitung der För-

derkulisse war der EU-Code 321 nicht betroffen). Die 

Breitbandversorgung wird entsprechend der Richtlinie 

zur Förderung der Breitbandversorgung ländlicher 

Räume und seit der vierten Programmänderung 

(2011) auf Grundlage der geänderten Nationalen 

Rahmenregelung durchgeführt.  

 

Das für die Maßnahme vorgesehene Budget war zur 

Verstärkung der Förderung der Grundversorgung be-

reits mit der dritten Programmänderung (2009) mehr 

als verdreifacht und im Zuge der vierten EPLR-Än-

derung (2011) nochmals um 20 Mio. € EU-Mittel er-

höht worden. Im gesamten Förderzeitraum stehen 

seitdem rund 122,6 Mio. € öffentliche Mittel zur Ver-

fügung. Als Ziele wurden die Förderung von etwa 420 

Vorhaben mit einem Gesamtinvestitionsvolumen in 

Höhe von 190 Mio. € definiert. Dabei sollen u. a. 100 

Gemeinden bzw. Ortsteile mit Breitbandanschlüssen 

versorgt werden. 80 Arbeitsplätze sollen neu geschaf-

fen und 500 erhalten werden.  

 

Im Berichtsjahr wurden zur Verbesserung der Grund-

versorgung Fördermittel in Höhe von knapp 20 Mio. € 

ausgezahlt (14,8 Mio. € EU-Mittel). Damit konnten 45 

Vorhaben mit einem Investitionsvolumen von rund 

9,9 Mio. € realisiert werden. Ein Antragstermin wurde 

im Jahr 2013 nicht mehr durchgeführt, der Finanz-

rahmen ist ausgeschöpft. Im Bereich der Breitband-

förderung waren angesichts vollständiger Mittelbin-

dung bereits im Vorjahr keine Bewilligungen mehr 

ausgesprochen worden.  

 

Die Ausgaben seit Programmbeginn summieren sich 

auf rund 107,6 Mio. € (davon 80,7 Mio. € EU-Mittel), 

das entspricht 88 % des Budgets. Eingesetzt wurden 

diese Mittel für insgesamt 598 Projekte mit einem Ge-

samtinvestitionsvolumen von knapp 118,8 Mio. €. 

 228 dieser Vorhaben dienen der Verbesserung 

der Breitbandinfrastruktur,  

 76 Projekte sind dem Bereich „Kultur und soziale 

Infrastruktur“ zuzuordnen und  

 74 Projekte wurden im Bereich „Kinderbetreuung“ 

gefördert. 

 Die übrigen 220 Projekte fallen in die Kategorie 

„Sonstiges“ (Dazu zählen z. B. Begegnungsstät-

ten, Dorfgemeinschaftshäuser, Einrichtungen der 

Vereinsarbeit, Versorgungseinrichtungen, Mehr-

generationshäuser, Einrichtungen der medizini-

schen Versorgung).  

 

Das Förderangebot wurde damit insgesamt sehr gut  

nachgefragt, die Ziele sind übertroffen. Die hohe 

Nachfrage resultiert insbesondere aus den Heraus-

forderungen im Zusammenhang mit dem demografi-

schen Wandel. Handlungsbedarf besteht v. a. bei der 

Betreuung von Kindern, Jugendlichen und Senioren 

sowie bei Versorgungsdienstleistungen und der me-

dizinischen Versorgung.  

 

Wie in den Vorjahren fanden auch 2013 mehrere 

projektbezogene Öffentlichkeitstermine statt, u. a. zur 

Grundsteinlegung des Hortes in Altlandsberg sowie 

zur Einweihung der Kindertagesstätte Rückersdorf 

und des Dorfgemeinschaftshauses Berkenbrück. 

Anzahl geförderter Dienstleistungseinrichtungen 
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Dorferneuerung und -entwicklung 

EU-Maßnahme-Code 322 (ELER-Verordnung Art. 52 b (ii)) 

Die Maßnahme soll einen Beitrag zur Erhaltung und 

Gestaltung von Dörfern, zur Erhöhung ihrer Attraktivi-

tät und zur wirtschaftlichen Entwicklung der ländli-

chen Gebiete Brandenburgs leisten. Abgewickelt wird 

die Maßnahme auf Basis der im Juli und Dezember 

2012 geänderten sowie im Dezember 2013 bis Ende 

2015 verlängerten Richtlinie für die Förderung der 

integrierten ländlichen Entwicklung (ILE) und LEA-

DER (die Änderungen betrafen u. a. der Ausweitung 

der Förderkulisse entsprechend der fünften EPLR-

Änderung (s. u.) sowie die Streichung des Förderge-

genstands „Vorhaben junger Familien zum Erhalt 

ländlicher Bausubstanz für Wohnzwecke“).  

 

Das für die Dorferneuerung- und -entwicklung ur-

sprünglich eingeplante Budget hatte sich 2010 durch 

Mittelumschichtungen zugunsten der Maßnahme 321 

vor dem Hintergrund knapper Gemeindehaushalte zu-

nächst verringert. Im Rahmen der fünften Program-

mänderung (2012) wurde der Mittelansatz im Code 

322 um knapp 2,3 Mio. € wieder erhöht, um die Um-

setzung von Dorferneuerungsmaßnahmen auch in 

vier ländlichen Teilregionen Berlins zu ermöglichen, 

die neu in die Förderkulisse mit aufgenommen wur-

den. Für den EU-Code 322 stehen seitdem insgesamt 

rund 68,3 Mio. € öffentliche Mittel zur Verfügung. 

Hinzu kommen zusätzliche nationale Mittel (Top-ups) 

in Höhe von 1,8 Mio. €. Mit dem siebten Änderungs-

antrag 2013 ist eine nochmalige Ansatzerhöhung um 

2 Mio. € öffentliche Mittel vorgesehen. 

 

Geplant ist die Förderung von 1.602 Vorhaben in 377 

Dörfern, davon zwei Vorhaben bzw. Dörfer im Land 

Berlin. Die Maßnahmen sollen u.a. zum Erhalt von 

1.303 ortsbildprägenden Gebäuden beitragen (davon 

drei im Land Berlin. Etwa 300.000 Einwohner (davon 

40.000 im Land Berlin) sollen von den Maßnahmen 

profitieren. Das angestrebte Gesamtinvestitionsvolu-

men beträgt 109,4 Mio. € (der Zielwert zum Gesamt-

investitionsvolumen wird in Verbindung mit der bean-

tragten Ansatzerhöhung ebenfalls angepasst).  

 

Die im EU-Code 322 seit Programmbeginn getätigten 

Zahlungen öffentlicher Mittel belaufen sich auf rund 

50,3 Mio. € (davon 37,7 Mio. € EU-Mittel). Etwa 72 % 

des Budgets sind damit ausgeschöpft. Gefördert wur-

den mit diesen Mitteln insgesamt 840 Vorhaben in 

353 Dörfern mit einem Investitionsvolumen von ca. 

89,5 Mio. €. Der inhaltliche Schwerpunkt der umge-

setzten Projekte liegt im infrastrukturellen Bereich 

(vgl. Grafik).  

Auf das Jahr 2013 entfallen knapp 12,0 Mio. € (davon 

rund 9,0 Mio. € EU-Mittel) der bisher verausgabten 

Mittel, die für 180 Vorhaben in 35 Dörfern eingesetzt 

wurden. Das dabei unterstützte Gesamtinvestitions-

volumen liegt bei etwa 19,1 Mio. €. 175 der Projekte 

dienten der Verbesserung der physischen Infrastruk-

tur in den Dörfern, die übrigen 5 Projekte sind wirt-

schaftsbezogen. Bewilligungen wurden im Berichts-

jahr noch für 120 Vorhaben ausgesprochen. Die 

Haushaltsmittel 2013 sind damit vollständig ausge-

schöpft. 

 

Auf die hohe Nachfrage, die sowohl im Hinblick auf 

Vorhaben zur Dorfentwicklung und Umnutzung als 

auch für Projekte zur Unterstützung der kommunalen 

Infrastruktur die ursprünglichen Prognose übersteigt, 

wurde mit der Beantragung der Budgeterhöhung im 

Rahmen der siebten Programmänderung reagiert 

(s. o.).   

 

Die infolge der Änderung der Kontrollverordnung im 

Jahr 2011 entstandenen Probleme bei der Auszah-

lung der festgelegten Mittel setzten sich auch im Be-

richtsjahr fort. Durch die Vorverlegung des Eingangs-

termins für Auszahlungsanträge waren viele Aus-

zahlungsanträge unvollständig, erforderten Nachfra-

gen seitens der Bewilligungsbehörde und damit einen 

erhöhten Arbeitsaufwand.  
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Im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit wurde der Bun-

deswettbewerb „Unser Dorf hat Zukunft 2013“ durch-

geführt. Als Landessieger wurde das Dorf Pretschen 

in der Gemeinde Märkische Heide (Landkreis Dahme-

Spreewald) nominiert. Am 12.09.2013 fand unter Be-

teiligung des Ministers für Infrastruktur und Landwirt-

schaft die Übergabe des Zuwendungsbescheides 

zum „Ausbau der Hauptstraße im Ortsteil Paaren auf 

einer Länge von 125 m mit Betonstein-Altsteinpflaster 

in der Gemeinde Schönwalde-Glien“ (Landkreis Ha-

velland) statt. Mit einer Pressemitteilung wurde ent-

sprechend berichtet. 

 

Im Jahr 2013 wurden sechs Fachaufsichtsprüfungen 

durchgeführt. Der Jahresbericht zur Fachaufsicht liegt 

der Zahlstelle vor. 
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Erhaltung und Verbesserung des ländlichen Erbes 

EU-Maßnahme-Code 323 (ELER-Verordnung Art. 52 b (iii)  i.V.m. Art. 57) 

Die Fördermaßnahme soll einen Beitrag zur Attraktivi-

tätssteigerung der ländlichen Räume Brandenburgs 

und Berlins durch Erhaltung und Verbesserung des 

Natur- und Kulturerbes leisten. Maßnahmen im Be-

reich Kulturerbe zielen auf die Erhaltung und Verbes-

serung der kulturellen Merkmale der Dörfer und Regi-

onen. Im Bereich des natürlichen Erbes stehen insbe-

sondere die Biodiversität und das Landschaftsbild im 

Fokus.  

 

Abgewickelt wird die Maßnahme auf Grundlage der im 

Juli und Dezember 2012 geänderten sowie im Dezem-

ber 2013 bis Ende 2015 verlängerten Richtlinie für die 

Förderung der integrierten ländlichen Entwicklung 

(ILE) und LEADER. Die Richtlinienänderungen betra-

fen u. a. die Ausweitung der Förderkulisse entspre-

chend der fünften EPLR-Änderung (s. u.) und die Auf-

nahme des Fördergegenstands „Flächenerwerb“ im 

Bereich Naturerbe.  

 

Bereits mit der ersten Programmänderung (2009) war 

für den Bereich Naturerbe eine Erweiterung der Ge-

bietskulisse vorgenommen worden. Schutz- und Be-

wirtschaftungspläne können seitdem auch für FFH-Ge-

biete gefördert werden, die nur anteilig im ländlichen 

Raum liegen, wenn der ländliche Teil des FFH-Ge-

bietes überwiegt. Im Rahmen der fünften EPLR-Än-

derung (2012) wurde die Förderkulisse in beiden Teil-

bereichen (Kultur- und Naturerbe) durch die Aufnahme 

von vier Teilregionen Berlins (Nichtkonvergenzgebiet) 

nochmals erweitert. Dazu wurde eine Budgetaufsto-

ckung um 0,3 Mio. € aus dem EU-Code 214 vorge-

nommen. Der für die Förderung des ländlichen Erbes 

eingeplante Mittelansatz umfasst seitdem insgesamt 

90,3 Mio. € öffentliche Mittel. Für die Finanzierung der 

Mehrwertsteuer im Bereich Naturerbe sowie für die 

Schutz- und Bewirtschaftungspläne wurden außerdem 

knapp 2,6 Mio. € zusätzliche nationale Mittel (Top-ups) 

zur Verfügung gestellt (Mit der siebten EPLR-Ände-

rung 2013 wurde eine weitere Budgeterhöhung um 

knapp 1,6 Mio. € öffentliche Mittel beantragt. Dabei soll 

der Teilbereich Kulturerbe um 1,7 Mio. € aus dem EU-

Code 125 aufgestockt werden, während der Mittelan-

satz im Teilbereich Naturerbe zugunsten der Umset-

zung konkreter Naturerbe-Projekte im Rahmen von 

LEADER bzw. EU-Code 413 um 0,1 Mio. € reduziert 

wird). 

 

Mit der zuletzt erfolgten Aufstockung des Budgets war 

auch eine Anpassung der Ziele erfolgt. Danach ist die 

Förderung von insgesamt 577 Vorhaben im Bereich 

des Natur- und Kulturerbes geplant. Das Gesamtinves-

titionen soll rund 120,3 Mio. € erreichen (die Zielwerte 

werden im Rahmen der Budgeterhöhung mit der sieb-

ten EPLR-Änderung nochmals angepasst).  

 

Die fachlich-inhaltliche Zuständigkeit für die Maßnah-

me ist seit 2009 infolge der Regierungsneubildung und 

der damit verbundenen Änderungen in der Verwal-

tungsbehörde geteilt: Für die Förderung im Bereich 

Kulturerbe ist das Ministerium für Infrastruktur und 

Landwirtschaft (MIL) verantwortlich, für die Umsetzung 

der Maßnahmen im Bereich Naturerbe sowie der 

Schutz- und Bewirtschaftungspläne das Ministerium für 

Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz (MUGV). 

 

Die bisherigen Ausgaben im Code 323 belaufen sich 

auf rund 67,0 Mio. € (einschließlich Top-ups in Höhe 

von 1,2 Mio. €). Gefördert wurden damit insgesamt 

548 Vorhaben, davon 453 im Bereich Naturerbe und 

95 im Bereich Kulturerbe (siehe Grafik). Allein im Be-

richtsjahr 2013 konnten 97 Vorhaben – 72 Natur- und 

25 Kulturerbeprojekte – umgesetzt werden, für die 

rund 21,8 Mio. € EU- und Kofinanzierungsmittel sowie 

0,2 Mio. € Top-ups ausgezahlt wurden. 

 

Anzahl der geförderten Vorhaben zur Verbesse-
rung und Entwicklung des ländlichen Raumes 
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Kulturerbe  

Im Teilbereich Kulturerbe sollen – seit Anpassung der 

Zielwerte im Zuge der Erweiterung der Gebietskulisse 

2012 – insgesamt 121 Projekte gefördert werden, da-

von ein Projekt im Land Berlin.  

 

Umgesetzt wurden bisher insgesamt 95 Projekte mit 

einem Gesamtinvestitionsvolumen von 551,7 Mio. €. 

Die Summe der dafür verausgabten öffentlichen Mittel 

beläuft sich auf rund 33,4 Mio. € (davon 24,9 Mio. € 

EU-Mittel). Allein im Jahr 2013 wurden 12,8 Mio. € 

(9,4 Mio. € EU-Mittel) für 25 Projekte mit einem Ge-

samtinvestitionsvolumen in Höhe von ca. 14,9 Mio. € 

ausgezahlt. Für das Nicht-Konvergenzgebiet Berlin 

sind aufgrund des späten Einstiegs in die Förderung 

mit der fünften Änderung (s. o.) bis Ende 2013 noch 

keine Mittel geflossen. Zwei große Projekte konnten 

jedoch im Berichtsjahr bewilligt werden.  

 

Der Bedarf im Teilbereich Kulturerbe ist weiterhin 

hoch, im Berichtsjahr konnten jedoch keine weiteren 

Vorhaben mehr bewilligt werden. Die im Finanzplan 

vorgesehenen ELER-Mittel waren bereits 2012 voll-

ständig gebunden (116 %). Die für private Investitionen 

erforderlichen Kofinanzierungsmittel konnten durch 

den Einsatz zusätzlicher Mittel aus dem Partei- und 

Massenorganisationsfonds (PMO) im Vorjahr bereitge-

stellt werden. Die Umsetzung der entsprechenden För-

dervorhaben wurde allerdings erheblich dadurch er-

schwert, dass diese Mittel bis Ende 2012 verausgabt 

werden mussten. Hauptsächlich handelt es sich dabei 

um größere Einzelvorhaben, für deren Umsetzung auf-

grund der denkmalschutzrechtlichen Anforderungen oft 

finanzielle Anpassungen erforderlich sind, die sich 

jedoch erst während der unmittelbaren Durchführung 

feststellen lassen. Durch eine kurzfristig gute finanziel-

le Ausstattung der Stiftung für Denkmalschutz war es 

möglich, umfangreiche Erhaltungs- und Rekonstrukti-

onsmaßnahmen an landesweit bedeutsamen Denkma-

lensembles durchzuführen. Mit der im Zuge der sieb-

ten EPLR-Änderung geplanten Aufstockung des finan-

ziellen Ansatzes für den Erhalt des Kulturerbes (s. o.) 

wird den Bedürfnissen im Rahmen der Möglichkeiten 

der Förderperiode Rechnung getragen. 

 

Die aus der Änderung der Kontrollverordnung 2011 

resultierenden Probleme bei der Auszahlung der fest-

gelegten Mittel setzten sich auch im Berichtsjahr fort: 

Viele Auszahlungsanträge waren aufgrund der Vorver-

legung des Eingangstermins unvollständig, erforderten 

Nachfragen seitens der Bewilligungsbehörde und da-

mit einen erhöhten Arbeitsaufwand. 

 

Im Rahmen der Publizität fanden auch im Berichtsjahr 

verschiedene Öffentlichkeitstermine anlässlich der 

Fertigstellung einzelner Förderprojekte statt, an denen 

auch der Minister teilnahm und über die in Pressemit-

teilungen berichtet wurde. Dazu zählten die Eröffnung 

des Kommunikations- und Kreativzentrums in Ketzini/ 

Paretz (Landkreis Potsdam-Mittelmark) am 25.10.2013 

sowie die Einweihung des Gutshofes auf dem Schloss-

areal Großmehlen (Landkreis Elbe-Elster) am 

25.10.2013.  

 

Natürliches Erbe 

Auch im Bereich Naturerbe war im Zuge der Erweite-

rung der Förderkulisse sowie der Aufnahme des neuen 

Fördergegenstandes „Pflege- und Entwicklungspläne 

in Großschutzgebieten“ (s. u.) im Rahmen des fünften 

Änderungsantrages (2012) eine Anpassung der ur-

sprünglich definierten Ziele erfolgt. Danach sollen im 

gesamten Programmzeitraum 253 Vorhaben zum 

Erhalt und zur Verbesserung des Naturerbes realisiert 

werden (im Zuge der siebten EPLR-Änderung ist eine 

weitere Anpassung des Zielwertes vorgesehen). Ange-

strebt wird außerdem die Erstellung von 200 Schutz- 

und Bewirtschaftungsplänen für Natura-2000-Gebiete 

sowie von drei Pflege- und Entwicklungsplänen. Auf 

mindestens 510 ha Moorfläche – davon 10 ha in Berlin 

–  sollen die Wasserverhältnisse verbessert werden.  

 

Die Förderbedingungen für entsprechende Vorhaben 

waren – angesichts deutlich werdender Schwierigkei-

ten vieler Zuwendungsempfänger bei der Vorfinanzie-

rung, zur Akzeptanzsteigerung und den Empfehlungen 

der Halbzeitbewertung folgend – bereits mit der vierten 

Programmänderung (2011) verbessert worden: Seit-

dem ist für ehrenamtlich tätige juristische Personen 

des öffentlichen Rechts sowie für natürliche und juristi-

sche Personen des privaten Rechts eine hundertpro-

zentige Finanzierung möglich. Auch für Maßnahmen in 

geschützten Biotopen nach §32 BbgNatSchG und zur 

Erhaltung von Arten und Lebensräumen nach FFH- 

und Vogelschutzrichtlinie werden bis zu 100 % der 

Ausgaben aus Fördermitteln bereitgestellt.  

 

Mit der folgenden fünften EPLR-Änderung (2012) war 

aufgrund der hohen Bedeutung der Großschutzgebie-

te, die fast ein Drittel der Landesfläche umfassen, die 

Aufnahme des neuen Fördergegenstandes „Pflege- 

und Entwicklungspläne in Großschutzgebieten“ ge-

nehmigt worden. Darüber hinaus hat sich die Förder-

kulisse für Investitionen zur Erhaltung, Wiederherstel-

lung und Verbesserung von Natura 2000-Gebieten 

erweitert (für Schutz- und Bewirtschaftungspläne in 

Natura 2000-Gebieten war eine entsprechende Aus-

weitung der Gebietskulisse bereits mit dem ersten 

Änderungsantrag (2009) erfolgt). Seitdem können ent-

sprechende Maßnahmen zum Erhalt von FFH-Arten 

und -Lebensraumtypen auch in (nur) überwiegend – 
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nicht vollständig – im ländlichen Raum liegenden Natu-

ra 2000-Gebieten gefördert werden.  

 

Die Zahlungen im Berichtsjahr 2013 beliefen sich für 

72 Projekte bzw. Investitionen zum Erhalt und zur Ver-

besserung des Naturerbes auf 9,2 Mio. € (davon 

6,9 Mio. € EU-Mittel und 0,2 Mio. € Top-ups). Seit Pro-

grammbeginn wurden rund 33,5 Mio. € verausgabt 

(24,9 Mio. € EU-Mittel sowie 1,6 Mio. € Top-ups) und 

damit insgesamt 453 Vorhaben unterstützt. Das Ge-

samtinvestitionsvolumen liegt bei 62,3 Mio. €. Bewilli-

gungen erfolgten im Berichtsjahr 2013 nicht mehr, das 

Budget ist vollständig gebunden. Bewilligungsreife An-

träge mit einem Volumen von ca. 1,8 Mio. €, die des-

halb nicht mehr über EU-Mittel bedient werden konn-

ten, werden über reine Landesmittel finanziert. 

 

Nachdem der Mittelabfluss in der Teilmaßnahme in 

den ersten Jahren des Programmzeitraums sehr zö-

gerlich verlaufen war, hat die Inanspruchnahme zum 

Ende der Förderperiode damit ein relativ gutes Niveau 

erreicht. Schwierigkeiten bereiteten v. a. der enge fi-

nanzielle Spielraum der Zuwendungsempfänger (oft-

mals gemeinnützige Vereine, Ehrenamtliche) und die 

Vorfinanzierung, aber auch der hohe Aufwand der 

Antragsstellung. Mit dem im Rahmen der vierten und 

fünften Programmänderung ergriffenen Maßnahmen 

bzw. verbesserten Förderbedingungen (100 % Finan-

zierungen, Förderung von Flächenerwerb, s. o) konnte 

hier Abhilfe geschaffen werden. Dennoch hat sich 

abgezeichnet, dass die für den Teilbereich Naturerbe 

eingeplanten Mittel nicht mehr vollständig verausgabt 

werden können. Im Zuge des siebten EPLR-Ände-

rungsantrages (2013) wurde deshalb eine leichte Ver-

ringerung des Budgets zugunsten des EU-Codes 413 

beantragt (s. o.). Die Mittel sollen für konkrete LEA-

DER-Projekte eingesetzt werden, die dem natürlichen 

Erbe zugute kommen (Vorhaben zur Installation eines 

Besucherlenkungssystems zum Schutz des Weltnatur-

erbes Grumsin). 

 

Zum Moorschutz war bereits 2011 mit der Bearbei-

tung einer aus der Technischen Hilfe finanzierten 

Machbarkeitsstudie begonnen worden. Im Ergebnis 

des vom Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Ver-

braucherschutz (LUGV) beantragten Vorhabens soll 

eine Auswahl konkreter Moorgebiete und möglicher 

Moorschutzprojekte stehen, die bis 2015 umgesetzt 

werden sollen.  

 

Weiterhin einschränkend für Maßnahmen des natürli-

chen Erbes wirkt die Gebietskulisse „ländlicher Raum“. 

Wichtige Trittsteinbiotope liegen z. B. auch im verdich-

teten Raum oder Maßnahmen greifen von ländliche in 

städtische Gebiete über, insbesondere bei der Gewäs-

serrenaturierung. Für die Schutz- und Bewirtschaf-

tungspläne und Investitionen in Natura 2000-Gebieten 

wurden mit der ersten und fünften EPLR-Änderung 

hier jedoch bereits Ausnahmen geschaffen (s. o.). 

 

Im Rahmen der Fachaufsicht wurden 2013 sechs Vor-

gänge überprüft. Das Landesamt für Ländliche Ent-

wicklung und Flurneuordnung (LELF) wurde bei der In-

augenscheinnahme von zwei Moorprojekten begleitet. 

Die Innenrevision untersuchte die Förderung von Wolf-

schutzzäunen. Weiterer Handlungsbedarf für die aus-

laufende Förderperiode ergab sich nicht.  

 

Zur Information der Öffentlichkeit erschienen Presse-

mitteilungen, u. a. anlässlich der Eröffnung des Besu-

cherinformationszentrums Wandlitz am 07.09.2013. 

 

Beispiel für ein Projekte zur „Erhaltung und Ver-

besserung des ländlichen Erbes“ - Naturerbe 

(EU-Code 323-NE)  

In der Uckermark konnte die AGENA e.V. (Arbeits-

gemeinschaft Natur- und Artenschutz) mit Fördermit-

teln des EU-Codes 323 die Umgestaltung einer ehe-

maligen Kiesgrube zu einem vielgestaltigen Lebens-

raum für die Europäische Sumpfschildkröte und 

weitere gefährdete Arten realisieren.  

 

Innerhalb der 20 ha großen Fläche wurden rund 

5,6 ha zum Teil temporäre Wasserflächen geschaffen. 

Flachen Uferzonen, Totholz und Sonnenplätze bieten 

Schutz- und Lebensraum. Als späterer Gelegeplatz 

sowie Insekten- und Eidechsenlebensraum wurden 

außerdem mehrere Dünenzüge mit südexponierten 

Hängen und Trockenrasen angelegt. Ein solarbe-

triebener Elektrozan schützt das Areal vor Fressfein-

den wie Wildschwein, Fuchs, Iltis oder Waschbär. 

Eigentümer der Fläche ist das Land Brandenburg. 

Seit vielen Jahren ist der Landesforstbetrieb enger 

Partner im Schutzprojekt, denn die Lebensräume der 

Europäischen Sumpfschildkröte liegen zum großen 

Teil in forstliche bewirtschafteten Wäldern. Durch en-

ge Zusammenarbeit mit dem örtlichen Kiesgrubenbe-

treiber, dem Landesamt für Bergbau, Geologie und 

Rohstoffe Brandenburg und dem Landesamt für Um-

welt, Gesundheit und Verbraucherschutz konnte der 

zuvor gestörte Landschaftsraum in ein wertvolles Bio-

top umgewandelt werden.  

 

Für die Schaffung des Schildkröten-Refugiums auf 

dem Gelände der ehemaligen Kiesgrube wurden Ge-

samtkosten in Höhe von 560.014 € bewilligt, die voll-

ständig aus Fördermitteln finanziert wurden (davon 

420.010 € ELER- Mittel und 140.003  € Landesmittel). 
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Beispiele für ein Projekte zur „Erhaltung und Ver-

besserung des ländlichen Erbes“ – Naturerbe (EU-

Code 323-NE) 

 

Mitten im alten Dorfkern von Wandlitz (Landkreis Bar-

nim) eröffnete im September 2013 das BARNIM PA-

NORAMA Naturparkzentrum - Agrarmuseum 

Wandlitz in einem neu gebauten Gebäudeensemble. 

Erstmals präsentieren sich damit eine Nationale Na-

turlandschaft und ein landwirtschaftliches Museum 

gemeinsam. Für den aus ELER-Mitteln geförderten 

und von der Gemeinde Wandlitz kofinanzierten Bau 

wurden Baustoffe aus der Region, nachwachsende 

Rohstoffe wie Stroh und Holz sowie umweltfreundli-

che Systeme für Wärme, Energie und Wasser einge-

setzt. Durch die Verbindung des Neubaus mit der 

Sanierung der alten Wandlitzer Schule, in der die 

Verwaltung ihren Sitz hat, erinnert das Gebäudeen-

semble an einen Drei-Seiten-Hof.  

 

Die Ausstellung auf 1.650 m² erzählt die Geschichte 

des Barnim – ein Höhenrücken zwischen dem Berli-

ner und dem Eberswalder Urstromtal – von der eis-

zeitlichen Wildnis zur modernen Kulturlandschaft. Die 

agrar-historische Sammlung des traditionsreichen 

Agrarmuseums Wandlitz bildet dabei den Grundstock. 

In sechs Themenräumen locken Attraktionen wie eine 

Traktoren-Herde in einer gläsernen Halle, eine be-

gehbare Bodenkarte und „unvergessliche Wandlitzer 

See-Blicke“. Neben der ganzjährig geöffneten Dauer-

ausstellung finden auch Sonderausstellungen, Füh-

rungen für Schulklassen und zahlreiche Veranstaltun-

gen statt. Die großzügigen Außenanlagen mit Schau-

garten bieten außerdem Raum für aktives Entdecken, 

Spielen oder Flanieren. Ein Naturerlebnispfad mit 

verschiedenen Naturbausteinen wie Wald, Wiese, 

Wasser ist noch in Planung.  

 

Die Gesamtkosten für den Neubau des BARNIM PA-

NORAMAS beliefen sich auf rund 5,2 Mio. € zuzüglich 

395.000 € für das Außengelände. Aus Fördermitteln 

des EPLR standen 3,9 Mio. € für das Gebäude sowie 

296.000 € für das Gelände bereit. Die Restsumme 

finanzierte die Gemeinde Wandlitz aus Eigenmitteln.  

 

Seit 2009 wird mit Hilfe von ELER-Mitteln die lan-

desweite Erstellung von Schutz- und Bewirtschaf-

tungsplänen und Datenerhebung in Großschutz-

gebieten zur Erhaltung des natürlichen Erbes ge-

fördert. Die Pläne bilden eine wichtige Grundlage für 

das Management von NATURA 2000-Gebieten und 

damit den Erhalt und die Verbesserung des natürli-

chen Erbes.  

 

Der NaturSchutzFonds Brandenburg hat dabei eine 

zentrale Rolle bei der Initiierung, Koordinierung und 

Erstellung der Schutz- und Bewirtschaftungspläne au-

ßerhalb von Großschutzgebieten übernommen. Mit 

Unterstützung durch Gutachter wurden Management-

pläne für insgesamt rund 150 NATURA 2000-Gebiete 

mit einer Fläche von rund 68.000 ha erarbeitet. Die 

erforderlichen Datenerhebungen für die Erstellung der 

Pläne innerhalb der Großschutzgebiete – dazu zählen 

der Nationalpark Unteres Odertal, zwei Biosphärenre-

servate und fünf Naturparks – führt die Naturschutz-

wacht Brandenburg durch.  

 

Ein besonderer Schwerpunkt im Rahmen der Planer-

stellung liegt auf der proaktiven Öffentlichkeitsarbeit 

und der Moderation von Landnutzungskonflikten. Da-

zu wurden u. a. regionale Arbeitsgruppen eingerichtet. 

Das Ziel ist eine lokal abgestimmte und akzeptierte 

Angebotsplanung, die vorhandene Nutzungen be-

rücksichtig und umsetzungsorientierte Zielvorgaben 

und Maßnahmenvorschläge für alle betroffenen Ak-

teure in den Gebieten enthält. Bereits während der 

Planungsprozesse konnten erste praktische Natur-

schutzmaßnahmen umgesetzt werden, darunter Of-

fenlandpflege durch Mahd, Beweidung oder Gehölz-

beseitigung, aber auch angepasste Land- und Ge-

wässernutzung.  

 

Für die Erarbeitung der NATURA 2000-Manage-

mentpläne und die Datenerhebung in den Groß-

schutzgebieten wurden insgesamt 8,5 € bewilligt. 

5,8 € werden aus ELER-Mitteln und 2,6 € durch das 

Land finanziert.  
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Ausbildung und Information 

EU-Maßnahme-Code 331: Berufsbildungs- und Informationsmaßnahmen für die Wirtschaftsakteure in den unter Schwerpunkt 3 

fallenden Bereichen (ELER-Verordnung Art. 52 c  i.V.m. Art. 58) 

Ziel der Förderung im Rahmen des EU-Codes 331 ist 

es, die Akteure in den ländlichen Regionen Branden-

burgs bei der Etablierung neuer Beschäftigungs- und 

Einkommensmöglichkeiten zu unterstützen. Gefördert 

werden Einrichtungen und Organisationen mit nach-

weislicher Kompetenz für berufliche Weiterbildung 

und Informationsmaßnahmen. Diese Bildungsträger 

können Fördermittel zur Durchführung von Schulun-

gen, Kursen und Exkursionen erhalten, die sich vor 

allem an Wirtschaftsakteure, Existenzgründer und 

junge Menschen wenden und z. B. erforderliche Fer-

tigkeiten zur Diversifizierung der ländlichen Wirtschaft 

oder zur Nutzung moderner Informations- und Kom-

munikationstechnologien vermitteln sollen. Darüber 

hinaus werden Ausbildungen für Natur- und Land-

schaftsführer und weitere Maßnahmen zur Verbesse-

rung der Akzeptanz von Natur- und Umweltschutz-

zielen unterstützt. Die Umsetzung erfolgt auf Basis 

der im Juli und Dezember 2012 geänderten sowie im 

Dezember 2013 bis Ende 2015 verlängerten Richtli-

nie über die Gewährung von Zuwendungen für die 

Förderung der integrierten ländlichen Entwicklung 

(ILE) und LEADER.  

 

Das für die Maßnahme eingeplante Budget an öffent-

lichen Mitteln umfasst rund 4,6 Mio. €. Im gesamten 

Programmzeitraum sollen damit 150 Schulungen un-

terstützt werden. 950 der angestrebten 1.000 teilneh-

menden Wirtschaftsakteure sollen die jeweilige Schu-

lung erfolgreich beenden.  

 

Im Berichtsjahr erfolgten Zahlungen öffentlicher Mittel 

in Höhe von rund 0,7 Mio. € (davon knapp 0,6 Mio. € 

EU-Mittel) für 56 Personen, die an 23 Schulungsta-

gen teilnahmen. Bewilligungen wurden 2013 nicht 

mehr ausgesprochen. 

 

Seit Anlaufen der Maßnahme – erste Zahlungen wa-

ren 2010 erfolgt – hat sich die Summe getätigten Aus-

gaben bis Ende 2013 damit auf rund 1,7 Mio. € (da-

von 1,3 Mio. € EU-Mittel) erhöht. Das entspricht etwa 

38 % des veranschlagten Budgets. Gefördert wurden 

mit diesen Mitteln insgesamt 1.137 Personen in 268 

Schulungstagen. Dabei bildeten sich 167 Teilneh-

mende in 163 Schulungstagen zum Thema „Erhal-

tung und Verbesserung von Landschaft und Umwelt“ 

fort, 127 nahmen an insgesamt 37 Schulungstagen 

zum Thema „Betriebsführung, Verwaltung, Vermark-

tung“ teil. Die übrigen 843 Personen wurden in 68 

Schulungstagen zu sonstigen Themen gefördert (sie-

he Grafik). Der Frauenanteil liegt bei etwa 60 %. Etwa 

ein Drittel bzw. 375 der Absolventen sind Akteure aus 

Kleinstunternehmen, 244 arbeiten in öffentlichen 

Einrichtungen und 194 in Einrichtungen ohne Er-

werbszweck. 138 haben eine Beschäftigung in ein-

zelnen landwirtschaftlichen Betrieben und 306 sind 

sonstige Selbständige.  

 

Obwohl das definierte Ziel hinsichtlich der Teilneh-

merzahl erreicht bzw. überschritten ist, bleibt der 

Mittelabfluss mit einer Budgetausschöpfung von bis-

her 38 % weit hinter den Planungen zurück. Das liegt 

u. a. daran, dass statt mehrtägiger Schulungen für 

Wirtschaftsakteure vielmehr kleinere Bildungsmaß-

nahmen gefördert wurden. Zudem ist die zögerliche 

Inanspruchnahme des Förderangebotes auf die er-

forderliche Vorfinanzierung zurückzuführen, die für 

potenzielle Zuwendungsempfänger mit oftmals gerin-

ger Eigenkapitaldecke schwierig aufzubringen ist. Ein 

weiteres Hemmnis stellt der mit der Antragstellung 

verbundene hohe Aufwand dar.  

 

Im Rahmen der Fachaufsicht fand im Berichtsjahr 

eine Fachexkursion zur exemplarischen Vorführung 

einer Maßnahme zur Akzeptanzsteigerung für Natura 

2000 am 03.06.2013 statt.  

 

Auf die Einstellung des Antragsverfahrens im Jahr 

2013 wurde durch Veröffentlichung im Internet hinge-

wiesen.  
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Schwerpunkt 4: 
LEADER 

Mit dem Schwerpunkt 4 LEADER wird die fachüber-

greifende Mobilisierung der endogenen Entwick-

lungspotenziale in den ländlichen Regionen ange-

strebt. Lokale Kenntnisse und Stärken sollen in Form 

von integrierten Entwicklungsstrategien herausgear-

beitet und in innovative und kooperative Projekte um-

gesetzt werden.  

 

Das Schwerpunktbudget umfasst 66 Mio. € öffentli-

che Mittel (davon 53 Mio. € bzw. 80 % EU-Mittel), die 

zur Umsetzung der Ziele der Schwerpunkte 1 und 2 

und insbesondere des Schwerpunkts 3 beitragen 

sollen (im Zuge der siebten EPLR-Änderungsan-

trages 2013 wurde eine Aufstockung des Schwer-

punktbudgets bzw. des EU-Codes 413 um rund 

9,5 Mio. € öffentliche Mittel beantragt, die durch 

Umschichtungen aus den EU-Codes 125 und 323 

realisiert wird). Große Teile des Budgets (70 %) sind 

für entsprechende Projekte bzw. für die EU-Codes 

411, 412 und v. a. 413 vorgesehen. Die restlichen 

Mittel entfallen auf laufende Kosten der Lokalen 

Aktionsgruppen (EU-Code 431) und Kooperations-

projekte (EU-Code 421) (siehe Tortengrafik).  

 

Im Rahmen eines landesweiten Wettbewerbs waren 

Ende des Jahres 2007 14 Lokale Aktionsgruppen 

(LAG) in Brandenburg ausgewählt worden (siehe Ta-

belle). Seitdem arbeiten diese an der Umsetzung 

ihrer jeweiligen gebietsbezogenen Lokalen Entwick-

lungsstrategie (GLES), Projekte werden initiiert und 

durchgeführt. Die Lokalen Aktionsgruppen bestim-

men selbst durch ein Votum über die Förderwürdig-

keit, welche Projekte umgesetzt werden sollen. Dabei 

kommt die im Juli und Dezember 2012 geänderte 

und im Dezember 2013 bis Ende 2015 verlängerte 

Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen für 

die Förderung der integrierten ländlichen Entwicklung 

(ILE) und LEADER zur Anwendung.  

 

Bereits im Oktober 2011 war für jede LAG ein finan-

zieller Orientierungsrahmen eingeführt worden. Der 

Verfügungsrahmen wurde bis zum Ende der Förder-

periode gesetzt, um eine optimale Mittelauslastung 

zu erreichen.  

 

Unterstützt durch ein Regionalmanagement begleiten 

und steuern die Lokalen Aktionsgruppen den Ent-

wicklungsprozess in den jeweiligen Regionen. Sie 

sind Anlaufstelle für Projektideen, vernetzen die ver-

schiedenen Akteure und vertreten dabei die beste-

Lokale Aktionsgruppe (LAG) 
Fläche 

[km²] 

Einwohner-

zahl 

Bevölkerungs-

dichte [EW/km²] 

Anzahl der 

Mitglieder 

Spreewald-Plus 2.759   98.500 35,7 145 

Havelland 1.606   74.205 46,2   32 

Spree-Neiße-Land 1.217   56.885 46,7   93 

Storchenland Prignitz 2.123   88.000 41,5   64 

Elbe-Elster - Die Region mit dem guten Klima 1.962   89.350 45,5 126 

Uckermark 2.770   76.924 27,8     8 

Obere Havel 1.581   79.244 50,1   15 

Fläming-Havel 2.449 117.507 48,0   60 

Barnim - Zukunft durch Vielfalt und Kooperation 1.200   52.000 43,3   15 

Oderland 2.705 106.820 39,5   82 

Rund um die Fläming-Skate 1.923   99.639 51,8   90 

Energieregion im Lausitzer Seenland 648 31.506 48,6 60 

Märkische Seen 1.364 68.150 50,0 120 

Ostprignitz-Ruppin 2.509 71.757 28,6 128 

Maßn. 421  10% 

55%  Maßn. 413    

5%  Maßn. 412

10%  Maßn. 411    

20%  Maßn. 431  

Schwerpunkt 4

Budgetverteilung der öffentlichen Mittel
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henden lokalen Interessengruppierungen aus den 

unterschiedlichen sozioökonomischen Sektoren ihrer 

Region ausgewogen. 

 

Der Mittelabfluss im Schwerpunkt 4 verläuft plan-

mäßig, das vorgesehene Budget ist vollständig ge-

bunden. Verausgabt wurden bisher insgesamt rund 

48,2 Mio. € öffentliche Mittel und damit 73 % des 

vorgesehenen Schwerpunktbudgets. Allein im Jahr 

2013 erfolgten Zahlungen in Höhe von 13,4 Mio. € 

und damit 1,8 Mio. € mehr als im Vorjahr. Eingesetzt 

wurden diese Mittel zur Förderung der Regionalma-

nagements (EU-Code 431), für innovative LEADER-

Projekte zur Durchführung der lokalen Entwicklungs-

strategien (EU-Code 41-) sowie für Kooperationspro-

jekte (EU-Code 421) (siehe unten).  

 

Die Umsetzung der Schwerpunkte 3 und 4 in den 

Lokalen Aktionsgruppen wird durch eine aktive  

Öffentlichkeitsarbeit auf Landesebene begleitet:  

 

Seit 2008 unterstützt die LEADER-Vernetzungsstelle 

„Forum Ländlicher Raum – Netzwerk Branden-

burg“ die Lokalen Aktionsgruppen in ihren Entwick-

lungs- und Umsetzungsprozessen und bietet eine 

Plattform für Austausch und Vernetzung. Auch im 

Berichtsjahr hat das Forum regelmäßig Veranstal-

tungen zu verschiedenen Themen organisiert, die 

sich insbesondere an Regionalmanager, LAG-Vor-

sitzende und Landkreismitarbeiter wenden (siehe 

Kastendarstellung zum Code 421 sowie Kapitel 5).  

 

Darüber hinaus wurden regelmäßige Regionalma-

nagertreffen zu aktuellen Themen, insbesondere im 

Hinblick auf die Vorbereitung der neuen Förderperio-

de, durchgeführt. 

 

Am 14.11.2014 fand im Ministerium für Infrastruktur 

und Landwirtschaft (MIL) die Auftaktveranstaltung 

zum LEADER-Wettbewerb 2014 - 2020 statt.  

 

 

Umsetzung der lokalen Entwicklungs-
strategien 

EU-Maßnahme-Code 411, 412, 413: (ELER-Verordnung 
Art. 63 a i.V.m. Art. 64) 

Der weitaus größte Anteil der Fördermittel im 

Schwerpunkt 4 ist mit 46,1 Mio. € für die Umsetzung 

von LEADER-Projekten eingeplant, die den Zielen 

der Schwerpunkte 1, 2 und 3 der ELER-Verordnung 

entsprechen. Davon nimmt allein die Untermaßnah-

me „Lebensqualität und Diversifizierung“ (EU-Code 

413) 36,1 Mio. € in Anspruch. Hier sollen 660 Projek-

te durch die Lokalen Aktionsgruppen initiiert und be-

gleitet werden (die oben beschriebene Aufstockung 

des Mittelansatzes im Zuge des siebten Änderungs-

antrages betrifft ausschließlich diesen Maßnahmen-

bereich, damit verbunden ist auch eine Erhöhung des 

Zielwertes auf 750 Projekte). Für die Umsetzung von 

angestrebten 120 Projekten aus Schwerpunkt 1 (EU-

Code 411) sind rund 6,6 Mio. € vorgesehen, für ge-

plante 60 Vorhaben im Schwerpunkt 2 (EU-Code 

412) wurden 3,3 Mio. € veranschlagt.  

 

Im Jahr 2013 lagen die Zahlungen für Projekte zur 

Umsetzung der lokalen Entwicklungsstrategien (EU-

Codes 411-413) mit knapp 10,6 Mio. € öffentlichen 

Mitteln (8,5 Mio. € EU-Mittel) etwa 1,3 Mio. € über 

der im Vorjahr verausgabten Summe. Gefördert wur-

den 49 Vorhaben im Themenbereich des Schwer-

punktes 3 (EU-Code 413), 4 Projekte zur Umsetzung 

des Schwerpunktes 1 (EU-Code 411) und 3 Projekte 

im Schwerpunkt 2 (EU-Code 412). 

 

Die Gesamtausgaben für LEADER-Projekte seit Be-

ginn der Förderperiode belaufen sich damit auf rund 

35,4 Mio. €. In 120 Fällen wurden die Mittel juristi-

schen Personen und in 41 Fällen einer öffentlichen 

Einrichtung zur Verfügung gestellt, in 42 Fällen er-

hielten Einzelpersonen (davon 19 Frauen) und im 

Falle eines Projektes eine Lokale Aktionsgruppe die 

Fördermittel. Der überwiegende Teil der Ausgaben 

(94 %) floss mit 33,3 Mio. € in 182 Projekte der inte-

grierten ländlichen Entwicklung (EU-Code 413). 

1,8 Mio. € wurden für 28 Projekte zur Förderung der 

Wettbewerbsfähigkeit (EU-Code 411) und 0,3 Mio. € 

für 5 Projekte im Bereich Umweltschutz/ Landbewirt-

schaftung (EU-Code 412) gezahlt (siehe Grafik). 
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Maßnahmen zur Durchführung  
von Projekten der Zusammenarbeit 

EU-Maßnahme-Code 421 (ELER-Verordnung Art. 63 b 
i.V.m. Art. 65) 

Die Maßnahmen zur Durchführung von Projekten der 

Zusammenarbeit (EU-Code 421) sind mit rund 

6,6 Mio. € ausgestattet. Damit sollen 50 nationale 

und 25 transnationale Kooperationen unterstützt wer-

den.  

 

Bis Ende 2013 wurden mit öffentlichen Mitteln in 

Höhe von rund 2,8 Mio. € insgesamt 36 Kooperati-

onsprojekte realisiert, davon 28 gebietsübergreifend 

und 6 länderübergreifend. Inhaltlich ist die überwie-

gende Zahl (34) der Kooperationsprojekte dem 

Schwerpunkt 3 zugeordnet, die übrigen 2 Projekte 

sind im Themenbereich des Schwerpunkts 1 ange-

siedelt. Etwa 0,8 Mio. € (davon knapp 0,7 Mio. € EU-

Mittel) entfielen auf ein im Berichtsjahr gefördertes 

Projekt. An den bisher durchgeführten Kooperations-

projekten waren insgesamt 27 LAGen beteiligt (Ein 

Beispiel für ein über EU-Code 421 gefördertes Ko-

operationsprojekt ist nachfolgend dargestellt). 

Betreiben der lokalen Aktionsgruppe so-
wie Kompetenzentwicklung und Sensibi-
lisierung in dem betreffenden Gebiet  

EU-Maßnahme-Code 431 (ELER-Verordnung Art. 63 c) 

Zum Betreiben der Lokalen Aktionsgruppen sowie 

zur Kompetenzentwicklung und Sensibilisierung (EU-

Code 431) stehen knapp 13,2 Mio. € zur Verfügung. 

 

Seit Programmbeginn erfolgten für insgesamt 119 

Fördermaßnahmen Auszahlungen in Höhe von 

knapp 10,0 Mio. €. Allein im Jahr 2013 wurden 23 

Vorhaben mit etwa 2,0 Mio. € (1,6 Mio. € EU-Mittel) 

unterstützt. Ein Großteil der bisher verausgabten 

Mittel (rund 6,6 Mio. €) entfällt auf 52 Maßnahmen 

zur Bereitstellung von Informationen über das Gebiet 

und die lokale Entwicklungsstrategie. Außerdem wur-

den 44 Studien über die betreffenden Gebiete mit 

knapp 2,0 Mio. € gefördert. Die restlichen Mittel wur-

den für 5 Werbeveranstaltungen, 2 Schulungen der 

an der Vorbereitung und Umsetzung einer lokalen 

Entwicklungsstrategie Beteiligten sowie 16 sonstige 

Maßnahmen verwendet.  
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3 FINANZIELLE ABWICKLUNG 

Finanzielle Abwicklung des Programms, ELER-Verordnung Art. 82 (2) c) 

In Brandenburg und Berlin wurden im Jahr 2013 rund 

212,3 Mio. € öffentliche Mittel (davon 165,7 Mio. € 

EU-Mittel) sowie knapp 7,7 Mio. € Top-ups an die Be-

günstigten ausgezahlt. Seit Programmbeginn belau-

fen sich die Ausgaben auf rund 1,16 Mrd. € EU- und 

Kofinanzierungsmittel zuzüglich 38,9 Mio. € Top-ups 

und damit auf insgesamt 1,20 Mrd. €. Das entspricht 

etwa 79 % des zur Verfügung stehenden Budgets. 

 

Der größte Teil der bisher verausgabten Mittel (36 %) 

ist mit etwa 428,7 Mio. € (inkl. 36,5 Mio. € Top-ups) 

im Schwerpunkt 1 geflossen. Etwa 40 % dieser Zah-

lungen wurden für die Maßnahme 126 verwendet. Auf 

Maßnahmen im Schwerpunkt 2 entfielen rund 

395,5 Mio. € und damit etwa 33 % der Gesamtzah-

lungen. Allein 255,1 Mio. € wurden für Agrarumwelt-

maßnahmen (EU-Code 214) eingesetzt (davon 

52 Mio. € noch für Altverpflichtungen). Im Schwer-

punkt 3 erfolgten bis Ende 2013 Auszahlungen in 

Höhe von 317,7 Mio. € (inkl. 1,2 Mio. € Top-ups). Den 

größten Anteil hat hier die Maßnahme 321 mit 34 %. 

Die bisherigen Ausgaben im Schwerpunkt 4 sum-

mieren sich auf rund 48,2 Mio. €, davon flossen 69 % 

in die Maßnahme 413 (siehe Grafik unten). 

 

In den Tabellen auf den folgenden Seiten ist gemäß 

der ELER-Durchführungsverordnung Anhang VII die 

finanzielle Abwicklung des Programms zusammenge-

fasst. Die Zahlungen setzen sich aus den Mitteln des 

ELER, den nationalen Mitteln (Bund, Land, Kommu-

ne) zur Kofinanzierung (inkl. der zusätzlichen Health 

Check-Mittel für die Jahre 2010 - 2013) sowie Top-

ups zusammen. Werden für eine Maßnahme Top-ups 

eingesetzt, sind die Nettobeträge (ohne Top-ups) in 

einer separaten Zeile angegeben.  

 

Für das Nichtkonvergenzgebiet (Berlin) und für das 

Konvergenzziel (Brandenburg) wurde jeweils eine 

eigene Tabelle erstellt. Daran anschließend steht eine 

konsolidierte Tabelle, in der die Zahlungen für das 

gesamte Programmgebiet summiert sind. 

 

Für jeden Schwerpunkt und jede Maßnahme ist die 

Höhe der an die Begünstigten gewährten Zahlungen 

im Kalenderjahr 2013 angegeben. Die Tabelle enthält 

außerdem die kumulierten Ausgaben bis 2013, die 

vorgesehenen Zahlungen für die gesamte Förder-

periode 2007 - 2013 (entsprechend der im März 2013 

genehmigten Programmfassung nach der sechsten 

Änderung vom 16.10.2012) sowie den prozentualen 

Anteil der seit Programmbeginn bereits verausgabten 

Mittel. Auszahlungen für Übergangsmaßnahmen ge-

mäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/2006 sind in 

eigenen Zeilen aufgeführt.  

 

Die finanzielle Abwicklung der für die neuen Heraus-

forderungen zur Verfügung stehenden Health Check-

Mittel ist im Kapitel 3 A dargestellt. 
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Konvergenzgebiet Brandenburg  

Schwerpunkte / Maßnahmen  
jährliche  

Zahlungen  
2013 

kumulierte 
Zahlungen  
2007 - 2013 

vorgesehene 
Zahlungen  
2007 - 2013 

Zahlungen  
bis 

2013 

 (€) (€) (€) (%) 

 Schwerpunkt 1      

111 Berufsbildungs- und Informationsmaß-
nahmen 

1.201.075 6.293.607 9.853.587  64%  

  davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 

gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/2006 

    

121 Modernisierung landwirtschaftlicher 

Betriebe 

19.093.942 115.064.730 155.813.504  74%  

  davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/2006 

    

123 Erhöhung der Wertschöpfung bei land- 
und forstwirtschaftlichen Erzeugnissen 

0 6.827.421 6.881.837  99%  

  davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 

gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/2006 

    

124 Zusammenarbeit bei der Entwicklung 
neuer Produkte, Verfahren und Techno-
logien in der Land- und Ernährungswirt-

schaft sowie im Forstsektor 97.586 900.805 2.237.253  40%  

  davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 

gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/2006 

    

125 Infrastruktur im Zusammenhang mit der 
Entwicklung und Anpassung der Land-
wirtschaft und der Forstwirtschaft 20.126.789 129.168.188 197.687.987  65%  

  davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/2006 

    

 ohne Ausgaben für zusätzliche nationale 
Beihilfen gemäß Art. 89 der VO (EG) Nr. 

1698/2005 (Top-ups) / Nettobetrag 18.991.841 121.915.278 182.287.987 67%  

126 Wiederaufbau von durch Naturkatastro-

phen geschädigtem landwirtschaftlichen 
Produktionspotenzial sowie geeignete 
vorbeugende Aktionen 27.602.750 170.373.819 182.688.653  93%  

  davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/2006 

    

 ohne Ausgaben für zusätzliche nationale 

Beihilfen gemäß Art. 89 der VO (EG) Nr. 
1698/2005 (Top-ups) / Nettobetrag 21.559.265 141.084.172 161.373.653 87%  

 Schwerpunkt 1 Summe  
68.122.142 428.628.569 555.162.821  77%  

  davon Ausgaben für Übergangsmaßnah-

men gemäß der Verordnung (EG) Nr. 
1320/2006   0   

 ohne Ausgaben für zusätzliche nationale 

Beihilfen gemäß Art. 89 der VO (EG) Nr. 
1698/2005 (Top-ups) / Nettobetrag 60.943.710 392.086.011 518.447.821 76%  
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Schwerpunkte / Maßnahmen  

jährliche  

Zahlungen  
2013 

kumulierte 

Zahlungen  
2007 - 2013 

vorgesehene 

Zahlungen  
2007 - 2013 

Zahlungen  

bis 
2013 

 (€) (€) (€) (%) 

 Schwerpunkt 2         

212 Zahlungen zugunsten von Landwirten in 
benachteiligten Gebieten, die nicht Berg-
gebiete sind 18.488.192 96.564.147 98.484.985  98%  

  davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/2006 

    

213 Zahlungen im Rahmen von Natura 2000 

und Zahlungen im Zusammenhang mit 
der Richtlinie 2000/60/EG 3.237.320 24.410.136 28.222.500  86 %  

  davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/2006 

    

214 Zahlungen für Agrarumweltmaßnahmen 

35.399.603 254.674.801 283.960.557  90%  

  davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/2006 

-4.462 51.717.387 70.230.000  74%  

226 Wiederaufbau des forstwirtschaftlichen 

Potenzials und Einführung vorbeugender 
Aktionen 1.496.893 11.162.848 17.250.000  65%  

   davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/2006 

    

227 Nichtproduktive Investitionen 

3.756.997 7.879.364 17.750.000  44%  

  davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 

gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/2006 

    

 Schwerpunkt 2 Summe  
62.379.005 394.691.295 445.668.042  89%  

  davon Ausgaben für Übergangsmaßnah-

men gemäß der Verordnung (EG) Nr. 
1320/2006 -4.462 51.717.387 70.230.000  72%  
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Schwerpunkte / Maßnahmen  

jährliche  

Zahlungen  
2013 

kumulierte 

Zahlungen  
2007 - 2013 

vorgesehene 

Zahlungen  
2007 - 2013 

Zahlungen  

bis 
2013 

 (€) (€) (€) (%) 

 Schwerpunkt 3         

311 Diversifizierung hin zu nichtlandwirt-
schaftlichen Tätigkeiten 

481.960 5.625.573 9.241.520  61%  

  davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/2006 

    

312 Unternehmensgründung und  
-entwicklung 

2.271.050 11.814.831 18.465.653  64%  

  davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 

gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/2006 

    

313 Förderung des Fremdenverkehrs 

15.789.660 73.599.702 105.734.876  70%  

  davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/2006 

      

321 Dienstleistungseinrichtungen zur Grund-

versorgung für die ländliche Wirtschaft 
und Bevölkerung 19.691.100 107.591.604 122.598.457  88%  

  davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 

gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/2006 

    

322 Dorferneuerung und -entwicklung 

11.966.973 50.288.727 67.807.532 74%  

  davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/2006 

      

323 Erhaltung und Verbesserung des ländli-
chen Erbes 

21.761.423 66.738.840 92.575.000  72%  

  davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/2006 

    

 ohne Ausgaben für zusätzliche nationale 
Beihilfen gemäß Art. 89 der VO (EG) Nr. 

1698/2005 (Top-ups) / Nettobetrag 
21.550.123 65.583.709 90.000.000 73% 

331 Ausbildung und Information  

748.992 1.748.082 4.629.453  38%  

  davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/2006 

    

 Schwerpunkt 3 Summe  
72.711.157 317.407.358 421.052.491  75%  

  davon Ausgaben für Übergangsmaßnah-
men gemäß der Verordnung (EG) Nr. 
1320/2006   0   

 ohne Ausgaben für zusätzliche nationale 
Beihilfen gemäß Art. 89 der VO (EG) Nr. 
1698/2005 (Top-ups) / Nettobetrag 72.499.857 316.252.227 416.654.491 76% 
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Schwerpunkte / Maßnahmen  

jährliche  

Zahlungen  
2013 

kumulierte 

Zahlungen  
2007 - 2013 

vorgesehene 

Zahlungen  
2007 - 2013 

Zahlungen  

bis 
2013 

 (€) (€) (€) (%) 

 Schwerpunkt 4      

41 Umsetzung der lokalen Entwicklungs-
strategien für 

10.592.878 35.427.983 46.102.309 77%  

  411 - Wettbewerbsfähigkeit 

557.761 1.786.245 6.615.216 27%  

  davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 

gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/2006 
      

  412 - Umweltschutz/ Landbewirtschaf-
tung 

131.813 309.041 3.341.473 9%  

  davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 

gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/2006 
    

  413 - Lebensqualität/ Diversifizierung 

9.903.305 33.332.696 36.145.620 92%  

  davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/2006 

      

421 Durchführung von Projekten der Zusam-

menarbeit 
813.383 2.817.286 6.615.216   43%  

  davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 

gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/2006 
      

431 Betreiben der lokalen Aktionsgruppe 
sowie Kompetenzentwicklung und Sen-

sibilisierung in dem betreffenden Gebiet 
gemäß Artikel 59 1.991.531 9.999.651 13.177.530  76%  

  davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/2006 

    

 Schwerpunkt 4 Summe  
13.397.793 48.244.920 65.895.055  73%  

  

davon Ausgaben für Übergangsmaßnah-
men gemäß der Verordnung (EG) Nr. 
1320/2006   0    

         

511 Technische Hilfe 
2.830.042 12.518.633 24.082.080  52%  

 
ohne Ausgaben für zusätzliche nationale 

Beihilfen gemäß Art. 89 der VO (EG) Nr. 
1698/2005 (Top-ups) / Nettobetrag 2.540.460 11.336.344 20.719.080 55%  

         

 Gesamtsumme Konvergenzgebiet 
219.440.139 1.201.490.775 

 
1.511.860.489 79%  

  davon Ausgaben für Übergangsmaßnah-
men gemäß der Verordnung (EG) Nr. 
1320/2006 -4.462 51.717.387 70.230.000  74%  

 ohne Ausgaben für zusätzliche nationale 
Beihilfen gemäß Art. 89 der VO (EG) Nr. 
1698/2005 (Top-ups) / Nettobetrag 211.760.825 1.162.610.798 1.467.384.489 79%  
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Nichtkonvergenzgebiet Berlin 

Schwerpunkte / Maßnahmen  
jährliche  

Zahlungen  
2013 

kumulierte 
Zahlungen  
2007 - 2013 

vorgesehene 
Zahlungen  
2007 - 2013 

Zahlungen  
bis 

2013 

 (€) (€) (€) (%) 

 Schwerpunkt 1      

121 Modernisierung landwirtschaftlicher 
Betriebe 56.459 80.349 80.022  71%  

  davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/2006     

 Schwerpunkt 1 Summe  56.459 80.349 80.022  71%  

  davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 

gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/2006     
      

 Schwerpunkt 2   
 

  

212 Zahlungen zugunsten von Landwirten in 

benachteiligten Gebieten, die nicht Berg-
gebiete sind 57.721 274.652 175.000  157%  

  davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/2006     

213 Zahlungen im Rahmen von Natura 2000 

und Zahlungen im Zusammenhang mit 
der Richtlinie 2000/60/EG 20.111 107.177 89.816  119%  

  davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/2006     

214 Zahlungen für Agrarumweltmaßnahmen 
99.468 466.146 336.683  138%  

  davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 

gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/2006 0 19.995 68.269  29% 

 Schwerpunkt 2 Summe  177.299 847.916 601.499  141%  

  davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 

gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/2006 0 19.995 68.269  29%  
  

    

 Schwerpunkt 3  
    

313 Förderung des Fremdenverkehrs 
0 0 680.020  0%  

 davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/2006     

322 Dorferneuerung und -entwicklung 0 0 2.280.000  0%  

 davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/2006     

323 Erhaltung und Verbesserung des  

ländlichen Erbes 278.989 278.989 279.098 100%  

 davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 

gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/200     

 ohne Ausgaben für zusätzliche nationale 
Beihilfen gemäß Art. 89 der VO (EG) Nr. 
1698/2005 (Top-ups) / Nettobetrag 278.989 278.989 279.098 100%  

 Schwerpunkt 3 Summe  278.989 278.989 3.239.118 9%  

 davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 

gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/200   0  

 ohne Ausgaben für zusätzliche nationale 

Beihilfen gemäß Art. 89 der VO (EG) Nr. 
1698/2005 (Top-ups) / Nettobetrag 278.989 278.989 3.239.118 9% 

  

    

 Gesamtsumme Nichtkonvergenzgebiet 512.747 1.207.253 3.920.639  31%  

  
davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/2006 0 19.995 68.269  29% 

 

ohne Ausgaben für zusätzliche nationale 
Beihilfen gemäß Art. 89 der VO (EG) Nr. 
1698/2005 (Top-ups) / Nettobetrag 512.793 1.207.299 3.920.639 31%  
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Konsolidiert 

Schwerpunkte / Maßnahmen  
jährliche  

Zahlungen  
2013 

kumulierte 
Zahlungen  
2007 - 2013 

vorgesehene 
Zahlungen  
2007 - 2013 

Zahlungen  
bis 

2013 

 (€) (€) (€) (%) 

 Schwerpunkt 1      

111 Berufsbildungs- und Informationsmaß-
nahmen 

1.201.075 6.293.607 9.853.587  64%  

  davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 

gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/2006 

    

121 Modernisierung landwirtschaftlicher 

Betriebe 

19.150.401 115.145.079 155.893.526  74%  

  davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/2006 

    

123 Erhöhung der Wertschöpfung bei land- 
und forstwirtschaftlichen Erzeugnissen 

0 6.827.421 6.881.837  99%  

  davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 

gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/2006 

    

124 Zusammenarbeit bei der Entwicklung 
neuer Produkte, Verfahren und Techno-
logien in der Land- und Ernährungs-

wirtschaft sowie im Forstsektor 97.586 900.805 2.237.253  40%  

  davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 

gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/2006 

    

125 Infrastruktur im Zusammenhang mit der 
Entwicklung und Anpassung der Land-
wirtschaft und der Forstwirtschaft 20.126.789 129.168.188 197.687.987  65%  

  davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/2006 

    

 ohne Ausgaben für zusätzliche nationale 
Beihilfen gemäß Art. 89 der VO (EG) Nr. 

1698/2005 (Top-ups) / Nettobetrag 18.991.841 121.915.278 182.287.987 67%  

126 Wiederaufbau von durch Natur-

katastrophen geschädigtem land-
wirtschaftlichen Produktionspotenzial 
sowie geeignete vorbeugende Aktionen 

27.602.750 170.373.819 182.688.653  93%  

  davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/2006 

    

 ohne Ausgaben für zusätzliche nationale 

Beihilfen gemäß Art. 89 der VO (EG) Nr. 
1698/2005 (Top-ups) / Nettobetrag 21.559.265 141.084.172 161.373.653 87%  

 Schwerpunkt 1 Summe  
68.178.601 428.708.918 555.242.843  77%  

  davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/2006 

    

 ohne Ausgaben für zusätzliche nationale 
Beihilfen gemäß Art. 89 der VO (EG) Nr. 

1698/2005 (Top-ups) / Nettobetrag 61.000.205 392.166.396 518.527.843 76%  
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Schwerpunkte / Maßnahmen  

jährliche  

Zahlungen  
2013 

kumulierte 

Zahlungen  
2007 - 2013 

vorgesehene 

Zahlungen  
2007 - 2013 

Zahlungen  

bis 
2013 

 (€) (€) (€) (%) 

 Schwerpunkt 2         

212 Zahlungen zugunsten von Landwirten in 
benachteiligten Gebieten, die nicht Berg-
gebiete sind 18.545.913 96.838.799 98.659.985  98%  

  davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/2006 

    

213 Zahlungen im Rahmen von Natura 2000 

und Zahlungen im Zusammenhang mit 
der Richtlinie 2000/60/EG 3.257.431 24.517.253 28.312.316  87%  

  davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/2006 

    

214 Zahlungen für Agrarumweltmaßnahmen 

35.499.071 255.140.947 284.297.240  90%  

  davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/2006 

-4.462 51.737.382 70.298.269  74%  

226 Wiederaufbau des forstwirtschaftlichen 

Potenzials und Einführung vorbeugender 
Aktionen 1.496.893 11.162.848 17.250.000  65%  

  davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/2006 

    

227 Nichtproduktive Investitionen 

3.756.997 7.879.364 17.750.000  44%  

  davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 

gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/2006 

    

 Schwerpunkt 2 Summe  

62.556.304 395.539.211 446.269.541  89%  

  davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/2006 

-4.462 51.737.382 70.298.269  74%  
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Schwerpunkte / Maßnahmen  

jährliche  

Zahlungen  
2013 

kumulierte 

Zahlungen  
2007 - 2013 

vorgesehene 

Zahlungen  
2007 - 2013 

Zahlungen  

bis 
2013 

 (€) (€) (€) (%) 

 Schwerpunkt 3         

311 Diversifizierung hin zu nichtlandwirt-
schaftlichen Tätigkeiten 

481.960 5.625.573 9.241.520  61%  

  davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/2006 

    

312 Unternehmensgründung und  
-entwicklung 

2.271.050 11.814.831 18.465.653  64%  

  davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 

gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/2006 
    

313 Förderung des Fremdenverkehrs 

15.789.660 73.599.702 106.414.896  69%  

  davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/2006 

      

321 Dienstleistungseinrichtungen zur Grund-
versorgung für die ländliche Wirtschaft 
und Bevölkerung 19.691.100 107.591.604 122.598.457  88%  

  davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/2006 

    

322 Dorferneuerung und -entwicklung 

11.966.973 50.288.727 70.087.532 72%  

  davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/2006 

      

323 Erhaltung und Verbesserung des ländli-
chen Erbes 

22.040.412 67.017.828 92.854.098 72%  

  davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/2006 

    

 ohne Ausgaben für zusätzliche nationale 
Beihilfen gemäß Art. 89 der VO (EG) Nr. 
1698/2005 (Top-ups) / Nettobetrag 21.829.112 65.862.698 90.279.098 73% 

331 Ausbildung und Information  

748.992 1.748.082 4.629.453  38%  

  davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 

gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/2006 
    

 Schwerpunkt 3 Summe  

72.990.146 317.686.347 424.291.609   75%  

  davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/2006 

    

 ohne Ausgaben für zusätzliche nationale 
Beihilfen gemäß Art. 89 der VO (EG) Nr. 

1698/2005 (Top-ups) / Nettobetrag 72.778.846 316.531.216  419.893.609  75 %  
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Schwerpunkte / Maßnahmen  

jährliche  

Zahlungen  
2013 

kumulierte 

Zahlungen  
2007 - 2013 

vorgesehene 

Zahlungen  
2007 - 2013 

Zahlungen  

bis 
2013 

 (€) (€) (€) (%) 

 Schwerpunkt 4      

41 Umsetzung der lokalen Entwicklungs-
strategien für 

10.592.878 35.427.983 46.102.309 77%  

  411 - Wettbewerbsfähigkeit 

557.761 1.786.245 6.615.216 27%  

  davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 

gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/2006       

  412 - Umweltschutz/ Landbewirtschaf-

tung 
131.813 309.041 3.341.473 9%  

  davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 

gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/2006     

  413 - Lebensqualität/ Diversifizierung 

9.903.305 33.332.696 36.145.620 92%  

  davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 

gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/2006       

421 Durchführung von Projekten der Zusam-

menarbeit 
813.383 2.817.286 6.615.216  43%  

  davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/2006       

431 Betreiben der lokalen Aktionsgruppe 
sowie Kompetenzentwicklung und Sen-

sibilisierung in dem betreffenden Gebiet 
gemäß Artikel 59 1.991.531 9.999.651 13.177.530   76%  

  davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/2006     

 Schwerpunkt 4 Summe  
13.397.793 48.244.920 65.895.055  73%  

  

davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 

gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/2006   0   

        

511 Technische Hilfe 
2.830.042 12.518.633 24.082.080  52%  

 
ohne Ausgaben für zusätzliche nationale 

Beihilfen gemäß Art. 89 der VO (EG) Nr. 
1698/2005 (Top-ups) / Nettobetrag 2.540.460 11.336.644 20.719.080  55%  

        

 Gesamtsumme  
 (Nichtkonvergenz- und Konvergenzgebiet) 

219.952.886 1.202.698.029 1.515.781.128  79%  

  

davon Ausgaben für Übergangsmaßnahmen 
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1320/2006 

-4.462 51.737.382 70.298.269  74%  

 

ohne Ausgaben für zusätzliche nationale 
Beihilfen gemäß Art. 89 der VO (EG) Nr. 

1698/2005 (Top-ups) / Nettobetrag 212.273.618 1.163.818.097 1.471.305.128 79%  
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3A  FINANZIELLE ABWICKLUNG DER ZUSÄTZLICHEN MITTEL FÜR DIE NEUEN 
HERAUSFORDERUNGEN 

Finanzielle Abwicklung des Programms in Bezug auf Vorhaben im Zusammenhang mit den neuen Herausforderungen, wobei 
für jede Maßnahme die an die Begünstigten nach dem 1. Januar 2010 gewährten Zahlungen für Vorhabensarten gemäß Art ikel 
16a Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 und die Beträge gemäß Artikel 69 Absatz 5a der genannten Verordnung 

anzugeben sind, ELER-Durchführungsverordnung (Anhang VII, Ziffer 3a) mit Änderung nach Verordnung (EG) Nr. 363/2009  

Im Rahmen des Health Checks und des Europä-

ischen Konjunkturprogrammes stehen Brandenburg 

und Berlin für die neue Herausforderungen (gemäß 

Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 Art. 16a) für die 

Jahre 2010 bis 2013 zusätzlich insgesamt 94,8 Mio. € 

öffentliche Mittel zur Verfügung. Davon sind rund 

85,3 Mio. € EU-Mittel (77,9 Mio. € Mittel aus dem 

Health Check, 7,31 Mio. € im Rahmen des EU-Kon-

junkturprogramms).  

 

Diese „neuen“ Mittel werden in den Schwerpunkten 1 

und 2 eingesetzt: Im Schwerpunkt 1 sind 40,6 Mio. € 

(davon 36,5 Mio. EU-Mittel) zur Begleitung des Milch-

quotenausstiegs im Rahmen der Maßnahme 121 

vorgesehen. Im Schwerpunkt 2 werden 54,1 Mio. € 

(davon 48,8 Mio. € EU-Mittel) eingeplant. 

 

Die nachfolgenden Tabellen zeigen die Verteilung der 

zusätzlichen Mittel aus dem Health Check und dem 

Europäischen Konjunkturprogramm für das Nicht-

konvergenzgebiet, das Konvergenzgebiet sowie für 

das gesamte Programmgebiet Berlin und Branden-

burg. Entsprechend der voranstehenden allgemeinen 

Finanztabellen sind für die Maßnahmen, die auf die 

neuen Herausforderungen abzielen, die im Kalender-

jahr gewährten, die kumulierten sowie die bis 2013 

vorgesehenen Zahlungen und der prozentuale Anteil 

bereits verausgabter Mittel angegeben.  

 

Erste Zahlungen aus zusätzlichen Mitteln waren im 

Jahr 2010 in der Maßnahme 121 erfolgt, für EU-Code 

214 waren im darauf folgenden Jahr 2011 erstmals 

Health Check-Mittel geflossen. Bis Ende 2013 haben 

sich die Zahlungen auf insgesamt 79,2 Mio. € erhöht, 

etwa 84 % des Budgets an zusätzlichen Mitteln sind 

damit ausgeschöpft. 60 % der bisherigen Health 

Check-Ausgaben entfiel auf Agrarumweltmaßnahmen 

(EU-Code 214), 40 % auf die Agrarinvestitionsförde-

rung (EU-Code 121). Im Berichtsjahr 2013 wurden 

rund 24,0 Mio. € gezahlt, davon knapp 14,9 Mio. € für 

EU-Code 214 und etwa 9,2 Mio. € für EU-Code 121. 

 

 

Konvergenzgebiet Brandenburg

Mittel aus Health Check und EU-
Konjunkturprogramm finanzierte Maßnahmen, 
die auf die neuen Herausforderungen abzielen 

jährliche  
Zahlungen  

2013 

kumulierte 
Zahlungen  
2009 - 2013 

vorgesehene 
Zahlungen  
2009 - 2013 

Zahlungen  
bis  

2013 

(€) (€) (€) (%) 

Schwerpunkt 1      

121 Modernisierung landwirtschaftlicher Be-

triebe 9.170.930 32.277.572 40.533.821  80%  

 Schwerpunkt 1 Summe 
9.170.930 32.277.572 40.533.821  80%  

 

    

Schwerpunkt 2   
 

  

214 Agrarumweltmaßnahmen 

14.825.242 46.892.960 54.130.542  87%  

Schwerpunkt 2 Summe 14.825.242 46.892.960 54.130.542  87%  
 

    

Schwerpunkt 3  
    

Schwerpunkt 3 Summe 
0 0 0 0% 

 

    

Schwerpunkt 4      

Schwerpunkt 4 Summe 
0 0 0 0% 

 

    

Gesamtsumme Konvergenzgebiet 
23.996.172 79.170.532 94.664.363  84%  



EPLR Brandenburg / Berlin  2007 – 2013 

Kapitel 3: Finanzielle Abwicklung 

75 

Nichtkonvergenzgebiet Berlin

Mittel aus Health Check und EU-
Konjunkturprogramm finanzierte Maßnahmen, 
die auf die neuen Herausforderungen abzielen 

jährliche  
Zahlungen  

2013 

kumulierte 
Zahlungen  
2009 - 2013 

vorgesehene 
Zahlungen  
2009 - 2013 

Zahlungen  
bis  

2013 

(€) (€) (€) (%) 

Schwerpunkt 1      

121 Modernisierung landwirtschaftlicher Be-
triebe 0 0 56.132  0%  

Schwerpunkt 1 Summe 0 0 56.132  0%  
     

Schwerpunkt 2      

214 Agrarumweltmaßnahmen 
24.153 75.597 96.683  78%  

Schwerpunkt 2 Summe 24.153 75.597 96.683 78%  
     

Schwerpunkt 3  
    

Schwerpunkt 3 Summe 0 0 0  0% 
 

    

Schwerpunkt 4      

Schwerpunkt 4 Summe 
0 0 0  0% 

 

    

Gesamtsumme Nichtkonvergenzgebiet 
24.153 75.597 152.815  49%  

 

 

Konsolidiert

Mittel aus Health Check und EU-
Konjunkturprogramm finanzierte Maßnahmen, 
die auf die neuen Herausforderungen abzielen 

jährliche  

Zahlungen  
2013 

kumulierte 

Zahlungen  
2009 - 2013 

vorgesehene 

Zahlungen  
2009 - 2013 

Zahlungen  

bis  
2013 

(€) (€) (€) (%) 

Schwerpunkt 1      

121 Modernisierung landwirtschaftlicher Be-

triebe 
9.170.930 32.277.572 40.589.953  80%  

Schwerpunkt 1 Summe 9.170.930 32.277.572 40.589.953 80%  
 

    

Schwerpunkt 2      

214 Agrarumweltmaßnahmen 

14.849.395 46.968.557 54.227.225  87%  

Schwerpunkt 2 Summe 14.849.395 46.968.557 54.227.225  87%  
 

    

Schwerpunkt 3  
    

Schwerpunkt 3 Summe 0 0 0  0% 
 

    

Schwerpunkt 4      

Schwerpunkt 4 Summe 
0 0 0  0% 

 

    

Gesamtsumme  
 (Nichtkonvergenz- und Konvergenzgebiet) 

24.020.326 79.246.129 94.817.178  84%  
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4 ZUSAMMENFASSUNG DER BEWERTUNG  

ELER-Verordnung Art. 82 (2) d) 

Einleitung

Gemäß Art. 86, Absatz 3 der ELER-VO legt die Ver-

waltungsbehörde dem Begleitausschuss neben ihrem 

eigenen Jahresbericht über die Durchführung des 

Programms auch einen Tätigkeitsbericht der laufen-

den Bewertung vor.  

 

Eine Zusammenfassung dieses Tätigkeitsberichtes 

wird gemäß Art. 82 ELER-VO (als Kapitel 4) in den 

vorliegenden Jahresbericht der Verwaltungsbehörde 

aufgenommen. Mit dem vorliegenden siebten Bericht 

über die laufende Bewertung informiert die Verwal-

tungsbehörde den Begleitausschuss über die Tätig-

keiten und die Ergebnisse der laufenden Bewertung 

seit der letzten Berichtslegung (Juni 2013).  

 

Der Bericht folgt der durch den „Gemeinsamen Rah-

men für die Begleitung und Bewertung“ (CMEF) vor-

geschriebenen Gliederung. 

 

Für die laufende Bewertung festgelegtes System

Das europäische, gemeinsame System laufender Be-

wertung umfasst auf Programmebene alle Bewer-

tungsaktivitäten im Programmablauf, beginnend mit 

der Ex-ante-Bewertung (2006) über die Halbzeitbe-

wertung (2010) bis zur Ex-post-Bewertung (ursprüng-

lich geplant 2015, verschoben auf 2016
203

) sowie alle 

programmbegleitenden Bewertungsaktivitäten, die die 

Effizienz und Wirksamkeit der Programmumsetzung 

verbessern helfen. Teil des Systems ist die jährliche 

Berichterstattung über die Bewertungsaktivitäten ge-

genüber allen an der Programmumsetzung Beteilig-

ten. Für das EPLR Brandenburg und Berlin wird jähr-

lich ein gesonderter Zwischenbericht über die laufen-

de Bewertung und diese Zusammenfassung erstellt 

und dem Begleitausschuss vorgelegt. 
 

Auf europäischer Ebene wird die laufende Bewertung 

mit thematischen Studien begleitend unterstützt, die 

auf Initiative der Kommission spezifische Fragestel-

lungen der Wirksamkeit von Maßnahmen, Schwer-

punkten und Programmen sowie deren Messung be-

arbeiten. Für das EPLR Brandenburg und Berlin wer-

den alle Veröffentlichungen zum Thema gelesen und 

Erkenntnisse für die Arbeit an der laufenden Bewer-

tung eingesetzt.  
 

Ein europäisches Netzwerk unterstützt die Mitglied-

staaten, Länder und Programmbewerter mit Leitlinien 

für Begleitung und Bewertung und einem Forum für 

inhaltlichen und methodischen Austausch. In enger 

Zusammenarbeit mit dem europäischen Netzwerk 

ergänzt das deutsche Monitoring- und Evaluierungs-

netzwerk (MEN-D) die Unterstützungsleistungen. Für 

das EPLR Brandenburg und Berlin werden diese An-

gebote wahrgenommen und zum Kapazitätsaufbau 

genutzt. Über die Netzwerkaktivitäten der an der lau-

fenden Bewertung Beteiligten wird regelmäßig be-

richtet. 
 

Ein wesentliches Anliegen des Systems laufender 

Bewertung ist die Nutzbarmachung und Nutzung von 

Bewertungsergebnissen für die weitere Umsetzung 

von Maßnahmen und Schwerpunkten und schließlich 

auch für die programmatische Weiterentwicklung der 

ländlichen Entwicklungspolitik über die Programmpe-

rioden hinweg. Gerade in der Übergangsphase zwi-

schen Auslaufen der einen und Neuprogrammierung 

der nächsten Förderperiode gewinnen Bewertungser-

gebnisse eine besondere Bedeutung: Sie gehen ein 

in die Beurteilung der sozioökonomischen und um-

weltspezifischen Befunde als Stärke, Schwäche, 

Chance oder Risiko, in die Beurteilung (geänderter) 

Bedarfe im Programmgebiet, in die Quantifizierung 

der neuen Zielwerte auf Output- und Ergebnisebene 

sowie in die Überlegungen über die strategische Zu-

sammenstellung eines effizienten und effektiven neu-

en Maßnahmenmixes (vgl. Abbildung auf der folgen-

den Seite). So sind Programmierer wie Ex-ante Be-

werter auf Erfahrungen aus der vorangegangenen 

Periode und auf Erkenntnisse aus der laufenden Be-

wertung angewiesen. Vor allem hierfür hat sich das in 

der laufenden Bewertung des EPLR Brandenburg 

und Berlin eingeführte System begleitender Bewer-

tungsmappen außerordentlich bewährt.  
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Ein Schwerpunkt des letzten Zwischenberichtes über 

die laufende Bewertung lag in der Darstellung bishe-

riger maßnahmenspezifischer Erfahrungen sowie in 

der Ableitung von Empfehlungen insbesondere im 

Hinblick auf die zukünftige Förderung, also der so ge-

nannten „lessons learnt“. Der diesjährige Zwischen-

bericht über die laufende Bewertung fokussiert auf 

maßnahmenübergreifende Erkenntnisse und Erfah-

rungen zu den Humankapazitäten in der Programm-

umsetzung und die Leistungsfähigkeit des Monitoring-

systems. 

 

Bewertungsaktivitäten (laufende und abgeschlossene)

Die regelmäßigen Bewertungsaktivitäten umfassten 

auch im Jahr 2013 bei vielen Maßnahmen eine Aktu-

alisierung bzw. Fortschreibung der Halbzeitbe-

wertungsergebnisse und die Berichtslegung über 

die Analysen in Form der aktualisierten Bewertungs-

mappen. In jeder Bewertungsmappe werden die Indi-

katoren der laufenden Bewertung mit aktuellen Daten 

entlang ihrer Interventionslogiken dargestellt. 
 

Für den jährlichen Zwischenbericht der Verwaltungs-

behörde/die Berichterstattung gegenüber der Kom-

mission hat die laufende Bewertung wie jedes Jahr 

die Verwaltungsbehörde bei der Berechnung wich-

tiger Ergebnisindikatoren (EU-Codes 121 und 123) 

unterstützt. Seit 2013 ist nun auch die Berechnung 

zusätzlicher nichtlandwirtschaftlicher Bruttowert-

schöpfung in landwirtschaftlichen Betrieben, in denen 

Projekte der Diversifizierung (EU-Code 311) gefördert 

wurden, möglich. Die entsprechenden Erfassungsbo-

gen werden von der laufenden Bewertung auswertet. 

Der HNV-Indikator („High-Nature-Value“) umfasst 

definitionsgemäß ökologisch wertvolle land- und forst-

wirtschaftliche Flächen und ist laut CMEF neben dem 

Feldvogelindikator ein gemeinsamer Wirkungsindika-

tor für die Beiträge zur Biodiversität. Für die landwirt-

schaftlichen Flächen Brandenburgs ist mit dem Stand 

von 2013 der zweite Erfassungsdurchgang auf den 

Stichprobenflächen abgeschlossen worden, so dass 

ein Vergleich mit den Ergebnissen der Ersterfassung 

2009 möglich ist. In der Langfassung des diesjährigen 

Zwischenberichtes über die laufende Bewertung wird 

ein Bezug vom Anteil ökologisch wertvoller landwirt-

schaftlicher Flächen zu den flächenbezogenen Maß-

nahmen mit Biodiversitätszielen, vor allem den Agrar-

umweltmaßnahmen (EU-Code 214) hergestellt.  

 

Da die die KULAP-Förderflächen in der Schichtung 

für die HNV-Stichprobe nicht abgebildet sind, haben 

die Auswertungen den Charakter von Fallstudien. 

Die laufende Bewertung zwischen den Programmperioden 
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Ebenfalls Fallstudiencharakter haben die naturschutz-

fachlichen Wirkungskontrollen des LUGV auf ausge-

wählten Förderflächen der Agrarumweltmaßnahmen 

und Natura-2000-Ausgleichszahlungen (EU-Code 

213). Nach dem ersten Erfassungsdurchgang in den 

Jahren 2010 und 2011 werden 2014 alle Flächen zum 

zweiten Mal begangen. Die Ergebnisse stehen somit 

für den Bewertungsbericht 2015 bzw. die Ex Post-

Evaluierung zur Verfügung.  
 

Zur Bewertung der Maßnahme „Wiederaufbau des 

forstwirtschaftlichen Potenzials“ (EU-Code 226) 

wurde eine Fallstudie im Forstamt Lübben durchge-

führt. Angesichts der starken Dominanz des Waldwe-

gebaus (Wegebau und Wegebefestigung (> 90 % der 

Finanzmittel) sollte geprüft werden, inwieweit die Aus-

wahl der Wege nach Kriterien des Waldbrandschut-

zes erfolgt ist. Aufgrund der besonders problemati-

schen Verhältnisse auf dem ehemaligen Truppen-

übungsplatz Jüterbog können die dort besichtigten 

Maßnahmen zum Waldbrandschutz jedoch nicht als 

repräsentativ für Brandenburg angesehen werden. Es 

wurde daher mit der Durchführung weiterer Fallstu-

dien begonnen. 

 

Eine zweite Fallstudie wurde zur Bewertung der Maß-

nahme „Waldumbau“ (EU-Code 227) durchgeführt. 

Mit der Umsetzung dieser Maßnahme sind wichtige 

Wirkungen in den Bereichen Biodiversität, Wasser-

qualität und Klimawandel verbunden, sofern hierdurch 

der Aufbau ökologisch stabiler Laubmischwälder un-

terstützt werden kann. Vor dem Hintergrund des auch 

in Brandenburg in einigen Gebieten hohen Wild-

drucks war allerdings zu hinterfragen, inwieweit die 

bisher erfolgten Umbaumaßnahmen erfolgreich wa-

ren bzw. langfristig erfolgreich sein können, um stabi-

le Mischwälder auch tatsächlich in dem angestrebten 

Mischungsverhältnis zu etablieren. Da zu dieser Fra-

ge unseres Wissens nach bisher auch aus den Lan-

desforsten keine Untersuchungsergebnisse vorliegen, 

wurde eine entsprechende Fallstudie durch die lau-

fende Bewertung angefertigt. Im Rahmen dieser Fall-

studie wurden die bereits in 2012 ausgewählten För-

derflächen der vergangenen und vorvergangenen 

Förderperiode näher betrachtet (Zeitraum der Wald-

umbaumaßnahme: 1996 bis 2003, Pflanzung und 

Naturverjüngung). Die Fallstudienergebnisse werden 

in der Langfassung des diesjährigen Zwischenberich-

tes über die laufende Bewertung dargestellt. 
 

Im Rahmen der Bewertung der Teilmaßnahme „Na-

türliches Erbe“ (EU-Code 323) sind die begonnenen 

Fallstudien zu einzelnen Fördervorhaben fortgesetzt 

worden. Darüber hinaus wurden erste Experteninter-

views zur FFH-Managementplanung geführt. Über die 

Ergebnisse wird im Rahmen des Bewertungsberich-

tes 2015 berichtet werden.  
 

Im Jahr 2013 haben alle 14 Lokalen Aktionsgruppen 

auf Anregung der Verwaltungsbehörde und des zu-

ständigen Fachreferates im MIL sowie mit finanzieller 

Unterstützung durch das EPLR eine vollständige 

(Selbst-)Evaluierung der jeweiligen Gebietsbezoge-

nen Lokalen Entwicklungsstrategien (GLES) durch-

geführt. Die Evaluierung bezog sich auf die Ergeb-

nisse und Wirkungen der von der LAG initiierten und 

durchgeführten ILE und LEADER-Vorhaben sowie 

der Vorhaben, die nicht durch das EPLR sondern 

durch andere EU- bzw. Landesförderprogramme un-

terstützt wurden. Weiterhin wurde im Rahmen der 

Evaluierung die Entwicklung der zivilgesellschaftli-

chen Beteiligungs- und Entscheidungsstrukturen dar-

gestellt sowie der Kapazitätsaufbau hinsichtlich der 

Planung und Umsetzung einschließlich der Leistungs-

fähigkeit des Regionalmanagements untersucht. Da-

bei wurden auch die Zusammenarbeit mit den öffent-

lichen Strukturen auf kommunaler, regionaler und 

Landesebene (EPLR Steuerungs-, Bewilligungs- und 

Verwaltungsstrukturen) bewertet. Insgesamt verdeut-

lichen die 14 Evaluierungsberichte, dass die LAGn 

über ausreichende Monitoring- und Evaluierungska-

pazitäten verfügen. In den Evaluierungsberichten wird 

auch die dynamische Anpassung der Entwicklungs-

strategien an sich ändernde lokale und regionale Be-

darfslagen analysiert. Grundlage hierfür bietet eine in 

den Berichten aufgenommene  Analyse der lokalen 

sozioökonomischen Rahmenbedingungen. Die Evalu-

ierung dient den LAGn als wesentliche inhaltliche 

Grundlage für die Schlussberichterstattung nach Be-

endigung der laufenden Förderperiode. Die seit Mitte 

des 4. Quartals 2013 vorliegenden 14 GLES-Evaluie-

rungsberichte stellen für die laufende Bewertung des 

EPLR eine Informationsgrundlage für die Vorberei-

tung der Ex-post Bewertung dar. Wichtige Einzeler-

gebnisse der ILE-LEADER-Förderung, die für die wie-

tere Programmsteuerung des EPLR 2007 - 2013 bzw. 

für die Vorbereitung des EPLR 2014 - 2020 von Be-

deutung sind, werden von der laufenden Bewertung 

der Verwaltungsbehörde zur Verfügung gestellt. 
 

In Vorbereitung der Ex-post Bewertung* wurden Un-

tersuchungen zum Kapazitätsaufbau der Human-

ressourcen und der technischen Ressourcen  

 

 * Im noch gültigen Handbuch für den gemeinsamen Beglei-

tungs - und Bewertungsrahmen (CMEF), Teil B Guidelines 

for ongoing evaluation Rural Development Programmes 

2007 - 2013 werden die Bewertungsfragen für die Halbzeit- 

und Ex-post Bewertungen aufgeführt. Die horizontale Be-

wertungsfrage 16 betrifft die Kapazitätsbildung: „Inwieweit 

hat die technische Unterstützung die Kapazitäten der Ver-

waltungsbehörden und anderer an der Durchführung, 

Verwaltung, Kontrolle und Bewertung von Programmen zur 

ländlichen Entwicklung beteiligter Partner verstärkt?“ 
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vorgezogen, um entsprechende Erkenntnisse und 

Erfahrungen in den Programmierungsprozess des 

neuen Programms 2014/15 - 2020 einspeisen und 

der Ex-ante Bewertung** zur Verfügung stellen zu 

können. Hierzu wurden 28 Vertreter aus der Verwal-

tungsbehörde, den Fachreferaten, der Zahlstelle und 

den Bewilligungsbehörden interviewt. Die Ergebnisse 

werden in der Langfassung des Zwischenberichts 

über die laufende Bewertung dargestellt. 

**Die Ex-ante Bewertung kann folgende Bewertungsfragen 

nur mit Hilfe von Erkenntnissen aus der laufenden Pro-

grammperiode beantworten:  

- Inwieweit ist der geplante Umfang an Humanressourcen 

und Verwaltungskapazitäten angemessen für die Erforder-

nisse von Management und Durchführung des Programms? 

- Inwieweit sind die Kenntnisse und Eigenschaften bei den 

Humanressourcen und Verwaltungskapazitäten vorhanden, 

die für die spezifischen Erfordernisse der Programmverwal-

tung und -durchführung nötig sind? 

- Inwiefern wurden Kapazitätsentwicklungsbedarfe identifi-

ziert? Inwiefern sind geeignete Lösungen in der technischen 

Hilfe vorgeschlagen? 

- Wie funktional sind die Werkzeuge für Datensammlung,  

-speicherung und -aufbereitung, welche Änderungsbedarfe 

gibt es? 

 

Datenerhebung

Datenquellen und Methoden der Datenerhebung 

wurden bereits in den vorangegangenen Bewertungs-

berichten ausführlich beschrieben. Sie werden im Fol-

genden tabellarisch zusammengefasst. 
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111 x  x    x  x   

121 x x   x x x    x 

123 Ldw. x x x   x x  x   

123 FW. x     x x     

124 x x   x x      

125 x  x   x   x   

126 x     x      

212 x      x   x x 

213 x   x   x   x x 

214 x x  x x  x  x x x 

226 x   x  x x     

227 x x  x x x x  x   

311 x  x   x      

312 x x    x  x x   

313 x x    x x x x   

321 x x    x  x x   

322 x x    x  x x   

323 x x  x  x  x x   

331 x x x      x   

SP 4 x x   x   x x   

SP 5 TH     x x      

Ausgangsanalyse       x  x   

Horizontale Fragen     x x x  x   
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Netzwerkaktivitäten

Netzwerkaktivitäten der an der laufenden Bewertung 

Beteiligten sind wichtige Voraussetzungen für eine 

kompetente Bewertung und Beratung, denn nur durch 

die Beteiligung an interregionalen und internationalen 

Diskussionen können alle relevanten Bewertungsin-

halte bearbeitet und anerkannte Bewertungsmetho-

den verwendet werden. Über die Netzwerkaktivitäten 

der an der laufenden Bewertung beteiligten Personen 

bis Juni 2013 wurde bereits im Vorjahr berichtet*. Die 

Veranstaltungen einschlägiger Netzwerke wie des 

„Expert Committees on Evaluation of Rural Develop-

ment Programmes“ (EXCO), des „Monitoring- und 

Evaluierungsnetzwerks Deutschland“ (MEN-D) und 

der „Deutschen Gesellschaft für Evaluation“ (DeGE-

val) konzentrierten sich in der Berichtsperiode auf 

Programmierungs- und Bewertungsfragen zum neue 

Programm. Als Ex-ante Bewerter für das Programm 

2014 - 2020 haben Mitglieder des Teams der laufen-

den Bewertung an vielen dieser Veranstaltungen** 

teilgenommen und zum Teil mitgewirkt. Diese Veran-

staltungen werden aber hier als Netzwerkaktivitäten 

der laufenden Bewertung nicht gelistet. Darüber hin-

aus haben die Mitglieder des Bewerterteams an fol-

genden Veranstaltungen teilgenommen: 

 Am 26./27.03.2014 nahmen Herr Bathke und 

Herr Dr. Horlitz an einem Workshop zur „Nach-

haltigen Sicherung und Entwicklung von Strom-

talgrünland an der Elbe“ in Hitzacker teil. Der 

Workshop wurde von der Biosphärenreservats-

verwaltung Niedersächsische Elbtalaue organi-

siert. Im Vordergrund standen u. a. auch Koope-

rationsprozesse zwischen Naturschutz und Land-

wirtschaft. Die Tagung bot auch eine gute Gele-

genheit zu einem ersten Informationsaustausch 

mit Vertretern verschiedener Länder und einzel-

ner Planungsbüros über die Bedeutung der FFH-

Managementplanung. 

 Am 20.09.2013 nahm Herr Bathke an einer Fach-

veranstaltung des LUGV zur Landschaftspflege 

in Königs Wusterhausen teil. Er hielt dort einen 

Vortrag zum Thema „Projektförderung nach der 

ILE-Richtlinie, Teil Natürliches Erbe, Projektbei-

spiele und Empfehlungen“.  

 Am 25.02.2014 nahm Herr Bathke an einer Fach-

tagung der Alfred Töpfer Akademie für Natur-

schutz (NNA) in Niedersachsen teil. In verschie-

denen Vorträgen wurden anhand von Praxisbei-

spielen die Voraussetzungen und die techni-

schen Grundlagen für die „Entschlammung von 

Gewässern“ diskutiert. 

 

*  Internationale Grüne Woche 2013; Vortragsveranstaltung 

zum Thema HNV beim Thünen-Institut am 05.03.2013; 

Frühjahrsworkshop des AK Strukturpolitik der DeGEval 

am 11./12.04.2013; 7. Österreichische Agenda 21-Gipfel 

am 14./1506.2013 in Graz 

** Beispiele:  

- 11./12.04.2013 Frühjahrsworkshop des AK-Struktur-

politik der DeGEval, "Programmplanung und Ex-ante-

Evaluation 2014+" am 11./12.04.2013 in Berlin mit ei-

nem Vortrag von Dietmar Welz Moderation von Dr. 

Thomas Horlitz und Zusammenfassung Dr. Susanne 

Stegmann 

- 27.-29.05.2013 Good practice Workshop des Evaluation 

Helpdesks of The European Evaluation Network for Ru-

ral Development in Prag, Vortrag Dietmar Welz  

- 14.10.2013 Workshop zur Programmierung und Ex-ante 

Bewertung, Schwerpunkt Bewertungsplan in Kassel 

- 13.01.2014 Treffen der Ex-ante-Evaluatoren EPLR 

2014-2020 in Frankfurt. Vorträge Dietmar Welz, Dr. 

Susanne Stegmann 

 

Schwierigkeiten und notwendige weitere Arbeiten

Die laufende Bewertung wird sich weiterhin der Aus-

wertung aller ihr zur Verfügung stehenden Daten 

widmen, um die Ergebnisse des auslaufenden Pro-

gramms begleitend zu bewerten. Das verfügbare Da-

tenmaterial wird punktuell um Befragungs- und Fall-

studienergebnisse zu ergänzen sein. Die Gestaltung 

dieser Erhebungen wird sich zunehmend auf die 

Fragestellungen der Ex-post-Bewertung konzentrie-

ren. Da Auszahlungen wegen der n+2 Regelungen 

noch bis Ende 2015 getätigt werden können, werden 

sich Ergebnisse und Wirkungen des Programms noch 

weit nach 2015 entfalten. Über diese Wirkungen wird 

die Ex-post-Bewertung nur Prognosen abgeben kön-

nen.  
 

Für die ergänzenden Fallstudien zum Wiederauf-

bau des forstwirtschaftlichen Potenzials (EU-

Code 226) wurde mit dem MIL folgendes Untersu-

chungskonzept abgestimmt: 

 Auswahl von drei Oberförstereien unter Berück-

sichtigung der regionalen Verteilung (Neuruppin, 

Straussberg, Luckau), 

 Zufallsstichprobe von jeweils drei Maßnahmen 

zum Waldbrandschutz (nur Wegebau) aus den 
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Jahren 2007-2012 in diesen Oberförstereien in 

mindestens zwei verschiedenen Revieren, 

 Bereitstellung der Förderunterlagen durch die 

Bewilligungsbehörde, 

 Inaugenscheinnahme der Fördervorhaben, Rück-

sprache mit den Leitern der Oberförstereien, Re-

vierförstern und/oder Antragstellern, 

 ergänzende Experteninterviews, u. a. mit Mitar-

beitern des Landesbetriebs Forst, Betriebsteil 

Wünsdorf. 

Eine zu berücksichtigende Fragestellung wird sein, in-

wieweit Mitnahmeeffekte auftreten und ob diese ggf. 

näher quantifiziert werden können. Hierzu sind u. a. 

die Begründungen zur Umsetzung von Wegebau-

maßnahmen im Rahmen der Waldschutzpläne näher 

zu analysieren. Für die ausgewählten Fördervorha-

ben wurden seitens der Bewilligungsbehörde die An-

tragsunterlagen zur Verfügung gestellt. Eine Inaugen-

scheinnahme der Fördervorhaben ist für den Zeit-

raum Mai-Juni 2014 vorgesehen. Über die Ergebnis-

se wird im Bewertungsbericht 2015 berichtet werden. 
 

Die für das Jahr 2013 geplanten Befragungen zur 

Bewertung der Maßnahmen 111 und 124 wurden in 

Absprache mit den zuständigen Fachreferenten auf 

das Jahr 2014 verschoben.  
 

Für die ILE-Maßnahmen zur Unterstützung der 

Gründung und Entwicklung von Kleinstunterneh-

men (EU-Code 312) sowie die investiven Maßnah-

men zur Förderung des Fremdenverkehrs (EU-

Code 313) sind die Ergebnisse der Maßnahmen, d. h. 

die durch die Förderung erzielten Beschäftigungsef-

fekte, Umsatz- und Wertschöpfungssteigerungen bei 

den einzelnen Vorhaben zwei Jahre nach Abschluss 

der Förderung zu erheben. Da erstmals Ende 2011 

eine hinsichtlich der Bewertung signifikante Anzahl 

von abgeschlossenen Vorhaben vorlag, wurde erst 

2013 eine vollständige Datenerhebung mittels Erfas-

sungsbogen bei den Fördermittelempfängern begon-

nen. Die Erfassungsbogen liegen seit Ende des 1. 

Quartals 2014 der Verwaltungsbehörde vor und wer-

den bis Ende des 3. Quartals 2014 von der laufenden 

Bewertung ausgewertet. Da es sich bei der Datener-

hebung dem Charakter nach um eine Befragung der 

Fördermittelempfänger handelt, sind die vorhaben-

spezifischen Angaben der Ergebnisse und Wirkungen 

auf Plausibilität und Vollständigkeit sowie auf Konsis-

tenz mit den Förderdaten aus der Monitoringdaten-

bank profil-cs zu prüfen. Dies bedingt den längeren 

Zeitraum der Auswertung der Daten. Die Ergebnisse 

werden im Bewertungsbericht 2015 dargestellt. 
 

Die Ergebnisse der im April 2014 durchgeführten Ex-

pertenbefragung zum Kapazitätsaufbau der Hu-

manressourcen und der technischen Ressourcen 

legen nahe, Qualität und Quantität der Dateneingabe 

und Auswertungsmöglichkeiten des Datenpools zu 

evaluieren. Vorgesehen ist, alle Antrags- und Ver-

wendungsnachweisdaten zu überprüfen, auch mit 

dem Ziel, die Anträge zu verschlanken und die An-

tragstellung zu vereinfachen. Inhalt und Umfang die-

ser Arbeiten müssen noch im Evaluierungsbeirat 

voraussichtlich im September/Oktober diesen Jahres 

abgestimmt werden. 
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5 VORKEHRUNGEN ZUR QUALITÄTSSICHERUNG 

Von der Verwaltungsbehörde und dem Begleitausschuss getroffene Vorkehrungen zur Sicherung der Qualität und der Effizienz 
der Programmumsetzung, ELER-Verordnung Art. 82 (2) e) 

Maßnahmen zur Begleitung und Bewertung 

ELER-Verordnung Art. 82 (2) e) i) 

Gemäß Artikel 75 (1) VO (EG) 1698/ 2005 liegt die 

Zuständigkeit für die Abwicklung des Entwicklungs-

plans für den ländlichen Raum Brandenburgs und 

Berlins 2007 - 2013 (EPLR) bei der ELER-Verwal-

tungsbehörde. Sie ist verantwortlich dafür, dass das 

Programm effizient, wirksam und ordnungsgemäß 

verwaltet und durchgeführt wird. Dabei werden die 

Bereiche Landwirtschaft, ländliche Entwicklung und 

Forsten nach der Regierungsneubildung infolge der 

Landtagswahl in Brandenburg im November 2009 im 

Ministerium für Infrastruktur und Landwirtschaft (MIL) 

administriert. Die ELER-Verwaltungsbehörde gehört 

als Sachgebiet dem Haushaltsreferat (Referat 11) an. 

Neben anderen Aufgaben betreut sie gemäß der 

ELER-Verordnung dort das System zur Begleitung 

und laufenden Bewertung des EPLR. Als externer 

Auftragnehmer für die verordnungsrechtliche Vorgabe 

der Begleitung und laufende Bewertung des Pro-

gramms wurde nach europaweiter Ausschreibung die 

Bietergemeinschaft aus BonnEval (Konsortialführer), 

entera und AFC gebunden. 

 

In der Wahrnehmung sowie Umsetzung ihrer Aufga-

ben und Verantwortlichkeiten wird die ELER-Verwal-

tungsbehörde von einer Vielzahl an Gremien und 

Instrumentarien unterstützt und bedient sich verschie-

denster Formen der Zusammenarbeit, die im folgen-

den beschrieben sind. 

 

 

Aktivitäten im Bereich der Bewertung 
und Begleitung 

Evaluierungsbeirat 

Die Gewährleistung der erforderlichen Abstimmungen 

zu den einzelnen Evaluierungsthemen bzw. –aktivi-

täten einschließlich der Verständigungen zu den zu 

erarbeitenden Berichten (Jährlicher Zwischenbericht 

sowie Bericht zur Halbzeitbewertung) für den Begleit-

ausschuss und die EU-Kommission wird über den 

Evaluierungsbeirat realisiert. Ihm gehören neben dem 

Evaluatorenteam und der ELER-Verwaltungsbehörde 

Vertreter der Fachbereiche des Ministeriums für Infra-

struktur und Landwirtschaft (MIL) einschließlich deren  

Geschäftsbereiche sowie Vertreter des für Umwelt, 

Naturschutz und Wasserwirtschaft fachlich zuständi-

gen Ministeriums für Umwelt, Gesundheit und Ver-

braucherschutz (MUGV) an. Mit der Etablierung die-

ses Gremiums trägt die ELER-Verwaltungsbehörde 

einerseits dem geforderten Transparenzgebot sowie 

einer möglichst verwaltungsrationellen Abstimmungs- 

und Beratungspraxis Rechnung. Im Rahmen der im 

Berichtsjahr durchgeführten Sitzung des Evaluie-

rungsbeirats am 30.04.2013 ging es um den aktuellen 

Stand der Programmumsetzung, die Abstimmung 

zum Entwurf des ELER-Jahresberichtes 2012 ein-

schließlich des Berichts über die laufende Bewertung 

im Jahr 2012 sowie um das Thema Monitoring und 

Evaluierung in der Förderperiode 2014-2020. 

 

Erstellung des ELER Jahresberichtes und der 

Monitoringtabellen 2012 

Der ELER-Jahresbericht 2012 mit den entsprechen-

den Output- sowie Ergebnisindikatorentabellen wur-

den am 28.06.2013 per E-Mail sowie am 03.06.2013 

via SFC an die EU-Kommission übermittelt. Auf 

Grundlage der Anmerkungen der Kommission vom 

29.07.2013 wurde der Bericht überarbeitet und der 

EU-Kommission mit Schreiben vom 03.09.2013 noch-

mals übersandt bzw. am 12.09.2013 in SFC einge-

stellt. Die Genehmigung des überarbeiteten ELER-

Jahresberichts durch die Kommission erfolgte mit 

Schreiben vom 09.10.2013. Diese abschließende Be-

richtsfassung wurde unter www.eler.brandenburg.de 

im Internet veröffentlicht.  

 

Programmierungen im Rahmen des ELER-/GAK- 

Monitoring 

Seit März 2009 findet die für die automatisierte Erstel-

lung der ELER-/GAK-Monitoring-Tabellen erforderli-

che Zuordnung der Indikatoren und Verfahrenspara-

meter aus dem Bearbeitungsprogramm Profil c/s zu 

den ELER-/GAK-Monitoring-Gegenständen auf der 

Grundlage von förderprogrammbezogenen Gesprä-

chen mit der zuständigen Programmierfirma und den 

Fachbereichen des ehemaligen MLUV statt. Teilweise 

ist auch die Zahlstelle mit einbezogen.  

 

Im Rahmen der Sicherstellung der automatisierten 

Berichterstattungen wurden die Arbeiten im Jahr 2013 

in Zusammenarbeit mit den Fachbereichen des MIL 

und MUGV sowie der Programmierfirma weiterge-

führt. Dabei wurden Änderungen bzw. Aktualisierun-

gen der Zuordnungen im Rahmen der automatisierten 

Berichterstattung umgesetzt. 
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Im Rahmen der im Jahr 2010 erstmals erprobten 

Durchführung der Automatisierung der Berichter-

stellung mittels ELER/GAK-Monitor im profil c/s wur-

den einige Programmschwierigkeiten ersichtlich.  

 

An der Identifizierung und Behebung der technischen 

Schwierigkeiten wurde im Jahr 2013 weiter gearbei-

tet. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt konnte ein Großteil 

der im Rahmen der Berichterstattungen 2010 und 

2011 aufgetretenen Fehler seitens der Programmier-

firma behoben werden. 

 

Um Unplausibilitäten und damit verbundenen Korrek-

turbedarf im Rahmen der Automatisierung der Berich-

te zu verringern, waren bereits im Jahr 2010 EU-

Code-bezogene „Merkblätter“ mit Hinweisen zum 

Ausfüllen der Monitoringindikatoren im Indikatoren-

blatt des Bearbeitungsprogramms profil c/s erstellt 

worden. Durch die Anwendung der Merkblätter hat 

sich der Umfang der in dem Zusammenhang vorlie-

genden Korrekturbedarfe in profil c/s (Indikatorenan-

gaben) sichtlich verringert.  

 

Die kombinierten ELER/GAK-Monitoringtabellen wur-

den für das Berichtsjahr 2013 auf Grundlage der au-

tomatisierten Berichterstattung (profil c/s ELER/ GAK-

Monitor) erstellt. Manuelle Überarbeitungen der au-

tomatisiert generierten Monitoringtabellen sind weiter-

hin erforderlich, v. a. auf Grund von Schwierigkeiten 

in Bezug auf die Erfassung von Rückzahlungen. Die 

EU-Berichtstabellen wurden für das Berichtsjahr 2013 

manuell erstellt. 

 

Eine vollständige Automatisierung der Erstellung der 

Berichtstabellen konnte im Jahr 2013 auf Grund der 

noch vorliegenden technischen Schwierigkeiten nicht 

umgesetzt werden. 

 

Auch im Jahr 2013 fanden Gespräche zwischen der 

Verwaltungsbehörde ELER und der Zahlstelle sowie 

Abstimmungen mit der Programmierfirma im Hinblick 

auf Probleme und Lösungen bei der Anwendung des 

automatisierten Berichtswesens (v. a. bezüglich der 

Berücksichtigung von Rückzahlungen) mittels profil 

c/s ELER/ GAK-Monitor statt. 

 

Vervollständigung des Indikatorensystems 

Zur Vervollständigung und Aktualisierung des Indi-

katorensystems des EPLR Brandenburg und Berlin 

fanden ab Januar 2009 Fachbereichsgespräche in 

Bezug auf die Output- und Ergebnisindikatoren statt. 

Für alle Schwerpunkte des Programms wurden Out-

put- sowie Ergebnisindikatoren neu quantifiziert. Die 

Quantifizierung der Wirkungs- und Basisindikatoren 

erfolgte in enger Abstimmung mit den Evaluatoren. 

Die Basisindikatoren und alle sieben Wirkungs-

indikatoren wurden quantifiziert (aktualisiert bzw. 

vervollständigt). Die Tabelle mit den aktualisierten Ba-

sis-, Output-, Ergebnis- und Wirkungsindikatoren 

wurde 2009 an die EU-Kommission übersandt. Ent-

sprechend den Anmerkungen der Kommission wur-

den einige Basisindikatorwerte bis zum 31.12.2009 im 

Hinblick auf das Bezugsjahr 2006 aktualisiert. Die 

Ausweisung der Indikatoren wurde mit der ersten 

EPLR-Änderung 2009 in den Anlagen 17.1 sowie 

17.2 des EPLR sowie in den einzelnen Maßnahmen-

codes angepasst. Auch die zweite und dritte EPLR-

Änderung enthalten Anpassungen der Zielindikatoren.  

Im Jahr 2010 erfolgte die Weiterführung der Quantifi-

zierung der ausstehenden Basis-(Kontext-)Indika-

toren. 2010 wurden die Basisindikatoren auf der 

Grundlage einer aktuellen MEN-D-Übersicht vom Fe-

bruar 2010 für das Ausgangsjahr 2006 aktualisiert 

sowie weitere Quantifizierungen zu ausstehenden 

Kontext-Basisindikatoren übermittelt. Die Ausweisung 

der Aktualisierung der Basisindikatoren war mit dem 

dritten EPLR-Änderungsantrag (Anlage 17.1) berück-

sichtigt worden. 

 

Mit E-Mail vom 06.07.2011 sowie 20.07.2011 war die 

noch ausstehende abschließende Aktualisierung der 

EPLR-Basis- bzw. Kontext-Indikatoren im Umweltbe-

reich (Nr. BC 5d, BC 6, BC 7c, BC 11, BC 12, BC 14, 

BC 15 sowie BC 16) an die EU-Kommission übermit-

telt worden. Entsprechende redaktionelle Anpassun-

gen der EPLR-Anlage 17.1 (Basisindikatoren) waren 

im Rahmen des vierten EPLR Änderungsantrages 

(2011) erfolgt. 

 

Mit der fünften EPLR-Änderung im Berichtsjahr 2012 

wurden Anpassungen der Zielindikatoren in der Anla-

ge 17.2 (Output- und Ergebnisindikatoren) auf Grund 

finanzieller Umschichtungen vorgenommen. Eine 

Änderung der Anlage 17.1 war nicht erforderlich. 

 

Weitere Anpassungen der Zielindikatoren in der An-

lage 17.2 (Output- und Ergebnisindikatoren) wurden 

im Zuge der finanziellen Umschichtungen mit dem 

2013 eingereichten siebten EPLR-Änderungsantrag 

beantragt (Der siebte Änderungsantrag wurde im Jahr 

2014 durch die EU-Kommission genehmigt, s. u.) 

 

Gemeinsamer Begleitausschuss des Landes 

Brandenburg 

Die Sicherstellung und Überwachung der ordnungs-

gemäßen und effektiven Durchführung der jeweiligen 

Programme der EU-Fonds EFRE, ESF und ELER 

obliegt ressort- und fondsübergreifend sowie unter 

Einbeziehung der Wiso-Partner dem Gemeinsamen 

Begleitausschuss EFRE, ESF und ELER im Land 
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Brandenburg. Den Vorsitz hat die „EU-Koordinie-

rungsstelle“, die vor der Regierungsumbildung im No-

vember 2009 der Staatskanzlei angehörte. Seit der 

Regierungsneubildung Ende 2009 ist die EU-Koordi-

nierungsstelle für die Förderperiode 2007 - 2013 im 

Ministerium für Wirtschaft und Europaangelegenhei-

ten des Landes Brandenburg angesiedelt.  

 

Im Jahr 2013 fanden zwei Begleitausschusssitzun-

gen statt. Neben fondsübergreifenden sowie struktur-

fondsspezifischen Aspekten wurden folgende spezifi-

schen ELER-Themen behandelt: 

 06./07.06.2013 in Senftenberg: 

1. Workshop zur Zukunft der Kohäsionspolitik  

    und der GAP am 06.06.2013 

2. Begleitausschusssitzung am 07.06.2013  

  - Information und Beschlussfassung zum jähr- 

    lichen Zwischenbericht für den ELER 2012 

  - Informationen zum siebten EPLR-Änderungs 

    antrag  

  - Information zum aktuellen Stand der ELER- 

    Programmumsetzung und zur Fehlerquote 

  - Erläuterungen zum Stand der Nachhaltigkeits- 

    strategie 

 20.11.2013 in Potsdam (ILB): 

  - Stand der Vorbereitung der neuen ‚ 

    Förderperiode 2014-2020 

  - Information zum aktuellen Stand der ELER- 

    Programmumsetzung 

 

Darüber hinaus wurde mit Schreiben vom 19.08.2013 

ein Umlaufverfahren zur Beschlussfassung des ge-

meinsamen Begleitausschusses zur Zustimmung zum 

siebten EPLR Änderungsantrag eingeleitet. Mit 

Schreiben vom 09.09.2013 wurde dieser Antrag 

durch den Begleitausschusses gebilligt. 

 

Auf die weiteren Aktivitäten des gemeinsamen Be-

gleitausschusses – insbesondere im Hinblick auf alle 

drei EU-Fonds – wird im Kapitel 6 ausführlich einge-

gangen. 

 

Weil für den ELER in Brandenburg und Berlin kein 

eigener Begleitausschuss installiert wurde, führt die 

ELER-Verwaltungsbehörde jeweils im Vorfeld der Be-

ratungen des Begleitausschusses vorbereitende 

Informationsveranstaltungen mit einem erweiterten 

Kreis der WiSo-Partner durch. Diese fanden am 

08.05.2013 und 29.10.2013 im MIL statt. Am 

29.10.2013 wurden die Partner u. a zum Stand der 

laufenden Förderperiode bzw. zum Jahresgespräch 

mit der EU-Kommission, zum beabsichtigten achten 

EPLR-Änderungsantrag sowie zum Stand der Vorbe-

reitung der neuen Förderperiode 2014-2020 infor-

miert. Mit den Informationsveranstaltungen wird si-

chergestellt, dass auch mit weiteren Partnern – insbe-

sondere den Vertretern von landwirtschaftlichen und 

umweltspezifischen Fachverbänden und Vereinen – 

ein umfangreicher und direkter Meinungs- und Infor-

mationsaustausch mit der ELER-Verwaltungsbehörde 

stattfindet. 

 

Weitere ressortinterne und/oder ressortübergrei-

fende Aktivitäten der ELER-Verwaltungsbehörde auf 

Ebene der Landesregierung, auf Bundes- und EU-

Ebene: 

 

 

Aktivitäten der Verwaltungsbehörde 
ELER ressortintern 

Umsetzung des Finanzmanagements 

Um den oben genannten Aufgaben eines effektiven 

Programmmanagements nachzukommen, richtet die 

ELER-Verwaltungsbehörde in regelmäßigen Abstän-

den Finanzmanagement-Gespräche aus. Inhaltlich 

wird hier insbesondere der Stand der Mittelbindung 

und -auszahlung der einzelnen EU-Codes sowie die 

Gesamtheit der im Zusammenhang mit der Umset-

zung der jeweiligen Förderbereiche anfallenden Fra-

gestellungen erörtert. 

 

In diesem Rahmen fanden im Berichtsjahr vom 25.09. 

bis 10.10.2013 Gesprächsrunden zu den bestehen-

den Förderrichtlinien und Verwaltungsvorschriften 

statt. Thematisiert wurde dabei die konkrete Umset-

zung des ELER in Brandenburg und Berlin, auch mit 

Bezug auf die Vorbereitung der neuen Förderperiode 

ab 2014. An den Abstimmungen zum Finanzma-

nagement nahmen neben den Richtlinienzuständigen 

aus den Fachbereichen auch Vertreter der EU-Zahl-

stelle und der zuständigen Bewilligungsstellen teil. 

 

Teilnahme der Verwaltungsbehörde ELER an 

Veranstaltungen zu LEADER 

Zur Sicherstellung einer kontinuierlichen kooperativen 

Zusammenarbeit im Bereich LEADER hat die ELER-

Verwaltungsbehörde auch im Berichtsjahr an den 

folgenden Tagungen der LEADER-Regionalmanager-

innen und Regionalmanager teilgenommen. 

 20.02.2013: Strategieworkshop – Die Zukunft der 

ländlichen Räume Brandenburgs 

 03.06.2013: LAG Treffen im Oderland mit Be-

such von verschiedenen LEADER Projekten 

 15.08.2013: LAG Treffen mit der Staatssekretä-

ring des MIL zu Fragen und Diskussion zum 

Stand der Umsetzung LEADER (ILE) in der lau-

fenden und Vorstellungen für die Vorbereitung 

der neuen Förderperiode  
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 24.10.2013: LAG treffen zu den Themen: Weite-

res Verfahren nach den Regionalkonferenzen 

des MIL und Auswahlverfahren für zukünftige 

Projektanträge 

 

 

Aktivitäten der Verwaltungsbehörde 
ELER ressortübergreifend auf Ebene 
der Landesregierung 

Um einer hohen Transparenz im Fördergeschehen 

sowie der erforderlichen Kohärenz mit den anderen 

Finanzierungsinstrumenten - insbesondere den Struk-

turfonds - Rechnung zu tragen, wurde im EPLR die 

Interministerielle Arbeitsgruppe zum ELER (IMAG 

ELER) als festes Gremium installiert. An den Beratun-

gen der IMAG ELER, die von der ELER-VB geleitet 

wird, nahmen Vertreterinnen und Vertreter aller Res-

sorts der Landesregierung, der Berliner Senatsver-

waltung sowie die EU-Zahlstelle teil. 

 

Die IMAG ELER kam im Jahr 2013 zu einer Sitzung 

am 14.10.2013 zusammen. Im Wesentlichen ging es 

dabei um: 

 den aktuellen Sachstand der Umsetzung des  

ELER in Brandenburg, insbesondere die beab-

sichtigten Aussteuerung der Förderperiode 2007-

2013 sowie 

 den Stand der Vorbereitung der neuen Förderpe-

riode 2014-2020, insbesondere die Vorbereitun-

gen für den LEADER-Wettbewerbsaufruf. 

 

Arbeitsgruppe (AG) ELER 2014 

Mit Vorlage der Verordnungsentwürfe für die neue 

EU-Förderperiode ab 2014 sowie der allgemeinen 

Bestimmungen für die GSR-Fonds (EFRE, ESF, 

ELER, KF und EMFF) im Oktober 2011 hatten die 

konkreten Vorbereitungen für die Programmlaufzeit 

2014 - 2020 begonnen. Um eine transparente, effizi-

ente, strukturierte und koordinierte Vorbereitung der 

Erstellung des Entwicklungsprogramms für den länd-

lichen Raum Brandenburgs und Berlins 2014 - 2020 

sicherzustellen, wurde bereits im Dezember 2011 im 

MIL die AG ELER 2014 konstituiert. Neben der Ver-

waltungsbehörde ELER, der die Leitung der AG ob-

liegt, setzt sich die AG aus folgenden Vertretern zu-

sammen: 

 MIL Abteilung 3, 

 MIL/ Ref. 11 (Haushalt) – als Schnittstelle  

ELER/ Strukturfonds,  

 Senatsverwaltungen von Berlin, 

 EU-Zahlstelle, 

 MUGV. 

 

Für fachlich-inhaltliche Bezüge zieht die Arbeitsgrup-

pe weitere Experten hinzu. In den Zuständigkeitsbe-

reich der AG im Hinblick auf die Vorbereitung der 

Programmerstellung fallen bzw. fielen insbesondere 

folgende Aufgaben:  

 Zusammenstellung; Koordinierung der eingehen-

den Vorschläge in Vorbereitung auf die inhaltli-

che Ausgestaltung des künftigen Programmpla-

nungsdokumentes unter Berücksichtigung der 

bisherigen Förderung, der Empfehlungen aus der 

Halbzeitbewertung sowie der Kohärenz mit ande-

ren Finanzierungsinstrumenten, 

 Vorbereitung von Entscheidungen im MIL, MUGV 

und für Berlin, 

 Begleitung und Koordinierung der Erarbeitung 

des neuen Entwicklungsprogramms. 

 

Um die Arbeit der ELER AG 2014 effektiv zu gestal-

ten, werden folgende Schnittstellen zu anderen Ar-

beitsgruppen genutzt. Dazu zählen: 

 die AG Agrarumweltmaßnahmen, 

 die AG Vorbereitung Förderperiode 2014-2012 

der Abteilung 3 des MIL, 

 die AG Stadt/ Land des MIL sowie 

 die AG ESF im Ministerium für Arbeit, Soziales 

und Familie des Landes Brandenburg. 

 

Im Berichtsjahr lag der Schwerpunkt der Aktivitäten 

der AG ELER 2014 insbesondere auf den Abstim-

mungen sowie der Erarbeitung des Entwicklungspro-

gramms für den ländlichen Raum Brandenburgs und 

Berlins 2014-2020. Diese Schwerpunkte wurden 

intensiv begleitet durch einen permanenten parallelen 

Austausch mit den Auftragnehmern der ex- ante- 

Evaluierung und Strategischen Umweltprüfung. 

 

Dem European Code of Conduct for Partnership 

folgend fand im gesamten Jahr 2013 ein umfangrei-

cher Begleit- und Beteiligungsprozess mit den (Wirt-

schafts- und Sozial-) Partnern statt. Einerseits wurde 

dieser durch turnusmäßige Sitzungen von Beratun-

gen mit den Partnern sowie auf mannigfaltigen Ver-

anstaltungen der Partner selbst durchgeführt. Die 

Entwürfe des EPLR wurden den Partnern regelmäßig 

elektronisch sowie über die ELER- Homepage zur 

Stellungnahme zur Verfügung gestellt. Und anderer-

seits wurden die Entwürfe der Operationellen Pro-

gramme des ESF und EFRE sowie des EPLR durch 

ein landesinternes Ressort- und Kabinettverfahren 

kommuniziert und diskutiert. 
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Mitarbeit der Verwaltungsbehörde ELER in ver-

schiedenen landesinternen sowie länderübergrei-

fenden Interministeriellen Arbeitsgruppen  

Die ELER-Verwaltungsbehörde ist auf Ebene der 

Landesregierung in weiteren Interministeriellen 

Arbeitsgruppen (IMAG) tätig: 

 IMAG zur fondsübergreifenden Publizität un-

ter Federführung der Koordinierungsstelle der 

EU-Fonds im Ministerium für Wirtschaft und Eu-

ropaangelegenheiten des Landes Brandenburg 

(Mitwirkung bei fondsübergreifenden Aktivitäten, 

wie Umfrage zum Bekanntheitsgrad der EU-

Fonds, Erstellung eines Imagefilms zum EFRE, 

ESF und ELER)  

 IMAG zur Chancengleichheit unter Federfüh-

rung der ESF-Verwaltungsbehörde im Ministeri-

um für Arbeit, Soziales, Frauen und Familie des 

Landes Brandenburg. Unter anderem wurde im 

Rahmen einer Beratung der IMAG die Etablie-

rung von Gender Aspekten im ELER präsentiert 

 IMAG zur Zukunft der EU-Fonds, der Kohäsi-

onspolitik sowie der Gemeinsamen Agrarpoli-

tik unter Federführung der Koordinierungsstelle 

des MWE 

 länderübergreifende Arbeitsgruppe zwischen 

den EU-Fonds-Akteuren Berlin und Branden-

burgs unter Federführung der Koordinierungs-

stelle des MWE 

Weitere Ausführungen zu den genannten Arbeits-

gruppen enthält das Kapitel 6. 

 

 

Aktivitäten der Verwaltungsbehörde 

ELER auf Bundesebene 

Auf Bundesebene nimmt die Verwaltungsbehörde 

ELER regelmäßig an den Abstimmungen zu Grund-

satzfragen der ELER-Förderung im Bundesminis-

terium für Ernährung, Landwirtschaft und Ver-

braucherschutz (BMELV) teil (Beratungen der Pro-

grammkoordinierungsreferenten – PKR). 

 

Die Verwaltungsbehörde ELER vertritt die Länder 

Berlin und Brandenburg sowohl im Begleitaus-

schuss zur Umsetzung der Nationalen Strategie 

als auch im Begleitausschuss zur Umsetzung des 

Nationalen Netzwerkes ländlicher Raum. Beide 

Begleitausschüsse tagten im Berichtsjahr am 06. und 

07.11.2013. Wesentliche Inhalte waren 

 die aktuelle Programmumsetzung in  

Deutschland, 

 die Weiterentwicklung der zweiten Säule nach 

2013 (Präsentationen der Partner zu den 

Schwerpunkten 1-4), 

 der Fortschrittsbericht zum Nationaler Strategie-

plan (NSP), 

 Stand der Umsetzung des Jahresprogramms der 

DVS sowie Vorstellung des Jahresprogramms für 

2014. 

 

An der bundesweiten LEADER-Referenten-Tagung 

am 11./12.04.2013 in Niedersachsen hat die Verwal-

tungsbehörde ELER im Berichtsjahr nicht teilgenom-

men. Das Land Brandenburg war hier jedoch durch 

den zuständigen Fachbereich vertreten. 

 

 

Aktivitäten der Verwaltungsbehörde 
ELER auf EU-Ebene 

Neben diversen Abstimmungen mit der Generaldirek-

tion Landwirtschaft zu den EPLR-Änderungsanträgen, 

den Berichterstattungen sowie Gesprächen, die der 

Vorbereitung der Begleitausschusssitzungen dienten, 

fand ein gemeinsames Jahresgespräch aller Bun-

desländer mit der EU-Kommission und Vertretern 

des Bundes am 07.11.2013 in Berlin sowie ein bila-

terales Jahresgespräch mit der EU-Kommission 

am 09.10.2013 in Brüssel statt. Dabei ging es v. a. 

um: 

 die finanzielle Umsetzung der Länderprogramme,  

 die Umsetzung der Ergebnisse der Jahresge-

spräche 2012, 

 die Arbeit in den Begleitausschüssen, 

 Abschluss der laufenden Förderperiode, 

 die Vorbereitung der nächsten Förderperiode 

(Zeitplanung, Stand der Partnerschaftsvereinba-

rung, Übergangsbestimmungen, SWOT Analyse, 

Ex-ante Bewertung) 

 CLLD/LEADER 

 Betrugsbekämpfungsstrategie 

 

Über die Inhalte des gemeinsamen Jahresgesprä-

ches wurden die Mitglieder des gemeinsamen Be-

gleitausschusses am 20.11.2013 im Rahmen der Be-

richterstattung der ELER-Verwaltungsbehörde in 

Kenntnis gesetzt. Zu beiden Gesprächen wurden Pro-

tokolle gefertigt. 

 

 

Sonstige Aktivitäten der Verwaltungs-
behörde ELER 

Wahrnehmung von Prüfangelegenheiten in 2013 

 Begleitung einer Prüfung durch den Internen Re-

visionsdienst im Bereich der Technischen Hilfe. 

Geprüft wurden mehrere Maßnahmen ohne Be-

anstandung. 
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 Im Berichtsjahr 2013 fanden mehrere Prüfungen 

zur Einhaltung der Regelungen  für die Förde-

rung der Breitbandversorgung ländlicher Räu-

me statt. Der Landesrechnungshof prüfte mit 

dem Ziel, risikobehaftete Bereiche des Zuwen-

dungsverfahrens zu identifizieren und zu beurtei-

len. Geprüft wurden 10 Förderfälle der Haus-

haltsjahre 2009 bis 2011. Im Ergebnis der Prü-

fung beanstandete der Landesrechnungshof die 

unzulässige Ausreichung von Zuwendungen in 

einem Fall.  

 Zur Breitbandförderung sprach die Bescheini-

gende Stelle eine pauschale Finanzkorrektur 

aus. Der Korrekturbetrag war von der folgenden 

Quartalsabrechnung abzuziehen. Das Monitoring 

der Prüfbehörde diesbezüglich ist noch nicht ab-

geschlossen. 

 Im Juni und September 2013 fanden Prüfbesu-

che des Europäischen Rechnungshofes statt. 

Vorrangig  ist anzumerken, dass der ERH Zulas-

sungskriterien der Zahlstelle geprüft hat In einem 

Prüffall – im Rahmen der Breitbandförderung - 

wurde kritisiert, dass das beauftragte Unterneh-

men den Eigenanteil für die Gemeinde gestellt. 

Hier sind die geforderten Stellungnahmen noch 

nicht abschließend vorliegend. 

Wie in den Vorjahren nahmen die Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter der ELER-Verwaltungsbehörde auch 

im Jahr 2013 an verschiedenen Qualifizierungsmaß-

nahmen teil. Dazu zählten u. a.: 

 ein Seminar am European Institute of Public 

Administration (EIPA) zur Vertiefung der Fach-

kenntnisse politischer Entscheidungs- und Im-

plementierungsprozesse auf europäischer Ebene 

sowie zur Detailvertiefung bezüglich der Möglich-

keiten der Mitwirkungen der Länder an europäi-

schen Entscheidungsprozessen. 

 Veranstaltungen der Landesakademie  

 

Umsetzungstechnische Aspekte – Insbesondere  in 

Bezug auf Abstimmungen zur Vorbereitung der neuen 

Förderperiode sowie zur Umsetzung und Aussteue-

rung der laufenden Förderperiode wurde Ende 2013 

ein regelmäßiger Austausch im Rahmen eines Jour 

fix mit der EU Zahlstelle eingeführt. Dieser wird im 

Jahr 2014 fortgeführt. 

 

 

Fachaufsichtsprüfung der Zahlstelle 

Für die Bearbeitung der Anträge nutzten die Bewilli-

gungsbehörden weiterhin die Fördermittelbearbei-

tungssoftware profil c/s. Die Zahlstelle führt eine um-

fangreiche Fachaufsicht durch, die im Rahmen des 

Rechnungsabschlussverfahrens durch die Bescheini-

gende Stelle geprüft wurde. Es gab keine Beanstan-

dungen. Die Bescheinigende Stelle hat die ELER-

Jahresrechnung bescheinigt. Die festgestellten Fehler 

waren unterhalb der Wesentlichkeitsschwelle und 

werden entsprechend korrigiert. 

 

 

 

Probleme und Abhilfemaßnahmen 

ELER-Verordnung Art. 82 (2) e) ii) 

Änderungen des EPLR 

Im Hinblick auf eine optimale Programmsteuerung – 

beispielsweise durch Verbesserung der Akzeptanz 

einzelner Maßnahmen bzw. des gesamten Pro-

gramms – um Minder- und Mehrbedarfe auszuglei-

chen und damit die vollständige Mittelinanspruchnah-

me sicherzustellen sowie unter Berücksichtigung ge-

änderter Rahmenbedingungen wurden bis Ende 2013 

sieben Änderungsanträge des EPLR Brandenburg 

/ Berlin 2007-2013 bei der EU-Kommission einge-

reicht (der im Berichtsjahr eingereichte siebte Ände-

rungsantrag war Ende 2013 noch nicht genehmigt, 

s. u.).  

 

Die ersten beiden Programmänderungen waren be-

reits im Jahr 2009 erfolgt und betrafen u. a. Pro-

grammanpassungen infolge des Health Checks. Mit 

dem im Juli 2010 von der Kommission genehmigten 

dritten Änderungsantrag wurden u. a. finanzielle Um-

schichtungen im Schwerpunkt 3 zugunsten der Maß-

nahmen der Daseinsvorsorge (EU-Code 321) vorge-

nommen, eine neue KULAP-Untermaßnahme einge-

führt und Fördersätze in zwei KULAP-Untermaß-

nahmen sowie für Maßnahmen zur Verbesserung des 

Landschaftswasserhaushaltes angehoben.    

 

Der vierte Änderungsantrag war im September 2011 

genehmigt worden. Dieser beinhaltete Änderungen 

zur Umsetzung der Ergebnisse der Halbzeitbewer-

tung einschließlich Mittelumschichtungen und ent-

sprechend geänderte Zielquantifizierungen sowie 

redaktionelle Anpassungen. Unter anderem wurde die 

Maßnahme 123 ab 2011 eingestellt, eine neue Agra-

rumwelt-Untermaßnahme (B6 Brachflächen auf 

Ackerstandstandorten) wurde eingeführt und eine 
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Verlängerungsoption für Agrarumweltmaßnahmen auf 

bis zu sieben Jahre aufgenommen.  

 

Die Genehmigung der fünften EPRL-Änderung war im 

September 2012 erfolgt. Wesentliche Änderungen 

waren die Aufnahme von vier ländlichen Teilräumen 

Berlins in die Gebietskulisse für die Förderung inves-

tiver Projekte im Schwerpunkt 3, die Erweiterung des 

Codes 212 (Spreewald) um die Untermaßnahme 

„Mähweide“, die Umstellung der Zahlungsverfahren 

für die Maßnahmen 213 und 214 vom Wirtschafts- auf 

das Kalenderjahr ab 2013 sowie die Erweiterung der 

Natura 2000-Gebietskulisse im Fall von Investitionen 

und Aufnahme des Fördergegenstandes „Pflege- und 

Entwicklungspläne“ in Großschutzgebieten mit einer 

Förderintensität von 100 % analog zu der Erarbeitung 

von Schutz und Bewirtschaftungsplänen. Damit ver-

bunden waren Mittelumschichtungen und die Anpas-

sung von Zielwerten der Output- und Ergebnisindika-

toren sowie redaktionelle Änderungen. 

 

Der sechste Änderungsantrag zum EPLR wurde 

am 16.10.2012 eingereicht und am 22.03.2013 von 

der Kommission angenommen (diese Programmfas-

sung mit entsprechenden Zielwerten und Mittelansät-

zen liegt diesem Jahresbericht zu Grunde). Finanziel-

le Änderungen wurden im Rahmen der sechsten Än-

derung nicht vorgenommen. Hauptgegenstand des 

Antrages war die Einrichtung eines revolvierenden 

Fonds („Brandenburg-Kredit Agrar“/„BK Agrar“) als 

ergänzendes Finanzierungsinstrument im Maßnah-

menbereich der einzelbetrieblichen Investitionsförde-

rung (EU-Code 121). Die Gewährung zinsloser Nach-

rangdarlehen aus diesem Fonds, der durch ELER-

Mittel und Kofinanzierungsmittel der Investitionsbank 

Brandenburg (ILB) finanziert wird, soll die bestehende 

Gewährung von ELER-Zuschüssen im Code 121 

ergänzen und zur Verbesserung der Eigenkapitalquo-

te der landwirtschaftlichen Unternehmen beitragen. 

Für ein und dasselbe Vorhaben kann dabei jeweils 

nur ein Zuschuss oder ein Darlehen in Anspruch 

genommen werden. Eine Doppelförderung ist ausge-

schlossen. Der Maßnahmenbereich des Codes 121 

wurde entsprechend unterteilt in den „Zuschussbe-

reich“ 121a und den „Darlehensbereich“ 121b, die 

Zielwerte für beide Teilbereiche wurden angepasst.  

Neben der Einführung des revolvierenden Fonds 

beinhaltet der sechste Änderungsantrag außerdem 

Anpassungen an die achte Änderung der Nationalen 

Rahmenregelung (2012) bezüglich des Umgangs mit 

zuschussfähigen öffentlichen Ausgaben sowie redak-

tionelle Änderungen.  

 

Am 13.09.2013 wurde ein siebter Änderungsantrag 

eingereicht, der bis zum Ende des Berichtsjahres 

noch nicht genehmigt war (die Genehmigung erfolgte 

mit Schreiben der Kommission vom 20.01.2014). Die 

beantragten Änderungen beinhalten v. a. finanzielle 

Umschichtungen zur Aussteuerung der Förderperio-

de, verbunden mit Anpassungen der quantifizierten 

Zielwerte (Indikatoren). Reduziert wurden die Mittel-

ansätze der EU-Codes 121, 125, 226, 227, 311 sowie 

der Technischen Hilfe. Im Gegenzug erfolgte eine 

Ansatzerhöhung in den EU-Codes 126, 214, 322, 323 

sowie 413.  

Neben den Änderungen im Finanzplan wurden au-

ßerdem die Zuwendungsvoraussetzungen zur Förde-

rung der Erstellung von Pflege und Entwicklungsplä-

nen im Rahmen des EU-Codes 323 angepasst. Für 

die Maßnahmen, für die im Rahmen der n+2-Re-

gelung in den Jahren 2014 und 2015 noch Bewilli-

gungen und Zahlungen erfolgen sollen, wurden au-

ßerdem die beihilferechtlichen Voraussetzungen bis 

zum Jahr 2015 verlängert (davon betroffen sind die 

EU-Codes 125, 126, 124, 226, 227, 311, 321, 313, 

321, 322 und 323). 

 

 

Weitere Probleme und Abhilfe- 
maßnahmen 

Problem 

Diskussion zu Feststellungen von Fehlerraten im Be-

reich ELER. 

Vorbereitung von Abhilfen 

Ein Vergabeworkshop für die Bewilligungsstellen zum 

Thema Vergabeverfahren ist für 2014 geplant. 

 

Problem 

Sicherstellung der finanziellen Aussteuerung der För-

derperiode 2007 - 2013. 

Vorbereitung von Abhilfen 

1. Vorbereitung des siebten EPLR Änderungsantrags 

zur Feststellung bzw. zum Ausgleich der Mehr- und 

Minderbedarfe auf Programmebene. Diverse Um-

schichtungen wurden beantragt. 

2. Verlängerung der Möglichkeit zur Bewilligung von 

ELER Mitteln der Förderperiode 2007 - 2013 ab 2014. 

In dem Zusammenhang ist das seitens der Verwal-

tungsbehörde ELER erstellte Schreiben zur Festle-

gung des Fristtermins für die Prüfung der Verwen-

dungsnachweise der Förderperiode 2007 - 2013 

(30.06.2015) zu beachten. 

 

Problem 
Automatisierte Anwendung des ELER/GAK-Monito-

ringsystems zur Erstellung der Berichtstabellen in 

Profil c/s. 
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Vorbereitung von Abhilfen 
Ausschreibung des ELER-GAK Monitoringsystems im 

Jahr 2014 zur automatisierten Erstellung der EU-Be-

richtsdaten ist in beabsichtigt.  

 

 

 

Inanspruchnahme der Technischen Hilfe 

ELER-Verordnung Art. 82 (2) e) iii) 

Das für die Technische Hilfe veranschlagte Budget 

war zuletzt mit dem fünften Änderungsantrag (2012) 

um rund 10,7 Mio. € öffentliche Mittel (davon 8 Mio. € 

EU-Mittel) reduziert worden. Für den gesamten Pro-

grammzeitraum sind seitdem insgesamt rund 

20,7 Mio. € öffentliche Mittel (davon 15,5 Mio. € EU-

Mittel) für Ausgaben aus der Technische Hilfe vorge-

sehen. Der Anteil der EU-Mittel an den förderfähigen 

Kosten liegt sowohl im Konvergenzgebiet als auch im 

Nicht-Konvergenzgebiet bei 75 %. Zur Finanzierung 

der Mehrwertsteuer werden darüber hinaus knapp 

3,4 Mio. € zusätzliche nationale Mittel (Top-ups) ein-

gesetzt. (Mit dem zum Ende des Berichtsjahres 2013 

noch nicht genehmigten siebten EPLR-Änderungs-

antrag – die Genehmigung erfolgte am 14.01.2014 

(s. .o.) – wird eine weitere Reduzierung des Budgets 

um 1,1 Mio. € ELER-Mittel vorgenommen, die in die 

Maßnahme 214 (KULAP) umgeschichtet werden.) 

 

Seit Programmbeginn bis Ende 2013 wurden im Kon-

vergenzgebiet und Nicht-Konvergenzgebiet insge-

samt rund 11,3 Mio. € (ohne Top-ups; inkl. Top-ups 

12,5 Mio. €) öffentliche Mittel aus der Technischen 

Hilfe in Anspruch genommen. Etwa 2,5 Mio. € (ohne 

Top-ups, inkl. Top-ups 2,8 Mio. €) entfallen dabei auf 

das Berichtsjahr 2013. Eingesetzt wurden die bisher 

verausgabten Mittel für folgende Posten: 

 IT-Programmierungen: 3,1 Mio. €, 

 Maßnahmen der Begleitung und laufenden Be-

wertung: 1,3 Mio. €,  

 Publizität im Rahmen von ELER, einschließlich 

fondsübergreifender Maßnahmen: 1,2 Mio. €, 

 Studien und Konzepte: 1,2 Mio. €, 

 Personal: 3,9 Mio. € und auf  

 übrige Bereiche (darunter insbesondere Kosten, 

die für die Entwicklung, Umsetzung, Weiterent-

wicklung und Änderung der Interventionen des 

EPLR anfielen): 1,6 Mio. €  

 

Zur Finanzierung der Einrichtung und Betreuung 

eines nationalen Netzes für den ländlichen Raum 

werden aus der Technischen Hilfe keine Mittel ver-

wendet. Die Aktivitäten zum Nationalen Netzwerk 

werden in einem eigenständigen Bericht der Deut-

schen Vernetzungsstelle behandelt.  

 

 

Publizität und Information 

ELER-Verordnung Art. 82 (2) e) iv) 

Auch im Berichtsjahr wurde das Kommunikationskon-

zept weiterentwickelt, erweitert und aktualisiert. Das 

Thema LEADER stand dabei als inhaltlicher Schwer-

punkt weiterhin im Mittelpunkt. Keyvisual und Claim 

sowie die „ELER-Kuh“ als Identifikationsfigur haben 

sich weiter verstetigt und durch den konstanten Ein-

satz mittlerweile einen hohen Wiedererkennungswert 

erreicht.  

 

Zu den wesentlichen Publizitäts- bzw. Informations-

maßnahmen im Jahr 2013 zählte neben den zwölf 

Projekten des Monats die neue Wanderausstellung 

„LEADER“. Neben dem Ziel, die auslaufende Förder-

periode 2007-2013 mit ihren Aktivitäten und Ergeb-

nissen rückblickend bzw. resümierend zu betrachten, 

zielte die Öffentlichkeitsarbeit im Jahr 2013 auch 

darauf ab, konkrete Ausblicke auf die neue Förderpe-

riode 2014-2020 zu kommunizieren. Verschiedene 

Veranstaltungen, Kommunikationskanäle und Medien 

kamen dabei zum Einsatz. 

 

 

ELER-Jahrestagung 

Nachdem in den Vorjahren jeweils zum Ende des 

Jahres eine ELER-Jahrestagung stattgefunden hatte, 

wurde die 7. ELER-Jahrestagung für Anfang 2014 

geplant, so dass im Berichtsjahr keine entsprechende 

Veranstaltung durchgeführt wurde. Als Termin wurde 

der 12.02.2014, als thematischer Schwerpunkt die 

Vorbereitungen auf die neue Programmperiode 2014-

2020 festgelegt. 

 

Für die im Vorjahr stattgefundene ELER-Jahresta-

gung 2012 wurde im Berichtsjahr 2013 eine Doku-

mentation erstellt und veröffentlicht (s. u.).  
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ELER-Internet-Seite 

Der Internetauftritt des ELER wird in Zusammenarbeit 

mit den Agenturen c-zwei und ApunktMpunkt unter 

www.eler.brandenburg.de fortlaufend aktualisiert 

und zielgruppengerecht weiterentwickelt. Die Seite 

begrüßt mit dem zentralen Slogan „ELER – Lebens-

Wert Land.“ und eine kleine Kuh als ELER-Sympa-

thiefigur (s. u.) präsentiert Aktuelles. Darüber hinaus 

informiert die Website u. a. über Fördermöglichkeiten 

und Maßnahmen des EPLR mit entsprechenden 

Richtlinien, Verwaltungsvorschriften und deren An-

tragsfristen, Rechtsgrundlagen sowie Ansprechpart-

nern und Beratungsstellen. Der EPLR in seiner je-

weils aktuellen, genehmigten Fassung sowie die ein-

zelnen Änderungsanträge, die Jahresberichte, der 

Bericht zur Halbzeitbewertung und weitere Publika-

tionen und Bildmaterialien können heruntergeladen 

werden.  

 

Im Rahmen ausgewählter „Projekte des Monats“ 

werden auf der Website außerdem best-practice-Bei-

spiele vorgestellt, zu denen 2013 folgende zählten:  

 Januar: Mühle Tornow GbR, Landkreis Oberha-

vel (EU-Code 312) 

 Februar: Neue Demenz-Wohngemeinschaft „Alte 

Försterei Kolpin“, Landkreis Oder-Spree (EU-

Code 312) 

 März: „Forum ländlicher Raum – Netzwerk Bran-

denburg“ Heimvolkshochschule am Seddiner 

See, Landkreis Potsdam-Mittelmark (EU-Code 

421) 

 April: ERFA-Gruppe Einzelhandelsgärtner, lan-

desweit (EU-Code 111) 

 Mai: Ferienhaus „Zur Stillen Pauline“, Landkreis 

Ostprignitz-Ruppin (EU-Code 311) 

 Juni: Umbau und Verjüngung von Kiefernbestän-

den des Stadtforstes, Stadt Müncheberg, Land-

kreis Märkisch-Oderland (EU-Code 227) 

 Juli: Sanierung des Schöpfwerks Karthane, Stadt 

Wittenberge, Landkreis Prignitz (EU-Code126) 

 August: BARNIM PANORAMA Naturparkzentrum 

Agrarmuseum Wandlitz, Landkreis Barnim (EU-

Code 323) 

 September: Neue Liegehalle und Melkzentrum, 

Landkreis Uckermark (EU-Code 121) 

 Oktober: Bau eines Durchlasses mit Sohlgleite, 

Wasser- und Bodenverband Prignitz, Landkreis 

Prignitz (EU-Code 125) 

 November: Landesweite Erstellung von Schutz- 

und Bewirtschaftungsplänen außerhalb von 

Großschutzgebieten sowie Datenerhebungen in 

Großschutzgebieten (EU-Code 323) 

 Dezember: Gesicherter Lebensraum für die Eu-

ropäische Sumpfschildkröte und weitere gefähr-

dete Arten, Landkreis Uckermark (EU-Code 323) 

 

Informationen zur EU im Zusammenhang mit Bran-

denburg sowie fondsübergreifende Informationen zu 

den EU-Fonds EFRE, ESF und ELER in Brandenburg 

und entsprechende Landes- und Bundesprogramme 

sind auf der Internetseite www.europa.branden 

burg.de veröffentlicht. 

 

Im Sinne der Transparenz-Initiative der EU waren 

seit Juni 2009 Informationen über Empfänger von 

ELER- und EGFL-Mitteln in Deutschland auf einer 

Website der Bundesanstalt für Landwirtschaft und 

Ernährung (BLE) unter www.agrar-fischerei-zah-

lungen.de frei abrufbar. Mit Urteil vom 09.11.2010
204

 

infolge von Klagen zweier Landwirte aus Deutschland 

hatte der Europäische Gerichtshof die verwendete 

Rechtsgrundlage
205 

für ungültig erklärt, soweit natürli-

che Personen betroffen sind. Die Informationen über 

die Fördermittelempfänger wurden daraufhin zu-

nächst vollständig aus dem Netz genommen. Im April 

2011 wurde die entsprechende Rechtsgrundlage von 

der Kommission geändert
206

, die Zahlungen an juristi-

sche Personen sind seitdem wieder einsehbar. Daten 

von natürlichen Personen bleiben dagegen weiter 

gesperrt, bis über einen noch von der Kommission 

vorzulegenden Vorschlag über eine Neuregelung für 

die 27 Mitgliedstaaten entschieden ist. 

 

 

Pressemitteilungen  

Über wesentliche Veranstaltungen, Ereignisse und 

Themen wurde die breite Öffentlichkeit u. a. durch 

Pressemitteilungen informiert. Dazu zählten z. B.: 

 die Auftaktveranstaltung zur Info-Reihe zur neu-

en EU-Förderperiode 2014 - 2020,  
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 die Präsentation des ELER auf der Internationa-

len Grünen Woche (IGW) 2013 in Berlin gemein-

sam mit dem EFRE und ESF,  

 monatliche Pressemitteilungen zu den „Projekten 

des Monats“ (s. o.). 

 

 

Publikationen 

Verschiedene Druckerzeugnisse informieren über den 

ELER bzw. spezifischen Themen der ländlichen Ent-

wicklung, über Fördermöglichkeiten und bisherige 

Aktivitäten. Alle Broschüren und Flyer können auch 

auf der Internetseite www.eler-brandenburg.de herunter-

geladen werden. Im Berichtsjahr 2013 sind neu hin-

zugekommen: 

 fondsübergreifende Broschüre „Chancengleich-

heit“ mit Beispielprojekten aus der Praxis, die im 

Rahmen von ELER, EFRE und ESF umgesetzt 

wurden über der Organisation und Durchsetzung 

der Chancengleichheit dienen, 

 Dokumentation der ELER Jahrestagung 2012,  

 Booklet zu den Projekten des Monats 2007-2013. 

 

Außerdem wurde auch im Jahr 2013 für jedes der 

ausgewählten Best Practice-Förderprojekte („Projekte 

des Monats“, s. o.) ein Projektblatt entwickelt. Darin 

sind Informationen zu Hintergrund, Inhalt, Umsetzung 

und Finanzierung des jeweiligen Projekts zusammen-

fassend dargestellt. Bereits im Jahr 2011 hatte es zu 

den Projekten des Monats eine Interessenbekundung 

des European Network for Rural Development 

(ENRD) zur Veröffentlichung der Projekte auf der 

Internetseite der EU-Kommission gegeben. 

ELER-Wanderausstellung  

Zur anschaulichen Darstellung der ELER-Förderung 

wurde eine ELER-Wanderausstellung entwickelt, 

die Förderschwerpunkte und Best-Practice-Beispiele 

vorstellt. Seit 2010 tourt die Ausstellung durch das 

Land Brandenburg, kann von interessierten Institutio-

nen angefordert und über einen abgestimmten Zeit-

raum vor Ort gezeigt werden. Zu dem Ausstellungs-

modul „ELER. Neuer Antrieb für Brandenburg“, das 

die ELER-Förderung in Brandenburg insgesamt ab-

bildet, wurden zwei weitere spezifische Module „Flur-

neuordnung im ländlichen Raum.“ sowie „LEADER. 

Erfolgreiche Projekte in den Regionen!“ ergänzt.  

 

Im Jahr 2013 kamen auch die beiden Module zur 

Flurneuordnung und zum ELER allgemein zum Ein-

satz, überwiegend wurde jedoch die LEADER-Wan-

derausstellung gezeigt. Neben zwei Infotafeln zum 

Thema LEADER und den Lokalen Aktionsgruppen 

(LAGn) werden dabei pro Region bzw. LAG eine 

Wand mit mehreren LEADER-Projektbeispielen aus 

der jeweiligen Region präsentiert. Die Bewerbung der 

LEADER-Ausstellung begann am 28.11.2012 im 

Rahmen der ELER-Jahrestagung 2012 sowie einem 

Rundmailing Anfang 2013. Darüber hinaus wurden 

potenzielle Ansprechpartner direkt kontaktiert. Insge-

samt wurden die Wanderausstellungen im Jahr 2013 

an zwölf Orten für durchschnittlich jeweils drei bis vier 

Wochen einer breiten Öffentlichkeit zugänglich ge-

macht.  

 

 

Werbeartikel 

Wie in den Vorjahren wurde auch im Berichtsjahr 

2013 ein Tischkalender für das kommende Jahr 

(2014) erstellt. Dieser integriert neben Informationen 

zum ELER, zu Projekten des Monats 2013, zur Publi-

zität und Transparenz sowie Internetadressen und 

Kontaktdaten zur EU-Förderung erstmals auch eine 

Seite mit zusammenfassenden Zahlen, die das ge-

samte Förderspektrum resümierend vorstellen.  

 

Auch ein Wandkalender im Format A2 wurde im Be-

richtsjahr für das Jahr 2014 entwickelt und produziert. 

Unter dem Motto „Eine sinnvolle Förderung ist …“ 

wurden aufmerksamkeitsstarke Bilder und Sprüche 

ausgewählt, die auf den Rückseiten der Kalender-

blätter durch Zusammenfassungen zu den Förder-

schwerpunkten und beispielhaften Projekten sowie 

durch ein Grußwort des Landwirtschaftsministers Vo-

gelsänger ergänzt werden.  

 

Tisch- und Wandkalender wurden per Bedarfsabfrage 

an Partner, LAGen, Interessenten und Besucher der 

ELER-Jahrestagung 2014 verteilt. 

 

 

Veranstaltungen  

Auch im Berichtsjahr war die ELER-Verwaltungs-

behörde auf der Brandenburger Landwirtschafts-

ausstellung (BraLa 2013) vom 09.-12.05.2013 ver-

treten. Mit der ELER-Pappkuh als „Eyecatcher“ und 

Informationen zu den drei Wanderausstellungen und 

weiteren Informationsmedien zum ELER präsentierte 

sich die Verwaltungsbehörde auf dem Stand des 

Landesamtes für Ländliche Entwicklung, Landwirt-

schaft und Flurneuordnung (LELF). 
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Auf der Internationalen Grünen Woche IGW 2013 in 

Berlin war der ELER am 21.01.2013 mit der fonds-

übergreifenden Fotobox im Foyer der Brandenburg-

halle vertreten. Im Rahmen der Kampagne „Auch 

ganz schön“ (s. u.) wurden die Gäste der Grünen 

Woche hier über den Einsatz der Fördermittel im 

Land Brandenburg informiert. Zu den konkreten Pro-

jekten, die hier vorgestellt wurden, zählte u. a. die 

Gläserne  Molkerei oder die Öko-Landbau-Beratung.  

 

 

Unterstützung der Verwaltungsbehörde 

ELER durch eine Agentur 

Um die Verwaltungsbehörde bei der Umsetzung von 

Information und Publizität gemäß Artikel 76 der VO 

(EG) 1698/2005 zu unterstützen, wurde im November 

2009 eine Agentur vertraglich gebunden. Die umge-

setzten Maßnahmen werden dokumentiert und soweit 

möglich in ihrer Wirkung seit 2010 mit einem jährli-

chen Evaluierungsbericht beurteilt. Am Ende der För-

derperiode wird ein Abschlussbericht erstellt. 

 

Zur Erhöhung der Sichtbarkeit und des Bekanntheits-

grades der ELER-Förderung für eine breite Bevölke-

rungsschicht in Brandenburg und Berlin wurde in 

Zusammenarbeit mit den Agenturen c-zwei communi-

cation:coaching und ApunktMpunkt ein Kommunikati-

onskonzept erarbeitet. Ein Claim sowie eine Sympa-

thiefigur, eine kleine Kuh, wurden eingeführt. 

 

 

Aktivitäten Forum Ländlicher Raum 

Im Rahmen des Forums Ländlicher Raum - Netzwerk 

Brandenburg wurden auch im Jahr 2013 insgesamt 

17 Veranstaltungen mit Beteiligung der Deutschen 

Vernetzungsstelle Ländlicher Raum (DVS) durchge-

führt. Die Veranstaltungen richteten sich vornehmlich 

an die Lokalen Aktionsgruppen im Land Brandenburg 

sowie an weitere Zielgruppen und deckten ein breites 

Themenspektrum ab, u. a. 

 

 LEADER 2014-2020 und die Gestaltung der 

neuen Regionalen Entwicklungsstrategien, 

 Erfahrungen zur Umsetzung der Maßnahmen zur 

ländlichen Entwicklung, 

 Fachveranstaltungen (Historische Dorfkerne, 

Bodenordnungsverfahren, Direktvermarktung), 

ländlicher Tourismus), 

 Auswertung und Prämienausreichung des Dorf-

wettbewerbs „Unser Dorf hat Zukunft“ 2011/ 

2012. 

 

 

Fondsübergreifende Aktivitäten 

Zur Darstellung des erfolgreichen Einsatzes der EU-

Förderfonds EFRE, ESF und ELER im Land Branden-

burg wurde im Juli 2012 die fondsübergreifende 

Imagekampagne „Auch ganz schön“ gestartet. Ba-

sis der Kampagne bilden drei in Zusammenarbeit mit 

der Fachhochschule Potsdam entwickelte Kinower-

bespots. Mit der Entwicklung und Umsetzung der 

Kampagne wurde die Bietergemeinschaft ariadne an 

der spree und wegewerk beauftragt. Die konzeptio-

nelle Arbeit erfolgt in enger Abstimmung mit den 

beteiligten Verwaltungen. Genutzt werden sowohl 

klassische Werbemittel (Promotionsaktionen, Plakate 

und Banner, Pressearbeit) also auch moderne Kom-

munikations-Kanäle (Radio, Internet, mobile und in-

teraktive Kommunikation). Als besonders erfolgreich 

hat sich die sogenannte „Fotobox“ herausgestellt, die 

auf allen acht bisher durchgeführten Promotionsakti-

onen eingesetzt. Die Möglichkeit, sich vor dem Hin-

tergrund des Kampagnenslogans fotografieren zu 

lassen, wurde von den Besuchern sehr gut angenom-

men. Auch über Brandenburg hinaus findet die 

Imagekampagne mittlerweile Aufmerksamkeit und 

Anerkennung, u. a. durch die Auszeichnung mit dem 

„European Communication Award 2014“. Vor diesem 

Hintergrund wird die ursprünglich bis Ende 2013 

angelegte Kampagnenarbeit auch im Jahr 2014 wei-

ter fortgeführt.  

 

Weiterhin erfolgreich umgesetzt und im September 

2013 abgeschlossen wurde das seit Juni 2011 lau-

fende Schulprojekt „Europa im Blick II“. Mit 368 

Schulveranstaltungen in über 70 Schulen in Branden-

burg hat sich „Europa im Blick“ als eine Marke etab-

liert. Das Projekt hat eine über die Grenzen Branden-
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burgs hinaus reichende Bekanntheit erreicht und 

bereits Nachahmung in anderen Ländern – u. a. in 

Nordrhein-Westfalen – gefunden. In Brandenburg ist 

das Interesse in der Lehrer und auch der Schüler-

schaft weiterhin groß. Die Nachfrage nach Unter-

richtseinheiten lässt sich kaum befriedigen. Vor die-

sem Hintergrund soll das Konzept als „Europa im 

Blick III“ weitergeführt werden. Die öffentliche Aus-

schreibung erfolgte im Dezember 2013. 

 

Zum Ende des Jahres 2013 fand die dritte Umfrage 

zum Bekanntheitsgrad der EU-Förderung im Land 

Brandenburg statt. Erneut wurden dabei rund 1.000 

Brandenburgerinnen und Brandenburger sowie 500 

im Land ansässige Unternehmen repräsentativ be-

fragt. Die Auswertung der Ergebnisse, die für die 

Optimierung der Öffentlichkeitsarbeit zur Verfügung 

stehen, erfolgte unter Berücksichtigung der Umfragen 

2008 und 2010. Die Handlungsempfehlungen finden 

Berücksichtigung bei der Planung der Förderpro-

gramme des EFRE, ESF und ELER 2014-2020.  
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6 VEREINBARKEIT MIT DER GEMEINSCHAFTSPOLITIK 

Erklärung über die Vereinbarkeit der Intervention mit der Gemeinschaftspolitik sowie gegebenenfalls die Darstellung von Prob-
lemen und der entsprechenden Abhilfemaßnahmen, ELER-Verordnung Art. 82 (2) f) 

Kohärenz zwischen den EU-Fonds und 

anderen Instrumenten aus übergreifen-

der Sicht 

Für die Kohärenz zwischen den Fonds sind aus über-

greifender Sicht weiterhin in erster Linie zwei Blick-

winkel maßgeblich. Zum einen müssen die Fonds mit 

der allgemeinen Entwicklungspolitik des Landes im 

Einklang stehen und zum anderen müssen sich die 

Fördermöglichkeiten der einzelnen Fonds sinnvoll 

ergänzen und zugleich Doppelförderungen aus-

schließen. 

 

Übereinstimmung mit der Entwicklungspolitik des 

Landes 

a) Förderstrategie „Stärken stärken“ 

Im Jahr 2005 hat die Landesregierung ihre regionale 

Entwicklungsstrategie überprüft und eine Neuausrich-

tung durch räumliche und sektorale Fokussierung 

beschlossen. Die beiden zentralen Elemente sind 

zum einen die Stärkung der Entwicklung des Landes 

durch die Förderung von „Regionalen Wachstums-

kernen“ (RWK) sowie die Festlegung von Branchen-

kompetenzfeldern. 

 

Diese Strategie des „Stärken stärken“ bildete auch 

eine der zentralen Grundlagen für die Erarbeitung der 

Programme für die Förderperiode 2007 - 2013. Die 

OP der EU-Strukturfonds EFRE und ESF und der 

EPLR für den ELER wurden mit der neuen Landes-

förderstrategie abgestimmt und verzahnt. 

 

Eine Evaluation der Entwicklung der RWK wurde im 

Dezember 2010 abgeschlossen. Obwohl nach Auf-

fassung der Gutachter der Evaluationszeitraum zu 

kurz für endgültige Aussagen ist, lässt sich vorläufig 

feststellen, dass sich die Neuausrichtung der Förder-

politik auf die Stärkung von RWK als zentrale wirt-

schaftsstrukturelle Anker im Raum bewährt hat. Die 

Evaluierung belegt bezüglich der drei zentralen Ziele 

des Prozesses „Schaffung von Arbeitsplätzen“, „Ab-

wanderung verhindern“ und „Verbesserung der An-

siedlungsbedingungen“, dass sich 

 zwischen 2000 und 2009 die Zahl der sozialver-

sicherungspflichtig Beschäftigten in den RWK 

besser als im Durchschnitt des Landes Branden-

burg entwickelt; 

 die Bevölkerungsentwicklung schlechter als im 

Durchschnitt des Landes verlief (ab 2007 entwi-

ckeln sich die RWK jedoch leicht besser  als der Lan-

desdurchschnitt); 

 die Ansiedlungsbedingungen in den RWK in 

vielen Bereichen direkt oder indirekt verbessert 

haben. 

 

Insbesondere der Umstand der vergleichsweise 

schlechteren Bevölkerungsentwicklung bei gleichzei-

tig besserer Entwicklung der Zahl der Beschäftigten 

zeigt die Ankerwirkung der RWK. Die 15 RWK um-

fassen administrativ 10 % der Landesfläche, haben 

noch rund ein Drittel seiner Einwohner und bieten da-

bei fast die Hälfte aller Brandenburger Arbeitsplätze. 

 

In den RWK hat der Prozess der Neuausrichtung der 

Förderpolitik durch das Instrument der Aufstellung 

und jährlichen Aktualisierung der „Standortentwick-

lungskonzepte“ (SEK) zu einer nachhaltigen Stärkung 

der Entwicklung eines zielgerichteten und mit den 

beteiligten Akteuren aus Verwaltung und Privatwirt-

schaft abgestimmten entwicklungspolitischem Han-

delns geführt. 

 

b) Gemeinsame Innovationsstrategie  

     mit Berlin - InnoBB 

Im Jahr 2013 galt es, weiter die notwendigen Voraus-

setzungen zur Umsetzung der gemeinsamen Innova-

tionsstrategie der Länder Berlin und Brandenburg zu 

schaffen. Dabei ging es in erster Linie darum, in allen 

fünf länderübergreifenden Clustern  

 Gesundheitswirtschaft 

 Energietechnik 

 Verkehr, Mobilität und Logistik 

 IKT, Medien und Kreativwirtschaft sowie 

 Optik 

arbeitsfähige Strukturen aufzubauen. 

 

Dazu gehörten die erforderlichen Informations- und 

Kommunikationsstrukturen für das Clustermanage-

ment, die Benennung von Clustersprechern für die 

einzelnen Cluster und die Besetzung und Einberufung 

der einzelnen Clusterbeiräte. 

 

In allen fünf gemeinsamen Cluster fanden themati-

sche Workshops, länderübergreifende Handlungs-

feldkonferenzen und Clusterkonferenzen statt, in 

denen relevante Themen und Projekte, aber auch die 

jeweiligen Strategien der Cluster diskutiert wurden. 

Im Cluster Energietechnik konnte anschließend der 

erste Masterplan verabschiedet werden.  
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Im Cluster Gesundheitswirtschaft wurde die Evaluie-

rung des Masterplans aus dem Jahr 2007 abge-

schlossen. 

 

Parallel wurden in allen Clustern weiter vielfältige 

Kontakte zwischen den Akteuren geknüpft, der Wis-

sens- und Technologietransfer vertieft und damit die 

Basis für neue FuE-Projekte erarbeitet. Das gilt auch 

für die Zusammenarbeit mit internationalen Partnern.  

 

In den vier ergänzenden brandenburgischen Clustern 

 Ernährungswirtschaft 

 Metall 

 Kunststoffe/Chemie 

 Tourismus 

wurde begonnen, vergleichbare Umsetzungsstruktu-

ren, insbesondere für das Management, aufzubauen. 

 

In Ergänzung zur Clusterorientierung verfolgt Bran-

denburg speziell auch die Regionalisierung des Clus-

terprozesses. Über die Regionalcenter der Zukunfts-

Agentur Brandenburg wird die Clusterstrategie damit 

auch in die Landkreise und speziell die Regionalen 

Wachstumskerne getragen. 

 

c) Weiterentwicklung der wirtschaftspolitischen  

    Strategie des Landes Brandenburg  

Das Land Brandenburg ist mit der Weiterentwicklung 

der Wirtschaftspolitik in den Jahren 2009-2014 gut 

aufgestellt: die Unternehmen werden bedarfsgerecht 

unterstützt, die Standortqualität wird kontinuierlich 

verbessert und es wird aktiv Standortwerbung betrie-

ben, um die Wahrnehmbarkeit des Wirtschaftsstand-

ortes weiter zu verbessen. Bei der Weiterentwicklung 

der wirtschaftspolitischen Strategie wurden neue 

Herausforderungen berücksichtigt, die zur Siche-

rung der Zukunftsfähigkeit des Landes bewältigt wer-

den müssen. Dazu gehören ehrgeizige Ziele beim 

Klima- und Umweltschutz und die aktive Gestaltung 

der Energiewende hin zu einem verstärkten Einsatz 

regenerativer Energien, aber auch der Anpassungs-

druck durch die demografische Entwicklung, insbe-

sondere hinsichtlich der Fachkräftesicherung. 

 

Auch die sich dahingehend verändernden Rahmen-

bedingungen, dass von Jahr zu Jahr weniger För-

dermittel zur Verfügung stehen, fanden bei der Wei-

terentwicklung Berücksichtigung. Damit steigt der 

Druck, die Fördermittel so einzusetzen, dass der 

volkswirtschaftliche Nutzen für das Land maximiert 

wird. Dies soll durch eine noch stärkere Qualitätsori-

entierung bei der Wirtschaftsförderung und die geziel-

te Prioritätensetzung erreicht werden. Unter dem 

Leitmotiv „Stark für die Zukunft - Kräfte bündeln“ 

wurde dazu die regionale und sektorale Prioritäten-

setzung 2013 weiter umgesetzt. 

 

Im Rahmen der regionalen Prioritätensetzung wur-

de der erfolgreiche Prozess der gezielten Unter-

stützung von Orten bzw. Regionen mit hohen wirt-

schaftlichen und wissenschaftlichen Potentialen (Re-

gionale Wachstumskerne (RWK)) unter aktiver 

Mitwirkung des MWE fortgesetzt. Schwerpunkt 2013 

war die Intensivierung der Kooperationen der RWK 

mit dem Umland, um die Ausstrahleffekte zu verstär-

ken. Bis Ende 2013 wurden für 14 RWK GRW-Re-

gionalbudgets bewilligt, darunter für drei RWK bereits 

für die zweite Förderphase (Verlängerungen um drei 

Jahre unter veränderten Voraussetzungen). Darüber 

hinaus wurde 2013 die zweite Phase des EFRE-TH 

Projektes „Erhöhung der Wirksamkeit von EFRE-

Interventionen in den RWK“ mit 30 Einzelprojekten 

abgeschlossen. 2013 war außerdem der Start für das 

EFRE-TH Projekt „Regionalisierung der Clusterpoli-

tik“, im Rahmen dessen sechs regionale Standort- 

und Clusterdialoge durchgeführt werden.  

 

Im Bereich der sektoralen Prioritätensetzung wurde 

die wirtschaftspolitische Unterstützung der Cluster im 

Land Brandenburg durch eine aktive Clusterpolitik 

operativ weiter umgesetzt. Für jedes Cluster gibt es 

jeweils ein Clustermanagement, das organisatorische 

und koordinierende Tätigkeiten ausübt. Zu den Auf-

gaben gehört auch die Erarbeitung bzw. Aktualisie-

rung der Masterpläne bis Mitte 2014, in denen Hand-

lungsfelder identifiziert und Maßnahmen zur Weiter-

entwicklung der Cluster gebündelt werden. Dabei er-

folgt eine direkte Einbindung der Clusterakteure. 

Gelegenheit zum Informationsaustausch und zur Ver-

netzung bieten u. a. die Clusterkonferenzen. 

 

2013 wurde mit der Umsetzung des Aktionsplans 

ProIndustrie begonnen. Der Aktionsplan enthält fünf 

Handlungsfelder, denen fünf Leitprojekte und 15 

prioritäre wirtschaftspolitische Maßnahmenbereiche 

mit jeweiligen Einzelmaßnahmen zugeordnet sind. 

Diese zielen darauf, die industrielle Wertschöpfungs-

basis quantitativ und qualitativ zu verbreitern, die Zahl 

der Industriearbeitsplätze zu erhöhen sowie die Rah-

menbedingungen für die industrielle Produktion zu 

verbessern. Am 09.09.2013 fand die erste große 

„Industriekonferenz Brandenburg 2013“ statt, die 

als Plattform für Information und Dialog fungiert. Es 

wurde die Veranstaltungsreihe „Industrietour - Clus-

ter in der Region“ konzipiert, deren fünf clusterrele-

vante Veranstaltungen im ersten Halbjahr 2014 statt-

finden werden. 
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Ein weiterer Schwerpunkt 2013 war die Erarbeitung 

der Energiestrategie 2030 und deren Umsetzung.  

 

Die besondere Unterstützung des Mittelstandes zieht 

sich durch alle Politikbereiche. Die Umsetzung des 

Mittelstandsprogramms, das 2011 zur Auszeich-

nung des Landes Brandenburg als Europäische Un-

ternehmerregion führte, wurde 2013 erfolgreich fort-

geführt. Der 2014 erscheinende Mittelstandsbericht 

fasst alle Aktivitäten der Landesregierung der Legisla-

turperiode zur Förderung mittelständischer Unterneh-

men zusammen. 

 

Zur Verbesserung der wirtschaftlichen Rahmenbedin-

gungen und im Sinne einer aktiven Standortpolitik 

bietet das Land Brandenburg mit der Integration der 

Landesagentur für Struktur und Arbeit Brandenburg 

GmbH in die Zukunftsagentur Brandenburg und In-

vestitionsbank Brandenburg ab dem 1. Januar 2014 

als erstes Bundesland in Deutschland Arbeits- und 

Wirtschaftsberatung aus einer Hand an. Durch die 

Bündelung von Wirtschafts- und Arbeitsberatung und 

-förderung können Synergieeffekte genutzt und ein 

noch umfassenderes Service-Angebot für Unterneh-

men bereitgestellt werden.  

 

Zur online Standortwerbung und -vermarktung sowie 

zur Investorenwerbung existiert mit der Freischal-tung 

des Brandenburg Business Guide (BBG) 

(www.brandenburg-business-guide.de) Ende 2013 

ein multimediales, geodatenreferiertes System, wel-

ches ca. 85.000 Datenpunkte umfasst und Unterneh-

mensdaten, Texte, Photos und Videos sowie umfang-

reiches Kartenmaterial bereit hält sowie u. a. Daten 

zu Gewerbegebieten, Gewerbesteuerhebesätze, die 

Schulstatistik und die Informationsangebote der Tou-

rismus Marketing Brandenburg GmbH integriert. 

 

d) Landestourismuskonzeption Brandenburg  

    2011 - 2015 

Die Landestourismuskonzeption stellt die Arbeits- und 

Handlungsgrundlage aller am Tourismus in Branden-

burg beteiligten Akteure dar. Auf der Basis der seit 

1992 kontinuierlich verfassten Tourismuskonzeptio-

nen wurden moderne, zukunftsfähige touristische In-

frastrukturen geschaffen, die ein erfolgreiches Lan-

desmarketing ermöglichen.  

 

Die „Landestourismuskonzeption Brandenburg 2011 - 

2015“ definiert zehn grundlegende Ziele, die mithilfe 

von 110 – in einem Handlungsprogramm festgelegten 

– Maßnahmen im Zeitraum von 2011 - 2015 umge-

setzt werden sollen. Zu den zehn Schlüsselstrategien 

für die weitere Tourismusentwicklung zählen neben 

der Sicherung der Ressourcen und der Profilierung 

der Tourismusmarke Brandenburg, unter anderem die 

Intensivierung der länderübergreifenden Zusammen-

arbeit, der Ausbau von Kooperationen sowie die 

Schärfung der Tourismusförderung. 

 

Die strategische Ausrichtung der Tourismusförderung 

wurde in den letzten Jahren konsequent weiterentwi-

ckelt. Die Tourismusförderung konzentriert sich auf 

Projekte in den definierten Schwerpunktbereichen 

Wasser- und Radtourismus sowie Gesundheitstou-

rismus in den Kur- und Erholungsorten und setzt da-

bei insbesondere auf Qualitätssicherung- und Ent-

wicklung sowie Barrierefreiheit als Querschnittsthe-

men.  

 

Tourismusförderung erfolgt durch verschiedene Pro-

gramme, die in der Verantwortlichkeit unterschiedli-

cher Ressorts liegen. Neben der im MWE veranker-

ten GRW-Förderung (Gemeinschaftsaufgabe „Ver-

besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“, kofi-

nanziert mit dem EFRE) leisten vor allem Programme 

zur ländlichen Entwicklung (ELER) einen erheblichen 

Beitrag. Darüber hinaus werden über beide INTER-

REG-A-Programme, an denen Brandenburg beteiligt 

ist, auch grenzüberschreitende Tourismusprojekte ge-

fördert. 

 

Die Abstimmung zwischen den Förderressorts wurde 

kontinuierlich ausgebaut. Neben der interministeriel-

len Arbeitsgruppe (IMAG) „Tourismus“ sowie den the-

menspezifischen IMAGs „BUGA“, „LAGA“ und „Rad-

tourismus“ ist u. a. auch der 2011 neu gegründete 

Arbeitskreis „Wassertourismus“, in dem die beteiligten 

Fachressorts die Förderung wassertouristischer Pro-

jekte im Land koordinieren, hervorzuheben. 

 

Darüber hinaus wird auch die länderübergreifende 

Zusammenarbeit, wie zum Beispiel die Zusammenar-

beit mit dem Bundesland Sachsen im Rahmen der 

Entwicklung des Lausitzer Seenlandes, stetig verbes-

sert. 

 

b) Kohärenz zwischen den Interventionen der  

     EU-Fonds in Brandenburg 

Zu Kohärenzabstimmungen installierte Gremien 

Für die Umsetzung der Förderprogramme des EFRE, 

ESF und ELER haben die Verwaltungsbehörden (VB) 

neben den von der EU direkt vorgeschriebenen Gre-

mien jeweils ein landesinternes Gremium eingerich-

tet. Im EFRE-Ausschuss, in der ESF-AG und der 

IMAG ELER werden z. B. Fragen der finanziellen 

Abwicklung und der Projektauswahl erörtert. Darüber 

hinaus werden auch die sich durch die neuen Heraus-

forderungen (Demografischer Wandel, Globalisie-
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rung, Klimawandel) ergebenden Aspekte für die Um-

setzung der Förderung thematisiert. Die VB und die 

Koordinierungsstelle (KS) sind jeweils in allen drei 

Gremien vertreten und leisten auch dadurch ihren 

Beitrag zur Kohärenz zwischen den Fonds. 

 

Die VB ELER arbeitet in allen vorgenannten Gremien 

aktiv mit. Die IMAG ELER wird von der VB ELER 

geleitet. Zwei Mal im Jahr lädt die VB ELER die Res-

sorts der Landesregierung zu entsprechenden Bera-

tungen ein. Informationen zu den Inhalten der einzel-

nen Arbeitsgruppentätigkeiten enthält das Kapitel 5. 

Auch in Bezug auf die EU-Querschnittsthemen Gen-

der-Mainstreaming und Nachhaltigkeit wird die Kohä-

renz der Programme Brandenburgs durch die Beteili-

gung der VB und der KS an den installierten Abstim-

mungsgremien (AG Chancengleichheit / AG Umwelt) 

gewährleistet.  

 

Kohärenz im Bereich „Demografischer Wandel“ 

Die Bewältigung der Folgen des demografischen 

Wandels ist eine Querschnittsaufgabe, von der nahe-

zu jeder Fachbereich und jede Verwaltungsebene 

betroffen ist. Durch die niedrige Geburtenrate, den 

Sterbeüberschuss bei steigender Lebenserwartung 

und die Abwanderung vor allem von jungen Men-

schen, wird die Bevölkerung weniger und älter. Wäh-

rend heute jeder fünfte Einwohner 65 Jahre und älter 

ist, wird es im Jahr 2030 jeder dritte Brandenburger 

sein. Gleichzeitig ist ein deutlicher Unterschied zwi-

schen dem Berliner Umland und den ländlichen 

Räumen festzustellen. Während in den ländlichen 

Regionen der Bevölkerungsrückgang erhebliche Aus-

maße annehmen wird (in einigen Landkreise um die 

25 % wie z. B. in der Prignitz, Spree-Neiße, Elbe-

Elster), nimmt die Bevölkerung im Umland von Berlin 

leicht zu. Brandenburg muss sich also gleichzeitig - je 

nach Region – mit einer starken Schrumpfung und 

einem moderaten Zuwachs an Bevölkerung ausei-

nandersetzen. Dieser Entwicklung und ihren Folgen 

kann nur mit dem integrierten Einsatz aller zur Verfü-

gung stehenden Mittel, einschließlich der EU-Mittel, 

entgegengetreten werden. Neben der Unterstützung 

innovativer Lösungsansätze zur Bewältigung der de-

mografisch bedingten Herausforderungen, steht die 

Kommunikation und die Vernetzung der Akteure im 

Vordergrund des Handels. Zwei Beispiele sollen Her-

angehensweisen verdeutlichen: 

Marktplatz der Möglichkeiten 

Die vielen Facetten demografischer Veränderungen 

erfordern eine Vielfalt von Herangehensweisen bei 

der Lösungssuche. Im Rahmen des "Marktplatzes der 

Möglichkeiten" werden beispielgebende Projekte 

kommuniziert, die auf den verschiedensten Hand-

lungsfeldern Lösungen für demografische Herausfor-

derungen anbieten. Mit der Auszeichnung von "De-

mografie-Beispielen des Monats" durch die Staats-

kanzlei wird das Ziel verfolgt, landesweit auf innovati-

ve Projekte aufmerksam zu machen und zum Nach-

ahmen in anderen Regionen anzuregen. Zugleich 

wird durch die Würdigung auch innerhalb der Region 

die Bekanntheit dieser demografischen Initiativen 

gefördert und deren regionale Vernetzung unterstützt. 

Mit dem „DemografieForum Brandenburg“ wird den 

Akteuren eine Plattform geboten, um sich über de-

mografische Maßnahmen und Initiativen zu informie-

ren und in einen Austausch zu treten bzw. sich auch 

überregional zu vernetzen. 

DART-Projekt - Interreg IV C  

Die Folgen des demografischen Wandels betreffen 

fast alle Regionen Europas. Ziel des von Branden-

burg geleiteten INTERREG IVC-Projekts DART - 

Declining, Ageing and Regional Transformation war 

es, einen EU-weiten Erfahrungsaustausch zu ermög-

lichen. Durch die Zusammenarbeit von 13 Regio-nen, 

u. a. Finnland, Irland, Rumänien, Polen, Tschechien, 

Slowenien, Österreich, Niederlande, Italien und Spa-

nien konnten beispielhafte Lösungen bei der Gestal-

tung des demografischen Wandels identifiziert und 

deren Transfer in andere Regionen durch Transfer-

workshops initiiert werden. Die gefundenen Lösungen 

sind von den drei deutschsprachigen Projektpartnern 

in der Broschüre „Engagement vor Ort“ zusammen-

gestellt und gemeinsam mit dem DART-Abschluss-

bericht auf der Projektwebsite www.dart-project.eu 

veröffentlicht worden 

 

Instrumente zur Gewährleistung der 
Kohärenz zwischen den OP sowie  
zwischen den OP und den Landes-
politiken 

Die wichtigsten Instrumente zur Gewährleistung der 

Kohärenz zwischen den OP sowie zwischen den OP 

und den Landespolitiken sind der gemeinsame Be-

gleitausschuss, die Koordinierungsstelle (KS) EU-För-

derung und die IMAG Integrierte Standortentwicklung 

(ehemals Aufbau Ost). Die KS führt u. a. die Geschäf-

te des Gemeinsamen Begleitausschusses (siehe a), 

koordiniert in fondsübergreifenden Angelegenheiten 

(siehe b), ist neben den Förderressorts Mitglied in der 

IMAG Integrierte Standortentwicklung (siehe c) und 

prüft die Förderrichtlinien des Landes auf Kohärenz 

untereinander und mit den OP (siehe d). 

 

 



EPLR Brandenburg / Berlin  2007 – 2013 

Kapitel 6: Vereinbarkeitserklärung 

98 

a) Gemeinsamer Begleitausschuss (BGLA)  

Zu Kohärenzabstimmungen installierte Gremien 

Im Jahr 2013 fanden zwei Sitzungen des Gemeinsa-

men Begleitausschusses (BGLA) am 06./07.06.2013 

(13. Sitzung) und am 20.11.2013 (14. Sitzung) statt. 

Darüber hinaus wurden in Übereinstimmung mit Arti-

kel 7 der Geschäftsordnung des Gemeinsamen BLGA 

vier schriftliche Verfahren durchgeführt. Die 13. Sit-

zung wurde in Verbindung mit einem eintägigen 

Workshop zur Zukunft der Kohäsionspolitik und der 

GAP in Senftenberg durchgeführt. Die 14. Sitzung hat 

in Potsdam stattgefunden. 

Workshop am 06.06.2013 

Der Workshop informierte über die Verhandlungen 

zum Mehrjährigen Finanzrahmen und die innerdeut-

sche Verteilung der Strukturfondsmittel, über den 

Sachstand der Verhandlungen zu den Verordnungen 

und der Partnerschaftsvereinbarung sowie über den 

Stand der Programmerarbeitung für EFRE, ESF und 

ELER. 

 

Diskussionsthemen waren u. a. eine ESF-Mindest-

quote, die Angleichung der Förderbedingungen für 

Ex-Konvergenz und Ex-Phasing-out Regionen, die 

Förderfähigkeit der nicht-erstattungsfähigen Mehr-

wert-steuer, die Umsetzung der Leistungsreserve so-

wie die Umsetzung der landespolitischen Quer-

schnittsaufgabe „Internationalisierung“. 

13. Sitzung des Begleitausschusses  

am 07.06.2013 

Schwerpunkt war die Vorstellung der Durchführungs-

berichte 2012 durch die Verwaltungsbehörden und 

deren Billigung durch den BGLA. Weiterhin wurde ein 

Änderungsantrag zum EFRE-OP hinsichtlich finanzi-

eller Umschichtungen für Breitbandförderung, Tech-

nologieförderung und für nachhaltige Stadtentwick-

lung gebilligt.  

 

Zum EPLR erfolgten Informationen über den 7. Ände-

rungsantrag, zum aktuellen Sachstand der Pro-

grammumsetzung und zur Fehlerquote beim ELER. 

Der BGLA wurde ebenfalls über die aktuelle Pro-

grammumsetzung des ESF in Kenntnis gesetzt. 

 

Außerdem wurde über den Stand der Erarbeitung der 

Nachhaltigkeitsstrategie und die grundlegenden Ar-

beiten zu einer Internationalisierungsstrategie des 

Landes Brandenburg berichtet. 

14. Sitzung des Begleitausschusses  

am 20.11.2013 

Auch die Novembersitzung des BGLA hat sich inhalt-

lich sowohl mit der Durchführung der aktuellen För-

derperiode als auch mit der Vorbereitung der neuen 

Förderperiode beschäftigt. 

 

Aktuelle Förderperiode:  Im Zusammenhang mit dem 

Bericht zur Umsetzung des ESF-Kommunikations-

planes fand eine breite Diskussion über die Effektivi-

tät der Kommunikation und Publizität der EU-För-

derung statt. Im Hinblick auf die Europawahlen sollen 

fondsübergreifend alle Anstrengungen unternommen 

werden, Europa in der Region sichtbarer zu machen 

um eine europäische Identität zu befördern. In diesem 

Zusammenhang wurde auf die Imagekampagne 

„Auch ganz schön“ mit ihrer interaktiven Kartenüber-

sicht mit mehr als 300 EU-geförderten Projekten 

verwiesen. Wegen ihres innovativen Herangehens 

erhielt die Kampagne den European Public Commu-

nication Award 2013. Die teilweise recht positiven 

Ergebnisse der Umfrage zum Bekanntheitsgrad der 

EU wurden begrüßt.  

 

Am Beispiel des Programms ProViel werden Erfah-

rungen mit der EFRE–OP-Experimentierklausel ver-

mittelt. Zum Querschnittsthema Chancengleichheit 

wird auf den Bericht der AG Chancengleichheit und 

auf die Online-Publikation „Chancengleichheit in den 

EU-Fonds des Landes Brandenburg“ verwiesen. 

 

Die Verwaltungsbehörden EFRE, ESF und ELER ga-

ben einen Sachstandsbericht zur Programmumset-

zung der laufenden Förderperiode.  

 

Nächste Förderperiode: Mit der Bestätigung des 

mehrjährigen Finanzrahmens am 19.11.2013 sind die 

Weichen für die Planung der Förderperiode 2014-

2020 gestellt. In der teilweise kontroversen Ausspra-

che zum Entwurf des EF-RE-OP ging es um die wei-

tere Reduzierung der Richtlinien, die Abschaffung 

kleinteiliger Förderprogramme sowie die Ausgestal-

tung von Wettbewerben zu den Themen Stadtent-

wicklung, Stad-Umland-Kooperation und ländliche 

Entwicklung. Hinsichtlich der Begleitarchitektur wurde 

einvernehmlich die Beibehaltung des Gemeinsamen 

BGLA befürwortet 

Schriftliche Umlaufverfahren 

Im Berichtszeitraum wurden vier schriftliche Verfah-

ren durchgeführt (siehe Tabelle auf der folgenden 

Seite). 
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Nr. Zeitpunkt  Thematik Rückmeldungen* Ergebnis 

1 April Projektauswahlkriterien EFRE 6 Zustimmungen* Billigung 

2 Juni 2. Änderung des OP EFRE 12 Zustimmungen* Billigung 

3 Juli Projektauswahlkriterien EFRE 6 Zustimmungen* Billigung 

4 August 7. Änderung des EPLR  
9 Zustimmungen*,  

1 Enthaltung 

Billigung 

* Schweigen gilt als Zustimmung 

 

 
b) Abstimmungen und Vertretungen  
    (Repräsentation) in fondsübergreifenden  
    Angelegenheiten 

Die Koordinierungsstelle hat auch im letzten offiziel-

len Jahr der Förderperiode 2007 - 2013 die Umset-

zung der EU-Förderung und auch die Vorbereitung 

der nächsten Förderperiode 2014 - 2020 in fonds-

übergreifenden Angelegenheiten mit einer Reihe von 

Aktivitäten unterstützt. 

 

Auf Landesebene hat die Koordinierungsstelle u. a. 

fondsübergreifende Angelegenheiten im parlamen-

tarischen Raum bearbeitet. Zu nennen sind hier Bei-

träge zu den Sitzungen der Ausschüsse des Bran-

denburger Landtages, insbesondere dem Ausschuss 

für Europaangelegenheiten und Entwicklungspolitik 

(AEE) wurde regelmäßig zum Stand der Programm-

planung für EFRE, ESF und ELER berichtet. Darüber 

hinaus wurde der Ausschuss für Haushalt und Finan-

zen (AHF) halbjährlich zur finanziellen Umsetzung der 

Strukturfondsförderung in der laufenden Förderperio-

de informiert. Weiterhin hat die Koordinierungsstelle 

die Erarbeitung Brandenburger Positionen für die Ab-

stimmungen der Länder untereinander und mit der 

Bundesebene z. B. im Rahmen der EMK und der 

WiMiKo insbesondere bei fondsübergreifend relevan-

ten Punkten maßgeblich unterstützt.  

 

Die Koordinierungsstelle hat darüber hinaus an den 

internen Abstimmungen der Landesregierung zur 

Ausrichtung der EU-Förderprogramme in Branden-

burg in der Förderperiode 2014 - 2020 mitgewirkt. 

Das Kabinett war diesbezüglich zu folgenden Punkten 

befasst: 

 Bericht zum Mehrjährigen Finanzrahmen 2014 – 

2020 (MFR) in der Kabinettsitzung am 

12.02.2013 

 Kabinettbeschluss zur Vorbereitung der EU-

Förderperiode 2014 - 2020 vom 04.Juni 2013. 

 Besprechungsunterlagen zur „Stärkeren Integra-

tion von städtischen und ländlichen Räumen 

durch fondsübergreifende Zusammenarbeit“ und 

zur „Aufteilung EFRE-ESF in der EU-Förderpe-

riode 2014 - 2020“ in der Kabinettsitzung am 

20.08.2013. 

 Beginn des Kabinettverfahrens zu den Pro-

grammentwürfen für EFRE, ESF und ELER so-

wie zur Unterrichtung zur Umsetzung der fonds-

übergreifenden landespolitischen Prioritäten und 

Quer-schnittaufgaben in den Programmentwür-

fen für EFRE, ESF und ELER. 

 

Die für die landesinterne Abstimmung der nächsten 

EU-Förderperiode eingerichtete interministerielle Ar-

beitsgruppe hat ihre Arbeit in unveränderter Zusam-

mensetzung fortgeführt. Die IMAG hat im Berichtsjahr 

fünf Sitzungen durchgeführt und dient der landesin-

ternen Transparenz und Abstimmung in allen die 

Zukunft des EU-Haushalts, der EU-Kohäsionspolitik 

und der Gemeinsamen Agrarpolitik nach 2013 betref-

fenden Fragen. In aktuellen Fragen wurde auch au-

ßerhalb der Sitzungen intensiv kommuniziert. Die auf 

diese Weise organisierte Zusammenarbeit zwischen 

den Ressorts und der Staatskanzlei wird von allen 

Beteiligten weiterhin als Mittel der Transparenz positiv 

angenommen. 

 

c) IMAG Integrierte Standortentwicklung  

Die laufende Kohärenz der Landesstrategie „Stärken 

stärken“ wird durch die Interministerielle Arbeits-

gruppe (IMAG) „Integrierte Standortentwicklung (ISE)“ 

unter Federführung der Staatskanzlei sichergestellt. 

Die IMAG „ISE“ hat im Jahre 2013 wiederum mit allen 

15 RWK über die Weiterentwicklung ihrer Standort-

entwicklungskonzepte gesprochen. So wurde zwi-

schen Mitte September und Mitte November eine 

neuerliche Kabinettentscheidung vorbereitet. 

 

Insgesamt wurden seit 2005 durch das Kabinett 169 

Maßnahmen für die RWK beschlossen, von denen 21 

bis zum Ende des Jahres 2013 eingestellt bzw. vom 

Kabinett nicht mehr weiter verfolgt werden. Von den 

verbleibenden 148 Maßnahmen konnten 77 bis Ende 

2013 abgeschlossen werden. Die verbleiben-den 71 

Maßnahmen befinden sich in der Umsetzung. 
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Im Ergebnis der 2013 mit den RWK geführten Ge-

spräche sollten durch das Brandenburger Kabinett 

sechs neue prioritäre Maßnahmen in acht RWK be-

schlossen werden, die auch mit Hilfe der EU-

Förderprogramme umgesetzt werden sollen. Der 

entsprechende Beschluss wurde vom Kabinett im 

April 2014 gefasst. 

e) Richtlinienprüfung 

Zur Beurteilung sich ergänzender Fördermöglichkei-

ten erhält die Koordinierungsstelle gemäß der Ver-

waltungsvereinbarung Förderrichtlinien und Pro-

gramme des Landes zur Kenntnis. Die Kabinettvorla-

ge Nr. 433/06 über die Einrichtung der Koordinie-

rungsstelle für die EU-Fonds regelt, dass diese die 

Entwürfe über die Richtlinien und Programme von 

den Ressorts gleichzeitig mit dem MdF erhält. 

 

Die Koordinierungsstelle prüft die Entwürfe insbeson-

dere in Bezug auf die Umsetzung der Quer-schnitts-

aufgaben ( z.B. Chancengleichheit), die Vermeidung 

von Doppelförderungen, die Abstimmung zu fonds-

übergreifenden Angelegenheiten und zur Publizität. 

Im Jahre 2013 war die Anzahl der insgesamt 19 ein-

gereichten Richtlinien vergleichsweise geringer als in 

den Vorjahren. Änderungsgründe waren Verlänge-

rungen (da die Geltungsdauer für mit EU-Mitteln kofi-

nanzierte Richtlinien und Programme zum 31.12.2013 

befristet war) und die Anpassung an Landes- bzw. 

Bundesregelungen. 

Sonstige Angaben / Hinweise 

a) Information und Publizität  

s. Auswertung der Jahresaktivitäten 2013 im Kap. 5. 

 

Kohärenz mit der ersten Säule 

Die Konsistenz der ELER-Intervention mit der ersten 

Säule der Gemeinsamen Agrarpolitik (EGFL) wird 

u. a. durch die Einbindung der flächenbezogenen 

Fördervorhaben in das Integrierte Verwaltungs- und 

Kontrollsystem (InVeKoS) sichergestellt. 

 

Wettbewerbsregeln 

Die gemeinschaftlichen Wettbewerbsbestimmun-

gen werden eingehalten. Die beihilferechtlichen För-

dertatbestände sind mit der Nationalen Rahmenrege-

lung, mit dem EPLR oder unabhängig davon bei der 

europäischen Kommission notifiziert. Entsprechend 

den Vorgaben in der jeweiligen Förderrichtlinie oder 

Verwaltungsvorschrift findet das Vergaberecht nach 

europäischen oder nationalen Bestimmungen An-

wendung. Die Verfahrensbestimmungen gewährleis-

ten die Einhaltung dieser Vorschriften. 

 

Gemäß Artikel 26 Abs. 2 Buchstabe c der Verordnung 

(EG) Nr. 1975/2006 wird bei allen Anträgen auf För-

dermittel und Zahlungsanträgen eine Verwaltungs-

kontrolle hinsichtlich der Einhaltung von Vorschriften 

für die öffentliche Auftragsvergabe durchgeführt. 
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7 WIEDERVERWENDUNG DER EINGEZOGENEN FÖRDERMITTEL 

die gemäß Artikel 33 der Verordnung (EG) Nr. 1290/2005 wieder eingezogen wurden, ELER-Verordnung Art. 82 (2) g

 

Wiedereingezogene Mittel werden im Laufe des Pro-

grammvollzugs wieder für die Maßnahmen des Pro-

gramms eingesetzt.  

 

Die im Berichtsjahr 2013 vorgenommenen Korrektu-

ren bei ELER-Vorhaben umfassten insgesamt 

3.558.453,07 € öffentliche Mittel. Betroffen waren vor 

allem die Maßnahmecodes 126 (öffentliche Ausgabe: 

-1.653.894,11 EUR) und 214 (öffentliche Ausgabe:  

-749.861,12 EUR).  

 

Die Korrekturen von Zahlungen erfolgten im Ergebnis 

der durchgeführten internen Kontrollen der Zahlstelle 

(gem. VO (EG) Nr. 885/2006) und Kontrollen gemäß 

der VO (EU) Nr. 65/2011 (in Anwendung der Artikel 

16, 18, 21 und 24 der VO (EU) Nr. 65/2011 - konkre-

ter: 126 - Nichteinhaltung der Vergabevorschriften; 

214 - Kürzungen unterschiedlicher Art, die aufgrund 

der schlechten Witterungsbedingungen und einem 

hohen Anteil der großen Betriebe entsprechend hoch 

ausfallen). Diese Mittel wurden für die korrigierten 

ELER-Vorhaben nicht wieder eingesetzt.  

 

Die nebenstehende Tabelle zeigt die im Berichtsjahr 

2013 erfolgten Wiedereinziehungen bzw. Korrekturen 

in den einzelnen Maßnahmenbereichen. 

 

 

Maßnahme 

(ELER-Code) 

Wiedereinziehungen /  
Korrekturen 2013 

öffentliche Mittel (€) 

  111 -1.182,43 

  121 -130.580,91 

  125 -72.676,62 

  126 -1.653.894,11 

  212 -29.614,24 

  213 -9.947,30 

  214 -749.861,12 

  226 -24.184,49 

  227 -5.785,08 

  312 -194.354,67 

  313 -130.694,91 

  321 -81.380,41 

  322 -232.276,54 

  323 -165.731,24 

  331 -551,04 

  411 -1.257,61 

  413 -68.685,64 

  431 -5.794,71 

SUMME -3.558.453,07 
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QUELLEN 
 

 

EPLR Ministerium für Infrastruktur und Landwirtschaft: Entwicklungsplan für den Ländlichen Raum Branden-

burgs und Berlins 2007 bis 2013, CCI 2007DE06RP007, in der Fassung vom 11.10.2012 nach der 

sechsten Programmänderung, genehmigt am 22.03.2013. 

 
EU-Rechtsquellen 

ELER-Verordnung: VO (EG) Nr. 1698/2005 des Rates vom 20.09.2005 über die Förderung der Entwicklung des 

ländlichen Raums durch den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen 

Raums (ELER). Amtsblatt der Europäischen Union, L 277/1. 

http://eur-lex.europa.eu/RECH_naturel.do > Verordnung > 2005 > 1698 

ELER-Änderungsverordnung: VO (EG) Nr. 74/2009 des Rates vom 19.01.2009 zur Änderung der VO (EG) Nr. 

1698/2005 des Rates vom 20. September 2005 über die Förderung der Entwicklung des ländlichen 

Raums durch den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums  

(ELER). Amtsblatt der Europäischen Union, L 30/100. 

ELER-Änderungsverordnung: VO (EG) Nr. 473/2009 des Rates vom 25.05.2009 zur Änderung der Verordnung 

(EG) Nr. 1698/2005 über die Förderung der Entwicklung des ländlichen Raums durch den Europäi-

schen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) und der Verordnung 

(EG) Nr. 1290/2005 über die Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik. Amtsblatt der Europäischen 

Union, L 144/3. 

ELER-Durchführungsverordnung: VO (EG) Nr. 1974/2006 der Kommission vom 15.12.2006 mit Durchführungs-

bestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 des Rates über die Förderung der Entwicklung des 

ländlichen Raums durch den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen 

Raums (ELER). Amtsblatt der Europäischen Union, L 368/15. 

ELER-Durchführungsänderungsverordnung: VO (EG) Nr. 363/2009 der Kommission vom 04.05.2009 zur Ände-

rung der Verordnung (EG) Nr. 1974/2006 mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 

1698/2005 des Rates über die Förderung der Entwicklung des ländlichen Raums durch den Europäi-

schen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER). Amtsblatt der Europäi-

schen Union, L 111/5. 

ELER-Durchführungsänderungsverordnung: VO (EG) Nr. 482/2009 der Kommission vom 08.06.2009 zur Ände-

rung der Verordnung (EG) Nr. 1974/2006 mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 

1698/2005 des Rates über die Förderung der Entwicklung des ländlichen Raums durch den Europäi-

schen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) und der Verordnung 

(EG) Nr. 883/2006. Amtsblatt der Europäischen Union, L 145/17. 

Cross-Compliance-Verordnung (alt): VO (EG) Nr. 1782/2003 des Rates vom 29.09.2003 mit gemeinsamen Re-

geln für Direktzahlungen im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stützungsre-

gelungen für Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und zur Änderung der VO (EWG) Nr. 2019/93, VO 

(EG) Nr. 1452/2001, 1453/2001, 1454/2001, 1868/94, 1251/1999, 1254/1999, 1673/2000, VO (EWG) 

Nr. 2358/71 und VO (EG) Nr. 2529/2001. Amtsblatt der Europäischen Union, L 270/1. 

Cross-Compliance-Verordnung (neu): VO (EG) Nr. 73/2009 des Rates vom 19.01.2009 mit gemeinsamen Regeln 

für Direktzahlungen im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stützungsregelun-

gen für Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und zur Änderung der VO (EG) Nr. 1290/2005, 247/2006, 

378/2007 sowie zur Aufhebung der VO (EG) Nr. 1782/2003.  Amtsblatt der Europäischen Union, L 

30/16. 



EPLR Brandenburg / Berlin  2007 – 2013 

Quellen 

103 

Quellen zu Kapitel 1 bis 7 

 

 

 

                                                
1
  Amt für Statistik Berlin-Brandenburg (2014): Bevölkerungsstand Zensus 2012.   https://www.statistik-berlin-

brandenburg.de/BasisZeitreiheGrafik/Bas-Bevoelkerungsstand-
zensus.asp?Ptyp=300&Sageb=12021&creg=BBB&anzwer=7 (Stand: 21.02.2014)  

2
  Amt für Statistik Berlin-Brandenburg (2014): Bevölkerungsstand.   https://www.statistik-berlin-

brandenburg.de/BasisZeitreiheGrafik/Zeit-
Bevoelkerungsstand.asp?Ptyp=400&Sageb=12015&creg=BBB&anzwer=6 (Stand: 21.02.2014)  

3
  Amt für Statistik Berlin-Brandenburg (2014): Natürliche Bevölkerungsbewegung.   https://www.statistik-berlin-

brandenburg.de/BasisZeitreiheGrafik/Zeit-NBB.asp?Ptyp=400&Sageb=12031&creg=BBB&anzwer=9 (Stand: 
21.02.2014)  

4
  Statistisches Bundesamt (2012): Wanderungen. Fachserie 1, Reihe 1.2.   

https://www.destatis.de/DE/Publikationen/Thematisch/Bevoelkerung/Wanderungen/Wanderungen.html 
(Stand: 21.02.2014)  

5
  Statistische Ämter des Bundes und der Länder (2014): Wanderungsstatistik. 

https://www.regionalstatistik.de/genesis/online/data;jsessionid=915F0C892E0156DED54812E9315CAF1C?op
eration=previous&levelindex=2&levelid=1392377765138&levelid=1392377634516&step=1 (Stand: 
21.02.2014)  

6
  Amt für Statistik Berlin-Brandenburg (2014): Bevölkerungsstand Zensus 2012.   https://www.statistik-berlin-

brandenburg.de/BasisZeitreiheGrafik/Bas-Bevoelkerungsstand-
zensus.asp?Ptyp=300&Sageb=12021&creg=BBB&anzwer=7 (Stand: 21.02.2014)  

7
  Statistisches Bundesamt (2012): Wanderungen. Fachserie 1, Reihe 1.2. 

https://www.destatis.de/DE/Publikationen/Thematisch/Bevoelkerung/Wanderungen/Wanderungen.html 
(Stand: 21.02.2014)  

8
  Amt für Statistik Berlin-Brandenburg (2014): Natürliche Bevölkerungsbewegung.   https://www.statistik-berlin-

brandenburg.de/BasisZeitreiheGrafik/Zeit-NBB.asp?Ptyp=400&Sageb=12031&creg=BBB&anzwer=9 (Stand: 
21.02.2014)  

9
  Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (November 2013): Regionen im 

demografischen Wandel stärken. Maßnahmen im Rahmen der Demografiestrategie der Bundesregierung. 
http://www.bmelv.de/DE/Landwirtschaft/Laendliche-Raeume/Landleben/_texte/DemografieGipfel.html (Stand: 
11.12.2013) 

10
  Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (2013): Regionen im demografischen Wandel - Heraus-

forderungen bei der Daseinsvorsorge bzw. Wirtschaftskraft. 
http://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/Landwirtschaft/LaendlicheRaeume/Demografiegipfel-BBSR-
Wirtschaftskraft.pdf;jsessionid=4453163AC85351BB5E2E2B9B17C1FCD3.2_cid288?__blob=publicationFile 
(Stand: 06.02.2014) 

11
  Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (Oktober 2013): Mehr Handlungs-

spielraum für Menschen in ländlichen Regionen. Experten diskutieren über aktive Gestaltung des demografi-
schen Wandels. https://www.bmelv.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/2013/282-Gestaltung-demografischer-
Wandel.html (Stand: 11.12.2013) 

12
  Deutsche Vernetzungsstelle Ländliche Räume (DVS) in der Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung 

(BLE) (Januar 2013): Dokumentation der Begleitveranstaltung Nr. 11 auf dem Zukunftsforum Ländliche Ent-
wicklung des BMELV in Berlin, 23.01.2013. http://www.netzwerk-laendlicher-raum.de/partner/sachgebiet-
daseinsvorsorge/doku-zukunftsforum-2013/ (Stand: 05.02.2014) 

13
  Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (Dezember 2013): Neue Wege zur Versorgung mit 

Dienstleistungen im ländlichen Raum. Pressemitteilung Nr. 310 vom 20.12.2013. 
http://www.bmelv.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/2013/310-FR-DienstleistungenLaendlicherRaum.html 
(Stand: 10.01.2014) 

14
  TÜV Rheinland Consulting GmbH (Juli 2013): Bericht zum Breitbandatlas Mitte 2013 im Auftrag des Bundes-

ministeriums für Wirtschaft und Technologie (BMWi). Teil 1: Ergebnisse. (http://www.zukunft-
breitband.de/Dateien/BBA/PDF/breitbandatlas-bericht-mitte-2013-teil-
1,property=pdf,bereich=bba2012,sprache=de,rwb=true.pdf (Stand: 10.12.2013) 



EPLR Brandenburg / Berlin  2007 – 2013 

Quellen 

104 

                                                                                                                                                   
15

  Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie (August 2012): Umsetzung und Weiterentwicklung der 
Breitbandstrategie gehen voran. Artikel vom 01.08.2012 . In: Schlaglichter der Wirtschaftspolitik, Monatsbe-
richt August 2012. http://www.bmwi.de/DE/Service/suche,did=500882.html?view=renderPrint (Stand 
22.01.2013) 

16
  TÜV Rheinland Consulting GmbH (Juli 2013): Bericht zum Breitbandatlas Mitte 2013 im Auftrag des Bundes-

ministeriums für Wirtschaft und Technologie (BMWi). Teil 1: Ergebnisse. (http://www.zukunft-
breitband.de/Dateien/BBA/PDF/breitbandatlas-bericht-mitte-2013-teil-
1,property=pdf,bereich=bba2012,sprache=de,rwb=true.pdf (Stand: 10.12.2013) 

17
  Statistisches Bundesamt (Januar 2014): Moderates Wachstum der deutschen Wirtschaft im Jahr 2013. Pres-

semitteilung Nr. 016 vom 15.01.2014. 
https://www.destatis.de/DE/PresseService/Presse/Pressemitteilungen/2014/01/PD14_016_811.html (Stand: 
24.01.2014) 

18
  Amt für Statistik Berlin-Brandenburg (Januar 2014): Erwerbstätigkeit im Jahr 2013: In Berlin höchster Anstieg 

aller Bundesländer im zweiten Jahr in Folge, in Brandenburg erstmals Rückgang nach sieben Jahren. Pres-
semitteilung Nr. 18 vom 23. Januar 2014. https://www.statistik-berlin-brandenburg.de/pms/2014/14-01-23.pdf 
(Stand: 17.02.2014)  

19
  Bundesagentur für Arbeit (Januar 2014): Der Arbeitsmarkt im Jahr 2013: Stabiler Arbeitsmarkt trotz schwa-

chem Wirtschaftswachstum. Presse Info 002 vom 07.01.2014. 
http://www.arbeitsagentur.de/nn_27030/zentraler-Content/Pressemeldungen/2014/Presse-14-002.html (Stand: 
24.01.2014) 

20
  Statistisches Bundesamt (2014): Tabelle 13211-0011 - Arbeitslosenquote aller zivilen Erwerbspersonen: Bun-

desländer, Jahre, Geschlecht. https://www-
genesis.destatis.de/genesis/online/data;jsessionid=A9802C507F2766BC9C362CC4D44E4E5E. 
tomcat_GO_1_2?operation=abruftabelleAbrufen&selectionname=13211-
0011&levelindex=1&levelid=1392195225435&index=11 (Stand: 12.02.2014) 

21
  Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (2013): Strukturwandel und Demographie prägen die Personal-

suche. In: IAB-Kurzbericht 17/2013.  

22
  Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (o. J.): Pendler auf dem Land. Onleinartikel. 

http://www.bmelv.de/DE/Landwirtschaft/Laendliche-Raeume/Infografiken/Pendler/_node.html (Stand: 
10.01.2014) 

23
  Statistisches Bundesamt (Januar 2014): Bruttoinlands-Produkt 2013 für Deutschland – Begleitmaterial zur 

Pressekonferenz am 15. Januar 2014 in Berlin. 
https://www.destatis.de/DE/PresseService/Presse/Pressekonferenzen/2014/BIP2013/Pressebroschuere_BIP2
013.pdf?__blob=publicationFile (Stand: 24.01.2014) 

24
  Statistisches Bundesamt (Januar 2014): Moderates Wachstum der deutschen Wirtschaft im Jahr 2013. Pres-

semitteilung Nr. 016 vom 15.01.2014. 
https://www.destatis.de/DE/PresseService/Presse/Pressemitteilungen/2014/01/PD14_016_811.html (Stand: 
24.01.2014) 

25
  Statistische Ämter des Bundes und der Länder (März 2014): Bruttoinlandsprodukt – in jeweiligen Preisen – je 

Einwohner in Deutschland nach Bundesländern. http://vgrdl.de/Arbeitskreis_VGR/tbls/tab.asp?lang=de-
DE&tbl=tab01 (Stand: 02.04.2014) 

26
  Statistisches Bundesamt (Januar 2013): Verbraucherpreise 2013: + 1,5 % gegenüber dem Vorjahr 2012. 

Pressemitteilung Nr. 017 vom 16.01.2014. 
https://www.destatis.de/DE/PresseService/Presse/Pressemitteilungen/2014/01/PD14_017_611.html;jsessionid
=64E04E649B7B219209091D1D4F3279A0.cae3 (Stand: 24.01.2014) 

27
  Statistisches Bundesamt (Januar 2014): Preise - Verbraucherpreisindizes für Deutschland - Eilbericht. Fach-

serie 17 Reihe 7. 
https://www.destatis.de/DE/Publikationen/Thematisch/Preise/Verbraucherpreise/VerbraucherpreiseMEPDF/Ve
rbraucherpreiseME2170700132124.pdf?__blob=publicationFile (Stand: 24.01.2014) 

28
  Bundesvereinigung der deutschen Ernährungsindustrie (Februar 2014): BVE-Konjunkturreport Februar 2013. 

Ernährungsindustrie: positive Umsatzprognose 2013 erfüllt. Artikel vom 28.02.2014. http://www.bve-
online.de/themen/branche-und-markt/branchenkonjunktur/aktuell-140228-001 (Stand: 14.04.2014) 

29
  Statistisches Bundesamt (Dezember 2013): Fachserie 6 Reihe 7.1 - Binnenhandel, Gastgewerbe, Tourismus - 

Ergebnisse der Monatserhebung im Tourismus - Dezember 2013. 



EPLR Brandenburg / Berlin  2007 – 2013 

Quellen 

105 

                                                                                                                                                   
https://www.destatis.de/DE/Publikationen/Thematisch/BinnenhandelGastgewerbeTouris-
mus/Tourismus/MonatserhebungTourismus2060710131124.pdf?__blob=publicationFile (Stand: 28.02.2014) 

30
  Amt für Statistik Berlin-Brandenburg (Februar 2014): Land Brandenburg: Tourismus im Jahr 2013 leicht über –

Vorjahrsniveau. Pressemittteilung Nr. 38 vom 26 Februar 2014. https://www.statistik-berlin-
brandenburg.de/pms/2014/14-02-26c.pdf (Stand: 27.02.2014)  

31
  Amt für Statistik Berlin-Brandenburg (Februar 2014): Tourismus in Berlin auch im Jahr 2013 auf Rekordhöhe. 

Pressemittteilung Nr. 39 vom 27 Februar 2014. https://www.statistik-berlin-brandenburg.de/pms/2014/14-02-
27.pdf (Stand: 27.02.2014) 

32
  Ministerium für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz (Juni 2013): Fließe im gesamten Spreewald für 

Kähne und Boote gespert. Pressemitteilung 07.06.2013. 
http://www.mugv.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.332917.de (Stand: 14.01.2014)  

33
  Der Tagesspiegel (Juni 2013): Wie die Bundesländer von der Flut betroffen sind. Onlineartikel vom 

27.06.2013. http://www.tagesspiegel.de/politik/hochwasser-2013-wie-die-bundeslaender-von-der-flut-
betroffen-sind/8416310.html (Stand: 14.01.2014)  

34
  Amt für Statistik Berlin-Brandenburg (August 2013): Tourismus im Land Brandenburg im 1. Halbjahr 2013 

leicht im Plus. Pressemitteilung Nr. 230 vom 23. August 2013. https://www.statistik-berlin-
brandenburg.de/pms/2013/13-08-23b.pdf (Stand: 21.02.2014)  

35
  Deutscher ReiseVerband e.V. (DRV) (o. J.): Projekt und Roadshow. http://www.tourismus-fuers-

land.de/DE/Projekt/index.php (Stand: 29.01.2014) 

36
  Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie (Januar 2013): Tourismusperspektiven in ländlichen Räu-

men - Handlungsempfehlungen zur Förderung des Tourismus in ländlichen Räumen. http://www.tourismus-
fuers-land.de/Downloads/BMWi_Leitfaden_Tourismusperspektiven_in_laendlichen_Raeumen.pdf (Stand: 
06.02.2014) 

37
  Ministerium für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz (Oktober 2013): Deutschlandweit erstmals: 

Schwedt führt „Nationalparkstadt“ im Ortsschild. Pressemitteilung vom 29.10.2013. 
http://www.mugv.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.345144.de (Stand: 14.01.2014)  

38
  Stadt Schwedt/Oder (o. J.): Schwedt/Oder: Nationalpark-Stadt 2008 (Archiv). Onlineartikel. 

http://www.schwedt.eu/sixcms/detail.php?gsid=land_bb_boa_01.c.160203.de&_lang=de&_nid= (Stand: 
14.01.2014)  

39
  BTE Tourismus- und Regionalberatung (Oktober 2013): Modellregionen für einen nachhaltigen Tourismus – 

Report Nachhaltigkeit. Deutscher Tourismusverband e. V., Berlin.  

40
  Ministerium für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz (November 2013): Drei Brandenburger NAtur-

parks erhielten 2013 Qualitäts-Gütesiegel. Pressemitteilung vom 11.11.2013. 
http://www.mugv.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.346405.de (Stand: 13.01.2014) 

41
  Bundesministerium der Finanzen (Juli 2013): Nachtragshaushalt 2013 in Kraft getreten. 

http://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Oeffentliche_Finanzen/Bundesh
aushalt/Bundeshaushalt_2013/2013_07_30_Nachtragshaushalt-in-Kraft-getreten.html (Stand: 27.01.2014) 

42
  Bundesministerium der Finanzen (Januar 2014): Haushaltsabschluss 2013 – Neuverschuldung geringer als 

geplant. Pressemitteilung Nr. 2 15.01.2014. 
http://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Pressemitteilungen/Finanzpolitik/2014/01/2014-01-15-
PM2.html (Stand: 27.01.2014) 

43
  Bundesministerium der Finanzen (Februar 2014): Monatsbericht des BMF. Februar 2014. Tabelle 3: Die Ein-

nahmen, Ausgaben und Kassenlage der Länder bis Dezember 2013.  
http://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Monatsberichte/2014/02/Inhalte/Kapitel-5-Statistiken/5-2-
04-einnahmen-ausgaben-und-kassenlage.html (Stand 25.02.2013) 

44
  Ministerium der Finanzen Land Brandenburg (Januar 2014): Brandenburg erzielt 2013 Rekordplus. Pressemit-

teilung vom 08.01.2014. http://www.mdf.brandenburg.de/sixcms/detail.php/633384 (Stand: 26.02.2014)  

45
  Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (November 2013): Daten & Tabellen: MBT-0118030-

0000: Der Haushalt 2013 des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz. 
http://www.bmelv-statistik.de/index.php?id=139&stw=Bundeshaushalt (Stand: 17.02.2014) 

46
  Landesbauernverband Brandenburg e. V. (Juni 2013): Eindrucksvolle Solodarität bei der Bekämpfung des 

Hochwassers. Pressemitteilung vom 13.06.2013. http://www.lbv-



EPLR Brandenburg / Berlin  2007 – 2013 

Quellen 

106 

                                                                                                                                                   
brandenburg.de/index.php?option=com_content&view=article&id=1321:eindrucksvolle-solidaritaet-bei-der-
bekaempfung-des-hochwassers-&catid=87:aktuelles&Itemid=63 (Stand: 16.01.2014) 

47
  Landesbauernverband Brandenburg e. V. (September 2013): Abschluss der Getreideernte im Land Branden-

burg. Pressemitteilung vom 10.09.2013. http://www.lbv-
brandenburg.de/index.php?option=com_content&view=article&id=1416:abschlus-der-getreideernte-im-land-
branbdenburg&catid=87:aktuelles&Itemid=63 (Stand: 16.01.2014)  

48
  Landesbauernverband Brandenburg e. V. (Juli 2013): Flächennutzung/ Hochwasserhilfe!. Pressemitteilung 

vom 03.07.2013. http://www.lbv-
brandenburg.de/index.php?option=com_content&view=article&id=1342:flaechennutzung--
hochwasserhilfe&catid=87:aktuelles&Itemid=63 (Stand: 16.01.2014) 

49
  Ministerium für Infrastruktur und Landwirtschaft (Juni 2013): Landwirte zeigen sich Solidarisch bei Hochwas-

serbekämpfung. Pressemitteilung vom 13.06.2013. 
http://www.mil.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.333460.de (Stand: 13.01.2014) 

50
  Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (August 2013): Hochwasser 2012. Onlineartikel vom 

16.08.2013. http://www.bmelv.de/DE/Landwirtschaft/Foerderung-
Agrarsozialpolitik/_Texte/Naturkatastrophen.html (Stand: 14.01.2014)  

51
  Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (o. J.): Maßnahmen der Bundesre-

gierung zur Bewältigung der Folgen des Juni-Hochwassers 2013 im land-, forst- und fischereiwirtschaftlichen 
Sektor.  

52
  Ministerium der Finanzen (August 2013): Hilfsprogramm für flutgeschädigte Unternehmen, Haushalte und 

Landwirte in Kraft getreten. Onlineartikel vom 20.08.2013. 
http://www.mdf.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.334889.de (Stand: 14.01.2014)  

53
  Ministerium für Infrastruktur und Landwirtschaft (August 2013): Hilfsprogramm Hochwasser 2013 – Richtlinie 

in Kraft. Pressemitteilung vom 15.08.2013. http://www.mil.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.338393.de 
(Stand: 13.01.2014) 

54
  Ministerium für Infrastruktur und Landwirtschaft (Oktober 2013): Vogelsänger: Erste Hochwasserhilfen ausge-

zahlt – Härtefälle werden prioritär bearbeitet. Pressemitteilung vom 23.10.2013. 
http://www.mil.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.344506.de (Stand: 13.01.2014) 

55
  Ministerium für Infrastruktur und Landwirtschaft und Investitionsbank des Landes Brandenburg (August 2013): 

Richtlinie des Landes Brandenburg zur Durchführung des Hilfsprogramms Hochwasser 2013 für landwirt-
schaftliche und gartenbauliche Unternehmen vom 15. August 2013. 

56
  Amt für Statistik Berlin-Bandenburg (Februar 2014): 2013 höhere Pachtpreis und weniger gepachtete Fläche 

in Brandenburg. Pressemitteilung Nr. 42 vom 21. Februar 2014. https://www.statistik-berlin-
brandenburg.de/pms/2014/14-02-21.pdf (Stand: 21.02.2014)  

57
  Amt für Statistik Berlin-Brandenburg (Mai 2013): Sommergetreideanbau im Land Brandenburg stark rückläu-

fig. Pressemitteilung Nr. 121 vom 8. Mai 2013. https://www.statistik-berlin-brandenburg.de/pms/2013/13-05-
08.pdf (Stand: 17.02.2014)  

58
  Fachagentur nachwachsende Rohstoffe e.V. (September 2013): Anbau nachwachsender Rohstoffe 2013 auf 

2,4 Millionen Hektar. http://www.fnr.de/presseservice/pressemitteilungen/archiv/archiv-
nachricht/archive/2013/september/article/anbau-nachwachsender-rohstoffe-2013-auf-2,4-millionen-
hektar/?tx_ttnews[day]=16&cHash=a8e2d1ab365fd476b6226f9a3296343b (Stand 20.12.2013). 

59
  Deutsches Maiskomitee e. V. (Oktober 2013): Ein drittel der Maisanbaufläche für Biogas. Pressemitteilung 

vom 30.10.2013. http://www.maiskomitee.de/web/intranet/news.aspx?news=f9a97b5a-51c7-4fb0-ae85-
c577730c5f41 (Stand: 16.01.2014)  

60
  Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (Juli 2013): Ökologischer Landbau in Deutschland. 

Onlineartikel vom 23.07.2013. http://www.bmelv.de/DE/Landwirtschaft/Nachhaltige-
Landnutzung/Oekolandbau/_Texte/OekologischerLandbauDeutschland.html#doc377838bodyText6 (Stand: 
16.01.2014)  

61
  Fördergemeinschaft Ökologischer Landbau Berlin-Brandenburg (Januar 2014): Starkes Jahr für Bio in Berlin-

Brandenburg – Fakten und Trends sowie politische Rahmenbedingungen. Pressemitteilung vom 16.01.2014 
(Stand: 20.01.2014)  

62
  Statistisches Bundesamt: Allg. und Repräs. Erhebung über die Viehbestände. Tabelle 41311-0002 und 0004. 

GENESIS-Online Datenbank. https://www-genesis.destatis.de (Stand: 20.01.2014)  



EPLR Brandenburg / Berlin  2007 – 2013 

Quellen 

107 

                                                                                                                                                   
63

  Am für Statistik Berlin-Brandenburg (Januar 2014): Rinderbestand in Berlin im 2. Halbjahr 2013 unverändert. 
Pressemitteilung Nr. 16 vom 22 Januar 2014. https://www.statistik-berlin-brandenburg.de/pms/2014/14-01-
22.pdf (Stand: 18.02.2014)  

64
  Statistisches Bundesamt (Nov. 2012 und 2013): Tabelle 2 Viehbestand am 3. November 2012 und November 

2013. In: Thematische Veröffentlichungen. Viehbestand – Fachserie 3 Reihe 4.1. 

65
  Amt für Statistik Berlin-Brandenburg (Dezember 2013): November 2013: Immer weniger Schafe im Land 

Brandenburg. Pressemitteilung Nr. 344 vom 13. Dezember 2013. https://www.statistik-berlin-
brandenburg.de/pms/2013/13-12-13.pdf (Stand: 18.02.2014)   

66
  Deutscher Bundestag (November 2013): Abs. 36. Frage des Abgeordneten Friedrich Ostendorf (Bündnis 90/ 

DIE GRÜNEN) und Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Bleser vom 28. November 2013. In: 
Schriftliche Fragen mit den in der Woche vom 25. November 2013 eingegangenen Antworten der Bundesre-
gierung. Drucksache 18/115 vom 29.11.2013. 

67
  Statistisches Bundesamt (Mai u. Nov. 2012 und 2013): Tabelle 2 Viehbestand am 3. Mai 2012, November 

2012, Mai 2013 und November 2013. In: Thematische Veröffentlichungen. Viehbestand – Fachserie 3 Reihe 
4.1. 

68
  Deutscher Bauernverband (Mai 2013): Ausnahmegenehmigung für Freilandhaltung nicht mehr notwendig. 

Pressemeldung vom 03.05.2013. http://www.bauernverband.de/ausnahmegenehmigung-fuer-freilandhaltung-
nicht-mehr-notwendig (Stand: 16.01.2014)  

69
  Statistisches Bundesamt (Januar 2014): Inlandsproduktsberechnung. Wichtige gesamtwirtschaftliche Größen. 

https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/GesamtwirtschaftUmwelt/VGR/Inlandsprodukt/Tabellen/Gesamtwirt
schaft.html;jsessionid=5DC098DCC7CC6EE3FED1AD13124FE80D.cae2 (Stand: 11.02.2014) 

70
  Deutscher Bauernverband (Dezember 2013): 2012/2013: Wirtschaftliche Situation der Landwirtschaft stabili-

siert. Pressemeldung vom 04.12.2013. http://www.bauernverband.de/situationsbericht-ergebnisse (Stand: 
27.01.2014) 

71
  Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (o. J.): Buchführungsergebnisse Landwirtschaft – Die 

wirtschaftliche Lage der landwirtschaftlichen Betriebe. Buchführungsergebnisse der Testbetriebe 2012/13, 
Textteil. http://berichte.bmelv-statistik.de/BFB-0111101-2013.pdf (Stand: 24.02.2014)  

72
  Amt für Statistik Berlin-Brandenburg (August 2013): Apfelernte von 22.700 Tonnen 2013 in Brandenburg er-

wartet. Pressemitteilung Nr. 222 vom 09. August 2013. https://www.statistik-berlin-
brandenburg.de/pms/2013/13-08-09a.pdf (Stand: 18.02.2014)  

73
  Landesbauernverband Brandenburg e. V. (September 2013): Abschluss der Getreideernte im Land Branden-

burg. Pressemitteilung vom 10.09.2013. http://www.lbv-
brandenburg.de/index.php?option=com_content&view=article&id=1416:abschlus-der-getreideernte-im-land-
branbdenburg&catid=87:aktuelles&Itemid=63 (Stand: 16.01.2014) 

74
  Statistisches Bundesamt (September 2013): Land- und Forstwirtschaft, Fischerei. Wachstum und Ernte – 

Feldfrüchte – August/September 2013. In: Fachserie 3 Reihe 3.2.1.  

75
  Deutscher Bauernverband (Dezember 2013): Agrarmärkte überwiegend im ruhigen Fahrwasser. Pressemel-

dung vom 27.12.2013. http://www.bauernverband.de/agrarmaerkte-ueberwiegend-im-ruhigen-fahrwasser 
(Stand: 17.01.2014) 

76
  Statistisches Bundesamt (2014): Erzeugerpreise landwirtschaftlicher Produkte - Jahresdurchschnitte. 

https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/GesamtwirtschaftUmwelt/Preise/PreisindizesLandForstwirtschaft/Ta
bellen/ErzeugerpreiseLandwirtschaft.html?cms_gtp=146552_list%253D2%2526146548_slot%253D2&https=1 
(Stand. 05.03.2014) 

77
  Statistisches Bundesamt (Januar 2014): Erzeugerpreise 2013 um 0,1 % niedriger als 2012. Pressemitteilung 

Nr. 023 vom 20.01.2014. 
https://www.destatis.de/DE/PresseService/Presse/Pressemitteilungen/2014/01/PD14_023_61241.html (Stand: 
24.01.2014) 

78
  Statistisches Bundesamt (Februar 2014): Fleischproduktion im Jahr 2013 leicht gestiegen. Pressemitteilung 

Nr. 039 vom 06.02.2014. 
https://www.destatis.de/DE/PresseService/Presse/Pressemitteilungen/2014/02/PD14_039_413.html (Stand: 
17.02.2014) 

79
  Deutscher Bauernverband (Dezember 2013): Agrarmärkte überwiegend im ruhigen Fahrwasser. Pressemel-

dung vom 27.12.2013. http://www.bauernverband.de/agrarmaerkte-ueberwiegend-im-ruhigen-fahrwasser 
(Stand: 21.02.2014)  



EPLR Brandenburg / Berlin  2007 – 2013 

Quellen 

108 

                                                                                                                                                   
80

  Deutscher Bauernverband (Dezember 2013): Agrarmärkte überwiegend im ruhigen Fahrwasser. Pressemel-
dung vom 27.12.2013. http://www.bauernverband.de/agrarmaerkte-ueberwiegend-im-ruhigen-fahrwasser 
(Stand: 03.01.2014) 

81
  Deutscher Bauernverband (Dezember 2013): Agrarmärkte überwiegend im ruhigen Fahrwasser. Pressemel-

dung vom 27.12.2013. http://www.bauernverband.de/agrarmaerkte-ueberwiegend-im-ruhigen-fahrwasser 
(Stand: 03.01.2014) 

82
  Agrarheute (Januar 2014): Marktreport: Ausblick auf den Milchmarkt 2014. Onlineartikel vom 01.01.2014. 

http://www.agrarheute.com/milchmarkt-2014 (Stand: 03.01.2014) 

83
  Deutscher Bauernverband (Dezember 2013): Agrarmärkte überwiegend im ruhigen Fahrwasser. Pressemel-

dung vom 27.12.2013. http://www.bauernverband.de/agrarmaerkte-ueberwiegend-im-ruhigen-fahrwasser 
(Stand: 03.01.2014) 

84
  Deutscher Bauernverband (August 2013): Weniger Milch wegen Sommerhitze. Pressemeldung vom 

02.08.2013. http://www.bauernverband.de/weniger-milch-wegen-sommerhitze (Stand: 16.01.2014)  

85
  Deutscher Bauernverband (2013): 6.4 Tierische Erzeugung. In: Situationsbericht 2013/2014. Onlineartikel. 

http://www.bauernverband.de/64-tierische-erzeugung-580261 (Stand: 03.01.2014) 

86
  Deutscher Bauernverband (März 2013): Eierkauf vorwiegend beim Discounter. Pressemeldung vom 

27.03.2013. http://www.bauernverband.de/deutsche-kaufen-eier-vorwiegend-beim-discounter (Stand: 
20.12.2013) 

87
  Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (Februar 2014): Deutscher Biomarkt setzt Wachstums-

kurs weiter fort. Pressemitteilung Nr. 42 vom 11.02.2014. 
http://www.bmel.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/2014/042-DeutscherBiomarkt.html (Stand: 17.02.2014) 

88
  Fördergemeinschaft Ökologischer Landbau Berlin-Brandenburg (Januar 2014): Starkes Jahr für Bio in Berlin-

Brandenburg – Fakten und Trends sowie politische Rahmenbedingungen. Pressemitteilung vom 16.01.2014 
(Stand: 20.01.2014)  

89
  Deutscher Bauernverband (2013): 4.1 Agrarpolitik. In: Situationsbericht 2013/2014. Onlineartikel. 

http://www.bauernverband.de/63-pflanzliche-erzeugung-580257 (Stand: 03.01.2014) 

90
  Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (März 2013): Fünf wichtige Gesetzesvorhaben durch 

den Bundesrat bestätigt. Pressemitteilung Nr. 95 vom 22.03.2013. 
http://www.bmelv.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/2013/095-Bundesrat_Gesetzentwuerfe-BMELV.html 
(Stand: 19.12.2013) 

91
  Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (o. J): Maßnahmen gegen illegalen Holzeinschlag. In-

ternetseite. http://www.bmelv.de/DE/Landwirtschaft/Wald-Jagd/Internationale-
Waldpolitik/_texte/IllegalerHolzeinschlag.html#doc377578bodyText1 (Stand 19.12.2013) 

92
  Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (März 2013): Fünf wichtige Gesetzesvorhaben durch 

den Bundesrat bestätigt. Pressemitteilung Nr. 95 vom 22.03.2013. 
http://www.bmelv.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/2013/095-Bundesrat_Gesetzentwuerfe-BMELV.html 
(Stand: 19.12.2013) 

93
  Bundesamt für Naturschutz (Oktober 2013): Aktuelle Daten zur natürlichen Waldentwicklung in Deutschland. 

Pressemitteilung vom 14.10.2013. http://www.nw-fva.de/nwe5/downloads/Pressemitteilung.pdf (Stand: 
10.01.2014) 

94
  Nordwestdeutsche Forstliche Versuchsanstalt (Oktober 2013): Bilanz der bundesweiten Flächen mit natürli-

cher Wladentwicklung. In: F+E-Vorhaben NWE5 „Natürliche Waldentwicklung als Ziel der Nationalen Strategie 
zur biologischen Vielfalt“. Präsentation. http://www.nw-fva.de/nwe5/downloads/Bilanzierung.pdf (Stand: 
10.01.2014) 

95
  Ministerium für Infrastruktur und Landwirtschaft (August 2013): Bekämpfung des Eichenprozessspinnerts: 

Großer Erfolg – Aktionen müssen im kommenden Jahr fortgesetzt warden. Pressemittelung vom 15.08.2013. 
Prehttp://www.mil.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.338395.de (Stand 13.01.2014) 

96
  Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (Februar 2014): Ergebnisse der Waldzustandserhebung 

2013. http://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/Landwirtschaft/Wald-
Jagd/ErgebnisseWaldzustandserhebung2013.html (Stand: 12.03.2014) 

97
  Landesbetrieb Forst Brandenburg (o. J.): Waldzustandsbericht 2013, Ergebnisse für das Land Brandenburg. 



EPLR Brandenburg / Berlin  2007 – 2013 

Quellen 

109 

                                                                                                                                                   
98

  Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt (2013): Waldzustandsbericht des Landes Berlin 2013. 
http://www.stadtentwicklung.berlin.de/forsten/waldzustandsbericht2013/de/download/wzb2013.pdf (Stand: 
24.02.2014)  

99
  Ministerium für Infrastruktur und Landwirtschaft (Juli 2013): Waldbrandgefahr nach Regenfällen deutlich ge-

ringer. Pressemitteilung vom 29.07.2013. http://www.mil.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.336978.de 
(Stand: 13.01.2014) 

100
  Ministerium für Infrastruktur und Landwirtschaft (Juli 2013): Waldbrandgefahr wächst: Landesweit höchste 
Warnstufe ausgerufen. Pressemitteilung vom 22.07.2013. 
http://www.mil.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c. 336504.de (Stand: 13.01.2014) 

101
  Deutscher Bundestag (Dezember 2013): Verordnung über Erhebungen zum forstlichen Umweltmonitoring 
(ForUmV). http://dipbt.bundestag.de/extrakt/ba/WP18/561/56190.html (Stand: 23.01.2014) 

102
  Deutscher Landwirtschaftsverlag GmbH (Dezember 2013): Forst: Umweltmonitoring wird zu Pflicht. Onlinear-
tikel vom 26.12.2013. http://www.agrarheute.com/forst-umweltmonitoring-wird-zu-pflicht (Stand: 23.01.2014) 

103
  Niedersächsische Staatskanzlei (März 2013): Energiegipfel von Bund und Ländern. http://www.erneuerbare-
energien-niedersachsen.de/ereignisse/210313---energiegipfel/index.html (Stand: 28.01.2014) 

104
  Bundesnetzagentur (o. J.): Bundesbedarfsplan (2013). Onlineartikel. 
http://www.netzausbau.de/DE/BundesweitePlaene/Alfa/Bundesbedarfsplan2013/Bundesbedarfsplan2013-
node.html (Stand: 16.01.2014)  

105
  Deutscher Bauernverband (April 2013): Bundestag beschließt Bundesbedarfsplangesetz für den Netzausbau. 
Pressemeldung vom 25.04.2013. http://www.bauernverband.de/bundestag-beschliesst-
bundesbedarfsplangesetz-fuer-den-netzausbau (Stand: 16.01.2014)  

106
  Bundesnetzagentur (Oktober 2013): EEG-Umlage – EEG-Umlage beträgt im kommenden Jahr 6,240 ct/kWh. 
Pressemitteilung vom 15.10.2013. 
http://www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2013/131015_EEG-Umlage.html 
(Stand: 28.01.2014) 

107
  Europäische Kommission (Dezember 2013): Staatliche Beihilfen: Kommission eröffnet eingehende Prüfung 
der Förderung stromintensiver Unternehmen durch Teilbefreiung von EEG-Umlage. Pressemitteilung vom 
18.12.2013. http://europa.eu/rapid/press-release_IP-13-1283_de.htm (Stand: 28.01.2014) 

108
  BDEW Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft e.V. (Januar 2014): BDEW veröffentlicht Strom- 
und Gaszahlen 2013: Müller: Grundlegende Reform des EEG ist eine Kernaufgabe der neuen Bundesregie-
rung für 2014. Presseinformation vom 14.01.2014. 
http://www.bdew.de/internet.nsf/id/4F90F534D7169F34C1257C6000321AE4?open&WT.mc_id=Pressemeldu
ng-20140114 (Stand: 14.02.2014) 

109
  Bundesverband Solarwirtschaft e.V. (Januar 2014): Solarstrom-Zubau 2013 mehr als halbiert. Pressemeldung 
vom 09.01.2014. http://www.solarwirtschaft.de/presse-mediathek/pressemeldungen/pressemeldungen-im-
detail/news/solarstrom-zubau-2013-mehr-als-halbiert.html (Stand: 27.01.2014) 

110
  Bundesverband Solarwirtschaft e.V. (Januar 2014): Entwicklung des deutschen PV-Marktes – Auswertung 
und grafische Darstellung der Meldedaten der Bundesnetzagentur nach § 16 (2) EEG 2009 – Stand 31.1.2014 
–  PV-Meldedaten Jan. – Dez. 2013. http://www.solarwirtschaft.de/fileadmin/media/pdf/bnetza_111_kurz.pdf 
(Stand: 04.03.2014) 

111
  Agentur für Erneuerbare Energien (2013): BRD gesamt – Wind: Installierte Leistung Windenergie. 
http://www.foederal-erneuerbar.de/landesinfo/kategorie/wind/bundesland/D/auswahl/180-
installierte_leistun/#goto_180 (Stand: 11.02.2014) 

112
  Agentur für Erneuerbare Energien (2013): Brandenburg – Wind: Anzahl neu installierter Windenergieanlagen 
– Anzahl Windenergieanlagen – Installierte Leistung Windenergie. http://www.foederal-
erneuerbar.de/landesinfo/kategorie/wind/bundesland/BB (Stand: 11.02.2014) 

113
  Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (August 2013): Kennzahlen zur BAFA-Förderung für Mini-
KWK-Anlagen – Bereits mehr als 4270 Anlagen gefördert. Pressemitteilung vom 08.08.2013. 
http://www.bafa.de/bafa/de/presse/pressemitteilungen/2013/23_mkwk.html (Stand: 28.01.2014) 

114
  Prognos AG (Juli 2013): Endbericht  - Maßnahmen zur nachhaltigen Integration von Systemen zur gekoppel-
ten Strom- und Wärmebereitstellung in das neue Energieversorgungssystem. Im Auftrag des BDEW Bundes-
verband der Energie- und Wasserwirtschaft e.V., Berlin und des AGFW I Der Energieeffizienzverband für 
Wärme, Kälte und KWK e.V., Frankfurt a.M.. 



EPLR Brandenburg / Berlin  2007 – 2013 

Quellen 

110 

                                                                                                                                                   
http://www.prognos.com/fileadmin/pdf/publikationsdatenbank/130719_Prognos_BDEW_AGFW_Studie_KWK-
Studie.pdf (Stand: 28.01.2014) 

115
  Stadt Eberswalde (o. J): Beratungszentrum für erneuerbare Energien eingeweiht: In: Aktuelles. Onlineartikel. 
http://www.eberswalde.de/singel-news.126+M576e131e560.0.html (Stand: 13.01.2014) 

116
  Projektträger im Deutschen Zentrum für Luft- und Raumfahrt e.V. (2013): Klimawandel 2013 – Physikalische 
Grundlagen. http://www.de-ipcc.de/_media/IPCC-WGI-Headlines-deutsch.pdf (Stand: 30.01.2014) 

117
  Projektträger im Deutschen Zentrum für Luft- und Raumfahrt e.V. (o. J.): Sachstandsberichte. http://www.de-
ipcc.de/de/128.php (Stand: 30.01.2014)  

118
  Rat für Nachhaltige Entwicklung (November 2013): Klimakonferenz in Warschau mit kleinen Fortschritten. 
Onlineartikel vom 25.11.2013. http://www.nachhaltigkeitsrat.de/index.php?id=8086 (Stand: 30.01.2014) 

119
  Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (Mai 2013): Klimaschutzpolitik in 
Deutschland. http://www.bmub.bund.de/themen/klima-energie/klimaschutz/nationale-klimapolitik/ (Stand: 
30.01.2014) 

120
  Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (Januar 2014): Daten zu den Treib-
hausgasemissionen in Deutschland - Nationaler Inventarbericht 2014 zum Deutschen Treibhausgasinventar 
1990-2012. http://www.bmub.bund.de/themen/klima-energie/klimaschutz/klimaschutzberichterstattung/ (Stand: 
30.01.2014) 

121
  Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (Februar 2013): Treibhausgasausstoß im 
Jahr 2012 um 1,6 Prozent gestiegen. Pressemitteilung Nr. 013/13 vom 25.02.2013. 
http://www.bmu.de/bmu/presse-reden/pressemitteilungen/pm/artikel/treibhausgasausstoss-im-jahr-2012-um-
16-prozent-gestiegen/ (Stand 01.03.2013) 

122
  Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz; Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit  (2013): Förderschwerpunkte. 
http://www.waldklimafonds.de/foerderschwerpunkte/ (Stand: 10.01.2014) 

123
  Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (Juli 2013): Bundesregierung bringt Waldklimafonds auf 
den Weg. Pressemitteilung Nr. 208 vom 03.07.2013. 
http://www.bmelv.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/2013/208-AI-Waldklimafonds.html (Stand: 10.01.2014) 

124
  Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (Dezember 2013): Waldklimafonds erfolgreich gestartet. 
Pressemitteilung Nr. 311 vom 30.12.2013. http://www.bmelv.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/2013/311-
Waldklimafonds.html (Stand: 10.01.2014) 

125
  Bundesministerium des Innern (September 2013): Bericht zur Flutkatastrophe 2013: Katastrophenhilfe, Ent-
schädigung, Wiederaufbau.  

126
  Ministerium für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz (Juni 2013): Brandenburg und Berlin arbeiten bei 
Hochwasser Hand in Hand. Pressemitteilung vom 10.06.2013. 
http://www.mugv.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.333020.de (Stand: 14.01.2014)   

127
  Ministerium für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz (Juni 2013): Zur Zur aktuellen Hochwassersituati-
on an den Brandenburger Flüssen. Pressemitteilung vom 09.06.2013. 
http://www.mugv.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.332915.de (Stand: 14.01.2014)  

128
  Ministerium für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz (Juni 2013): Zur aktuellen Hochwassersituation 
an den Brandenburger Flüssen. Pressemitteilung vom 10.06.2013. 
http://www.mugv.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.333017.de (Stand: 14.01.2014)  

129
  Bundesministerium des Innern (September 2013): Bericht zur Flutkatastrophe 2013: Katastrophenhilfe, Ent-
schädigung, Wiederaufbau.  

130
  Umweltministerkonferenz (September 2013): Umweltminister beschließen nationales Hochwasserschutz-
Programm. Sonderkonferenz der Umweltminister am 02.09.2013 in Berlin. Pressemitteilung vom 02.09.2013. 
http://www.umweltministerkonferenz.de/Presse.html (Stand: 14.01.2014)  

131
  Ministerium für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz (Dezember 2013): Schwarze Elster: Hochwas-
sergefahren- und Risikokarten vorgestellt. Pressemitteilung vom 11.12.2013. 
http://www.mugv.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.350122.de (Stand: 13.01.2014) 

132
  Deutscher Bauernverband (Februar 2013): Alte Wasserrechte sichern. Pressemeldung vom 21.02.2013. 
http://www.bauernverband.de/dbv-alte-wasserrechte-sichern (Stand: 18.12.2013) 

133
  Bekanntmachung der Neufassung der Trinkwasserverordnung (TrinkwVNB 2013) vom 02.08.2013. 



EPLR Brandenburg / Berlin  2007 – 2013 

Quellen 

111 

                                                                                                                                                   
134

  Verband Deutscher Maschinen- und Anlagenbau e. V., Fachverband Armaturen (oJ.): Trinkwasserverord-
nung. Onlineartikel. http://www.trinkwasser-wissen.net/de/trinkwasserverordnung.aspx (Stand: 06.02.2014)  

135
  Ministerium für Infrastruktur und Lndwirtschaft (November 2013): Pflanzenschutzmittel in OBerflächengewäs-
sern: Niedrige Werte – große Anstrengungen zur weiteren Minimierung in der Feldflur. Pressemitteilung vom 
21.11.2013. http://www.mil.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.348197.de (Stand: 13.01.2014) 

136
  Landesamt für Ländliche Entwicklung, Landwirtschaft und Flurneuordnung (September 2012): Belastung von 
Oberflächengewässern mit Pflanzenschutzmitteln: Hinweis und Empfehlungen. Pressemitteilung vo 
19.09.2012. http://lelf.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.308424.de (Stand: 13.01.2014) 

137
  Deutscher Bundestag (2013): Gesetz zur Stärkung der Innenentwicklung in den Städten und Gemeinden und 
weiteren Fortentwicklung des Städtebaurechts. http://dipbt.bundestag.de/extrakt/ba/WP17/467/46764.html 
(Stand: 13.02.2014) 

138
  Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und Verbraucherschutz Mecklenburg-Vorpommern (September 2013): 
Neues Baurecht bietet Gemeinden mehr Einfluss bei Landwirtschaftsentwicklung. Pressemeldung Nr. 
304/2013-20.09.2013. http://www.regierung-
mv.de/cms2/Regierungsportal_prod/Regierungsportal/de/lm/_Service/Presse/Archiv_Pressemitteilungen/index
.jsp?pid=58243 (Stand: 13.02.2014) 

139
  Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (o. J.): Inanspruchnahme von Flä-
chen in Deutschland. http://www.bmelv.de/DE/Landwirtschaft/Laendliche-
Raeume/Flaechen/_texte/Flaechenverbrauch.html (Stand: 11.12.2013) 

140
  Länderinitiative Kernindikatoren (Januar 2014): D1 – Flächenverbrauch. http://www.lanuv.nrw.de/liki-
newsletter/index.php?indikator=8&aufzu=4&mode=indi (Stand: 21.02.2014)  

141
  Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (o. J.): Inanspruchnahme von Flä-
chen in Deutschland. http://www.bmelv.de/DE/Landwirtschaft/Laendliche-
Raeume/Flaechen/_texte/Flaechenverbrauch.html (Stand: 11.12.2013) 

142
  Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (April 2013): Entwurf: Verordnung 
über die Kompensation von Eingriffen in Natur und Landschaft (Bundeskompensationsverordnung - BKompV). 
http://www.bmu.de/service/publikationen/downloads/details/artikel/entwurf-verordnung-ueber-die-
kompensation-von-eingriffen-in-natur-und-landschaft-bundeskompensationsverordnung-bkompv-1/ (Stand: 
16.01.2014) 

143
  Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (April 2013): Protokollnotzizen zu 
den BVVG-Privatisierungsgrundsätzen beschlossen. Pressemitteilung Nr. 123 vom 26.04.13. 
http://www.bmelv.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/2013/123-Protokollnotizen-BVVG-
Privatisierungsgrundsaetze-beschlossen.html (Stand: 17.12.2013) 

144
 Ministerium für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz Brandenburg (Juli 2013): Luftqualität in Branden-
burg – Jahresbericht 2012. http://www.lugv.brandenburg.de/cms/media.php/lbm1.a.3310.de/luft_12.pdf 
(Stand: 21.02.2014)  

145
  Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz (Februar 2014): Jahreskurzübersicht für Partikel 
(PM10). http://www.luis.brandenburg.de/i/ubis/I7100016/ (Stand: 24.02.2014)  

146
  Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit (Januar 2013): EFSA identifiziert Risiken durch Neonicotinoi-
de für Bienen. Pressemitteilung vom 16.01.2013. http://www.efsa.europa.eu/de/press/news/130116.htm 
(Stand: 22.01.2014) 

147
  Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit (Mai 2013): EFSA bewertet Risiken für Bienen durch Fipronil. 
Pressemitteilung vom 27.05.2013. http://www.efsa.europa.eu/de/press/news/130527.htm (Stand: 22.01.2014) 

148
  Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (Dezember 2013): Bienen - Lebensnotwendig für Nutz- 
und Wildpflanzen. Pflanzenschutzmittel-Zulassung. 
http://www.bmelv.de/DE/Landwirtschaft/Tier/TierzuchtTierhaltung/Bienen/_texte/BienenImkerei.html (Stand: 
21.01.2014) 

149
  Europäische Kommission (Mai 2013): Amtsblatt der Europäischen Kommission - Durchführungsverordnung 
(EU) Nr. 485/2013 der Kommission vom 24. Mai 2013 zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 
540/2011 hinsichtlich der Bedingungen für die Genehmigung der Wirkstoffe Clothianidin, Thiamethoxam und 
Imidacloprid sowie des Verbots der Anwendung und des Verkaufs von Saatgut, das mit diese Wirkstoffe ent-
haltenden Pflanzenschutzmitteln behandelt wurde. http://eur-
lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2013:139:0012:0026:DE:PDF (Stand: 21.01.2014) 



EPLR Brandenburg / Berlin  2007 – 2013 

Quellen 

112 

                                                                                                                                                   
150

  Europäische Kommission (August 2013): Amtsblatt der Europäischen Kommission - Durchführungsverord-
nung (EU) Nr. 781/2013 der Kommission vom 14. August 2013 zur Änderung der Durchführungsverordnung 
(EU) Nr. 540/2011 hinsichtlich der Bedingungen für die Genehmigung des Wirkstoffs Fipronil und zum Verbot 
der Verwendung und des Verkaufs von Saatgut, das mit Pflanzenschutzmitteln behandelt wurde, die diesen 
Wirkstoff enthalten. http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2013:219:0022:0025:DE:PDF 
(Stand: 22.01.2014) 

151
  Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (Dezember 2013): Bienen - Lebensnotwendig für Nutz- 
und Wildpflanzen. 
http://www.bmelv.de/DE/Landwirtschaft/Tier/TierzuchtTierhaltung/Bienen/_texte/BienenImkerei.html (Stand: 
21.01.2014) 

152
  Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (September 2013): Staatssekretär Müller diskutiert mit 
Experten über wirksamen Schutz für Bienen. Pressemitteilung Nr. 258 vom 11.09.2013. 
http://www.bmelv.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/2013/258-MUE-Bienenkonferenz-Sigmarszell.html 
(Stand: 22.01.2014) 

153
  Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (April 2013): Gemeinsam für die biologi-
sche Vielfalt – Rechenschaftsbericht 2013. 
http://www.bmub.bund.de/fileadmin/Daten_BMU/Pools/Broschueren/rechenschaftsbericht_2013_biolog_vielfal
t_broschuere_bf.pdf (Stand: 19.02.2014) 

154
  Ministerium für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz (Juli 2013): Naturschutzgebiet neu festgesetzt. 
Pressemitteilung vom 19.07.2013. http://www.mugv.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.336432.de (Stand: 
14.01.2014)  

155
  Ministerium für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz (März 2013): Naturschutzgebiet „Oberes Rhin-
luch“ sicher Kranichrastplatz. Pressemitteilung vom 26.03.2013. 
http://www.mugv.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.326443.de (Stand: 15.01.2014)  

156
  Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung: Liste alter einheimischer Geflügelrassen in Deutschland. 
Zentrale Dokumentation Tiergenetischer Ressourcen in Deutschland. Tabelle online verfügbar. 
http://tgrdeu.genres.de/gefaehrdung/bdrg (Stand: 06.01.2014) 

157
  Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (Dezember 2013): Neue Rote Liste: 70 Prozent der heimi-
schen Nutztierrassen gefährdet. Pressemitteilung vom 19.12.2013. 
http://www.ble.de/DE/08_Service/03_Pressemitteilungen/2013/131219_RoteListe.html (Stand: 06.01.2014) 

158
  Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung: Gefährdung tiergenetischer Ressourcen. Onlineartikel. 
http://www.genres.de/haus-und-nutztiere/gefaehrdung/ (Stand: 06.01.2014) 

159
  Bundesamt für Naturschutz (2013): High-Nature-Value-Farmland-Indikator (HNV-Indikator): Ergebnisse der 
Kartierungsdurchgänge mit Stand 2013 für das Bundesland Brandenburg – Hochrechnungsmethodik Stand 
Januar 2013.  

160
  Deutscher Bundestag (2013): CDU/CSU bleibt größte Fraktion im Bundestag. 
http://www.bundestag.de/bundestag/wahlen/wahlergebnisse_2013/index.html (Stand: 09.01.2014) 

161
  Deutscher Bundestag (2013): Parteivorsitzende unterzeichnen Koalitionsvertrag. 
http://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2013/48077057_kw48_koalitionsvertrag/ (Stand: 09.01.2014) 

162
  CDU Deutschlands, CSU-Landesleitung, SPD (Dezember 2013): Deutschlands Zukunft gestalten - Koalitions-
vertrag zwischen CDU, CSU und SPD - 18. Legislaturperiode. 
https://www.cdu.de/sites/default/files/media/dokumente/koalitionsvertrag.pdf (18.02.2014) 

163
  Frankfurter Allgemeine Zeitung GmbH (Dezember 2013): Das ist Merkels neues Kabinett. Artikel vom 
15.12.2013. http://www.faz.net/aktuell/politik/inland/grosse-koalition-das-ist-merkels-neues-kabinett-
12711395.html (Stand: 09.01.2014) 

164
   Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (Dezember 2013): Hans-Peter Friedrich tritt sein 
Amt an als neuer Bundesminister für Ernährung und Landwirtschaft. Pressemitteilung Nr. 307 vom 18.12.13. 
http://www.bmelv.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/2013/307-FR-Friedrich-Amtsuebernahme.html (Stand: 
09.01.2014) 

165
  Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (Dezember 2013): Amtsantritt der 
neuen Leitung des Ministeriums. http://www.bmu.de/bmu/leitung-des-hauses/amtsantritt/ (Stand: 09.01.2014) 

166
  Spiegel Online GmbH (Dezember 2013): Kabinettsliste: Das sind Merkels wichtigste Minister. Artikel vom 
14.12.2013. http://www.spiegel.de/politik/deutschland/neues-kabinett-diese-minister-von-cdu-und-spd-stehen-
fest-a-939103.html (Stand: 09.01.2014) 



EPLR Brandenburg / Berlin  2007 – 2013 

Quellen 

113 

                                                                                                                                                   
167

  Süddeutsche (Mai 2013): Zwei Fleischhändler wegen Betrugs festgenommen. Onlineartikel vom 23.05.2013. 
http://www.sueddeutsche.de/panorama/pferdefleisch-skandal-zwei-fleischhaendler-wegen-betrugs-
festgenommen-1.1679367 (Stand 18.12.2013) 

168
  Ministerium für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz (März 2013): Pferdefleisch in Lebensmitteln. 
Onlineartikel vom 13.03.2013. http://www.mugv.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.322990.de (Stand: 
15.01.2014)  

169
  Ministerium für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz (April 2013): Pferdefleisch-Skandal: Fünf Betriebe 
in Brandenburg betroffen. Pressemitteilung vom 11.04.2013. 
http://www.mugv.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.327725.de (Stand: 14.01.2014)  

170
  Verbraucherschutzminister des Bundes und der Länder (Februar 2013): Nationaler Aktionsplan, Aufklärung – 
Transparenz – Information – Regionalität. Ergebnis der Beratungen der Verbraucherschutzministerinnen und  
-minister der Länder und des Bundes am 18. Februar 2013 in Berlin.  

171
  Ministerium für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz (März 2013): Verunreinigter Futtermais aus Nie-
dersachsen: In Brandenburg 8 Betriebe beliefert. Pressemitteilung vom 01.03.2013. 
http://www.mugv.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.324198.de (Stand: 15.01.2014)  

172
  Ministerium für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz (März 2013): Laborergebnisse zu Schimmelpilz-
gift in Futtermitteln liegen vor. Pressemitteilung vom 07.03.2013. 
http://www.mugv.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.324814.de (Stand: 15.01.2014) 

173
  Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (März 2013): Lebensmittelsicherheit: Die Zusammenar-
beit der Behörden und die Information der Öffentlichkeit werden verbessert. Pressemitteilung Nr. 71 vom 
01.03.2013. http://www.bmelv.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/2013/071-LFGB_Bundestag.html (Stand: 
19.12.2013) 

174
  Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (November 2013): Zweite Datenmeldung zur 
Antibiotikaabgabe in der Tiermedizin. Onlineartikel vom 11.11.2013. 
http://www.bvl.bund.de/DE/08_PresseInfothek/01_FuerJournalisten/01_Presse_und_Hintergrundinformatione
n/05_Tierarzneimittel/2013/2013_11_11_pi_Abgabemengen.html (Stand: 19.12.2013) 

175
  Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (o. J): Neues Arzneimittelgesetz für mehr Schutz vor 
Antibiotika-Resistenzen. Internetseite. 
http://www.bmelv.de/DE/Landwirtschaft/Tier/Tiergesundheit/Tierarzneimittel/_texte/Gesetz_Antibiotikarsistenz
en.html (Stand 19.12.2013) 

176
  Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (Januar 2013): GAK-Rahmenplan 
2013. Der Planungsausschuss für Agrarstruktur und Küstenschutz (PLANAK) hat am 12.12 2012 den Rah-
menplan 2013 der Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" (GAK) 
beschlossen. 
http://www.bmelv.de/SharedDocs/Standardartikel/Landwirtschaft/Foerderung/GAK/Foerdergrundsaetze2013.h
tml (Stand: 31.01.2013) 

177
  Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie (2012): Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar-
struktur und des Küstenschutzes“ (GAK). Wichtige Hinweise. http://www.foerderdatenbank.de/Foerder-
DB/Navigation/Foerderrecherche/suche.html?get=views;document&doc=10235 (Stand: 31.01.2013) 

178
  Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (Januar 2013): Ausblick für den 
GAK-Rahmenplan 2014-2017. Der Planungsausschuss für Agrarstruktur und Küstenschutz hat am 12. De-
zember 2012 für den Rahmenplan 2014 – 2017 richtungsweisende Beschlüsse gefasst. 
http://www.bmelv.de/SharedDocs/Standardartikel/Landwirtschaft/Foerderung/GAK/Rahmenplan2014.html 
(Stand: 31.01.2013) 

179
  Deutscher Landwirtschaftsverlag GmbH (Dezember 2012): „Premium“ und „Basis“ statt Regelförderung – 
AFP-Grundsätze. LAND & Forst Nr. 51/52, 20. Dezember 2012, S. 8. 

180
  Bundesministerium der Justiz (April 2013): Gesetz zur Weiterentwicklung der Marktstruktur im Agrarbereich 
(Agrarmarktstrukturgesetz - AgrarMSG). http://www.gesetze-im-internet.de/bundesrecht/agrarmsg/gesamt.pdf 
(Stand: 21.01.2014) 

181
  Landwirtschaftskammer Niedersachsen (Januar 2014): Milchpaket und Agrarmarktstrukturgesetz / Agrar-
marktstrukturverordnung - Aus Erzeugergemeinschaften werden Erzeugerorganisationen. http://www.lwk-
niedersachsen.de/index.cfm/portal/foerderung/nav/1624/article/24115.html (Stand: 21.01.2014) 

182
  Bundesregierung (April 2013): Nationaler Aktionsplan zur nachhaltigen Anwendung von Pflanzenschutzmit-
teln. Drucksache 17/13076 vom 15.04.2013. 



EPLR Brandenburg / Berlin  2007 – 2013 

Quellen 

114 

                                                                                                                                                   
183

  Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (Dezember 2013): Ernährung, 
Landwirtschaft, Verbraucherschutz: Was sich 2013 ändert. Pressemitteilung Nr. 395 vom 27.12.2012. 
http://www.bmelv.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/2012/395-Was-aendert-sich-
2013.html?searchArchive=0&cl2Categories_Themen=LandwirtschaftLaendlicheRaeume&submit=Suchen&mo
nat=dezember&jahr=2012&searchIssued=1 (Stand: 15.01.2014)  

184
  Bundesministerium für Arbeit und Soziales und Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz (November 2011): Material zur Information zum Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung der 
Organisation der landwirtschaftlichen Sozialversicherung (LSV-NOG) (Stand November 2011).  

185
  Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (April 2013): Mehrfachversicherung. Onlineartikel vom 
16.04.2013. http://www.bmelv.de/DE/Landwirtschaft/Pflanze/Acker-
Pflanzenbau/_Texte/Mehrgefahrenversicherung.html (Stand: 15.01.2014)  

186
  Deutscher Bauernverband (Februar 2013): Verwertung von Gülle in Biogasanlagen gesichert. Pressemeldung 
vom 21.2.2013. http://www.bauernverband.de/verwertung-guelle-biogasanlagen-gesichert (Stand: 18.12.2013) 

187
  Deutscher Bauernverband (Februar 2013): Bundestag beschließt mehr Pflichten für Tierhalter. Pressemel-
dung vom 28.02.2013. http://www.bauernverband.de/bundestag-beschliesst-pflichten-fuer-tierhalter (Stand 
19.12.2013)  

188
  Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (März 2013): Fünf wichtige Gesetzesvorhaben durch 
den Bundesrat bestätigt. Pressemitteilung Nr. 95 vom 22.03.2013. 
http://www.bmelv.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/2013/095-Bundesrat_Gesetzentwuerfe-BMELV.html 
(Stand: 19.12.2013) 

189
  Europäische Union (April 2013): Amtsblatt der Europäischen Union L 105/1 vom 13.04.2013. DURCHFÜH-
RUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 335/2013 DER KOMMISSION vom 12. April 2013 zur Änderung der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1974/2006 mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 des Rates 
über die Förderung der Entwicklung des ländlichen Raums durch den Europäischen Landwirtschaftsfonds für 
die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER). http://eur-
lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2013:105:0001:0003:DE:PDF (Stand: 12.02.2014) 

190
  Deutsche Vernetzungsstelle Ländliche Räume (DVS) in der Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung 
(BLE) (o. J.): ELER-Grundlagen – ELER-Durchführungsverordnung (DVO). http://www.netzwerk-laendlicher-
raum.de/themen/eler/rechtsgrundlagen/ (Stand: 12.02.2014) 

191
  Europäische Kommission (Dezember 2013): Die Gemeinsame Agrarpolitik nach 2013. 
http://ec.europa.eu/agriculture/cap-post-2013/index_de.htm (Stand: 03.02.2014) 

192
  Europäische Kommission (Juni 2013): Politische Einigung über eine Neuausrichtung der Gemeinsamen Ag-
rarpolitik. Pressemitteilung vom 26.06.2013. http://europa.eu/rapid/press-release_IP-13-613_de.htm (Stand: 
12.02.2014) 

193
  AMK-Geschäftsstelle (November 2013): Agrarministerkonferenz am 4. November 2013 in München - Ergeb-
nisprotokoll. https://www.agrarministerkonferenz.de/documents/AMK_Ergebnisprotokoll.pdf (Stand: 
03.02.2014) 

194
  Deutsche Vernetzungsstelle Ländliche Räume (DVS) in der Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung 
(BLE) (o. J.): Der Weg zu GAP und ELER nach 2013. http://www.netzwerk-laendlicher-raum.de/themen/eler-
nach-2013/ (Stand: 03.02.2014) 

195
  CDU Deutschlands, CSU-Landesleitung, SPD (Dezember 2013): Deutschlands Zukunft gestalten - Koalitions-
vertrag zwischen CDU, CSU und SPD - 18. Legislaturperiode. 
https://www.cdu.de/sites/default/files/media/dokumente/koalitionsvertrag.pdf (18.02.2014) 

196
  Landwirtschaftsverlag GmbH (November 2013): GAK-Aufstockung ungewiss. top agrar Online-Artikel vom 
28.11.2013. http://www.topagrar.com/news/Home-top-News-GAK-Aufstockung-ungewiss-1296253.html 
(Stand: 19.02.2014) 

197
  Europäische Kommission (Dezember 2013): Die Gemeinsame Agrarpolitik nach 2013. 
http://ec.europa.eu/agriculture/cap-post-2013/index_de.htm (Stand: 03.02.2014) 

198
  Europäische Union (Dezember 2013): Amtsblatt der Europäischen Union L 347/ 487 vom 20.12.2013. VER-
ORDNUNG (EU) Nr. 1305/2013 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 17. Dezem-
ber 2013 über die Förderung der ländlichen Entwicklung durch den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die 
Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005. http://eur-
lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2013:347:0487:0548:DE:PDF (Stand: 17.02.2014) 



EPLR Brandenburg / Berlin  2007 – 2013 

Quellen 

115 

                                                                                                                                                   
199

  Europäische Union (Dezember 2013): Amtsblatt der Europäischen Union L347/865 vom 20.12.2013. VER-
ORDNUNG (EU) Nr. 1310/2013 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 17. Dezem-
ber 2013 mit bestimmten Übergangsvorschriften betreffend die Förderung der ländlichen Entwicklung durch 
den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER), zur Änderung der 
Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates betreffend die finanziellen Res-
sourcen und ihre Verteilung im Jahr 2014 sowie zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates 
und der Verordnungen (EU) Nr. 1307/2013, (EU) Nr. 1306/2013 und (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen 
Parlaments und des Rates hinsichtlich ihrer Anwendung im Jahr 2014. http://eur-
lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2013:347:0865:0883:DE:PDF (Stand: 17.02.2014) 

200
  Europäische Union (Dezember 2013): Amtsblatt der Europäischen Union L347/549 vom 20.12.2013. VER-
ORDNUNG (EU) Nr. 1306/2013 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 17. Dezem-
ber 2013 über die Finanzierung, die Verwaltung und das Kontrollsystem der Gemeinsamen Agrarpolitik und 
zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 352/78, (EG) Nr. 165/94, (EG) Nr. 2799/98, (EG) Nr. 814/2000, 
(EG) Nr. 1290/2005 und (EG) Nr. 485/2008 des Rates. http://eur-
lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2013:347:0549:0607:DE:PDF (Stand: 17.02.2014)  

201
  Europäische Union (Dezember 2013): Amtsblatt der Europäischen Union L347/608 vom 20.12.2013. VER-
ORDNUNG (EU) Nr. 1307/2013 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 17. Dezem-
ber 2013 mit Vorschriften über Direktzahlungen an Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe im Rahmen von Stüt-
zungsregelungen der Gemeinsamen Agrarpolitik und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 637/2008 des 
Rates und der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates. http://eur-
lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2013:347:0608:0670:DE:PDF (Stand: 17.02.2014)  

202
  Europäische Union (Dezember 2013): Amtsblatt der Europäischen Union L347/671 vom 20.12.2013. VER-
ORDNUNG (EU) Nr. 1308/2013 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 17. Dezem-
ber 2013 über eine gemeinsame Marktorganisation für landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der 
Verordnungen (EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007. http://eur-
lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2013:347:0671:0854:DE:PDF (Stand: 17.02.2014) 

203
  Europäische Kommission, Delegierte Verordnung (EU) Nr. .../... der Kommission vom 11.03.2014. Brüssel, 
den 11.03.2014 C(2014) 1460 final, Art.18 

204  
Europäischer Gerichtshof (2010): Urteil des Gerichtshofs vom 09.11.2010 in den Rechtssachen C-92/09 und 
C-93/09 (Vorabentscheidung) zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Da-
ten – Veröffentlichung von Informationen über die Empfänger von Agrarbeihilfen – Gültigkeit der Unions-
rechtsvorschriften, die diese Veröffentlichung vorsehen und deren Modalitäten festlegen – Charta der Grund-
rechte der Europäischen Union – Art. 7 und 8 – Richtlinie 95/46/EG – Auslegung der Art. 18 und 20“ 
http://curia.europa.eu  

205  
Europäischer Rat (2007): Verordnung (EG) Nr. 1290/2005 des Rates vom 21.06.2005 über die Finanzierung 
der Gemeinsamen Agrarpolitik (ABl. L209, S.1) in der durch die Verordnung (EG) Nr. 1437/2007 des Rates 
vom 26.11.2007 (ABl. L 322, S.1) geänderten Fassung. 

 
Europäische Kommission (2008): Verordnung (EG) Nr. 259/2008 der Kommission vom 18.03.2008 mit Durch-
führungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1290/2005 hinsichtlich der Veröffentlichung von Informatio-
nen über die Empfänger von Mitteln aus dem Europäischen Garantiefonds für die Landwirtschaft (EGFL) und 
dem Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) (ABl. L 76, S.28). 

206 
 Europäische Kommission (2011): Durchführungsverordnung (EU) Nr. 410/2011 der Kommission vom 27. April 
2011 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 259/2008 mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EG) 
Nr. 1290/2005 des Rates hinsichtlich der Veröffentlichung von Informationen über die Empfänger von Mitteln 
aus dem Europäischen Garantiefonds für die Landwirtschaft (EGFL) und dem Europäischen Landwirtschafts-
fonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) (ABl. L 108/24) 


